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Die Ermächtigung des vergleichsrichters zur Kündigung von Lehrverträgen. 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Victor Frieſe, Berlin. 


Die ungünſtige Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe hat die Rechtſprechung der Arbeitsgerichtsbehörden vor 
die Entſcheidung einer Reihe ſchwieriger Rechtsfragen ge⸗ 
ſtellt. Dies gilt insbeſondere für die Rechtsverhältniſſe der 
Lehrlinge. Eine Fülle von Entſcheidungen iſt darüber er⸗ 
gangen, wer das Betriebsriſiko trägt, wenn dem Lehrherrn 
infolge der ungünſtigen Wirtſchaftslage die weitere Ausbil⸗ 
dung des Lehrlings durch das Fehlen von Aufträgen un⸗ 
möglich wird. Nachdem durch die Rechtſprechung des RArbG. 
die weitere Frage, ob der gewerbliche Lehrvertrag durch den 
Konkursverwalter gemäß § 22 KO. gekündigt werden kann, 
für die Praxis geklärt worden ift (vgl. ArbRſpr. 1931, 249), 
iſt neuerdings die Frage aufgetaucht, ob der Vergleichsrichter 
im gerichtlichen Vergleichsverfahren zur Abwendung des Kon⸗ 
kurſes den Schuldner nach § 29 VerglO. ermächtigen kann, 

ehrverträge zu kündigen. Die Vergleichsrichter haben ins⸗ 
beſondere beim AG. Mitte in Berlin die Ermächtigung zur 
Kündigung zahlreicher Lehrverträge erteilt. Die auf Grund 
der Ermächtigung gekündigten Lehrlinge haben zahlreiche 
Klagen mit dem Antrag erhoben, feſtzuſtellen, daß ihr Lehr⸗ 
vertrag fortbeſtehe. Das ArbGG. Berlin hat eine derartige 
Feſtſtellungsklage abgewieſen und ausgeſprochen, daß der 
Vergleichsrichter dem Schuldner die Ermächtigung zur friſt⸗ 
loſen Kündigung von Lehrverträgen erteilen kann (24/25 A0 
1432/31). Das LArbGi. Berlin hat entgegengeſetzt entſchieden 
(103 8 2774/31). Das RArbG. hat zu der praktiſch außer⸗ 
ordentlich wichtigen Frage noch keine Stellung genommen. 

Im Schrifttum iſt die Frage bisher nicht genügend ge⸗ 
prüft und geklärt worden. Oechßler: Kartenauskunftei des 
Arbeitsrechts Nr. 238 v. 11. Okt. 1927 unter Vergl. 
4. Fortſ., Maeder, Die Einwirkung des Vergleichsverfah⸗ 
rens 1929 S. 73, Samolewitz, VerglO. S. 73 vertreten 
ohne nähere Begründung die Anſicht, daß Lehrverträge auf 
Grund der Ermächtigung durch den Vergleichsrichter nach 
929 VerglO. friſtlos gekündigt werden können. Dieſelbe An⸗ 
ſicht vertritt anſcheinend Dappel, Kündigung und Kündi⸗ 
Zungsbeſchränkungen im Arbeitsrecht, Mannheim 1931 S. 169, 
er zur Begründung aber nur auf die Rechtſprechung zu $ 22 
' D. verweiſt. Nagel, Beiderſeits unerfüllte gegenſeitige Ver⸗ 
träge im Vergleichsverfahren 1929 S. 117, vertritt die An⸗ 
licht, daß der Lehrvertrag auf Grund der Ermächtigung des 

ergleichsrichters zwar nicht friſtlos, wohl aber unter Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Friſten für die gewerblichen Arbeiter 


gekündigt werden könne. Kieſow, VerglO., 3. Aufl., S. 331 
ſchließt ſich der Anſicht Nagels an. Er meint ferner, da der 
Lehrling unter Umſtänden in dem zuſammengebrochenen Be⸗ 
trieb nichts mehr werde lernen können, könne der kaufmän⸗ 
niſche Lehrvertrag häufig aus wichtigem Grund nach 88 77 
und 70 HGB. friſtlos gekündigt werden. Für den gewerb⸗ 
lichen Lehrvertrag werde nach § 127 b Abſ. 3 Ziff. 2 Gemd. 
die friſtloſe Kündigung zuläſſig ſein. Der Begründung Kie⸗ 
ſows kann für den gewerblichen Lehrvertrag nicht zugeſtimmt 
werden. § 127 b Abſ. 3 GewO. findet keine Anwendung, da 
dieſe Vorſchrift lediglich dem Lehrling, nicht aber dem Lehr⸗ 
herrn ein Recht zur friſtloſen Kündigung gibt. Ein ſolches 
Recht iſt auch aus anderen Vorſchriften der GewO. nicht her⸗ 
zuleiten. 

Es bedarf zunächſt der Prüfung, ob die Arbeitsgerichts⸗ 
behörden überhaupt befugt ſind, die vom Vergleichsrichter 
erteilte Ermächtigung auf ihre Rechtswirkſamkeit hin nach⸗ 
zuprüfen. Nach § 14 VerglO. find die Entſcheidungen des 
Vergleichsrichters im allgemeinen, insbeſondere auch die nach 
829 VerglO. ergehenden Entſcheidungen, unanfechtbar. Das 
hindert jedoch nach herrſchender Lehre und Rechtſprechung 
nicht die Nachprüfung auf dem Prozeßwege, ob die materiell- 
rechtlichen Vorausſetzungen für die Ermächtigung vorliegen, 
d. h. ob ein Lehrvertrag ein Dienſtvertrag i. S. des § 29 
VerglO. iſt (vgl. RG. 100, 1ff. und Kieſow, VerglO., 
3. Aufl., 1930, § 28 Anm. 42 S. 314). 

Dafür, daß § 29 VerglO. auf den Lehrvertrag zur An⸗ 
wendung gelangt, ſpricht zunächſt der Wortlaut der VerglO., 
nach dem 8 28 Vergl. auf „Dienſtverträge, bei denen der 


Schuldner der Dienſtberechtigte iſt“, mit beſtimmten Maß⸗ 


gaben Anwendung findet. Der Lehrvertrag iſt auf Grund 
der Entwicklung des modernen Arbeitsrechts als Dienſt⸗ bzw. 
Arbeitsvertrag anzuſehen (vgl, RArbcg. 1, 313; 2, 226; 
3, 223; 7, 35; BenshSamml. 6, 140; ArbRſpr. 1930, 356; 
Hueck, Lehrbuch des Arbeitsrechts Bd. 1 S. 396 und dort 
Zitierte). 

Für dieſe Auslegung ſpricht auch der Vergleich des 
Wortlauts von § 29 VerglO. mit 8 22 KO., der auf Lehr⸗ 
verträge zur Anwendung gelangt, obwohl nach § 22 KO. 
auch nur die Kündigung eines Dienſtverhältniſſes zuläſſig 
iſt (vgl. RArbGG.: ArbRipr. 1931, 249). Während aber bei 
Schaffung der KO. die Auffaſſung, daß der Lehrvertrag ein 
Dienſtvertrag ſei, ſich noch nicht durchgeſetzt hakte, und des⸗ 
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Richtig ift, daß bei Anwendung des 8 29 VerglO. Schwie⸗ 
rigkeiten für die Auslegung des Geſetzes deshalb entſtehen, 
weil Dienſtverträge nach dieſer Vorſchrift nur unter Einhal⸗ 
tung der geſetzlichen Kündigungsfriſt gekündigt werden können, 
für den Lehrvertrag geſetzliche Kündigungsfriſten aber nicht 
vorhanden find. In dieſer Hinſicht beſteht in 8 29 VerglO. 
die gleiche Lücke wie in § 22 KO., nach dem gleichfalls das 
Dienſtverhältnis und ſonach der Lehrvertrag nur unter Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt gekündigt werden 
kann, ſofern man ſich an den Wortlaut des Geſetzes hält. 
Aus der Lücke in § 29 VerglO. kann keineswegs mit dem 
LArb G. Berlin a. a. O. geſchloſſen werden, daß 8 29 VerglO. 
auf Lehrverträge nicht zur Anwendung gelangt. Offenbar hat 
der Geſetzgeber überſehen, daß für den Lehrvertrag eine ge⸗ 
ſetzliche Kündigungsfriſt nicht in Frage kommt. Erklärlich iſt 
das vielleicht aus der Entſtehungsgeſchichte des 8 29 VerglO. 
Während ſich in der Bekanntmachung des Reichskanzlers be⸗ 
treffend die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht zur Abwen⸗ 
dung eines Konkursverfahrens v. 8. Aug. 1914 (RGBl. 363) 
nur die Beſtimmung in 89 befindet, daß Arbeitnehmer mit 
den nach 8 61 Ziff. 1 und 2 KO. bevorzugten Forderungen 
von dem Geſchäftsaufſichtsverfahren nicht betroffen werden, 
hat § 11 der Bekanntmachung des Reichskanzlers über die 
Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes v. 14. Dez. 
1916 (RGBL 1363) erſtmalig beſtimmt, daß in dem Ge⸗ 
ſchäftsaufſichtsverfahren, aus dem das Vergleichsverfahren 
hervorgegangen iſt, ein Dienſtverhältnis mit Ermächtigung 
des Gerichts gekündigt werden kann. Nach dieſer Vorſchrift 
ift die Kündigungsfrist, falls keine kürzere Friſt abgedungen 
iſt, die geſetzliche. Auch in dieſer Vorſchrift iſt der Lehrver⸗ 
trag nicht erwähnt. Wahrſcheinlich deshalb, weil die Rechts⸗ 
natur des Lehrvertrages damals noch nicht geklärt war. Man 
hat die Vorſchrift deshalb auch auf Lehrverträge nicht anwen⸗ 
den wollen (vgl. z. B. Moſſe⸗ Heymann, HGB. 8 77 
Anm. 5). Bei der Umarbeitung des $ 11 GeſchAufſVO. in 
8 29 VerglO. iſt dann anſcheinend überſehen worden, daß für 
den Lehrvertrag eine geſetzliche Kündigungsfriſt nicht ge⸗ 
regelt iſt. 

Iſt nach alledem die Lücke hinſichtlich der Kündigungs⸗ 
friſt für den Lehrvertrag in 829 VerglO. auszufüllen, jo 
fragt es ſich, ob mit dem RArbG. in der Entſcheidung zu 
§ 22 KO.: Arbgiſpr. 1931, 249 anzunehmen it, daß an 
Stelle der geſetzlichen Kündigungsfriſt die friſtloſe Entlaſſung 
zu treten hat, oder ob eine richterliche Friſt als Kün⸗ 
digungsfriſt zu ſchaffen iſt. Es beſtehen keine Bedenken 
ſchon mit Rückſicht auf die ähnliche Rechtslage in § 22 KO., 
für den Lehrvertrag an Stelle einer Kündigungsfriſt die 
friſtloſe Entlaſſung zuzulaſſen. Die genannte Entſcheidung 
des LArbch. Berlin iſt für den Lehrvertrag eines Bau⸗ 
lehrlings ergangen. Da im Baugewerbe für den gewerblichen 
Arbeitnehmer Kündigungsausſchluß beſteht, und zwar kraft 
Tarifvertragsrecht und kraft Gewohnheitsrecht, iſt die Anſicht 
des RAS, Berlin a. a. O., das RArbG. ſtelle durch Zu⸗ 
laſſung der friftlofen Entlaſſung nach 8 22 KO. den Lehrling 
ſchlechter als die übrigen Arbeitnehmer, unzutreffend. 

Abweichend von den Ausführungen des LArbG. Berlin 
a. a. O. folgt die Ablehnung der Anwendbarkeit des 8 29 
VerglO. auf den Lehrvertrag auch nicht aus dem Zweck des 
VerglVerf. Das LArbG. Berlin meint, im Gegenſatz zum Kon⸗ 
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kursverfahren ziele das Vergleichsverfahren auf die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Betriebes hin und damit grundſätzlich auf die 
Fortdauer der Unterweiſungs möglichkeit für die Lehrlinge. 
Dieſe Auffaſſung ift nicht richtig. Es ſind viele Fälle prak⸗ 
tiſch geworden, in denen auf abſehbare Zeit nach Abſchluß 
des Vergleichsverfahrens keine Ausbildungs möglichkeit für die 
Lehrlinge vorhanden war. Das iſt gerade auch in dem vom 
LArbch. Berlin a. a. O. entſchiedenen Prozeß der Fall. Es 
iſt weiter eine Unterweiſungsmöglichkeit für die Lehrlinge 
dann nicht gegeben, wenn es ſich um die nach Rechtslehre 
und Rechtſprechung zuläſſigen Liquidationsvergleiche handelt, 
die gerade auf die Liquidation und nicht auf die Fortfüh⸗ 
rung des Betriebes hinzielen (vgl. Kieſow a. a. O. S. 160 ff., 
180 ff.). Für dieſe Fälle treffen gerade die Ausführungen des 
R ArbG. in der angeführten Entſcheidung über 8 22 KO. zu, 
Es läuft dem Zweck des Lehrvertrages zuwider und entſpricht 
nicht den Belangen des Lehrlings, wenn ein Lehrvertrag ohne 
Inhalt, ohne Lehr⸗ und Unterweiſungsmöglichkeit aufrecht⸗ 
erhalten bleibt. 


Zu Unrecht meint das LArbch. Berlin a. a. O. weiter, 
die Rechtſprechung dürfe bei der jetzigen Wirtſchaftslage nicht 
in den Intereſſenkonflikt, der zwiſchen dem Lehrling und dem 
Arbeitgeber in Fällen der vorliegenden Art entſtanden iſt, 
eingreifen. Sie müſſe grundſätzlich die Vertragstreue be⸗ 
tonen, ſie dürfe durch die Zulaſſung der Auflöſung beſtehender 
Verträge nicht die wirtſchaftliche Vertrauenskriſe verſtärken. 
Es handelt ſich bei der Frage, ob ein Lehrvertrag nach 8 29 
VerglO. gekündigt werden kann, nicht um ein Problem, das 
nur eine Auseinanderſetzung zwiſchen Arbeitgeber und Ar⸗ 
beitnehmer, zwiſchen Lehrherrn und Lehrlingen betrifft. Das 
Problem betrifft auch die Intereſſen der Geſamtwirtſchaft, die 
Intereſſen der Gläubiger, die nicht Arbeitnehmer find, und die 
Intereſſen der Arbeitnehmer, die nicht Lehrlinge ſind. Fur 
die Ausgeſtaltung des Vergleichsverfahrens iſt in erſter Linie 
die Rückſicht auf die Geſamtwirtſchaft maßgebend (vgl. Kie⸗ 
ſow a. a. O. S. XXXV der Einleitung; Lucas, Die VerglO. 
IW. 1927, 1665). In zahlreichen Fällen wird eine Firma, 
die zur Aufrechterhaltung der Lehrverträge gezwungen iſt, 
das Vergleichsverfahren nicht durchführen können, ſondern 
mit Rückſicht auf die Anſprüche der Lehrlinge auf Zahlung 
der Lehrlingsentſchädigung für die Zeit nach Eröffnung und 
Abſchluß des Vergleichsverfahrens zur Anmeldung des Kon⸗ 
kursverfahrens genötigt fein. Das liegt dann weder im 
Intereſſe der Geſamtwirtſchaft noch der Gläubiger, auch nicht 
im Intereſſe der Arbeitnehmer, die an Stelle einer höheren 
Vergleichsquote die in der Regel niedrigere Konkursquote 
erhalten. 


Das LArbG. Berlin überfieht auch, daß nach der Vergl. 
nicht jeder Lehrvertrag gekündigt werden kann. 5 28 Vergl. 
der nach 829 a. a. O. inſoweit auch auf den Lehrvertrag 
zur Anwendung gelangt, ſchreibt ausdrücklich vor, daß vol 
der Entſcheidung über die Ermächtigung zur Kündigung da“ 
Gericht die beſtellte Vertrauensperſon und den Vertragsgegner, 
d. h. den Lehrling (bei Minderjährigkeit ſeinen geſetzlichen 
Vertreter) hören ſoll. Die Ermächtigung zur Kündigung DE? 
Lehrvertrages ſoll nur erteilt werden, wenn die Erfüllung 
oder die weitere Erfüllung des Vertrages das Zuſtandekom 
men oder die Ausführbarkeit des Vergleichs gefährden würde, 
und die Ablehnung der Erfüllung dem anderen Teil keinen 
unverhältnismäßigen Schaden bringt. Das ArbG. hat in kel 
nem Fall nachzuprüfen, ob das Vergleichsgericht die Ermäch⸗ 
tigung zu Unrecht erteilt hat. Über die Zweckmäßigkeit den 
Ermächtigung entſcheidet allein das Vergleichsgericht (vgl 
Kieſow a. a. O. S. 314 Anm. 42 zu $ 28; ferner Cahn, 
VerglO. S. 187). Der Geſetzgeber hat mit gutem Grund bit 
Prüfung, ob ein Lehrvertrag zur Aufhebung gelangen ſol 
in die Hand des Vergleichsrichters gelegt. Es ſollen nich 
nur ſoziale, arbeits rechtliche Erwägungen, ſondern auch wirt“ 
ſchaftliche Geſichtspunkte im Intereſſe der Allgemeinheit u 
im Intereſſe der Gläubiger, die nicht Lehrlinge ſind, berüd’ 
fichtigt werden. Dem Arbch. werben in der Regel für die m 
Frage kommenden Geſichtspunkte die praktiſchen Erfahrungen 
fehlen. Durch die Regelung in 8 28 VerglO. find jedenfall 
die Belange des Lehrlings genügend gewahrt. Der verftändig® 
Vergleichsrichter wird prüfen, ob und inwieweit ein Unter 
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nehmen weiter arbeiten kann, ob und inwieweit die Möglich⸗ 
keit der weiteren Ausbildung der Lehrlinge vorhanden iſt, 
und er wird die Intereſſen der Lehrlinge, der übrigen Gläu⸗ 
biger und nicht zuletzt die Intereſſen der Geſamtwirtſchaft 
an der Aufrechterhaltung des Unternehmens ſorgfältig ab⸗ 
wägen. Beſteht die Möglichkeit der Fortbildung des Lehr⸗ 
lings, ſo wird er die Ermächtigung zur Kündigung des Lehr⸗ 
vertrages nicht erteilen. Ebenſo wird er verfahren, wenn der 
Lehrling nur noch eine kurze Lehrzeit durchzumachen hat, da 
in dieſem Fall die Ablehnung der Erfüllung dem Lehrling 
unverhältnismäßig großen Schaden bringen würde. Sind zu 
viel Lehrlinge vorhanden, und können bei Fortführung des 
Unternehmens im Intereſſe der Wirtſchaftlichkeit nicht alle 
Lehrlinge weiter ausgebildet werden, ſo wird der Vergleichs⸗ 
richter zur Kündigung eines Teiles der Lehrlinge ermächtigen. 
Beſteht eine Fortbildungsmöglichkeit für die Lehrlinge über⸗ 
haupt nicht, ſo wird der Vergleichsrichter die Ermächtigung 
zur Kündigung aller Lehrverträge erteilen. 

Für die Anwendbarkeit des § 29 VerglO. auf Lehrverträge 
ſpricht auch, daß in zahlreichen Fällen die Unkündbarkeit der 
Lehrverträge die Durchführung des geſetzlichen Vergleichsverfah⸗ 
rens unmöglich machen würde, und daß an Stelle der höhe⸗ 
ren Vergleichsquote, die dem Lehrling nach § 30 VerglO. 
als Schadenserſatz zuſteht, die geringere Konkursquote treten 
würde. In vielen Fällen würde bei Kündigung eines Teiles 
der Lehrlinge die Fortbeſchäftigung eines anderen Teiles der 
Lehrlinge möglich ſein, während die Unkündbarkeit aller Lehr⸗ 
verträge das Unternehmen in den Konkurs treiben würde. 
Die eigenen Intereſſen des einzelnen Lehrlings und der Lehr⸗ 
inge in ihrer Geſamtheit erfordern deshalb die Anwendbar⸗ 
keit des 8 29 VerglO. auf den Lehrvertrag. 

Das L ArbG. Berlin hat den Lehrherrn auf den Weg 
des Kollektivvertrages verwieſen, damit durch Kollektivver⸗ 
trag der Intereſſenkonflikt zwiſchen Lehrherrn und Lehr⸗ 
ungen geregelt wird. Auch inſoweit überzeugt das LArbG. 
Berlin nicht. Das Geſetz hat mit gutem Grund dem Ver⸗ 
gleichsrichter in 8 29 BerglD. die Pflicht zum Eingreifen in 
den Intereſſenkonflikt zwiſchen Lehrherrn und Lehrlingen 
auferlegt. Für eine Regelung durch Kollektivvertrag iſt 
ein Raum. 

Ein gewiſſer Ausgleich iſt dem Lehrling bei der Anweu⸗ 
dung des § 29 VerglO. auf den Lehrvertrag dadurch ge⸗ 
währt, daß er nach 830 VerglO. Schadenserfatz verlangen 
kann. Richtig iſt, daß ihm der ideelle Schaden, der durch die 
Auflöſung des Lehrvertrages entſteht, über § 30 Verglo. 
nicht erſtattet werden kann, da nach § 30 VerglO. nur der 
materielle Schaden geltend gemacht werden kann. Dieſes 

chickſal teilt der Lehrling aber mit zahlreichen anderen Ar⸗ 
beitnehmern, die durch das gerichtliche Vergleichsverfahren 
über § 29 BerglO. oft aus langfriſtigen Verträgen heraus⸗ 
geriſſen werden. 

„Das gerichtliche Vergleichsverfahren kann zwar zwangs⸗ 
weiſe nicht durchgeführt werden. Kommt ein Vergleich jedoch 
nicht zuſtande, ſo gilt der Antrag auf Eröffnung des Ver⸗ 
gleichsverfahrens als Antrag auf Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens, der nicht zurückgenommen werden kann (vgl. 
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88 24, 71, 80, 82 ff. VerglO.). Durch dieſe Vorſchriften werden 


die Lehrlinge davor geſchützt, daß der Lehrvertrag zwar mit 
Ermächtigung des Vergleichsrichters aufgelöſt wird, das Ver⸗ 
gleichsverfahren dann aber nicht zur Durchführung gelangt. 

Praktiſch geworden iſt die in dieſem Zuſammenhang 
intereſſierende Frage, wie ſich die Grundſätze über die Tra⸗ 
gung des Betriebsriſikos zu § 29 VergloO. verhalten. Das 
R ArbG. vertritt in ſtändiger Rechtſprechung die Anſicht, daß 
die Grundſätze über die Tragung des Betriebsriſikos auch auf 
Lehrverträge zur Anwendung gelangen (vgl. z. B. RArbG.: 
BenshSamml. 12, 256, 373, 375; 13, 168). Ebenſo wie 
der Lehrherr vor Eröffnung des Konkursverfahrens den Lehr⸗ 
ling nach den Grundſätzen über die Regelung des Betriebs⸗ 
riſikos unter Umſtänden entlaſſen kann, ſteht ihm auch vor 
Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens das Recht zu, 
wenn er vertraglich das Betriebsriſiko nicht zu tragen hat, 
und wenn die Erfüllung des Lehrvertrages ungewöhnliche 
Folgen für ihn hat, insbeſondere ſeinen Zuſammenbruch oder 
eine ernſtliche Gefährdung ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz, die 
weitere Erfüllung des Lehrvertrages abzulehnen. Nach Er⸗ 
öffnung des Konkursverfahrens beſteht die Möglichkeit zur 
Löſung des Lehrvertrages nur nach § 22 KO. Ebenſo iſt 
m. E. während des gerichtlichen Vergleichsverfahrens eine 
Kündigung des Lehrvertrages nur mit Ermächtigung des Ver⸗ 
gleichsrichters nach § 29 VerglO. möglich. Nicht zuläſſig 
iſt nach Eröffnung des Vergleichsverfahrens die Kündigung 
lediglich unter Berufung auf die Tragung des Betriebs⸗ 
ne Die Vorſchrift des § 29 VerglO. wäre ſonſt über- 

üſſig. 

Hueck hat mit Recht darauf hingewieſen, daß die Recht⸗ 
ſprechung des R ArbG. über die Tragung des Betriebsriſikos 
im Widerſpruch zu den Grundgedanken der KO. ſteht. Wäh⸗ 
rend im Konkurs die Anſprüche der Arbeitnehmer bevorzugt 
ſind und die Anſprüche der Warengläubiger ihnen nachſtehen, 
kann der Arbeitgeber ſich vor Konkurseröffnung von der 
Lohnzahlung dann befreien, wenn er den Arbeitnehmer nicht 
beſchäftigen kann und der Zuſammenbruch unverſchuldet iſt. 
Denn der Beſtand des Betriebes iſt dann in der Regel ge⸗ 
fährdet. Von den Anſprüchen der Warengläubiger wird der 
Arbeitgeber aber nicht frei (vgl. Hueck: BenshbSamml. 
13, 172). 

Auch die Regelung in § 29 VerglO. ſpricht gegen die 
Rechtſprechung des RArbG. über die Tragung des Betriebs⸗ 
riſikos. Vor Vergleichseröffnung kann der Arbeitgeber nach 
den obigen Grundſätzen unter Umſtänden ſich vom Lehrver⸗ 
trage losſagen, ohne daß dem Lehrling Schadenserſatz⸗ 
anſprüche erwachſen. Damit iſt es nicht in Einklang zu 
bringen, daß im gerichtlichen Vergleichsverfahren, bei deſſen 
Zulaſſung der Beſtand des Betriebes in der Regel gefährdet 
ſein wird, erſchwerte Vorausſetzungen an die Kündigung von 
Lehrverträgen geſtellt werden, und die Kündigung des Lehr⸗ 
vertrages die Schadenserſatzpflicht nach $ 30 VerglO. nach 
ſich zieht (vgl. zur Rechtſprechung des RArbG. über die 
Tragung des Betriebsriſikos andererſeits die ſehr beachtlichen 
Ausführungen von Lehmann: NZ ArbR. 1932, ff., der 
ſich insbeſondere auch mit dem Lehrvertrag beſchäftigt). 


Das Nusſetzen im Arbeitsverhältnis. 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Rohlfing, Berlin. 


Durch die Form der Werkbeurlaubung hat der Aus⸗ 
etzungsvertrag, der ſchon früher in ſolchen Gewerben von 
jedeutung war, bei denen die Arbeit von der Witterung ab⸗ 
ging, im Arbeitsverhältnis eine erhebliche Ausdehnung er⸗ 
lahren. Die Werkbeurlaubung hat ſich hauptſächlich während 
ger Ruhrbeſetzung i. J. 1923 entwickelt. Arbeitgeber und 
irbeitnehmer löſten nicht das Arbeitsverhältnis, ſondern ver⸗ 
einbarten das Ruhen der Pflicht des Arbeitgebers zur Lohn⸗ 
zahlung, des Arbeitnehmers zur Arbeitsleiſtung. Dadurch 
chielt ſich der Arbeitnehmer feine Arbeitsſtätte, der Arbeit⸗ 
geber ſeinen Arbeitnehmerſtamm. Ein erheblicher Anreiz hier⸗ 


zu wurde durch die Verordnung über die Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge gegeben, nach der der Arbeitnehmer Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung beziehen konnte. Dieſe Möglichkeit iſt nach den Richt⸗ 
linien des Reichsarbeitsminiſters vom 20. Febr. 1926 und 
endlich durch das Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz beſeitigt. 
Trotzdem hat die Werkbeurlaubung beſonders in kleinen 
Betrieben ihre praktiſche Bedeutung behalten. Die Werk⸗ 
beurlaubung iſt nur eine Abart der Arbeitsausſetzung, da 
von ihr in der Regel die geſamte Belegſchaft oder ein erheb⸗ 
licher Teil betroffen wird. In der heutigen Zeit der Abjak- 
ſtockung und des großen Arbeitsmangels hat der Ausſetzungs⸗ 
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vertrag große praktiſche Bedeutung erlangt. Häufig wird zur 
Vermeidung von Entlaſſungen im größeren Umfange ein 
wiederholtes Ausſetzen in einer beſtimmten Reihenfolge ver⸗ 
einbart. Praktiſch wird dadurch eine Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit herbeigeführt. Es erſcheint deshalb von Intereſſe, den 
Begriff und den Inhalt des Ausſetzungsvertrages und ſeine 
Abgrenzung von der Arbeitszeitverkürzung darzulegen. 


I. Begriff und Formen des Ausſetzungs⸗ 

vertrages. 

Die Arbeits ausſetzung ſtellt ein vorübergehendes Ruhen 
des Arbeitsverhältniſſes dar, bei dem der Arbeitgeber nicht 
zur Lohnzahlung, der Arbeitnehmer nicht zur Arbeitsleiſtung 
e iſt r). Im übrigen bleibt der Arbeitsvertrag be⸗ 
ſtehen. 

Der Ausſetzungsvertrag kann auf unbeſtimmte Zeit oder 
auf unbeſtimmte Zeit, ausdrücklich oder ſtillſchweigend ge⸗ 
ſchloſſen werden. Zuweilen wird auch die Wiederaufnahme 
von einer Bedingung abhängig gemacht, z. B. vom Eingang 
eines beſtimmten Auftrages. Ein ſtillſchweigender Abſchluß 
liegt vor, wenn der Arbeitgeber dem Geſellen die Geſchäfts⸗ 
lage erklärt, ihm mitteilt, er müſſe ausſetzen, und dieſer 
weder an den Ausſetztagen erſcheint noch am Ende der Lohn⸗ 
woche Anſprüche ſtellt 15). 4 

Die Erteilung des Auftrages beendet die Werkbeurlau⸗ 
bung. Wenn der Eintritt ſeines Zeitpunktes ungewiß iſt, wird 
der Arbeitgeber einen beſtimmten Tag zur Wiederaufnahme 
nicht beſtimmen. Deshalb iſt es richtiger zu ſagen: wenn dieſer 
Auftrag eingeht, wird die Arbeit wieder aufgenommen. Als⸗ 
dann liegt in den Worten, der Geſelle möge in zwei Tagen 
wieder nachfragen, nicht die Zuſicherung feſter Weiter⸗ 
beſchäftigung nach Ablauf der zwei Tage, ſondern die Er⸗ 
leichterung für beide Parteien, unverzüglich ſchon nach drei 
Tagen beginnen zu können, ſofern der Auftrag erteilt iſt, 
ohne daß eine beſondere Nachricht an den Geſellen erforder⸗ 
lich iſt ). Das wiederholte Vertröſten auf jeweils zwei oder 
drei Tage ſtellt alsdann keine einſeitige Anordnung des Arbeit⸗ 
gebers dar. Solange der Auftrag nicht erteilt iſt, braucht ein 
neuer Ausſetzungsvertrag nicht geſchloſſen werden. Wenn aber 
der Arbeitgeber lediglich erklärt, er habe keine Arbeit, der 
Geſelle möge auf zwei Tage ausſetzen, und hofft bis dahin 
wieder Arbeit zu bekommen, iſt der Vertrag nur auf zwei 
Tage geſchloſſen. Die Erwartung des Arbeitgebers iſt infolge 
der feſten Friſtbeſtimmung nicht Inhalt, ſondern Beweg⸗ 
grund der Vereinbarung geworden. Hat er nach zwei 
Tagen keine Arbeit, ſo bedarf es eines neuen Abkommens 
über die Ausſetzung. Bei Widerſpruch des Geſellen iſt der 
Arbeitgeber, da der frühere Ausſetzungsvertrag durch Zeit⸗ 
ablauf erloſchen iſt, zur Lohnzahlung verpflichtet. 


I. Zuſtandekommen des Ausſetzungs vertrages. 


Der Ausſetzungsvertrag wird in der Regel mündlich ge⸗ 
ſchloſſen. Es bedarf immer der Zuſtimmung des Arbeitgebers 
und des einzelnen beteiligten Arbeitnehmers. Dieſes gilt auch 
für den Fall der Werkbeurlaubung. Die Werkbeurlaubung, die 
ſich auf die ganze Belegſchaft oder einen Teil erſtreckt, wird 
in der Regel zunächſt mit dem Betriebsrat vereinbart. Die 
Betriebsvereinbarung wirkt aber nur gegen die beteiligten 
Arbeitnehmer mit deren Zuſtimmung ). Die Betriebsvertre⸗ 
tung hat nicht das Recht, gemeinſam mit dem Arbeitgeber 
die Beendigung des Arbeitsverhältniſſes für einen Teil der 
Belegſchaft feſtzulegen. Entſprechend gilt dieſes auch für die 
vorübergehende Ausſetzung. 

Die Ausſetzung kann mit jedem Arbeitnehmer, mag er 
gegen Stunden⸗, Wochen⸗ oder Monatslohn mit ein-, mehr⸗ 
tägiger oder mit zweiwöchiger Kündigungsfriſt eingeſtellt 
ſein, vereinbart werden. Unzuläſſig iſt die Ausſetzung wäh⸗ 
rend der Kündigungsfriſt, wenn ſie dazu benutzt wird, die 
Innehaltung der Kündigungsfriſt zu umgehen“). 


1) RUHE. v. 30. Nov. 1927: R ArbGG. 1, 41. 
13) ArbGG. Berlin v. 11. Mai 1931: Spruchſ. d. Hdw. 1931, 104. 
2) Arb. Berlin v. 10. Juli 1929: Spruchſ. d. Hdw. 1929, 98. 
9 Vgl. Hueck⸗Nipperdey, Lehrbuch Bd. 1 S. 143; abw. 
Fuchs: JW. 1924, 1854 ff. 
4) Arb®. Berlin v. 14. Juni 1929: Spruchſ. 1929, 101; dgl. 
auch IV 2 a. E. 


Bei Nichteinverſtändnis des Arbeitnehmers mit der 
Arbeitsausſetzung kann der Arbeitgeber dem Geſellen kün⸗ 
digen und ihm zugleich einen neuen Arbeitsvertrag mit dem 
Inhalt einer für beſtimmte Zeit feſtgeſetzten Arbeitsaus⸗ 
ſetzung anbieten. Dieſer Weg entſpricht der üblichen Ver⸗ 
tragsänderung durch Kündigung. Dieſe ſtellt eine echte Kün⸗ 
digung dar und unterliegt den ſonſtigen Kündigung?” 
beſchränkungen. Bei Betriebsratsmitgliedern muß der Arbeit⸗ 
geber die Zuſtimmung der Betriebsvertretung, bei Ableh⸗ 
nung die Erſatzzuſtimmung beim Arbeitsgericht beantragen. 
Ebenſo bedarf es bei Schwerbeſchädigten, die der Ausſetzung 
widerſprechen, der Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle. Wenn 
ſonſt die geſamte Belegſchaft ausſetzen muß, iſt es ſozial nicht 
gerechtfertigt, die Mitglieder von der Betriebsvertretung 
allein voll arbeiten zu laſſen. Daher wird eine Betriebs 
vertretung, wenn die Ausſetzung gleichmäßig vorgenommen 
wird, die Zuſtimmung nicht ablehnen können. Der einzelne 
Arbeitnehmer, der nicht den beſonderen Kündigungsſchutz der 
Betriebsvertretung genießt, hat die Möglichkeit, gegen die 
Kündigung Einſpruch nach § 84 Betr. einzulegen. Iſt die 
Ausſetzung nur für wenige Tage beſtimmt und keine andere 
Arbeitsmöglichkeit vorhanden, ſo dürfte die unbillige Härte 
zu verneinen und damit auch der Einſpruch nicht begründ 
ſein s). Praktiſchen Wert aber hat die Herbeiführung der Zur 
ſtimmung des Arbeitnehmers zur Ausſetzung nur bei Arbeits? 
verträgen, bei denen eine Kündigungsfriſt ausgeſchloſſen oder 
die ſo kurz bemeſſen iſt, daß nach Ablauf der Kündigungsfrist 
die Ausſetzung noch durchführbar iſt. 


III. Abgrenzung von anderen Rechtsbegriffen. 


a) Von der endgültigen Löſung des Arbeits“ 
vertrages. 

Die Ausſetzung ſetzt nur die Lohnzahlungs⸗ und Arbeits⸗ 
leiſtungspflicht vorübergehend außer Kraft, während die übri⸗ 
gen Beziehungen aufrechterhalten bleiben. Bei der endgültigen 
Löſung erlöſchen alle gegenſeitigen Rechte und Pflichten, 
Wann das eine oder andere gegeben iſt, richtet ſich nach 
dem Parteiwillen. Immerhin aber ſpricht die Übergabe pet 
Arbeitspapiere, insbeſ. des Entlaſſungsſcheins, für eine end 
gültige Löſung des Vertrages). 

b) Von der bedingten Beendigung des Ar’ 
beitsvertrages. 8 

Der Arbeitnehmer, der mit der Arbeit ausſetzt, geht MT 
dieſe Zeit, trotzdem er nicht arbeitet, feines Anſpruchs auf 
Arbeitsloſenunterſtützung verluſtig. Denn das Arbeitsver 
hältnis beſteht formell weiter. Der Begriff der Arbeitsloſig 
keit im Sinne des Unterſtützungsanſpruchs ſetzt nach der 
Rechtſprechung des Spruchſenats für Arbeitsloſenverſicherung 
voraus, daß der Arbeitnehmer die Möglichkeit hat, frei übel 
ſeine Arbeitskraft zu verfügen, und daher dem Arbeitsmar 
ohne Bindung zur Verfügung ſteht ). Dieſe Möglichtei 
dürfte bei vorübergehenden, nicht mit dem Ende der Saiſon 
zuſammenfallenden Ausſetzen zu verneinen ſein. In dieſen 
Fällen darf der Arbeitgeber auf der Arbeitsbeſcheinigund 
nicht „Beendigung“ angeben, weil dieſes der Wahrheit wider 
ſpricht. Iſt die Dauer der Ausſetzung unbeſtimmt, wollen ab 
die Parteien zwar ſpäter das Arbeitsverhältnis fortſetzen, 
aber für die Zwiſchenzeit dem Entlaſſenen den Bezug 
Unterſtützung ſichern, ſo liegt eine endgültige Löſung d 
Vertrags mit der Verpflichtung des Arbeitgebers vor, De 
Gekündigten bei der Wiederaufnahme der Arbeit wieder en 
zuſtellen. Auch hier erlöſchen mit Ausnahme der Wiederein 
ſtellungspflicht die gegenſeitigen Rechte und Pflichten. Diese 
iſt beſonders bei der Urlaubsberechnung von Bedeutung. 

c) Von der Arbeitszeitverkürzung. 

Die Arbeitsausſetzung wird in der Regel nur noch vol 
Fall zu Fall vereinbart. Die Vereinbarung kommt meiſt ta, 
folge eines plötzlichen Entſchluſſes zuſtande. Die Arbeitszen 
verkürzung ändert den Inhalt des laufenden Arbeitsvertrag 
in der Weiſe ab, daß die bisherige regelmäßige Arbeite en 
um ein bestimmtes Maß heruntergeſett, und in dieſer Höh 


5) ArbGG. Berlin v. 30. April 1930: Spruchſ. 1930, 92. 

6) So mit Recht R ArbG. v. 16. Jan. 1929: BenshSamml. 5, 100 

7) Entſch. v. 11. Okt., 26. Nov. 1929, 10. April 1930, zit 
Bröcker: ArbRpr. 1930, 209. 
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die Pflicht zur Arbeitsleiſtung zu einem beſtimmten Wochen⸗ 
oder Monatsabſchnitte wegfällt, im übrigen aber die Pflicht 
zur Arbeitsleiſtung fortbeſteht. 


IV. Rechte und Pflichten der Parteien während 
der Arbeits ausſetzung. 


Während der Ausſetzung iſt der Arbeitgeber von der 
Lohnzahlung, der Arbeitnehmer von der Arbeitsleiſtung be⸗ 
freit. Im übrigen laufen Rechte und Pflichten weiter. Der 
Betriebsobmann kann feine Tätigkeit als Vertreter der Ar⸗ 
beiterſchaft weiter ausüben. Die Zeit der Ausſetzung wird für 
die Anwartſchaft bei der Urlaubsberechnung mitgezählt. In 
dieſer Zwiſchenzeit kann der Arbeitnehmer jede andere Arbeit 
annehmen, ohne daß er gegen 8 125 GewO. verſtößt. Die 
Zwiſchenarbeit darf nicht über die feſtgeſetzte Friſt der Aus⸗ 
etzung dauern. War die Dauer der Ausſetzung unbeſtimmt, 
ſo darf der Arbeitnehmer eine ſolche Zwiſchenarbeit an⸗ 
nehmen, die ihm kurzfriſtig die Löſung des Zwiſchenarbeits⸗ 
berhältniffes geſtattet. Dadurch find in der Regel für die 
Zwiſchenzeit Arbeitsverhältniſſe mit einer längeren als ein⸗ 
oder gar zweiwöchigen Kündigungsfriſt ausgeſchloſſen. Bei 
Ausſetzung für längere Dauer, die von vornherein auf 
Wochen ſich erſtreckt, ſind jedoch längere Zwiſchenarbeits⸗ 
verhältniſſe für den Arbeitnehmer möglich. Der Arbeitgeber, 
der von dem Zwiſchenarbeitsverhältnis weiß, kann bei län⸗ 
gerer Ausſetzung nicht ſofortige Wiederaufnahme, ſondern 
nur zu dem nächſtmöglichen Kündigungstermine verlangen. 

Während der Ausſetzung darf der Arbeitgeber keinen 
anderen Arbeitnehmer gleicher Vorbildung für dieſelbe Arbeit 
einſtellen. Das Zuwiderhandeln macht ihn ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig). Das gleiche gilt, wenn er den ganzen Betrieb auf 
Überſtundenarbeit einſtellt und dies nicht durch beſondere 
Verhältniſſe, wie z. B. ein eiliger Auftrag, an dem nicht alle 
Geſellen arbeiten können, gerechtfertigt iſt. 


V. Beendigung der Arbeits ausſetzung und ihre 
Rechtsfolgen. 


Der Ausſetzungsvertrag endet durch Wiederaufnahme der 
Arbeit oder durch Kündigung, die Werkbeurlaubung endet 
durch Wiederaufnahme der Arbeit oder durch Kündigung des 
Arbeitsverhältniſſes. 

1. Die Wiederaufnahme der Arbeit beginnt bei begrenzter 
Ausſetzung am nächſten Tage nach Ablauf der vereinbarten 
Werkbeurlaubung. Die Nichtannahme der Arbeitsleiſtung 
bringt den Arbeitgeber in Verzug und verpflichtet ihn zur 
Lohnzahlung. Dabei iſt es unerheblich, ob die Gründe, die 
den Arbeitgeber zur Ausſetzung (mangelnde Aufträge) be⸗ 
ſtimmen, noch fortbeſtehen. 

War die Ausſetzung von der Beſſerung der Geſchäftslage 
abhängig, ſo entſteht die Verpflichtung des Arbeitgebers zur 
endgültigen Beſchäftigung mit dem Eingang der Aufträge nach 
Erledigung der büromäßigen Vorarbeiten. Die Vorausſetzung 

er Wiederaufnahme der Arbeit hängen nicht vom Gutdünken 
des Arbeitgebers ab, ſondern davon, ob die bei der Aus⸗ 
ſetzung vorausgeſehene Beſſerung des Geſchäfts eingetreten 
iſt. Der Arbeitnehmer muß das gegebenenfalls beweiſen. Meiſt 
wird er ſich nur auf den Nachweis beſchränken können, daß 
der Arbeitgeber andere gleichartige Arbeitnehmer eingeſtellt 
gat oder willkürlich den Beginn der Arbeiten verzögere. 
Frozeſſe, in denen der Anſpruch des Arbeitnehmers auf die 
Beſſerung der Geſchäftslage geſtützt wird, ſind ſchwierig zu 
ühren. Wenn die Wiederaufnahme nicht gerade von dem Ein⸗ 
gang eines beſtimmten Auftrages abhängig gemacht wird, ſo 
ind die Fragen, ob ſich der Abſatz, der Geſchäftsgang ge⸗ 
beſſert hat, Sache der wirtſchaftlichen Betriebsführung, die 
In allgemeinen das Gericht nicht entſcheiden kann. EN 

. Die Vereinbarung der Ausſetzung entlaſtet teilweiſe den 
Arbeitgeber von dem Betriebsriſiko, wenn dem Arbeitnehmer 
nur mit ein⸗ oder mehrwöchiger Friſt gekündigt werden 
ann. Denn Arbeitsmangel gibt nach herrſchender Recht⸗ 
lprechung dem Arbeitgeber keinen Grund zur friſtloſen Kün⸗ 
igung. Der Arbeitgeber hat den Vorteil, daß er, ohne zur 
Lohnzahlung verpflichtet zu ſein, den Arbeitnehmer behält. 


8) Arbch. Berlin v. 19. Aug. 1929: Spruchſ. d. Hdw. 1929, 99. 


Der Arbeitnehmer bleibt im Arbeitsverhältnis, erhält aber 
keinen Lohn und ohne übergabe der Papiere keine Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung. Die Betriebsverbundenheit zwiſchen Arbeit⸗ 
nehmer und ⸗geber erfordert es, daß der Arbeitgeber die Inter⸗ 
eſſen des Arbeitnehmers mitberückſichtigt. Deshalb muß nach 
Treu und Glauben im Arbeitsverhältnis der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer die Papiere aushändigen, wenn die Dauer der 
Ausſetzung unbeſtimmt, aber jedenfalls erheblich länger als 
die Wartezeit für den Unterſtützungsanſpruch eines Arbeits⸗ 
loſen iſt. Alsdann wird es dem Arbeitsloſen möglich ſein, in 
der Zwiſchenzeit Arbeitsloſenunterſtützung zu erhalten, und ſich 
um andere Arbeit zu bemühen. 

Der Wiederbeginn der Arbeit verpflichtet den Arbeit⸗ 
geber nicht, mindeſtens eine beſtimmte Zeit, die etwa der 
14tägigen Kündigungsfriſt gleichkommt, den Arbeitnehmer zu 
beſchäftigen. Die Erwartung des Arbeitnehmers, er werde 
nachher wieder ebenſolange und im gleichen Umfange be⸗ 
ſchäftigt, iſt ein Irrtum im Beweggrund und deshalb un⸗ 
beachtlich. Z. B. der Arbeitgeber läßt vom 1. bis 14. des 
Monats ausſetzen, beſchäftigt am 15. und 16. den Arbeit⸗ 
nehmer und entläßt ihn am 16. Konnte er am 1. die Gering⸗ 
fügigkeit des Auftrags nicht überſehen, ſo entfällt der Scha⸗ 
denserſatzanſpruch. Wußte er aber, daß weitere Aufträge nicht 
zu erwarten waren, ſo handelte er bei dem Abkommen der 
Ausſetzung vertragswidrig. Denn der Arbeitnehmer konnte 
annehmen, daß er nach Beendigung der Ausſetzung wieder 
regelmäßig beſchäftigt werden würde. Nur aus dieſem Grunde 
hat er ſeinen Lohnverzicht erklärt. Der Schaden iſt nicht 
gleich dem Lohn, den er ſonſt an anderer Stelle verdient 
hätte. Dieſer muß unter Berückſichtigung der Lage des Ar⸗ 
beitsmarktes und der Tüchtigkeit des Arbeitnehmers geſchätzt 
werden, jo daß unter Umſtänden ein Schadenerſatzanſpruch 
nicht gegeben iſt. 

2. Die Kündigung beendet das Arbeitsverhältnis und da⸗ 
mit auch die Werkbeurlaubung. i 

a) Durch den Arbeitnehmer. 

Im allgemeinen bereitet die Kündigung durch den Arbeit⸗ 
nehmer während der Werkbeurlaubung keine Schwierigkeit. 
War die Dauer der Ausſetzung unbeſtimmt, ſo hat der Arbeit⸗ 
nehmer, der eine andere Dauerſtellung gefunden hat, ein Recht 
auf ſofortige Löſung des früheren Arbeitsverhältniſſes. Nur 
wenn die Ausſetzung vorübergehend, z. B. zwei oder drei Tage 
dauern ſollte, muß er die Kündigungsfriſt innehalten. 

b) Durch den Arbeitgeber. 

Bei Kündigungsausſchluß entſtehen keine Schwierigkeiten. 
Eine Pflicht zur Kündigung beſteht für den Arbeitgeber nicht, 
wenn der Arbeitnehmer der Ausſetzung zugeſtimmt hat. Das 
Intereſſe des Arbeitnehmers, nicht zu lange den Lohn einzu⸗ 
büßen, wird durch die Pflicht des Arbeitgebers zur Offen⸗ 
barung der Dauer der Ausſetzzeit erfüllt, die endgültige Lö⸗ 
ſung des Arbeitsverhältniſſes hat nur auf ausdrückliches 
Verlangen des Arbeitnehmers zu erfolgen. 

Die Folgen der Kündigung mit längerer Friſt ſind ver⸗ 
ſchieden, je nachdem die Kündigungsfriſt vor dem Ende der 
begrenzten Ausſetzung oder vor dem Eintritt der Umſtände, 
welche die auf unbeſtimmte Zeit begrenzte Ausſetzung be⸗ 
enden, abläuft oder nicht. Ihre Wirkung iſt ſehr beſtritten. 
Die Rechtſprechung war vor dem 1. Juli 1927 nicht einhellig. 
Nach der einen Auffaſſung der Rechtſprechung ?) beendet die 
Kündigung die Werkbeurlaubung, ſo daß der Arbeitgeber 
trotz der urſprünglich vereinbarten Ausſetzung für die Dauer 
der Kündigungsfriſt den Lohn zahlen mußte. Dieſer Anſicht 
hat ſich Hueck⸗Nipperdey ) angeſchloſſen. Dagegen 
wurde die Lohnzahlungspflicht von Erdel n), Strun⸗ 
dente) vom Reichsarbeitsminiſter 18) und vereinzelt von der 
Rechtſprechung 14) verneint. Die erſte Anſicht iſt teilweiſe aus 


) GewGer. Offenbach v. 29. Jan. 1926: Schlicht W. 1926, 86; 
GeimGer. Plettenburg v. 24. Sept. 1926; LG. Aachen v. 21. Dez. 1925; 
LG. Meiningen v. 3. Aug. 1926: Gewerk. 1926 Nr. 52. 

10) Lehrbuch I S. 187. 

11) Schlicht W. 1926, 49. 

12) NAAR. 1924, 403 ff. 

13) Beſcheid v. 4. Sept. 1924: NZALTHR, 1924, 696. 

12) LG. Frankenthal v. 18. Okt. 1925: Schlicht W. 1926, 88; 
Gender. Erfurt v. 31. Mai 1926: ArbG. 1927, 186. 
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der Befürchtung entſtanden, daß die Ausſetzung zur Um⸗ 
gehung der Kuͤndigungsfriſt vereinbart würde. Liegt eine 
ſolche Umgehung vor, ſo iſt der Ausſetzungsvertrag nichtig 
und der Arbeitgeber zur Lohnzahlung für die Dauer der 
Kündigungsfriſt verpflichtet. Einen Anhalt zur Feſtſtellung, 
ob eine ſolche Umgehung beabſichtigt war, bietet die Be⸗ 
grenzung der Ausſetzung, wenn dieſe der Kündigungsfriſt 
gleichkommt, oder wenn die Kündigung wenige Tage nach 
der Ausſetzung erklärt wird, ohne daß die Geſchäftslage ſich 
weiter verſchlechtert hat. Ein lehrreiches Beiſpiel für die 
Umgehungsabſicht zeigt der Fall, der in der Entſcheidung des 
Handwerksgerichts Berlin vom 24. Juni 1929 15) behandelt 
iſt. Hier hatte der Arbeitgeber zunächſt den Geſellen ohne 
Einhalt der Kündigungsfriſt entlaſſen wollen, weil er keine 
Arbeit hatte. Auf den Widerſpruch des Geſellen kündigte er 
nunmehr friſtgemäß, verband aber damit die Ankündigung, 
daß der Geſelle drei Tage in der Woche während der Kün— 


15) Spruchſ. 1929, 101. 


digungsfriſt ausſetzen müſſe. Teilweiſe wurde angenommen 16), 
der Ausſetzungsvertrag ſtehe unter der ſtillſchweigenden Bedin⸗ 
gung der Fortſetzung des Arbeitsverhältniſſes und werde 
durch die Kündigung beendigt. Die Auffaſſung der Gerichte, 
die die ſofortige Beendigung der Werkbeurlaubung annehmen, 
iſt unzutreffend. Denn die Wiederaufnahme der Arbeit iſt 
eine Erwartung, nicht Bedingung des Rechtsgeſchäfts, nur 
ihr Zeitpunkt iſt unbeſtimmt. Deshalb hat der Arbeitnehmer 
das Recht, während der Werkbeurlaubung ſofortige Löſung 
des Arbeitsverhältniſſes zu verlangen. Da die Werkbeurlau⸗ 
bung nur das Vertragsband zwiſchen den Parteien aufrecht 
erhält, ſie aber von ihren gegenſeitigen Leiſtungspflichten 
befreit, iſt der Arbeitgeber nicht gehindert, die noch reſtlichen 
Beziehungen friſtgemäß zu löſen. Fällt ihr Ende noch vor 
Ablauf der vereinbarten Werkbeurlaubung, ſo beſteht m. E. 
kein Lohnanſpruch für die Kündigungsfriſt. Nur wenn ihr 
Ende in die Zeit nach der geplanten Wiederaufnahme fällt, iſt 
für dieſe der Lohn zu zahlen. 


16) Vgl. Fußnote 9. 


* 


Die Strafbeſtimmungen des Keichsknappſchaſtsgeſetzes. 


Von Dr. Werner Spohr, Volkswirt RDV., Verden an der Aller. 
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gung An zu faſb) Arbeitgeber | Zwangsſtrafe: 1 el an Su (8233 
geben; — ee 20 Ban RKnG. i. Verb. m. 
3) Bet Fee ace, Ba, | stone fbi g Sig J ud e mo), Dr 
17 re erforderlich | a—c) VermStr⸗ ſchaft Beſchwerdefriſt e 
denen dieſe Tatſachen | BO. 1 10 (5227 (S 233 ARnG. 
18 während | 9126 N i. Verb. m. 8 148 
der Belriebszeit an Ort | | Sr RVO.) 
und Stelle vorzulegen; 
e) Verſtoß gegen die ce) Verſicherte 
Pflicht zur Auskunft | 
über Art und Dauer | 
der Beſchäftigung ſowie | | 
den Arbeitsverdienſt | a I 
Ordnungsſtrafe: | 
Geldſtrafe | Verjährung der 
(11000 , Beſchwerde an Auf⸗ einen dee 
VermStrVO.). ſichtsbehörde einem Jahre (8 28“ 
1 Die Strafe iſt (RArb M.), welche end⸗ Rn. i. Verb. m. 
2. 154 Nichterfüllung der os ee Vorſatz nicht zurückzunehmen, | Vorfipender | gültig entſcheidet |9 147 Rd.) det 
Pflichten lungsvorſtandes) erforderlich wenn nachteglic des Vorſtandes ($ 154 Abſ. 2 Ranch). Strafvollſtreckung 
renn eine genügende Beſchwerdefriſt in zwei Jahren 
} Entſchuldigung 1 Monat (3227 RRnG.| (8 233 RENO. 
nachgewieſen wird i. Verb. m. 8 128 RVO.) i. Verb. m. 8 148 
(8154 1 1 Satz 2 RVO.) 
Rn.) — 
Ordnungsſtrafe: 
Geldſtrafe Verjährung der 
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— ͤ —-—„—„ . öÜ ¹n .. U— 


i inſchaft zwiſchen Arbeitgeber und 
ee e 


Die Reichsregierung und der Neichspräſident haben von ſich aus 
zunächſt einen Abbau der Lohne und dann eine Senkung der Preiſe 
eingeleitet, die den erniedrigten Löhnen angenähert wurden. Was hat 
as arbeitsrechtlich zu bedeuten? Der Verſuch, in gemeinſchaftlicher 

eratung von Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer dieſes Ziel 
zu erreichen, war geſcheitert. Durch da⸗ Gutachten der von der Reichs⸗ 
zegierung zur Löſung der Arbeitsloſenfrage eingeſetzten Kommiſſion 
war die Frage der Betriebsgemeinſchaft wieder neu aufgerollt worden. 
Das Bedenken W ehrles, daß das Arbeitsrecht fi zu einer juriſtiſch⸗ 
Normalen Materie entwickle und ſich von ſeiner Baſis, der jozinl- 
konomiſchen⸗betriebswirtſchaftlichen Seite der Verwendung menſch⸗ 


licher Arbeitskraft, entferne ), iſt durch den Niedergang der deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaft, welcher zur Erhaltung der Wettbewerbsfähig⸗ 
keit auf dem Weltmarkte und zugleich zur Schließung der „Preis⸗ 
ſchere“ auf dem deutſchen Markt eine Senkung der induſtriellen Ge⸗ 
ſtehungskoſten notwendig machte, gegenſtandslos geworden. Damit 
ſind alle arbeitsrechtlichen und insbeſ. auch die Schlichtungsfragen 
in den Bereich der Betriebspolitik gezogen worden. Das Gutachten 
der genannten Kommiſſion ſtellte demgemäß auch für die Beant⸗ 
wortung der Fragen des Lohnausgleichs die Feſtſtellung an die 
Spitze, daß ein Lohnausgleich, der zu einer Erhöhung der Ge⸗ 


„ V Betriebsreſorm ein Weg zur Reform des Arbeitsverhält⸗ 
abe Nürnberger Beiträge zu den Wirtſchaftswiſſenſchaften, 1927, 


> 
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ſtehungskoſten führen würde, im allgemeinen nicht tragbar ſei. Und 
dann bemühte es ſich Mittel zu finden, wie durch Zuſammenwirken 
im Betriebe ohne Erhöhung der Geſtehungskoſten die Löhne in ihrem 
egenwärtigen Stand tunlichſt erhalten werden könnten. Auch das hat 
ſich als unmöglich erwieſen und jo war der Gedanke, durch ein Zu⸗ 
ſammenwirken der Arbeitsparteien im Betriebe Löhne und Preiſe 
gleichzeitig zu ſenken, wieder einmal geſcheitert. Für ein ſolches 
Zuſammenwirken im Betriebe hatte man ſchon ſeit längerer Zeit 
einerſeits den materiellen Inhalt, andererſeiks die rechtliche Form 
geſucht. Für erſteren hat Potthoff) den zutreffenden Satz geprägt, 
daß eine wirkliche Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmern ſich nur bilden könne, wenn beide ein gemeinſames Ziel haben, 
das nicht das Ziel nur der einen Partei ſein darf. Da nun aber 
das Unternehmen allein dem Arbeitgeber zuſteht, ſo ſind alle Be⸗ 
ſtrebungen, welche zur Senkung der Geſtehungskoſten Mehrarbeit 
der Arbeitnehmer ohne eine unmittelbar oder mittelbar ihnen zu⸗ 
kommende Schadloshaltung verlangen, als unzureichend zu er⸗ 
achten s). Wenn daher Landmann „Be ſtgeſtaltung der Fabrik⸗ 
arbeit“) nur von der Anwendung des negativen Satzes: „Was du 
nicht willſt, daß man dir tu', das füg' auch keinem andern zu!“ 
Hilfe erhofft und nur ganz am Schluſſe hinzufügt, in einer ſolchen 
verſachlichten Atmoſphäre werde am eheſten der Werksgemeinſchafts⸗ 
geiſt, die wichtigſte Vorausſetzung für die „Beſtgeſtaltung der Fabriks⸗ 
arbeit“, entſtehen, ſo wäre es erwünſcht geweſen, von dieſer „wich⸗ 
tigſten Vorausſetzung“ etwas mehr zu hören. Hier hatte unſer Gut⸗ 
achten einen Schritt vorwärts getan, indem es einerſeits verhindern 
wollte, daß der überſtundenzuſchlag, wie bisher, durch Verein⸗ 
barung, auf ein ſehr geringes Maß herabgeſetzt werden durfte und 
andererſeits Vorſorge treffen wollte, daß dieſer Zuſchlag zwar nicht 
unmittelbar dem Arbeitnehmer, aber der Reichsanſtalt für Arbeitsver⸗ 
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung zu Zwecken der letzteren, an 
deren Aufrechterhaltung der Arbeitnehmer das größte Intereſſe hat, 
zufließen ſollte, alſo mittelbar dem Arbeitnehmer. Was das be⸗ 
deutet, mag aus folgenden Ausführungen entnommen werden, die 
zugleich zu dem weiteren Punkte, der rechtlichen Form der Betriebs⸗ 
gemeinſchaft, überführen. Wenn Botthoff?) den Gedanken der 
Betriebsgemeinſchaft zuerſt aufgegriffen und erkannt hat, ſo iſt er 
doch hinſichtlich der Form zu weit gegangen, indem er den Betrieb 
ſelbſtändig geſtalten und damit vom Unternehmer loslöſen wollte, um 
es ihm unmöglich zu machen, dem Betrieb die ihm zukommenden 
Mittel zu entziehen. Damit würde aber dem Betrieb die heute mehr 
wie je unentbehrliche Unternehmerperſönlichkeit entzogen. Näher 
lag es, das Zuſammenwirken des Arbeitgebers mit den Arbeitnehmern 
als Betriebsgemeinſchaft im Sinne einer Betriebsgeſellſchaft zu be⸗ 
trachten. RG.) und RArbcg.7) waren in dieſer Auffaſſung voran⸗ 
gegangen, mit der Begründung, daß durch das Betr. ein ſolches 
Zuſammenwirken i. S. des § 705 BG. begründet worden fei. Sinz⸗ 
heimers Einwendung, daß das Betr. zwar eine Teilung der 
Gewalten im Betrieb, niemals aber eine bürgerlich⸗rechtliche Geſellſchaft 
hervorrufe, hat aber, wie es ſcheint, ſelbſt das RArbcg. überzeugt 0 
Wohl aber konnte, durch Vereinbarung oder Geſetz, eine bürgerlich⸗ 
rechtliche Geſellſchaft zwiſchen dem Arbeitgeber und ſeinen Arbeit⸗ 
nehmern begründet werden, ſoweit der oben?) hervorgehobene Pott⸗ 
hoffſche Grundſatz gewahrt wurde. Ich habe im RArbBl.9) in 
einem von der Schriftleitung zur Diskuſſion geſtellten Vorſchlag, 
unter Hinweis auf eine ähnliche Betriebsgemeinſchaft im Mietrecht 
der Nachkriegszeit mit Einzahlung der Mieten in eine gemeinſame 
Kaſſe, zur Gründung ähnlicher Betriebsgemeinſchaften als ſozialem 
Ideal im Arbeitsrecht aufgefordert, insbeſ. in der Weiſe, daß die 
Löhne für die damals jo notwendigen Überſtunden ebenfalls in eine 
gemeinſame Kaſſe einzubezahlen und nur für Zwecke, die weſent⸗ 
lich für die Arbeitnehmer von Bedeutung wären, verwendet werden 
könnten. Das Zuſammenarbeiten der Arbeitsvertragsparteien, die 
Kooperation ?), iſt eigentlich von allen Seiten wärmſtens befürwortet 
worden, mein Vorſchlag iſt aber von Göppert ie) und überhaupt 


2) RArbBl. NAT. 1925, 289f. 

3) Vgl. im einzelnen Silberſchmidt, Die Betriebsgemein⸗ 
ſchaft und ihre rechtliche Grundlage: LZ. 1930, 409f. 

) Arbeitgeber 1931, 160 f.; vgl. auch 1930, 61 f., 90 f., 395 f. 
und e IW. 1930, 3063 f. 

5) a. a. O. 

6) Silbers chmidt, Das RG. und der Begriff des So⸗ 
zialen in „RGPraxis im deutſchen Rechtsleben“, Bd. II (1929) S. I ff. 

2) Silberſchmidt: DfNRZ. 1930, 2127. 

7a) Zuſammenfaſſend Silberſchmidt: 23. a. a. O. S. 412; 
JW. a. a. O. Sp. 3063 f. 

8) Zu Anm. 2. 

6) Vgl. Anm. 7; neueſtens Dunckmann, Kooperation als 
Strukturprinzip der Wirtſchaft: „Verw., Intereſſenvertret. u. Forſch.“, 
Heft 4, 1931. 

10) RArbBl. NAT. 1925, 165 f.; vgl. Borſig, Arbeitgeber⸗ 
pflichten: Arbeitgeber 1925, 149 f. und Sorge, daſ. 1923, 17f.; auch 
Debatin, Sozialer Waffenſtillſtand, daſ. 1926, 31; Mehles, baj. 
S. 454 uſw. 
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Be: Le 2 an — 
weſentlich von Arbeitgeberſeite auf das ethiſche und oben 1) bei 
Landmann beſprochene Gebiet, vor allem des „Betriebstons“, be⸗ 
ſchränkt worden, womit freilich die Geſellſchaft des § 705 BGB. 
wieder entfiel. Dagegen iſt insbeſ. von Wehrle!) unter Aner⸗ 
kennung des Göppertſchen Gedankens, daß die der Kaſſe zuzu⸗ 
führenden Einnahmen aus Mehrarbeit ſich ſchwer berechnen laſſen, 
ausgeführt worden, daß die breite Maſſe im Zwecke der Betriebs⸗ 
gemeinſchaft nicht nur eine Sicherung der Proſperität des Betriebes, 
ſondern auch ihrer eigenen Exiſtenzmöglichkeit ſehen wolle. Die neue 
Einſtellung des Betriebes zur Arbeit dürfe ſich nicht nur ethiſch, ſon⸗ 
dern müſſe fi) auch ökonomiſch auswirken. Sinzheimer !“) läßt 
die Arbeitsgemeinſchaft, neben dem TarVertr., der Regelung der Ge⸗ 
meinſchaft zwiſchen Arbeit und Eigentum im Beruf dienen, und zwar 
als die leider verfallene autonome Arbeitsgemeinſchaft des Zentral⸗ 
abkommens v. 15. Nov. 1918 und als geſetzliche Arbeitsgemein⸗ 
ſchaften nach Art. 156 RVerf. Durch das Geſetz v. 14. April 1927 
iſt dem Arbeitnehmer ein unmittelbarer Anſpruch auf erhöhten Ar⸗ 
beitslohn für Überſtunden zuerkannt, es iſt aber zugleich auf die „höchſt 
leichtfertige geſetzliche Faſſung“ 14) hingewieſen worden, jo daß es unter 
Umſtänden dem Arbeitgeber ein leichtes wäre, mit dem einzelnen Arbeit⸗ 
nehmer den geſetzlichen Zuſchlag von 25% wegzudingen“. Nur ſetzte 
das Gutachten nach anderweiten Vorſchlägen mit dem Beſtreben ein, 
die Arbeitsloſenverſicherung durch Beſchäftigung einer größeren Anzahl 
von Menſchen während geringerer Zeit erträglicher zu geſtalten. In der 
Frankfurter Zeitung war der Vorſchlag gemacht worden, die wöchentliche 
Beſchäftigung während nur 4042 Stunden von der Beitragspflicht zur 
Arbeitsloſenverſicherung zu befreien, dagegen die Beträge für die darüber 
hinausgehenden Arbeitsſtunden an die Arbeitsloſenverſicherung abzu⸗ 
führen, die freilich auch damit wohl nicht lebensfähig zu erhalten ge⸗ 
weſen wäre. Hier ſchlug das Gutachten ein Ermädt®. vor, für einzelne 
Berufe oder Gewerbezweige nach Benehmen mit den Beteiligten für 
Betriebe mit mindeſtens 10 Arbeitnehmern die Höchſtarbeitszeit bis auf 
40 Stunden herabzuſetzen und ferner eine Abänderung des Geſetzes, wo⸗ 
nach die auf mindeſtens 25% unabänderlich feſtgeſetzte Vergütung für 
die Überftunden an die Arbeitsloſenverſicherung abzuführen geweſen 
wäre. Hier kehrte alſo der Vorſchlag einer mittelbaren Vergütung, und 
zwar an die Arbeitsloſenverſicherung wieder, welche allerdings für den 
Arbeitnehmer ſehr wertvoll iſt. Aber das Intereſſe des Arbeitnehmers 
an ihr iſt keinesfalls fo groß, daß er ohne jede Vergütung für ſich 
Überſtunden leiſten würde. Der Vorſchlag kam einem Verbot von Über 
ſtunden und damit einer erheblichen Produktionserſchwerung gleich, da 
der Arbeitgeber in vielen Fällen fremde Arbeitnehmer nicht an Stelle 
der Überftunden würde verwenden können. In der Not VO. v. 5. Juni 
1931 wurde dann die Reichsregierung ermächtigt, die Höchſtdauer der 
zuläſſigen Beſchäftigung für einzelne Gewerbszweige von 48 bis auf 
40 Stunden herabzuſetzen, gleichzeitig aber tarifvertragliche Mehrarbeit 
von behördlicher Genehmigung abhängig zu machen 18). Der RAM. 
hat in einzelnen Induſtrien Arbeitszeitverkürzungen erwirkt, in der 
Hauptſache ſcheiterten die Bemühungen wieder an der Uneinigkeit der 
Arbeitsparteien. So überſchattet alles der Gedanke der Produktions⸗ 
gemeinſchaft, von dem auch die Arbeitsloſenverſicherung mit den Bei⸗ 
trägen der Arbeitgeber nur einen Teil bildet. Je leichter es gelingt, das 
Mißtrauen des Arbeitnehmers, dieſe Urquelle des Unfriedens, zu über⸗ 
winden und dem abhängigen Arbeiter die Überzeugung beizubringen, daß 
Überarbeit und Aufſchwung der Induſtrie auch ihm zugute kommt, deſto 
eher wird ſich das ſo notwendige einträchtige Zuſammenwirken der 
beiden Parteien des Arbeitsvertrages im Betrieb erreichen laſſen. 
Prof. Dr. W. Silberſchmidt, München. 


Entgegnungen. 
Das neue Arbeitszeitrecht. 

Krotoſchin: JW. 1931, 2208 ff. erfordert in zwei Punkten 
eine kritiſche Bemerkung. 

I. Krotoſchin meint a. a. O. S. 2210 r. Sp.: „Das Direk⸗ 
tionsrecht des Arbeitgebers ... hat alſo weitergehend als bisher hin⸗ 
ſichtlich der Verteilung der Arbeit bei eingeſchränkter Arbeitszeit in⸗ 
ſoweit freien Spielraum, als in einer oder in mehreren Wochen auch 
mehr als 40 Stunden gearbeitet werden kann, im Maximum von 
ſechs Wochen jedoch nicht mehr als 240 Stunden.“ Das könnte nur 
zutreffen, wenn die VO. v. 5. Juni 1931 die Struktur unſeres 
Arbeitszeitrechts grundſätzlich gewandelt hatte. Gilt es doch heute 
als ausgemachte Sache, daß die einſchlägigen Beſtimmungen des 
Arbeitszeitrechts Normen des Strafrechts und nicht des Zivilrechts 
ſind. Denn ſie betreffen nur die Frage, wann und in welchem zeit⸗ 
lichen Ausmaße vom Arbeitgeber Arbeit entgegengenommen werden 
darf; die völlig anders geartete Frage, wann und wie lange der 
Arbeitnehmer zur Dienſtleiſtung verpflichtet iſt, beantwortet ſich da⸗ 


11) Oben zu Anm. 4. 

12) a. a. O. S. 25f. 

18) d. a. O. S. 251, 278f. 

14) Ebenda S. 181 A. 3. 

15) Vgl. Sitzler: NZ ArbR. 1922 Sp. 201 f. 


61. Jahrg. 1932 Heft 19] 


gegen aus dem Arbeitsvertrag. Die (ſtrafrechtlichen) Beſtimmungen 
des Arbeitszeitrechts wirken ſich allerdings zivilrechtlich inſofern aus, 
als fie über § 134 BGB. die Vertragsfreiheit der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer einengen, haben aber an ſich mit dem Zivilrecht nichts 
zu tun. Hieran hat auch die genannte BD. nichts geändert, und ſomit 
iſt ſie auch auf das Direktionsrecht des Arbeitgebers ohne Einfluß 
geblieben. Will der Arbeitgeber von der in Rede ſtehenden Möglichkeit 
des neuen Arbeitszeitrechts Gebrauch machen, ſo iſt in jedem Fall 
anhand des Arbeitsvertrages beſonders zu prüfen, inwieweit für den 
Arbeitnehmer die Rechtspflicht beſteht, dem Folge zu leiſten. 

II. Die VO. iſt ſtärker noch als das bisherige Arbeitszeitrecht 
mehrarbeitfeindlich. Deshalb ermächtigt ſie die Reichsregierung u. a., 
die Zuläſſigkeit gewiſſer Arten von Mehrarbeit von einer behörd⸗ 
lichen Genehmigung abhängig zu machen, insbeſ. ſelbſt dann, wenn 
die Mehrarbeit tarifvertraglich vorgeſehen iſt. In einem ſolchen 
Falle (vgl. 5 5 ArbzVO.) iſt alſo Mehrarbeit nur zuläſſig, wenn 
tarifliche Regelung plus behördliche Genehmigung vorliegt. Und nun 
fragt Krotoſchin a. a. O. mit Recht, ob auch verbindlich erklärte 
Schiedsſprüche und allgemeinverbindlich erklärte Tar Vertr. in dieſem 
Sinne genehmigungsbedürftig ſeien. M. E. verneint Krotoſchin 
die Frage ohne Grund. Es iſt allerdings zuzugeben, daß eine der⸗ 
artige funktionelle Koinzidenz von Verwaltungsakten möglich, ja 
dem Arbeitsrecht nicht fremd iſt. Ein typiſches Beiſpiel enthalt 8 62 
BetrRG. Hier iſt indeſſen die Rechtslage ſchon deshalb anders, weil 
ſowohl die zuſtändigen Behörden wie auch die Geltungsbereiche der 
Regelungen nicht identiſch ſind. 

a) Was zunächſt die zuſtändigen Behörden betrifft, ſo ſind 
für Allgemeinverbindlicherklärung und Verbindlicherklärung ſowohl 
wie für die Genehmigung Pyramiden von Behörden zuſtändig, die 
jedesmal den RArbM. zur Spitze haben. Es iſt aber zu beachten, 
daß innerhalb dieſer Pyramiden das Verhältnis der zuſtändigen Be⸗ 
hörden ſo iſt, daß der RArbM. weder eine zur Zuſtändigkeit miederer 
Behörden gehörige Sache an ſich ziehen noch auch der Behörde eine 
bindende Anweiſung für den Einzelfall erteilen kann. So iſt es denk- 
bar, daß für die Verbindlicherklärung der Schlichter, alſo eine Reichs⸗ 
behörde, letztinſtanzlich zuſtandig iſt, während die Genehmigung der 
Gewerbeaufſichtsbehörde, alſo einer Landesbehörde, obliegt. Aus dieſem 
Grunde wäre mithin eine Koinzidenz der beiden Verwaltungsakte 
nur noch in den wenigen Fällen möglich, wo der RArbM. nicht nur für 
die Verbindlicherklärung bzw. Allgemeinverbindlicherklärung, ſondern 
auch für die Genehmigung zuftändig iſt. 8 8 

b) Aber auch in dieſen Fallen beſtehen Bedenken mit Rückſicht 
auf die mangelnde Idendität der Geltungsbereiche. Nach der Neu⸗ 
regelung iſt es keineswegs erforderlich, daß die Genehmigung für den 
geſamten Geltungsbereich eines TarVertr. ausgeſprochen wird. Sie 
Kann auf Gewerbezweige, beſtimmte Verwaltungen oder Gruppen von 
Arbeitnehmern bejchränkt werden — ohne Rückſicht darauf, wie der 
maßgebende Tar Vertr. feine Grenzen zieht. Insbeſondere kann die 
Genehmigung auch zeitlich engere Grenzen ſetzen als der Tar Vertr. 
Nicht unähnlich der Stellung des RArbM. bei Vornahme der All⸗ 
gemeinverbindlicherklärung kann hier die Behörde bei Erteilung ihrer 
Polizeierlaubnis zwar niemals über das hinausgehen, was die 
TarVertrParteien normiert haben, aber fie kann dahinter zurück⸗ 
bleiben. Das hat praktiſch den großen Vorteil, daß die Behörde den 
arbeitszeitrechtlichen Inhalt des Tarifwerks nicht bloß ſchlicht an⸗ 
nehmen oder verwerfen kann; ſie iſt vielmehr auch in der Lage, im 
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Rahmen der Tarifnormen eine andere leingeſchränkte) Regelung 
zu treffen. 

e) Ebenſowenig wie die Verbindlicherklärung eines Schieds⸗ 
ſpruchs die Allgemeinverbindlicherklärung der jo erzeugten Tarif⸗ 
normen in ſich ſchließt, wird die behördliche Genehmigung durch Ver⸗ 
bindlicherklärung oder Allgemeinverbindlicherklärung überflüſſig. Auch 
der Hinweis Krotoſchins auf 95 Abſ. 2 Arb VO. kann nicht 
zu einem anderen Ergebnis führen. Denn in 85 Abſ. 2 handelt es 
ſich um eine an ſich nicht ſelbſtverſtändliche Beſtimmung des poſitiven 
Rechts, die zudem einen ſoziologiſch anders gelagerten Sachverhalt 
betrifft. In der Tat wäre es unzweckmäßig, wenn ein vom RArbM. 
für allgemeinverbindlich erklärter Tar Vertr. von einer Landesbehörde 
beanſtandet und notfalls teilweiſe abgeändert werden könnte. Da⸗ 
gegen iſt es, wie angedeutet, durchaus zweckmäßig, wenn unſere 
Polizeierlaubnis auf Teile des Tar Vertr. beſchränkt werden kann, 
wobei es gleichgültig iſt, worauf deſſen Rechtswirkſamkeit beruht. 
Wie dem auch ſei, auf jeden Fall muß hier allen Beteiligten größte 
Vorſicht empfohlen werden, zumal da es ſich um eine Frage des 
Strafrechts handelt, bei der Rechtsirrtum den Täter nicht vor 


Strafe ſchützt. 
Prof. Dr. Wilhelm Herſchel, Köln. 


Die Aufrechnung mit einer Gegenforderung, über die 
das Arbeitsgericht zu entſcheiden hat. 


RG.: JW. 1912, 1323; RG. 123,349 = JW. 1929, 1649 hat 
die Zuläſſigkeit der Aufrechnung mit einer Gegenforderung verneint, 
über die ein Schiedsgericht entſcheiden ſoll, weil der ordentliche Richter 
eine Feſtſtellung darüber, ob dem Aufrechnenden die Gegenforderung 
zuſtehe, nur dann treffen könne, wenn ihm die Entſch. über ihr Be⸗ 
ſtehen nicht entzogen ſei. Gleiches muß gelten, wenn über das Beſtehen 
der Gegenforderung das Arb. zu entſcheiden hat. 

Aus der Unzuläſſigkeit der Aufrechnung folgt nun aber nicht 
ohne weiteres, daß der Richter, falls er die Klageforderung für 
begründet hält, der Klage ohne Rückſicht auf die Aufrechnung 
ſtattzugeben hat. Denn die verſchieden geordnete Zuſtändigkeit der 
Gerichte darf nicht dazu führen, dem Bekl. einen materiellen 
Einwand abzuſchneiden. Wie hat ſich der Richter nun zu verhalten? 

Ein Vorbehaltsurteil gem. 8 302 3PO. kann er nicht er⸗ 
laſſen. Denn dieſe Beſtimmung ſetzt voraus, daß das erkennende 
Gericht auch für die Entſch. über die zur Aufrechnung geſtellte 
Gegenforderung zuſtändig iſt. Eine Ausſetzung des Rechtsſtreits 
gem. § 148 3PO. iſt ebenfalls nicht zuläſſig, da die Gegen⸗ 
forderung vor dem ArbG. nicht anhängig iſt. Es bleibt daher nur 
die Möglichkeit, daß der ordentl. Richter dem Bekl. eine Friſt ſetzt, 
innerhalb der er die Erhebung der Klage vor dem ArbG. wegen 
dieſer Gegenforderung nachzuweiſen hat. Erbringt der Bekl. dem 
Richter innerhalb der Friſt den Nachweis der Klagerhebung, dann 
hat der Richter den Rechtsſtreit gem. § 148 3 PO. bis zur Entſch. 
des Arb®. auszuſetzen. Zwar begründet § 148 ZPO. grundfählich 
keinen Zwang zur Ausſetzung, ſondern ſtellt die Ausſetzung in das 
Ermeſſen des Gerichts (RG. 81, 213). Dieſer Grundſatz muß 
hier aber eine Ausnahme erleiden, weil dem Bekl. keine andere 
Möglichkeit gegeben iſt, die Gegenforderung geltend zu machen und 
durch ee eine Abweiſung der Klage zu erzielen. 

GerAſſ. Dr. Erwin Ulrich, Berlin. 


Schrifttum. 


1. Allgemeines. 


Dr. Franz Hennig, Rechtsanwalt in Berlin: Die privat⸗ 
rechtliche Seite der Arbeitszeitverordnung. (Abhandlungen 
zum Arbeitsrecht, 6. Heft.) Mannheim 1931. J. Bens⸗ 
heimer. 139 Seiten. Preis 6,50 A 

Die Wahl des Themas für eine ſelbſtändige Abhandlung iſt als 
glücklich zu bezeichnen. Bisher iſt in der Literatur das geltende 
Arbeitszeitrecht faſt ausſchließlich von öffentlich⸗rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten aus dargeſtellt worden. Nachdem der Streit, inwieweit die 
Arb gd. Arbeitnehmerſchutzrecht und inwieweit ſie Privatrecht ent⸗ 
hält, im weſentlichen entſchieden iſt, war eine eingehende ſyſtema⸗ 
tiſche Unterſuchung vom Standpunkte des Privatrechts aus durchaus 
am Platze. 

In einem erſten Teil „Allgemeine Grundlagen“ umgrenzt der 
Verf. rn onen Geltungsbereich der Arb Vo. und unter- 
ſucht ihre rechtliche Natur. Der zweite und umfangreichſte Teil der 
Schrift behandelt die Einwirkung der Arb ZV. auf das private 
Arbeitsverhältnis. Er gliedert ſich in drei Teile: unmittelbare Ein⸗ 
wirkung des Geſetzes, Einwirkung der Geſamtvereinbarung, Ein⸗ 
wirkung behördlicher Akte. i 

Alle, denen an der dogmatiſchen Vertiefung des Arbeitsrechts 


gelegen iſt, werden die klar und geſchickt geſchriebene Abhandlung, 
der es auch an neuartigen Gedankengängen nicht fehlt, mit Inter⸗ 
eſſe und Freude leſen. An Einzelheiten ſei nur eine Frage hervor⸗ 
gehoben, die für die Klärung der Zusammenhänge zwiſchen dem 
Arbeitnehmerſchutzrecht und dem Privatrecht von beſonderer Be⸗ 
deutung iſt: die Frage der Entlohnung bei rechtswidriger Mehr⸗ 
beſchäftigung. Der Arbeitgeber darf den Arbeitnehmer über die ge⸗ 
ſetzlich zuläſſige Zeit hinaus nicht beſchäftigen und kann ihn daher 
auch nicht zu ſolcher Mehrarbeit verpflichten, die Mehrarbeitsver⸗ 
einbarungen ſind nach 8134 BGB. nichtig. „Leiſtet der Arbeit⸗ 
nehmer unzuläſſige Mehrarbeit, ſo hat er inſoweit keinen vertrag⸗ 
lichen Anſpruch auf Vergütung. Denn auch er handelt dem öffent⸗ 
lichen Intereſſe an der Erhaltung der Volkskraft zuwider und, ob⸗ 
gleich er deswegen nicht beſtraft wird, darf ihm durch Erhaltung 
ſeines Lohnanſpruchs doch kein Anreiz zur Leiſtung verbotener Mehr⸗ 
arbeit gegeben werden. Er kann daher vom Arbeitgeber lediglich 
Herausgabe der ungerechtfertigten Bereicherung verlangen.“ Dieſe 
auf S. 77, auch wohl nur beiläufig, gegebene Begründung recht⸗ 
fertigt weder das Nichtbeſtehen eines Lohnanſpruchs noch das Be⸗ 
ſtehen eines Bereicherungsanſpruchs. Die Zuerkennung eines Be⸗ 
reicherungsanſpruchs, für deſſen Bemeſſung das Entgelt maßgebend 
ſein ſoll, das der Arbeitnehmer bei Gültigkeit des Vertrags zu be⸗ 
anſpruchen gehabt hätte, wird auch noch Anreiz genug zur Leiſtung 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


von Mehrarbeit ſein. Doch kommt es hierauf nicht an; im Arbeit⸗ 
nehmerſchutzrecht kann irgendwelchen Zuwiderhandlungen der Arbeit⸗ 
nehmer, etwa gegen das öffentliche Jutereſſe an der Erhaltung 
der Volkskraft oder an Verminderung der Arbeitsloſigkeit, Reine 
Bedeutung beigemeſſen werden, denn das Arbeitnehmerſchutzrecht 
ſchafft grundſätzlich nur einſeitige öffentlich⸗rechtliche Pflichten 
der Arbeitgeber gegenüber dem Staat und enthält keine Verbote an 
die Arbeitnehmer. Daß infolge der Nichtigkeit der Mehrarbeits⸗ 
abreden dem Arbeitnehmer der Lohnanſpruch verlorengehen und ihm 
nur ein Bereicherungsanſpruch bleiben ſoll, der die mannigfachen 
Sicherungen eines Lohnanſpruchs nicht genießt, iſt unvereinbar mit 
dem ausſchließlich zum Vorteil des Arbeitnehmers gedachten Arbeit⸗ 
nehmerſchutzrecht; Wohltat darf nicht Plage werden. Das verkennt 
m. E. der Verf., wenn er ſich grundſätzlich gegen die Möglichkeit 
eines vertraglichen Vergütungsanſpruchs bei geſetzwidriger Mehr⸗ 
beſchäftigung ausſpricht (S. 77 Anm. 10, zu vgl. auch S. 71 Anm. 4). 
Was der Verf. im einzelnen gegen einige der bisherigen Konſtruk⸗ 
tionen ſagt (zu vgl. noch S. 70/71), wird man allerdings billigen 
können. Den Ausführungen gegen Nipperdey, der eine Nichtig⸗ 
keit der geſetzwidrigen Mehrarbeitsabrede nur für die Zukunft, 
nicht für die Vergangenheit, für die der Lohn verlangt wird, an⸗ 
nimmt (RGFeſtgabe Bd. 4 S. 210, 213), ließe ſich noch hinzu⸗ 
fügen, daß eine Nichtigkeit ex nune mit dem im BGB. verwendeten 
Nichtigkeitsbegriff nicht zu vereinbaren iſt. Mir ſcheint ein Ver⸗ 
tragsanſpruch in der Mehrzahl der Fälle auf Grund folgender Er⸗ 
wägung gegeben zu ſein: Eine Mehrarbeits verpflichtung über die 
zuläſſige Grenze hinaus iſt nicht möglich. Dem Arbeitnehmer iſt 
aber die Leiſtung freiwilliger Mehrarbeit nicht unterſagt. Wirkſam 
wäre daher eine Vereinbarung zwiſchen dem Arbeitgeber und dem 
Arbeitnehmer, daß dieſer für die tatſächlich geleiſtete Mehrarbeit 
Vergütung erhalten ſolle. Damit würde dem Arbeitgeber nicht das 
Recht zuerkannt ſein, von dem Arbeitnehmer die Leiſtung der Mehr⸗ 
arbeit zu fordern, und dem Arbeitnehmer nicht das Recht, dem 
Arbeitgeber, der ſich ja durch die Mehrbeſchäftigung ſtrafbar machte, 
die Leiſtung der Mehrarbeit bei Vermeidung des Annahmeverzugs 
wirkſam anzubieten. In eine derartige Vereinbarung werden ſich die 
nichtigen Mehrarbeitsabreden meiſt im Wege der ſog. Konverſion 
nach 8140 BGB. umdeuten laſſen. Ein ſolcher Vergütungsanſpruch 
wird, obwohl er nicht einem zweiſeitigen Vertrage entſpringt, die 
gleichen Sicherungen wie ein Lohnanſpruch aus 8 611 BGB. genießen. 
GerAſſ. Fritz Deike, Berlin. 


Arbeitsrecht. Die reichsrechtlichen Vorſchriften über das Ar⸗ 
beitsverhältnis nebſt den preußiſchen Beſtimmungen über 
das Bergarbeiterrecht. Textausgabe mit Verweiſungen, 
Überſichten und Anmerkungen nebſt ausführlichem Sach⸗ 
regiſter, unter Mitwirkung von Dr. G. Hveniger, Rechts⸗ 
anwalt und Notar in Frankfurt a. M., herausgegeben von 
Dr. H. Hoeniger, Profeſſor der Rechte in Freiburg i. Br. 
17.—18. Auflage. Mannheim 1931. Verlag J. Bens⸗ 
heimer. LXVI u. 901 Seiten. Preis 9 M. 

Ein Buch, von dem in 10 Jahren mehr als 50 000 Stück er⸗ 
ſchienen, hat den Beweis für ſeine Unentbehrlichkeit erbracht. Die 
neue Auflage hat die Vorzüge der früheren, an dieſer Stelle oft an⸗ 

ezeigten: In ſyſtematiſcher Ordnung werden ſorgfältig überprüfte 

Texte — oft mit kurzer Entſtehungsgeſchichte — dargeboten. Das 

handliche, gut ausgeſtattete Bändchen iſt für Lehr⸗ und Gebrauchs⸗ 

zwecke gleich trefflich geeignet. Ein Zeichen der Zeit iſt der zugleich 
mit dem Buch erſchienene 59 Seiten ſtarke Nachtrag, der die Anderung, 

die die 2. (Juni) NotVO. verurſacht hat, verzeichnet. D. S. 


Dr. jur. Herbert Loewinberg, Richter, Vorſitzender beim 
Arbeitsgericht in Hamburg: Arbeitsrecht des Alltags. 
Hamburg 1931. Verlag R. Himmelheber & Co. 46 Seiten. 
Preis geb. 1,75 G. 

Die Schrift will Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die 
wichtigſten Fragen des Arbeitsrechts, wie ſie alle Tage praktifd) 
werden, in einer allgemeinverſtändlichen Weiſe unterrichten. Auf 
46 Seiten kann naturgemäß nur ein Überblick gewährt werden; 
ihn aber gibt die Schrift in objektiver Weiſe. Taß fie nur dies 
will und kann, deſſen muß ſich der Benützer ſtets bewußt ſein. 

RA. Max Abel, Eſſen. 


2. Rechtſprechung. 


Fundſtellen arbeitsgerichtlicher Entſcheidungen. Herausgegeben 
von Dr. W. Mans feld, Rechtsanwalt in Eſſen, Privatdozent 
an der Univerſität Münſter i. W. 2. Aufl. nach dem Stande 


vom 1. Januar 1932. Mannheim 1932. J. Bensheimer. 
Preis 8 . 

Die 1. Aufl. iſt JW. 1930, 3083 beſprochen. Die 2. Aufl. ſchließt 
mit dem Stande v. 1. Jan. 1932 ab. Sie bringt eine Zuſammenſtellung 
von ſämtlichen bis dahin veröffentlichten — rund 1800 — Ent⸗ 
ſcheidungen des RArbcß. mit Datum, Geſchäftsnummer und Haupt⸗ 
inhalt unter Nachweis von nahezu 5000 Fundſtellen. 

Die in der 1. Aufl. gebrachten Entſcheidungen ſind erneut in 
der 2. Aufl. enthalten. Allein für dieſe rund 930 Entſcheidungen des 
1. Heftes ſind weitere etwa 2000 Fundſtellen neu nachgewieſen. 

Das Fundſtellenverzeichnis ermöglicht es, jede Entſcheidung, 
deren Wortlaut — zum mindeſten in einem erſchöpfenden Aus⸗ 
zuge — in einer der zahlreichen Zeitſchriften und Sammlungen ver⸗ 
öffentlicht iſt, auch an anderen Quellen zu finden. Die Entſcheidungen 
ſind nach der Zeitfolge geordnet und mit Aktenzeichen und allen 
weſentlichen Fundſtellen in der Sammlung aufgeführt. Für den⸗ 
jenigen, der nur Datum und Aktenzeichen kennt, iſt es ein leichtes, 
den Wortlaut in der ihm zur Verfügung ſtehenden Sammlung auf⸗ 
zufinden. Auch demjenigen, der lediglich das Aktenzeichen kennt, 
bringt das Verzeichnis die notwendige Hilfe: In der beſonderen 
Zuſammenſtellung der Entſcheidungen nach Aktenzeichen — be⸗ 
ginnend mit Nr. 1 v. J. 1927 — ſind die entſprechenden Nummern 
des Fundſtellenverzeichniſſes angegeben, die auf die Abdruckſtellen 
hinweiſen. 

Das Werk iſt zur ſchnellen Feſtſtellung jeder arbeitsgericht Ente 
ſcheidung geradezu unentbehrlich und von größtem El wet 

.S. 


Entſcheidungen des Reichsarbeitsgerichts und der Landes⸗ 
arbeitsgerichte. Herausgegeben von Dr. Hermann Derid), 
Dr. Georg Flatow, Dr. Alfred Gerſtel, Dr. Alfred Hueck, 
Dr. Hans Karl Nipperdey unter Mitwirkung der Rechts- 
anwälte beim Reichsgericht. Generalregiſter zu Band 
1—10 bearbeitet von Dr. jur. Heinz Ollendorf. Mann⸗ 
heim 1931. J. Bensheimer. 469 Seiten. 

Den Hauptinhalt dieſes Regiſterbandes bildet das ſyſtematiſche 
Regiſter. In klarer, in einer Sonderüberſicht (S. 1 ff.) vor Augen 
geführten Syſtematik werden in Form von Rechtsſätzen ſämtliche in 
der BenshSamml. erſchienenen Entſcheidungen der Arbeitsgerichts⸗ 
behörden angeführt und in Klammern hinzugefügt, ob und in 
welcher Weiſe ein Anmerker zu dem Urteil Stellung genommen 
hat. Leider wird weder angegeben, ob und wo eine Entſcheidung 
an anderer Stelle veröffentlicht iſt, noch wo und wie an anderer 
Stelle zu dem Urteil Stellung genommen iſt. Hierdurch iſt die Be⸗ 
nutzung des Generalregiſters eigentlich nur für die Benutzer der 
BenshSamml. von erheblichem Wert. 

An zweiter Stelle folgt ein ſorgfältiges Geſetzesregiſter, den 
Schluß bildet eine chronologiſche Zuſammenfaſſung der bearbeiteten 
Entſcheidungen nach Datum und Aktenzeichen. D. S. 


Dr. jur. Fritz Ottinger: Die guten Sitten in der arbeitsrecht⸗ 
lichen Rechtſprechung nach dem Kriege. (Hamburger Rechts- 
ſtudien, herausgegeben von Mitgliedern der Rechts⸗ und 
Staatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Hamburgiſchen Univerſi⸗ 
tät. Heft 9.) Hamburg 1931. Friederichſen, de Gruyter 
& Co. mbH. 84 Seiten. Preis 4,50 . 

Der Verf. ſchildert „die Verwendung des Begriffs der guten 
Sitten in der Rſpr. zum Arbeitsrecht“. Er geht aus von der Aus⸗ 
legung des 8 826 BB. durch Rſpr. und Rechtslehre, um ſich 
in einem zweiten Teile mit $ 826 BGB. in arbeitsrechtlichen Ur⸗ 
teilen zu befaſſen, und zwar mit den Unterabteilungen: I. Streitig⸗ 
keiten innerhalb der Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberſchaft, wobei 
die „Verdrängung aus der Arbeit“ abgehandelt wird. II. Streitige 
keiten von Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Hier wird der Arbeits- 
kampf erörtert, der Streik in ſeinen Erſcheinungsformen unter Ber 
rückſichtigung des Sympathieftreik8 und der paſſiven Reſiſtenz ſowie 
ſeiner Durchführung, Ausſperrung und Boykott. Behandelt iſt das 
Friedensabkommen mit Maßregelungsverbot oder Wiedereinſtellungs⸗ 
klauſel. Überall wird die Rſpr., auch der unteren Gerichte, in großer 
Ausführlichkeit berückſichtigt. Schon dadurch verdient die gut ge⸗ 
ſchriebene Arbeit weitgehende Beachtung. 

Rel. Mar Abel, Eſſen. 


Dr. Franz Neumann, Rechtsanwalt in Berlin: Tarifrecht 
auf der Grundlage der Rechtſprechung des Reichsarbeits⸗ 
gerichts. Berlin 1931. Verlag Deutſcher Baugewerks⸗ 
bund (N. Bernhard). 147 Seiten. 

Dies iſt ein gutes und brauchbares Buch. Der Verf. geht da⸗ 
von aus, daß die Praxis des Rechtslebens im weſentlichen an die 

Ripr. des AUG. anknüpfe. Das Buch, das der Praxis zu dienen 
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beſtimmt ift, ſtellt daher die Rſpr. des RArbG. dar, und zwar 
ſyſtematiſch. Die knappe, ſtichwortartig gefaßte, ſyſtematiſch geord⸗ 
nete Inhaltsangabe umfaßt ſieben Seiten. Daneben iſt ein alpha⸗ 
betiſches Regiſter vorhanden. Das Auffinden der Entſch. iſt daher 
ſehr erleichtert. 

Der Verf. beſchränkt ſich nicht darauf, lediglich den Kern 
der Entſch. mitzuteilen. Er gibt eine kurze Darſtellung des Tarif⸗ 
rechts mit Literaturangaben und nimmt, wenn auch nicht überall 
gleich ausführlich, zu Rſpr. und Schrifttum ſelbſtändig Stellung 
(vgl. S. 77 ff.: Wirkung der Ber. auf den TarVertr.; S. 113 ff.: 
Rechtsnatur der Allgemeinverbindlichkeitserklärung). 

RA. Max Abel, Eſſen. 


Dr. Anthes, Rechtsanwalt und Reichsarbeitsrichter, Berlin: 
Kündigungsſchutz für Angeſtellte in der Faſſung der 
reichsarbeitsgerichtlichen Rechtſprechung. 3. verb. Aufl. 
(9.—17. Tauſend.) Berlin 1931. Buchdruckerei Gutenberg 
(Heinrich Beenken). 16 Seiten. Preis 0,45 . 


Der Verf. hat mit dieſem Erläuterungsbuch einen neuen Weg 
beſchritten. Er ſchließt an den Wortlaut der einzelnen Geſetzesſtelle 
unmittelbar die Wiedergabe der einſchlägigen Rſpr. des RArbG. in 
ſolch knapper und ſcharfer Formulierung an, daß die Rſpr. gewiſſer⸗ 
maßen in den Geſetzestext hineingearbeitet iſt. Man vermag ſich 
erſtaunlich ſchnell über die Stellung des RArbGh. zu den zu ſeiner 
Entſch. gebrachten Streitfragen zu unterrichten. Hinter dem Lernſatz 
findet ſich jeweils Datum und Aktenzeichen der Entſch. und die Ver⸗ 
weiſungsnummer auf das anhängende Fundſtellenverzeichnis. Es ent⸗ 
hält die rein arbeitsrechtl. Samml. und die Mansfeld ſchen Fund⸗ 
ſtellen. Bequemer kann es dem Praktiker nicht gemacht werden. 

RA. Max Abel, Eſſen. 


Jahrbuch des Arbeitsrechts nebſt ſozialpolitiſcher Überficht. 
Band XI. Syſtematiſche Überſicht über das Schrifttum, 
die Rechtſprechung und die Verwaltungspraxis unter Berück⸗ 
ſichtigung des öſterreichiſchen Rechtes im Jahre 1930 nebſt 
ausführlichem Sachregiſter. Herausgegeben von Profeſſor 
Dr. H. Hoeniger, Freiburg i. Br., unter Mitwirkung von 
Profeſſor Dr. R. Schultz, Freiburg i. Br., und Profeſſor 
Dr. L. Heyde, Mitglied des vorl. Reichswirtſchaftsrats, Kiel. 
Mitbearbeiter: Profeſſor Dr. H. Derſch, Direktor im Reichs⸗ 
verſicherungsamt, Berlin, und Sektionschef i. R. Dr. M. Le⸗ 
derer, Wien. Mannheim 1931. Verlag J. Bensheimer. 
XXIV, 448 S. gr. 8°. Preis in Leinen 20 . 


Der neue Band des bekannten Jahrbuchs erſcheint in ähnlicher 
Anordnung und Ausſtattung wie die bisherigen. Eine beſonders 
eingehende Behandlung hat das leider jo aktuelle ArbVermG. 
durch Prof. Dr. Derſch gefunden. An Stelle des verſtorbenen 
Bearbeiters des öſterreichiſchen Rechts, Prof. Dr. Adler, hat der 
Sektionschef Dr. Lederer, Wien, nach ſeinem Vorbild die⸗ 
jenigen Teile des öſterreichiſchen Arbeitsrechts, die dem deutſchen 
gleich oder verwandt ſind, bearbeitet. Infolge der ſorgfältig durch⸗ 
dachten Syſtematik des Werkes in Verbindung mit dem eingehen⸗ 
den Sachregiſter wird das Werk kaum je bei praktiſchen oder 
theoretiſchen Fragen den Benutzer in Stich laſſen. D. S. 


Reichsarbeitsgerichts⸗Rechtſprechung zum Betriebs rätegeſetz. 
Zuſammengeſtellt und bearbeitet von Clemens Nörpel. 
3. vervollſtändigte Auflage. Berlin 1931. Verlagsanſtalt 


„Courier“. Preis 5 A. 

Von dem JW. 1931, 1242 angezeigten Buch iſt, wie uns der 
Verlag mitteilt, bereits vor Erſcheinen der Beſprechung eine ver⸗ 
vollſtändigte dritte Auflage erſchienen. Auch dieſe weiſt die gleichen 
praktiſchen Vorteile auf, wie die 1 1931, 1242 angezeigte. 
Ebenſo wie ihre Vorgängerin tft auch ſie in erſter Linie für nicht 
juriſtiſch gebildete Leſer beſtimmt. Entscheidungen find ausſchließ⸗ 
lich nach der „Arbeitsrechtspraxis“ zitiert, ſo daß das Buch in 
gewiſſer Hinſicht ein hervorragendes Regiſter dieſer Zeitſchrift zum 
Gebiete des BetrgiGG. darſtellt — inſoweit beſonders für den Ju⸗ 
riſten wertvoll, der zu dieſer Frage eine erſchöpfende Material⸗ 
zuſammenſtellung anzufertigen hat. Doch foll durch dieſe Bemer⸗ 
kung nicht der Eindruck hervorgerufen werden, daß Nörpel nur 
Leitſätze der Entſch. wiedergibt, vielmehr werden oft kritiſche Be⸗ 
merkungen beigefügt. D. S. 


3. Schwerbeſchädigtengeſetz. 


Das Geſetz über die Veſchäftigung Schwerbeſchädigter mit 
den einſchlänigen Vorſchriften. Erläutert von Dr. Dr. Richter, 
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Oberregierungsrat im Reichsarbeitsminiſterium. 2. ſtark 
erw. Aufl. (Bücherei des Arbeitsrechts, Neue Folge, 
Band 7.) Berlin. Verlag von Reimar Hobbing. 283 Seiten. 
8°. Preis in Ganzleinen gebunden 6,80 . 

Das über die 1. Aufl. dieſes vortrefflichen Komm. in JW. 1928, 
2902 abgegebene Urteil wird durch die jetzt vorliegende 2. Aufl. vollauf 
gerechtfertigt. In den wenigen inzwiſchen verfloſſenen Jahren hat 
namenklich durch die Rſpr. des RArbG. die Auslegung des gerade 
jetzt infolge der Wirtſchaftskriſe wieder höchſt bedeutſamen Geſetzes 
große Fortſchritte gemacht. Man bann bei vielen Fragen ſogar ſchon 
eine „herrſchende Meinung“ feſtſtellen, die der Verf. im weſentlichen 
übernommen hat, ohne dabei ſeine eigene Überzeugung aufgeben zu 
müſſen, da er durch die 1. Aufl. ſelbſt ſehr weſentlich zu der Bildung 
dieſer Meinung beigetragen hat. Die bisherigen Erläuterungen ſind in 
der neuen Auflage vertieft und gewiſſenhaft durch Heranziehung von 
Rſpr. und Schrifttum auf den neueſten Stand gebracht. Manche Ab⸗ 
ſchnitte ſind völlig umgeſtaltet, noch klarer gefaßt und anſchaulicher 
dargeſtellt. Die Erweiterung iſt insbeſ. den arbeitsrechtlichen Fragen 
zugute gekommen, die mit dem Einſtellungszwang und Kündigungs⸗ 
ſchutz zuſammenhängen. Beſonders die Erläuterungen zu § 13 zeichnen 
ſich durch überſichtliche Gliederung und zutreffende Entſcheidungen in 
allen Fragen aus. Die Rſpr. des RArbG. zur Frage der Lohnzahlung 
an kranke Schwerbeſchädigte während der Dauer der Arbeitsunfähig⸗ 
keit ift eingehend behandelt und mit vornehmer Zurückhaltung, aber 
entſchieden widerlegt. Dieſe Frage hätte allerdings nicht ſo verſteckt 
erörtert werden ſollen, daß ſie nur mit Hilfe des in der nächſten Auf⸗ 
lage hoffentlich reichhaltigeren Sachverzeichniſſes gefunden werden kann. 
Alles in allem ein erfreuliches Werk, das ſich mit der neuen Auflage 
ſicher neue Freunde erwerben wird. 

RA. Priv Doz. Dr. Mansfeld, Eſſen u. Münſter. 


Oberbürgermeiſter Dr. Jung, Beauftragter Dozent an der 
Univerſität Göttingen: Der Einfluß der Wirtſchaftskriſe 
auf die Durchführung des Schwerbeſchädigtengeſetzes. 
Mannheim 1932. J. Bensheimer. Preis 1,50 h. 

Die Schrift legt zunächſt einmal eingehend die Schwierigkeiten 
dar, die der Durchführung des ShwBeihb. in der jetzigen Notzeit 
entgegenſtehen. Verf. hat in zutreffender Weiſe die Schwierigkeiten 
auf der Arbeitgeberſeite wie auf der Seite der Schwerbeſchädigten 
unterſucht. Als wichtigſtes Mittel, um in der Durchführung des 
ShwBeihb. über die jetzige Zeit hinwegzukommen, empfiehlt er 
eine vertrauensvolle Zuſammenarbeit zwiſchen Hauptfürſorgeſtellen, 
Schwerbeſchädigten und Arbeitgebern. Er hat damit den Kern deſſen 
getroffen, was zu einer wirkungsvollen Geſtaltung des Schwer⸗ 
beſchädigtenſchutzes überhaupt notwendig iſt. Mit Recht jagt er, daß 
es nicht auf das Geſetz, ſondern darauf ankommt, wie der Geiſt 
des Geſetzes von den dazu Berufenen verwirklicht wird. Die Er⸗ 
fahrungen, die gerade in einer ſolchen Zuſammenarbeit gemacht 
find, ſind durchaus ermutigend. Der Verf. ſelbſt erwähnt die 
verſchiedenſten Hauptfürſorgeſtellen, in deren Bereich durch eine 
Mitarbeit aller betroffenen Kreiſe eine verſtändige Behandlung 
der Schwerbeſchädigtenfürſorge erreicht iſt. Dem Verf. iſt auch 
darin Recht zu geben, daß eine Abänderung des SchwBeſchcG. zur Zeit 
untunlich iſt. Das SchwBeſchcd. iſt durchaus in der Lage, auch in 
der jetzigen kriſenhaften Zeit ſowohl den Belangen der Schwer⸗ 
beſchädigten gerecht zu werden, als auch den Belangen der Arbeit⸗ 
geber, wenn ſeine Durchführung in der Hand von verſtändnisvollen 
Fürſorgeſtellen liegt. 

Man kann die Schrift nur jedem empfehlen, der mit den Fragen 
der Schwerbeſchäbigtenfürſorge zu tun hat. Sie wird ihm außer⸗ 
ordentlich wertvolle Anregungen geben. 

RA. Schoppen, Düßſeldorf. 


Anthes: Die Rechtſprechung des Reichsarbeitsgerichts zum 
Schwerbeſchädigtengeſetz. Berlin 1931. Buchdruckerei Guten⸗ 
berg (Heinrich Beenken). Preis 0,75 .#. 

Wie ſchon das Vorwort beſagt, iſt die Schrift aus der Praxis 

für die Praxis beſtimmt. Sie will dem Leſer keine wiſſenſchaftlichen Ab⸗ 

handlungen über die Grundſätze des Schwerbeſchädigtenrechts geben, ſie 
will auch nicht die einzelnen Streitfragen aus dem SchwBeſchcG. nach 
den verſchiedenſten Richtungen hin unterſuchen, ſondern der Verf. will 
vor allem dem Praktiker in kurzer eindringlicher Form die An⸗ 
ſicht des höchſten Gerichts zu den einzelnen Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes näherbringen. Das iſt ihm auch in dieſer Schrift in über⸗ 
zeugender Weiſe gelungen. Die Einarbeitung der Auffaſſung des 

NArbch. in den Geſetzestext mutet zunächſt eigenartig an. Sie iſt 

aber in einer ſo klaren und dabei knappen Form gehalten, daß 

die Überſicht über die einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen nicht 
verringert wird. Der Geſetzestext iſt um die Beantwortung der 
einzelnen vom höchſten Gericht entſchiedenen Streitfragen erweitert. 

Dadurch gewinnt der Leſer ein abgerundetes Bild darüber, was im 
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SchwBeſchc . nach Geſetz und Rſpr. als Rechtens anzuſehen it. 
Eine Kritik der Rſpr. iſt entſprechend dem Zweck der vorliegenden 
Schrift nicht vorgenommen, ſondern die Rechtsauffaſſung des 
RArbcz. als gegebene unabänderliche Größe hingeſtellt, mit der der 
Praktiker nun einmal zu rechnen hat. Roma locuta causa finita. 

Die Schrift bietet daher vor allem für den Praktiker eine aus⸗ 
gezeichnete Ergänzung zu den vorhandenen Kommentaren. Sie 
Rann jedem, der ſich mit den Problemen des Arbeitsrechts beſchäf⸗ 
tigt, nur warm empfohlen werden. 


RA. Schoppen, Düſſeldorf. 


4. Soziologie. 


Profeſſor Dr. H. Freyer: Einleitung in die Soziologie. 
(In Sammlung: Wiſſenſchaft und Bildung.) Leipzig. 
Verlag von Quelle & Meyer. 150 Seiten. Preis geb. 
1,80 h. 


Dieſe klare Einführung in die Nachbarwiſſenſchaft verdient, von 
vielen Juriſten geleſen zu werden. Wie in allen Bänden der be⸗ 
liebten Quelle & Meyer⸗Slg. Wiſſenſchaft und Bildung wird neben 
einer kurzen Einführung in die Aufgabe eine überſichtliche Dar⸗ 
ſtellung der geſchichtl. Entwicklung und eine Ausführung der Lo⸗ 
ſungsmethode — hier darf ſich die wiſſenſchaftl. Individualität des 
Verf. wiewohl auch beſcheiden zurückhaltend etwas ſtärker zeigen — 
geboten. Mit Recht ſchließt ſich an den geſchichtl. Überblick eine groß⸗ 
zügige Darſtellung der gegenwärtigen Richtungen der Soziologie in 
andern Wiſſenſchaften, jo daß der intereſſierte Nichtſoziologe einen 
erſchöpfenden Einblick in die Beſtrebungen und Leiſtungen der 
Wiſſenſchaft von der geſellſchaftl. Wirklichkeit erhält. 


5. Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung. 


Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung. 
Handausgabe mit den Ausführungsvorſchriften und den 
grundſätzlichen Entſcheidungen des Reichsverſicherungsamts 
herausgegeben von Oberregierungsrat Dr. Berndt, Miniſte⸗ 
rialrat Dr. Lehfeldt, Geh. Regierungsrat Dr. D. Weigert, 
Direktor M. Ehlert, Präſident Dr. Syrup. Berlin 1931. 
Verlag Reimar Hobbing. XVI und 407 Seiten Groß⸗Ok⸗ 
tav. Nach dem Loſen⸗Blatt⸗Syſtem mit auswechſelbaren 
Blättern in Ganzleinen mit Schraubverſchluß 18 , in 
feſtem Ganzleinenband 16 .#. 

Die Praxis wird es zweifellos lebhaft begrüßen, neben den ver⸗ 
ſchiedenen Komm. zum Arb VermG. eine Ausgabe zu bekommen, die 
den umfangreichen, teils durch die mehrfachen Geſetzesänderungen, 
noch mehr aber durch die zahlreichen Ausführungsvorſchriften ſchwer 
zu überſehenden Rechtsſtoff geordnet und in ſeinem ſachlichen Zu⸗ 
ſammenhang kurz zuſammengeſtellt bringt. Ein beſonderer Vorzug 
iſt es, daß die Herausgeber ſich darauf beſchränkt haben, den Geſetzes⸗ 
und Verordnungstexten lediglich die dafür jeweils einſchlägigen 
grundſätzlichen, die Spruchbehörden bindenden Entſch. des RVerſA. 
beizufügen, im übrigen aber wegen Erläuterung der einzelnen Vor⸗ 
ſchrift auf die betreffenden Komm. zu verweiſen. Dieſe Art der Stoff⸗ 
behandlung erleichtert dem, gerade einen raſchen Überblick benötigen⸗ 
den Praktiker die Arbeit ſehr und gibt auch jenem, der ſich nur 
allgemein unterrichten ſowie dem, der tiefer eindringen will, die 
ſicheren Grundlagen für ein erfolgreiches Weiterarbeiten. 

Da der Verlag ſich entſchloſſen hat, das Werk auch nach dem 
„Loſeblattſyſtem“ herzustellen, fo kann die Handausgabe jederzeit auf 
den neueſten Stand gebracht und lange Zeit benutzt werden, ein Vor⸗ 
teil, der bei dem häufigen raſchen Arbeiten der Geſetzgebungs⸗ 
maſchine einerſeits und dem dem Zwange zu Einſparungen anderer⸗ 
ſeits durchaus nicht unterſchätzt werden darf. 

Alles in allem kann die Handausgabe zum ArbVermG. ſowohl 
mit Rückſicht auf die zweckmäßige Erfaſſung des Stoffes wie die 
äußere Geſtaltung einer freudigen Aufnahme und weiten Verbreitung 
in den beteiligten Kreiſen ſicher ſein. 


Nachtrag I: 88 Erſatzblätter. Preis 6,60 . 


Die 2. NotVO. des RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen v. 5. Juni 1931 (N Bl. I, 279) hat bereits erſtmalig 
die Herausgabe von Erſatzblättern nötig gemacht. In ihnen wird 
der Geſetzestext entſprechend berichtigt, gleichzeitig werden die 
AusfBeſt. und Senatsentſch. bis zum Stande v. 1. Juli 1931 er- 
gänzt. Außerdem ſind noch Hinweiſe für handſchriftlich vorzu⸗ 


nehmende Anderungen enthalten, in denen es der Verlag wegen 
ihrer Geringfügigkeit nicht für vertretbar hielt, eigene Erjagblätter 
anzufertigen. 


Nachtrag II: 50 Erſatzblätter. Preis 3 KA. 


Die Anderungen betreffen: a) Die Beſtimmungen über den 
freiwilligen Arbeitsdienſt; b) die neuen Beſtimmungen über die 
Kurzarbeiterunterſtützung; e) die VO. über die Zuſtändigkeit der 
Arbeitsämter im Unterſtützungsverfahren; d) die BD. über be⸗ 
rufsübliche Arbeitsloſigkeit; e) die Senatsentſch. für Juli / Auguſt 
1931. Durch den II. Nachtrag, der ebenſo wie der I. auch noch 
auf handſchriftlich nötige Anderungen verweiſt, wird das Werk 
auf den Stand v. 1. Sept. 1931 gebracht. 

Der bereits weiter oben hervorgehobene Vorteil des Loſeblatt⸗ 
ſyſtems hat ſich durch die beiden Nachträge praktiſch erwieſen. 


Nachtrag III: 72 Erſatzblätter. Preis 3,55 . 

Die Ergänzungsblätter bringen die einzelnen Anderungen durch 
die 3. NotVO. v. 6. Okt. 1931 (RGBl. I, 537), die neuen Be⸗ 
ſtimmungen über die Kriſenfürſorge ſowie Beſtimmungen über die 
Befreiungen von der Beitragspflicht zur Arbeitsloſenverſicherung, 
den Beſchluß über die Höchſtdauer der verſicherungsmäßigen Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung, Vorſchriften über Kleingärtner für Erwerbs⸗ 
loſe, endlich die im Sept. und Okt. 1931 veröffentlichten Senats⸗ 
entſcheidungen. Weiter ſind verſchiedene kleinere, handſchriftlich vor⸗ 
zunehmende Anderungen angegeben. Das Werk wird damit auf 
den Stand v. 1. Nov. 1931 gebracht. Im übrigen darf auf die 
Beſprechung des Hauptwerkes verwieſen werden. 

Senpräſ. Dr. Arendts, Berlin. 


Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
in der Faſſung der BD. v. 21. März 1932 nebſt Ver⸗ 
ordnungen und Erlaß über Kriſenfürſorge, Kurzarbeiter⸗ 
unterſtützung und Förderung des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes. Textausgabe mit Verweiſungen und Sachregiſter. 
Vierte Auflage. Mannheim 1932. J. Bensheimer. 
170 Seiten. Preis 1,90 . 

Die VO. v. 21. März 1932 zur Vereinfachung und Verbilli⸗ 
gung der Arbeitsloſenverſicherung hat das Geſetz über Arbeitsvermitt⸗ 
lung und Arbeitsloſenverſicherung an zahlreichen Stellen geändert. 
Die Textausgabe gibt den neueſten, heute geltenden Wortlaut des 
Geſetzes wieder. 

Der Inhalt iſt bedeutend vermehrt durch die in der Praxis 
nicht zu entbehrenden neuen Ergänzungs VO. über Kriſenfürſorge, 
Kurzarbeiterunterſtützung und über den freiwilligen Arbeitsdienſt. 
Sehr zweckmäßig ſind auch die neueingefügten Paragraphenüber⸗ 
ſchriften, die, wie auch das ausführliche Sachregiſter, raſches Auf⸗ 
finden jeder gewünſchten Stelle ermöglichen. D. S. 


Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung. 
Handkommentar von Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo. Nach⸗ 
trag nach dem Stande vom 15. Januar 1932. München 
1932. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. 100 S. Preis 2 &. 

Der Nachtrag des JW. 1930, 3082 angezeigten angeſehenen 

Handkommentars des verſtorbenen Kölner Gelehrten berückſichtigt 

die Anderungen der Geſetzgebung von der Not VO. v. 1. Dez. 1930 

bis zum Erlaß des Präſ. der RAArbVerm. v. 23. Okt. 1931. Die 

Anmerkungen ſuchen hauptſächlich den Zuſammenhang zu dem bis⸗ 

herigen Recht zu wahren, außerdem iſt das bis zum Erſcheinen des 

Nachtrags veröffentlichte Schrifttum in erfreulicher Vollſtändigkeit 

angeführt. D. S. 


6. Verfahren. 


Dr. Hermann Derſch, Prof. a. d. Univ. Berlin, Direktor i. 
RVerſ A., und Dr. Erich Volkmar, Geh. Regierungsrat, 
Miniſterialdirektor im Reichsjuſtizminiſterium: Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetz. 4. Auflage. Mannheim 1931. J. Bensheimer. 
Preis 24 M. 

„Ein Werk, das ſeine Meiſter lobt!“ Dieſe Beurteilung, die 
Abel: JW. 1927, 355 der 1. Aufl. des ausgezeichneten Komm. 
zuteil werden ließ, verdient auch die jetzt vorl. 4. Aufl. unein⸗ 
geſchränkt. Die Verf. haben mit ihr ein völlig neues Werk ge⸗ 
ſchaffen, das nur in feiner klaren Syſtematik an die älteren Auf⸗ 
lagen erinnert, im übrigen aber faſt ausnahmslos eine völlige 
Neubearbeitung darſtellt. Daß Rſpr. und Rechtslehre trotz ihres 
immer mehr anſchwellenden Umfanges bis in die neueſte Zeit 
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61. Jahrg. 1932 Heft 19] 


lückenlos berückſichtigt wurden, iſt ſelbſtverſtändlich. — Nur auf 
einen Schönheitsfehler, nämlich die etwas unüberſichtliche und leider 
die großen Entſch Sammlungen nur wenig berückſichtigende Zitier⸗ 
methode der höchſtrichterl. Entſch, muß dabei hingewieſen wer⸗ 
den. — Der Vorzug des Werkes liegt natürlich nicht allein darin, 
daß es auf den neueſten Stand gebracht iſt, ſondern in der ge⸗ 
radezu meiſterhaften Beherrſchung des umfangreichen Stoffes und 
ſeiner klaren überſichtlichen Gliederung, die den Leſer immer ſofort 
an das Weſentliche heranführt. Die arbeitsrechtl. Kommentar- 
literatur wendet ſich ja an einen beſonderen Leſerkreis, der neben 
dem zünftigen Juriſten vor allem diejenigen umfaßt, die durch 
die arbeitsrechtl. Geſetzgebung betroffen werden oder im Betriebe 
und als Laienprozeßvertreter das Arbeitsrecht anwenden und des⸗ 
halb kennen müfjen. Das bedingt in dem arbeitsrechtl. Schrifttum 
von ſelbſt eine größere Ausführlichkeit, die leider vielfach mit 
einer geradezu ungenießbaren Breite der Darſtellung identiſch ge⸗ 
worden iſt. Von jeder übertriebenen Breite hält ſich der vorl. 
Komm. in geradezu wohltuender Weiſe fern. Die Erläuterungen 
ſind ausführlich genug gehalten, um auch dem Praktiker ver⸗ 
ſtändlich zu werden, aber doch fo ſtraff zuſammengefaßt, daß die 
Lektüre auch dem Juriſten Genuß bereitet und dem Wiſſen⸗ 
ſchaftler manche Anregung bietet. Alle Probleme ſind klar heraus⸗ 
gearbeitet, in tunlicher Kürze behandelt und dennoch anſchaulich 
dargeſtellt. In jedem Abſchnitt iſt die meiſterhafte Hand des er⸗ 
fahrenen Kommentators zu erkennen, der bis zur kleinſten Streit⸗ 
frage den oftmals ſchwierigen Stoff beherrſcht und ihn dem Leſer 
nabezubringen weiß. Auf Einzelheiten braucht nicht eingegangen 
zu werden. Als beſonderer Vorzug gegenüber früheren Auflagen 
verdient nur hervorgehoben zu werden, daß die ſyſtematiſche Dar⸗ 
ſtellung des Kündigungseinſpruchsrechts in Fortfall gekommen iſt. 
Sie ſtörte früher, weil ſie doch eine nur ſehr loſe Verbindung mit 
dem Prozeßgeſetze hat. Ein beſonders hervorſtechendes Merkmal 
der neuen Auflage iſt weiter auch die Aufzeigung aller Ver⸗ 
bindungslinien zu den ſonſtigen Prozeßgeſetzen. Dadurch wird das 
ArbGG. verdientermaßen völlig in den Rahmen des allg. Prozeß⸗ 
rechts hineingeſtellt und der enge Zuſammenhang des Arbeits⸗ 
rechts mit dem ſonſtigen Rechte betont. Alles in allem ein Werk 
aus einem Guß, das wirklich — hier iſt dieſes Urt. einmal an 
richtiger Stelle angebracht — für den Praktiker, weil es ganz auf 
der Höhe der geit ſteht, unentbehrlich und zudem ein Ratgeber 
iſt, der ſeinesgleichen ſucht. Daneben ſtellt es wegen ſeines guten, 
in ſich geſchloſſenen Aufbaus und der ſelbſtändigen, ſorgfältig be⸗ 
gründeten Stellungnahme der Verf. zu den zahlreichen Streit⸗ 
fragen des Geſ. eine Arbeit dar, an der auch die Rechtslehre nicht 
vorübergehen kann. Es iſt ein neues Zeichen dafür, daß die un⸗ 
heimlich anſchwellende Flut des arbeitsrechtl. Schrifttums doch 
ſchließlich zurückgedrängt werden kann und muß durch wiſſen⸗ 
ſchaftlich fundierte Werke, die allein Beſtand haben können. Kein 
Zweifel, daß trotz der Ungunſt der Zeiten dieſes Buch, dem von 
dem rührigen Verlag wie immer ein äußerlich guter Rahmen ge⸗ 
geben iſt, ſeinen Siegeszug fortſetzen wird. 
RA. PrivDoz. Dr. Mansfeld, Eſſen. 


Dr, Franz Ehlemann: Geſetz über die Gerichtsbarkeit in 
Streitigkeiten aus dem Arbeits⸗. Dienſt⸗ und Lehrver⸗ 
hältnis über die Arbeitsgerichte vom 4. Juli 1931, 
Samml. Nr. 131 und die DurchfVO. Nr. 180 und 181 
1931. (Geſetze für Arbeiter und Angeſtellte mit Erläu⸗ 
terungen, Bd. 7.) Reichenberg 1931. Verlag Zentral⸗ 
gewerkſchaftskommiſſion des Deutſchen Gewerkſchaftsbundes 
in der Tſchechoſlow. Republik. 88 S. Preis 8 Kr. = 1 h. 

Dieſe preiswerte erläuterte Ausgabe des neuen tſchechoſl. 
Arb. v. 4. Juli 1931 ſowie der zu feiner Ingangſetzung er⸗ 
laſſenen Regierungsverordnungen uſw. verdient in Teutſchland aus 
zwei Gründen Beachtung. Zunächſt werden diejenigen Praktiker der 
deutſchen Grenzgebiete, die zu ihren Mandanten in Böhmen be⸗ 
ſchäftigte Arbeitnehmer oder dort anſäſſige Arbeitgeber zählen, für 
die überſichtliche Ausgabe dankbar ſein. Weiter verdient es aber 
auch das Intereſſe aller um die Fortbildung des deutſchen Arbeits⸗ 
rechts intereſſierten Kreiſe. Enthält es * nicht nur in bezug 
auf die Prozeßvertretung vor den Arbe, ſondern auch in ver⸗ 
ſchiedenen anderen Punkten (z. B. die Berückſichtigung, ob duae 
conformes vorliegen oder nicht, bei der Frage ber Reviſibilität) 
ſehr beachtliche Abweichungen gegenüber unſerem Arb66. D. S. 


Dr. Rudolf Goerrig und Dr. Franz Gverrig: Der Prozeß 
vor dem Landesarbeitsgericht. Ein Hilfsbuch für die 
Praxis. Berlin. Dr. Rudolf Goerrig Verlag. 66 Seiten. 
Din A 4. Preis kart. 3,50 , 

Die Abſicht des Verf., ein Hilfsbuch für die Praxis zu 
ſchaffen, kann als geglückt bezeichnet werden. Nach Vorbemerkun⸗ 
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gen über die Prozeßvertretung, die namentlich hinſichtlich der Ver⸗ 
bandsvertreter recht ausführlich find, folgt unter der Überfchrift 
„Vollmachten“ eine dort wohl nicht zu ſuchende kurze Darftellung: 
„Der Verkehr zwiſchen den Prozeßbevollmächtigten““ Nützlich die 
Anregung, daß auch die Verbandsvertreter dem Gegner doppelte 
Abſchriften der Schriftſätze geben möchten. Dem Buche ſind brauch⸗ 
bare Formulare beigefügt, die jeweils noch beſonders erläutert 
find. Erörtert find Ber.- und RBeſchwVerf.; unter „Gebühren und 
Koſten“ beſonders die Anwaltskoſten im Kündigungseinſpruchsverf. 
(S. 40 [ſ. auch S. 45 „Anwaltskoſten der Betriebsvertretung“ ). 
Zweckmäßig wird in einer Neuausgabe auch die Frage zu be⸗ 
handeln ſein, nach welchem Streitwert bei Wechſel des Objekts 
innerhalb der Inſtanz die Koſten zu berechnen ſind. 
RA. Max Abel, Eſſen. 


Dr. jur. Horſt Gerlach, Dresden: Die Geſchäftsführungs⸗ 
koſten der Betriebsvertretung zugleich ein Beitrag zur 
Lehre von der Rechtsnatur der Betriebsvertretung. (Schriften 
des Inſtituts für Arbeitsrecht an der Univerſität Leipzig, 
herausgegeben von Prof. Dr. Erwin Jacobi, Leipzig.) 
Berlin 1931. Verlag von Reimar Hobbing. 125 S. 
Preis 6,60 . 

Die hier behandelte Frage iſt in der Praxis von erheblicher 
Bedeutung; die Beträge, um die es ſich bei dieſem in ungezählten 
Aufſätzen behandelten Problem dreht, ſind recht erheblich. Der 
Verf. verſteht nicht nur einen referierend und kritiſch gleich guten 
überblick zu geben, ſondern weiß der ſcheinbar ſo trockenen Ma⸗ 
terie auch theoretiſch manches Intereſſante abzugewinnen, zumal 
er von der grundlegenden Frage der Rechtsnatur der Betriebs⸗ 
vertretungen und Belegſchaft ausgehen muß; dabei trägt der Verf. 
im Anſchluß an namhafte Arbeitsrechtler ſehr beachtliches Material 
gegen die herrſchende Lehre zuſammen, die in der Betriebsver⸗ 
tretung ein öffentlich⸗rechtliches Rechtsinſtitut erblickt. Die reich 
belegte Schrift wird ſich für Theorie und Praxis als brauchbares 
Hilfsmittel erweiſen (bei dem nur das Fehlen eines Sachverzeich⸗ 
niſſes ſtört). D. S. 


P. G. Eckart, Referendar: § 11 Arbeitsgerichtsgeſetz. Die 
Vertretung vor den Arbeitsgerichten unter ſpezieller Wür⸗ 
digung des Ausſchluſſes der Rechtsanwälte. Nürnberg⸗ 
Zirndorf. Buchdruckerei J. Bollmann. 

Die Schrift iſt nun ſchon die dritte Diſſertation, welche ſich 
mit § 11 ArbGG. befaßt und zum Ergebnis kommt, daß der Aus⸗ 
ſchluß der Anwälte vor den ArbG. ſchleunigſt beſeitigt werden muß. 
Die Schrift verwertet die Literatur ſorgfältig und kommt auch zu 
dem weiteren Ergebnis, daß 8 11 ArbG. verfaſſungswidrig und 
daher nichtig ſei. RA. Dr. Heß, Stuttgart. 


Recht und Praxis des Arbeitskampfes. Schriften der Ver⸗ 
einigung der Deutſchen Arbeitgeberverbände. Heft 16. 
2. Auflage. Berlin 1930. 


Dieſe Zuſammenſtellung des Rechts und der Rechtstatſachen 
des Arbeitskampfes iſt in erſter Linie für Arbeitgeber und ihre 
Verbände beſtimmt, denen ſie z. B. durch Beifügung von For⸗ 
mularen Hilfe leiſten will. Selbſtverſtändlich kommt dieſer Zweck 
der Schrift, Arbeitgebern Belehrung zu erteilen, nicht nur in 
der Stellungnahme im einzelnen, ſondern auch in der Wahl der 
Gegenſtände vielfach zum Ausdruck, fo z. B., wenn einige Kapitel 
folgende Themen behandeln: „Inganghaltung der Betriebe bei 
Streiks und Ausſperrung“, „Behandlung der Arbeitswilligen“, 
„Organisatorische Maßnahmen der Verbände und Firmen unter⸗ 
einander“, „Sicherung der Firmen gegen Materialſchäden“ Ge⸗ 
rade dieſe Teile, die in ganz objektiven Darſtellungen des Arbeits⸗ 
rechts mit Recht fehlen dürfen, werden wegen der in ihnen mit⸗ 
geteilten Rechtstatſachen ſowohl den Prakkiker wie Theoretiker 
intereſſieren. Die Schrift beſchränkt ſich nicht auf unmittelbar mit 
dem Arbeitskampfrecht zuſammenhängende Probleme; ſo werden 
3. B. auch Rechtſprechung und Verwaltungspraxis betreffend die 
Wagenſtandgelder der Reichsbahn bei Streik mitgeteilt. D. S. 


7. Sonſtiges Schrifttum. 

Dr. jur. Johannes Fuchs, Rechtsanwalt in Leipzig, Dozent 
an der Handelshochſchule: Der Gratifikationsanſpruch des 
Arbeitnehmers. (Schriften des Inſtituts für Arbeitsrecht 
an der Univerſität Leipzig. Herausgegeben von Profeſſor 
Dr. Erwin Jacobi. 27. Heft.) Berlin 1931. Verlag 
von Reimar Hobbing. 38 Seiten. 

Das Thema dieſer Abhandlung iſt in der letzten Zeit, im An⸗ 
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ſchluß an die Rſpr. des NALBG., viel erörtert worden. Eine ſyſte⸗ 
matiſche Behandlung aller damit zuſammenhängenden Fragen kommt 
deshalb ſehr gelegen. Fuchs erörtert die Rechtsnatur der Gr., Zu⸗ 
ſtandekommen und Inhalt der GrAbrede, Entſtehung, Fälligkeit und 
Vererblichkeit des. Anſpruchs auf die Gr., Gegenſtand und Höhe der 
Gr. und zum Schluß ihre ſteuerl. Behandlung. 

In der am meiſten umſtrittenen Frage ſtellt ſich Fuchs auf 
den Standpunkt des RArbch., daß die jahrelange vorbehaltloſe 
Gewährung einer Gr. kraft ſtillſchweigender Vereinbarung einen 
Rechtsanſpruch des einzelnen Angeſtellten auf die Gr. auch 
für die Zukunft erzeuge. M. E. wird dabei nicht genügend beachtet, 
daß die Gr. unter den Lohnformen eine Sonderſtellung einnimmt. 
Sie iſt zwar Gegenleiſtung für die Dienſte des Arbeitnehmers, aber 
eine ſolche, deren Gewährung und Höhe von den Ergebniſſen des 
Geſchäfts und den Leiſtungen des Arbeitnehmers abhängt und deshalb 
in das Ermeſſen des Arbeitgebers geſtellt bleibt, auch wenn ſie eine 
Zeitlang regelmäßig gegeben worden iſt. Das muß auch der Arbeit⸗ 
nehmer wiſſen und deshalb kann er aus der Gewährung der Gr. 
allein noch nicht auf einen Verpflichtungswillen ſchließen. Die Frei⸗ 
willigkeit gehört zum Weſen der Gr., das durch die vor⸗ 
behaltloſe Gewährung nicht verändert wird. Es müßten beſondere 
Umſtände hinzutreten, die zeigen, daß der Arbeitgeber ſich für die 
Zukunft binden wollte. Dies um ſo mehr, als es nicht gerade als 
taktvoll empfunden wird, wenn jemand einer Gabe, die Dank aus⸗ 
drücken und Freude machen ſoll, rechtl. Vorbehalte hinzufügt. Fuchs 
empfindet das ſelbſt (S. 38), zieht daraus aber keine Folgerungen. 
Seine Annahme, daß die Gr. im Laufe der Zeit „vermaterialiſiert“ 
worden ſei, läßt ſich ſchwerlich beweiſen. Im übrigen gibt ſeine Schrift 
einen guten Überblick über das Sondergebiet der Gr. und wird der 
Praxis wertvolle Dienſte leiſten. 

Prof. Dr. Nikiſch, Dresden. 


8. Ausland. 


Internationales Arbeitsrecht. Teil XIII des Vertrages von 
Verſailles. Mit Vorworten von Dr. Geib, Staatsſekretär 
im Reichsarbeitsminiſterium, und Albert Thomas, Di⸗ 
rektor des Internationalen Arbeitsamtes. 1. Auflage (zu⸗ 
gleich 3. Auflage des Kommentars von Eckardt⸗Kuttig). 
Bearbeitet von Dr. Dr. E. Berger und E. Kuttig, Miniſterial⸗ 
räten, und Dr. H. Rhode, Oberregierungsrat. (Das neue 
Arbeitsrecht. Herausgeber Feig und Sitzler. Bd. 12.) 
Berlin 1931. Verlag von Franz Vahlen. XX u. 387 S. 
Preis geh. 18 , geb. 20 A. 


Es handelt ſich in dem angezeigten Werk um einen Komm. zum 
Teil XIII VV., der Geſchäftsordnungen der Internationalen Arbeits⸗ 
Konferenz und des Verwaltungsrates des Internationalen Arbeits⸗ 
amtes. Abgedruckt und teilweiſe kommentiert ſind ferner die Kon⸗ 
ventionen und Empfehlungen der Internationalen Arbeitskonferenzen 
bis 1930. Ein Auszug aus der Völkerbundsſatzung und ein Stich⸗ 
wortverzeichnis machen den Schluß. Das geſamte Rohmaterial zum 
Arbeitsvölkerrecht iſt nun geſammelt, geſichtet, zerkleinert und nach 
ausgezeichneter deutſcher Kommentierungsmethode verarbeitet und vor 
uns ausgebreitet. 

Man wird den Verf. für ihre minutiöſe, mühevolle Arbeit 
Dank wiſſen. Es war in den letzten Jahren — der Komm. von 
Eckardt und Kuttig iſt längſt durch die Ereigniſſe überholt — 
ſchwierig geworden, ſich in der Fülle der Übereinkommen, Be⸗ 
ſchlüſſe, Gutachten, Protokolle, Verfahrensvorſchriften uſw. zurecht 
zu finden. Jetzt kann ſich jeder ohne Mühe über Werden und Stand 
der Praxis orientieren. Wer immer mit der Internationalen Arbeits⸗ 
organiſation zu tun hat, wird das Buch mit größtem Nutzen zur 
Hand nehmen. 

Und doch, ſo ſehr man es brauchte und ſo ſehr man es be⸗ 
grüßt: man legt es nicht ohne Bedauern aus der Hand. Die Verf. 
überſehen dank ihrer berufsmäßigen Beſchäftigung mit den Dingen 
wie wenige die Probleme (Berger iſt Sektionschef, Kuttig 
Sektionsmitglied im J AA., Rhode im RArbM.); und doch legen 
ſie ſie nur dar, fördern ſie nicht. So wird die zentrale Frage nach 
der Rechtsnatur der JAO. — von der, wie die Verf. ſelber aus⸗ 
führen (S. 22), die Entſcheidung einer ganzen Reihe Einzelfragen 
beeinflußt wird — nur knapp geſtreift, die verſchiedenen Lehr⸗ 
meinungen marſchieren auf, erfahren aber keine Bereicherung aber 
Weiterentwicklung; daß ſich „über die Frage der Rechtsnatur der 
IAO.“ „nirgends klare Beſtimmungen, auch nicht in der Völker⸗ 
bundsſatzung“ finden — das brauchte wirklich nicht hervorgehoben 
zu werden! Auch die Diskuſſion über die damit zuſammenhängende 
Frage, wem gegenüber die Verpflichtungen zur Vorlage der Kon⸗ 
ventionen und zu ihrer Durchführung beſtehen, der IAO. oder den 
einzelnen Mitgliedſtaaten gegenüber, ebenfalls von erheblicher prak- 
tiſcher Bedeutung, kommt nicht von der Stelle. Die J A0. iſt 
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organiſatoriſch aufgebaut auf der Mitwirkung der Regierungen, der 
Berufsverbände der Arbeitnehmer und der Berufsverbände der Arbeit⸗ 
geber; wie nun, wenn der Berufsverband zum Staatsorgan wird 
und überhaupt die Gegenüberſtellung von Arbeitnehmern und Arbeik⸗ 
gebern als organifatorifches Prinzip aufhört? Bei der Prüfung des 
Mandates des faſchiſtiſchen Arbeiterdelegierten wird die Frage jedes 
Jahr in Genf akut. Die Verf. — begreiflich bei ihrer amtl. Stellung 
— begnügen ſich mit der Bemerkung, daß die JAK. die Beſtellung 
bisher regelmäßig anerkannt hat. Das kann nicht ausreichen. Wie 
wenn ſich die Frage bei anderen Staaten wiederholen ſollte? Wie 
wenn ſich zeigen ſollte, daß die oder gewiſſe Vorausſetzungen nicht 
mehr beſtehen unter denen der Teil XIII VV. gemacht wurde? Was 
dann? Das Buch iſt zu aktuell, es iſt nur aktuell. Es ſtellt die 
immerhin intereſſanten und bedeutungsvollen völkerrechtl. und 
arbeitsrechtl. Probleme die die IAO. aufwirft nicht in ihren ge⸗ 
ſchichtl. Zufammenhang, der ſie erſt verſtändlich macht. Möglich iſt 
aber ſo etwas auch im Rahmen eines derartigen Komm., das haben 
Schücking und Wehberg an der Völkerbundsſatzung gezeigt. 
Gewiß, eine Kleine geſchichtl. Einleitung iſt vorhanden, aber ſie ſteht, 
wie das ſo häufig vorkommt, zuſammenhangslos neben der Gegen⸗ 
wart, von der Zukunft ganz zu ſchweigen: die Gegenwart iſt End⸗ 
punkt der Vergangenheit, nicht die Vergangenheit Beginn der Gegen⸗ 
wart — wie es doch ſein ſollte! 

Nur in Einzelfragen treten die Verf., in dankenswerter Weiſe, 
aus ihrer Zurückhaltung heraus, ſo z. B. in ihren Bemerkungen 
über die Weite der „Rückſichtnahme“ in Art. 405 III und in ihrer 
Kritik der auf die Kündigung von Konventionen bezügl. typiſchen 
Klauſeln. 

Ein Wort an den Verlag: die Drucktypen ſind durchgehend 
winzig, ein wahres Augenpulver. Teuer am Buch iſt der Satz, nicht 
das Papier; für den Setzer aber macht es keinen Unterſchied, ob er 
kleine oder große Typen ſetzt: Man braucht nicht Sohn und Enkel 
von Augenärzten zu ſein, um in ſcharfſter Weiſe dagegen Verwahrung 
einzulegen wie hier das Augenlicht von Korrektoren und Leſern 
zerſtört wird! Vielleicht machen ſich die wiſſenſchaftlichen Verlage 
einmal klar, welch koſtbares nationales Leibesgut ihnen zur Wahrung 
und Mehrung anvertraut iſt. Oder ſoll etwa in alle Zeiten die Brille 
die einzige unumſtrittene Nationalflagge der Deutſchen ſein? 

Ein Engländer oder Amerikaner würde ein derartig geſetztes 
Buch überhaupt nicht anrühren! 

Dr. Ludwig Hamburger, Genf. 


Dr. Kurt Bode: Die Danziger Arbeitsgeſetze. (Danziger 
Rechtsbibliothek 15.) Danzig und Berlin 1932. Verlag 
von Georg Stilke. 280 S. Preis 14 #. 


Das Danziger Arbeitsrecht unterſcheidet ſich bekanntlich nur 
in ſehr wenigen Punkten von den entſprechenden deutſchen Ge⸗ 
ſetzen. Oft ſind es techniſche Abweichungen, die ſich daraus er⸗ 
geben, daß Danzig es mit Recht vermieden hat, die geſamte 
Organiſation des Deutſchen Reichs im kleinen nachzuahmen. So 
vermindert ſich die Zahl der wirklich ſachlichen Unterſchiede noch 
mehr. Aber gerade deshalb war es für den deutſchen Arbeits⸗ 
rechtler bisher ſchwer, im einzelnen ſicher und ſchnell feſtzuſtellen, 
ob dieſe oder jene Beſtimmung auch in Danzig Geltung hat. 
Dieſem Mangel hilft das angezeigte Buch ab, deſſen kurze An⸗ 
merkungen im weſentlichen ſich darauf beſchränken, zu jedem Ge⸗ 
ſetz die Unterſchiede zu dem entſprechenden deutſchen Geſetz zu 
verzeichnen. Aber auch die weiter vorgenommene Anführung der 
Rechtſprechung der Danziger Arb®., deren Urteile faſt durchweg in 
Deutſchland unbekannt ſind, iſt aus nationalen und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Gründen gleich ſehr zu begrüßen. Das Buch enthält ein 
außerordentlich eingehendes Sachregiſter und ſoll anſcheinend durch 
Nachträge auf dem laufenden gehalten werden. D. S. 


Dr. Wilhelm Wolff: Das Arbeitsrecht Polens. Kattowitz 
1931. Preis 6 Zloty. 

Die Zuſammenſtellung der ſozialpolitiſchen Geſetze Polens iſt aus 
dem Bedürfnis der deutſchen Berufsverbände in Polen heraus ent⸗ 
ſtanden, bei denen Wolff langjähriger erſter Geſchäftsführer war. 
Ungeachtet dieſer beſonderen Zweckbeſtimmung wird die Sammlung 
auch in anderen Kreiſen Intereſſenten finden, denn ſie bringt in 
brauchbarer überſetzung ein überaus reichliches Geſetzesmaterial. 
Wolff gliedert es in Geſetze: I. die in ganz Polen gelten; 
II. in ſolche, die in Polen mit Ausnahme des poln. Schleſien 
gelten; III. in ſolche, die in den einzelnen Teilgebieten gelten, 
nämlich in dem ehemalig preußiſchen, bzw. öſterreichiſchen, bzw. 
ruſſiſchen Gebiet. Von den einzelnen Geſetzen zitiere ich nur das 
ArbeitsloſVerſch. v.“ 18. Juli 1924; BO. über den Schutz de⸗ 
Arbeitsmarktes v. 4. Juni 1927; VO. über die Arbeitsaufſicht 
v. 14. Juli 1927; Urlaubs. v. 16. Mai 1922 (JW. 1931, 1244); 
VO. über die ArbGG. v. 22. März 1928 und VO. über den 
Arbeitsvertrag mit Arbeitern v. 16. März 1928. Was dieſe letztere 
anlangt — Deutſchland hat es ja zu einem konformen Geſ. noch 
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nicht gebracht —, ſo ſcheint es mir, daß die dazu erlaſſene An⸗ 
ordnung des Min. für Arbeit und ſoziale Fürſorge v. 1. Sept. 
1928 (Dziennik ustaw poz. 733) „über die Strafen und das 
Buch der Geldſtrafen, die den Arbeitern auferlegt werden“, eher 
den Abdruck verdient hätte, als die Beſtimmungen über das 
Niederlaſſungsrecht in dem noch gar nicht in Kraft getretenen 
deutſch⸗poln. Handelsvertrag v. 17. März 1930. 

Wolffs Schrift wird für diejenigen, denen der Text der 
poln. Geſetze ſelbſt nicht erreichbar oder wegen Sprachunkenntnis 
nicht verſtändlich iſt, ein guter Führer ſein. Und damit der deutſche 
Arbeitsrechtler weiß, daß die Polen auf dieſem Spezialgebiet nicht 
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untätig ſind, zitiere ich zum Schluß einige poln. Bücher dieſer 
Materie: Dr. Zofja Daſzyöſka⸗Golinſka: Zarys ustawo- 
dawstwa pracy (= Grundriß der arbeitsrechtl. Geſetzgebung). 
Warſchau 1930 (Nasza Ksiegarnia — Unſere Buchhandlung). 
Dr. Zygmunt Fenichel: Zarys polskiego prawa robotniezego 
(= Grundriß des poln. Arbeitsrechts). Warſchau 1930 (bei Ge⸗ 
bethner & Wolf). Dr. Goldſtern: O pracy najemnej i sadach 
racy (= Über die Lohnarbeit und die Arbeitsgerichte). Krakau 
1930 (bei Leon Frommer). Dr. Alckjander Raczyöſki: Polskie 
prawo pracy (= Poln. Arbeitsrecht). Warſchau 1930 (bei Hoeſicke). 
AGR. Dr. Otto Aufrecht, Hindenburg. 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Jinilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Rechtsanwalt Huber. 


en Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — 7 Anmerkung.] 


* 1. 8826 BG B. Begriff und Grenzen der 
Zuläſſigkeit des Sympathieſtreiks; er iſt nur 
gerechtfertigt wegen ſeines Unterſtützungs⸗ 
zweckes, d. h. aus dem Willen und der Abſicht der 
Streikenden heraus, durch den Streik die Ar⸗ 
beitnehmerſchaft fremder Betriebe in der Er⸗ 
reichung ihrer berechtigten wirtſchaftlichen 
Ziele zu unterſtützen. Sobald mit ihm daneben 
eigene tarifwidrige Ziele verfolgt werden, iſt 
er ganz unzuläſſig. 

Der Arbeitgeberverband der Textilinduſtrie im Nieder⸗ 
Elbe⸗Bezirk, Sitz Hamburg, deſſen Mitglieder die Kl. find, 
hatte mit dem Bekl. zu 1 den Rahmen Tar Vertr. v. 15. April 
1924 und den Lohn Tar Vertr. v. 15. Febr. 1927 geſchloſſen. 
Dieſe Verträge ſind namens des Bekl. zu 1 von dem Bekl. 
zu 2 unterzeichnet. In einem gleichfalls von dem Bekl. zu 2 
unterſchriebenen Briefe v. 21. April 1927 warf der Bekl. 
zu 1 den Kl. vor, die genannten Tar Vertr. dadurch verletzt 
zu haben, daß ſie ſeit drei Jahren ‚ohne Rückſprache mit dem 
Arbeiterrat eigenmächtig eine 54ſtündige Arbeitswoche ſowie 
ein Leiſtungszuſchlagslohnſyſtem eingeführt hätten. Zugleich 
forderte er ſofortige Abſtellung dieſer angeblichen Tarif⸗ 
widrigkeiten, Erhöhung ſämtlicher Löhne um 159% und Neu⸗ 
regelung der Akkordquoten. An demſelben Tage, alſo gleich⸗ 
falls am 21. April 1927, erſchien in dem Volksblatt ein an 
die Arbeiterſchaft der drei Kl. gerichteter, von dem Bekl. zu 1 
verfaßter Aufruf, der die obigen Vorwürfe und Forderungen 
wiederholte, zugleich aber auch, und zwar im Eingang dar⸗ 
auf hinwies, daß die Arbeiterſchaft der Konzernbetriebe in 
D., L. und E. ſich ſeit zwei Wochen in einem gerechten 
Kampf gegen das unwürdige Prämienlohnſyſtem befände und 
daß fie, die Hamburger Belegſchaften, Streikarbeit leiſteten. 
In einem weiteren Flugblatt des Bekl. zu 1 mit er 
gleichem Inhalt wurden die Arbeiter der klageriſchen Fabri⸗ 
ken zur Teilnahme an einer für den 24. April einberufenen 
Verſammlung eingeladen. In ihr wurde, nachdem der Haupt⸗ 
redner, ein Spinner aus D., über das dortige Lohnſyſtem 
und den dortigen bewaffneten Schutz der Arbeitswilligen be⸗ 
richtet hatte, beſchloſſen, eine 15 ige Lohnerhöhung und 
Rückkehr zum achtſtündigen Arbeitstag zu fordern und ſämt⸗ 
liche Werke der ſog. NWug⸗Betriebe insbe). in der Tichecho- 
ſlowakei, K. und Le. ſowie die der Kl. zu beſtreiken. In den 
Fabriken der letzteren legten die Arbeiter bereits am folgen⸗ 
den Tage die Arbeit nieder. Erſt am 17. Juni 1927 tam 
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eine Einigung dahm zuſtande, daß die Arbeit unter den 
alten Bedingungen wieder aufgenommen wurde. 

Die Kl. verlangen Schadenserſatz, weil die Bekl. durch 
die Streikhetze, Auszahlung von Streikgeldern und Veranlaſ⸗ 
ſung von Gewalttätigkeiten gegen Arbeitswillige die ihnen 
obliegende Friedenspflicht ſchuldhaft verletzt und ſich zugleich 
unerlaubter Handlungen ſchuldig gemacht hätten. Die Bekl. 
ſuchten dagegen ihr Verhalten und den Streik der Hamburger 
Arbeiter damit zu rechtfertigen, daß ſie ihn als Abwehr⸗ 
maßnahme gegen angebliche Tarifbrüche der Kl. und zugleich 
als Sympathieſtreik zur Unterſtützung der berechtigten Forde⸗ 
rungen der Thüringer Arbeiterſchaft bezeichneten. Die be⸗ 
reits am 21. April 1927 in den Flugblättern gegen die Kl. 
erhobenen Vorwürfe erweiterten ſie noch durch die Beſchul⸗ 
digung, ihre Werksleitungen hätten zum Teil Arbeitskräfte 
nicht durch die in den Tar Vertr. vorgeſehenen allein zu⸗ 
ſtändigen Arbeitsnachweiſe bezogen. Sie erhoben Widerklage 
auf Erſtattung gezahlter Streikgelder und auf Feſtſtellung 
der Verpflichtung der Kl. zum Erſatz des weiteren durch den 
Streik ihnen entſtandenen Schadens. 

Das LG. hat Klage und Widerklage abgewieſen, das 
BG. die Ber. der Kl. zurückgewieſen. Auf die Rev. der Kl. 
wurde die Klage dem Grunde nach für berechtigt erklärt. 

Das BG. hält hinſichtlich der Klageforderung die Aktiv⸗ 
und Paſſivlegitimation der Parteien im Hinblick auf die 
88 328, 276 und 54 BGB. für gegeben. Dagegen ſind Be⸗ 
denken nicht zu erheben. Weiter führt das BG. in Über⸗ 
einſtimmung mit der Rſpr. des RG. und des AUTO. aus, 
daß die im Tatbeſtande genannten TarVertr. mangels Ver⸗ 
einbarung einer abſoluten Friedenspflicht den Vertrags⸗ 
parteien nur eine relative Friedenspflicht, d. h. die Pflicht 
auferlegten, während der Dauer der TarVertr. jeden Verſuch 
zur gewaltſamen Anderung der in ihnen ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend geregelten Punkte zu unterlaſſen und ihre Mit⸗ 
glieder mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Verbandsmitteln 
von hierauf gerichteten Kampfmaßnahmen abzuhalten. Da⸗ 
gegen erachtet es die Entfeſſelung von Arbeitskämpfen beim 
Auftauchen neuer tariflich nicht geordneter Streitfragen und 
zur Abwendung gegneriſchen Tarifwidrigkeiten ebenſo wie 
zur Unterſtützung anderer in berechtigter Wirtſchaftsfehde 
liegender Arbeitgeber oder Arbeitnehmer für zuläſſig. Von 
dieſem an ſich zutreffenden Ausgangspunkt aus unterſucht 
das BG., ob die von den Bekl. zu ihrer Entlaſtung vor⸗ 
gebrachten Gründe die unſtreitige Herbeiführung und Förde⸗ 
rung des Hamburger Streiks durch ſie nach Lage des Fal⸗ 
les zu rechtfertigen oder zu entſchuldigen vermögen. Es 
kommt dabei ebenſo wie das LG. zu dem den Kl. günſtigen 
Ergebnis, daß eine ausreichende Veranlaſſung für einen Ab⸗ 
wehrſtreik nicht vorhanden war. Im einzelnen legt es dar, 
daß die Tar Vertr. einerſeits die Einführung der 54ſtündigen 
ſtatt der 48ſtündigen Arbeitswoche ſowie die Forderung von 
Überſtundenarbeit vorgeſehen und erlaubt, andererſeits Lei⸗ 
ſtungszuſchläge und Prämien, durch welche die Lage der Ar⸗ 
beiter nicht verſchlechtert, ſondern verbeſſert worden ſei, nicht 
unterſagt hätten, daß eine tarifliche Verpflichtung der Kl. 
zur Erhöhung der Löhne und Akkordſätze nicht beſtanden habe, 
daß Streikarbeit nicht verlangt und daß in der Einſtellung 
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einzelner nicht von den zuſtändigen Stellen zugewieſener Ar⸗ 
beiter kein zweifelloſer, jedenfalls kein den Streikausbruch 
rechtfertigender Verſtoß gegen §S 14 Rahmen Tar Vertr. zu 
finden ſei. Inſoweit geben die Ausführungen des BG. zu 
Beanſtandungen keinen Anlaß. Dagegen zeige, ſo fährt das 
BG. fort, die dem Lohn Tar Vertr. widerſprechende Forderung 
einer 15% igen Lohnerhöhung, daß die Bekl. den Streik 
nicht nur zur Verteidigung oder vermeintlichen Verteidigung 
ihrer tariflichen Rechte, ſondern auch zu tarifwidrigen An⸗ 
griffszwecken in Szene geſetzt hätten. Es erachtet aber trotz⸗ 
dem eine Schadenserſatzpflicht der Bekl. aus noch zu er⸗ 
örternden Gründen dann für ausgeſchloſſen, wenn ihre Be⸗ 
hauptung, der Streik ſei zugleich ein von der Rechtsordnung 
geſtatteter, alſo kein widerrechtlicher Sympathieſtreik geweſen, 
ſich als richtig erweiſe. In dieſer Beziehung ſieht der Ber R. 
auf Grund der Beweisaufnahme für dargetan an, daß nach 
Ausbruch des Wirtſchaftskampfes in D., L., E., M. und Sch. 
die Vertrauensleute der verſchiedenen Konzernbetriebe, dar⸗ 
unter auch der Vertreter Hamburgs, Anfang April 1927 in 
Kaſſel zuſamengekommen ſeien und einſtimmig beſchloſſen hät⸗ 
ten, „dem Kampf eine breitere Baſis zu geben und nament⸗ 
lich Leipzig und Hamburg in ihn hineinzuziehen“. Die Auße⸗ 
rung des Bekl. zu 2, er wolle verſuchen, die in Hamburg zwi⸗ 
ſchen Arbeitgebern und Arbeitern beſtehenden Streitigkeiten 
aus der Welt zu ſchaffen, habe F., der Vertreter des Zentral⸗ 
verbandes, mit der Entgegnung abgetan, „darauf komme es 
nach dem gefaßten Beſchluß nicht an, es müſſe geſtreikt wer⸗ 
den“. Aus dieſen Vorgängen folgert der Berg., daß die 
Bekl. den Hamburger Streik, abgeſehen von ſeinem vorher 
erörterten tarifwidrigen Zielen auch zur Unterſtützung des 
Thüringer Streiks angezettelt und geſchürt hätten. Den 
Thüringer Streik ſelbſt erklärt er für einen erlaubten. Er 
ſtellt feſt, daß die in Thüringen beſtreikten Betriebe von dem 
Arbeitgeberverbande, deſſen Mitglieder ſie waren, aus der 
Tarifhoheit entlaſſen waren und ſich infolgedeſſen von den 
beſtehenden oder abgelaufenen TarVertr. losgeſagt hatten. 
Bei Unzuläſſigkeit dieſer Maßnahmen hätte — ſo erwägt 
das BG. weiter — Tarifbruch von ſeiten der Arbeitgeber 
vorgelegen, bei ihrer Zuläſſigkeit ein tarifloſer Zuſtand ge⸗ 
herrſcht, ſo daß in beiden Fällen die Thüringer Arbeitnehmer 
berechtigt geweſen ſeien, zur Erreichung ihrer Ziele, zu denen 
unſtreitig, wie in Hamburg, auch die Beſeitigung des Lei⸗ 
ſtungslohnes gehört hätte, in den Streik zu treten. Deshalb 
müſſe der Hamburger Arbeiterſchaft das Recht eingeräumt 
werden, den Thüringer Arbeitsgenoſſen durch einen Streik 
zu Hilfe zu kommen. 

Die Hauptfrage nun, ob ein Streik mit ſo gemiſchten, 
d. h. nach Anſicht des BG. teils erlaubten, teils unerlaubten 
Zielen wie der Hamburger und die Aufreizung dazu als 
tarifwidrig oder als ſtatthaft anzuſehen ſeien, hat dieſes im 
erſteren, alſo i. S. der Kl., beantwortet, es hat aber eine 
Erſatzpflicht der Bekl. mit der Erwägung abgelehnt, daß 
der Hamburger Streik, auch wenn die Bekl. die unberech⸗ 
tigten örtlichen Forderungen nicht erhoben hätten, doch und 
zwar dann lediglich als Sympathieſtreik ausgebrochen wäre 
und die Kl. in gleicher Weiſe, wie es tatſächlich geſchehen, ge⸗ 
ſchädigt haben würde. 

Gegen dieſe Schlußfeſtſtellung wendet ſich der Haupt- 
angriff der Rev. Sie bekämpft zwar auch die Annahme der 
Zuläſſigkeit eines Sympathieſtreiks um deswillen, weil ſie, 
wenn überhaupt, nur unter der Vorausſetzung als richtig an⸗ 
erkannt werden könne, daß alle Beteiligten unter demſelben 
Tarifverhältnis ſtehen. Dieſer Auffaſſung kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Bei der feinen Verflechtung der einzelnen 
Berufs⸗ und Gewerbezweige im heutigen Wirtſchaftsleben 
können die tariflichen Grenzen für die Frage der Zuläſſigkeit 
oder Unzuläſſigkeit eines Sympathieſtreiks keine maßgebende 
Rolle ſpielen. Mit Recht hat der BerR. daher auf die wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhänge zwiſchen dem Thüringer und dem 
Hamburger Streik hingewieſen. Er legt dar, daß die Kl. 
und die beſtreikten Thüringer Firmen dem Konzern der 
NWuß.⸗Spinnereien angehörten und daß entſprechend dieſem 
Zuſammenſchluß die in Betracht kommenden Hamburger und 
Thüringer Arbeitnehmerverbände ſich dem Berliner Zentral⸗ 
verbande der Textilarbeiter angegliedert und daß alle dieſe 
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Verbände übereinſtimmend die Beſeitigung des ihnen un⸗ 
bequemen und unſympathiſchen Leiſtungslohnſyſtems erſtrebt 
hätten. Die Verſchiedenheit der TarVertr. in Thüringen und 
in Hamburg würde daher einem Hamburger Sympathieſtreik 
nicht im Wege geſtanden haben. Mangels eines allgemeinen 
Streikverbots in den Hamburger TarVertr. könnten der Ein 
tritt in einen Sympathieſtreik und die Aufforderung dazu ſo⸗ 
wie feine Förderung durch eine der TarVertrParteien im 
Hinblick darauf, daß er keine Aufhebung oder Abänderung 
tariflich feſtgelegter Arbeitsbedingungen bezweckte, nicht als 
unerlaubt und Tarifbruch bezeichnet werden, es ſei denn, 
daß der Streik mit Billigung einer der TarVertr Parteien zu 
Gewalttätigkeiten oder ſonſt die Rechtsordnung verletzenden 
Handlungen geführt oder nach den beſonderen Umſtänden des 
Falles gegen das Anſtands⸗ und Billigkeitsgefühl aller ge⸗ 
rechtdenkenden Menſchen verſtoßen hätte (vgl. RG. 86, 152 
bis 1541)). Der Hamburger Streik kann aber ſo, wie er auf⸗ 
gezogen und von der Gewerkſchaft und den Arbeitern be⸗ 
gründet iſt, unmöglich ein Sympathieſtreik genannt werden. 
Die Zuläſſigkeit eines ſolchen läßt ſich vom rechtlichen, ſitt⸗ 
lichen und ſozialpolitiſchen Standpunkte aus nur durch den 
Unterſtützungszweck, d. h. aus dem Willen und der Abſicht 
der Streikenden rechtfertigen, durch den Streik die Arbeit⸗ 
nehmerſchaft fremder Betriebe in der Erreichung ihrer be⸗ 
rechtigten wirtſchaftlichen Ziele zu unterſtützen. Daraus folgt 
einerſeits, daß ſeine Berechtigung und Zuläſſigkeit zugleich 
mit dem Unterſtützungszwecke und der Unterſtützungsmöglich⸗ 
keit, d. h. mit der, ſei es erfolgreichen, ſei es erfolgloſen Be⸗ 
endigung des unterſtützten Streiks in Wegfall kommt, anderer⸗ 
ſeits aber auch, daß eine Verquickung eines Unterſtützungs⸗ 
ſtreiks mit eigenen tarifwidrigen Zielen, wie ſie hier vorliegt, 
ihm ſchlechthin die Eigenſchaft eines Sympathieſtreiks nimmt. 
Ein ſolcher Streik kann im Hinblick auf ſeinen einheitlichen 
Charakter und ſeine einheitlichen Wirkungen auf den be⸗ 
ſtreikten Arbeitgeber unmöglich in zwei Teile, einen erlaubten 
und einen unerlaubten, zerlegt werden. Er iſt vielmehr recht⸗ 
lich ſo zu beurteilen, als wenn er nur zur Erreichung des 
erſtrebten, tarifwidrigen Zieles eingeleitet worden wäre. Um 
fo weniger darf von einem Sympathieſtreik im eigentlichen 
Sinne dann geſprochen werden, wenn die Gewerkſchaften 
unter dieſem Namen Streiks an verſchiedenen Orten ent⸗ 
feſſeln, um einem von vornherein oder im Laufe des Wirt⸗ 
ſchaftskampfes entworfenen einheitlichen Kampfplan gemäß 
in immer mehr und mehr Betrieben dieſelben wirtſchaftlichen 
Ziele durchzuſetzen und ſo unter dem Mantel der Unter⸗ 
ſtützung eines bereits im Gange befindlichen Streiks in 
Wirklichkeit gegen eine Mehrheit von Betrieben angriffsweiſe 
vorgehen, um deren Inhaber zur Bewilligung ihrer einheit⸗ 
lichen offenen oder verſteckten Forderungen zu zwingen. So 
auch Oertmann: „Zur Lehre vom Sympathieſtreik“ im 
Zentr BBl R. 28, 49. Ob dieſe Vorausſetzungen, die die An⸗ 
nahme eines Sympathieſtreiks im Rechtssinne überhaupt aus 
ſchließen würden, bei dem Hamburger Streik nach dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalte zutreffen, kann dahingeſtellt bleiben. 

Zweifellos hat die Hamburger Arbeiterſchaft durch ihren 
lokalen Streik nicht nur den Thüringer Woll⸗ und Kamm⸗ 
garnarbeitern zum Siege verhelfen, ſondern zugleich für ſich 
Vorteile, ſo die auch von den Thüringer Arbeitern erſtrebte 
Beſeitigung des Leiſtungslohnſyſtems und eine tarifwidrige 
Lohnerhöhung erzwingen wollen, und dieſes Ziel drückt, 
wie gezeigt, ihrem Vorgehen als Ganzem, wie auch das BG. 
nicht verkennt, den Stempel der Widerrechtlichkeit auf. Die 
Anreizung zu dem Hamburger, d. h. zu einem den Tar⸗ 
Vertr. widerſtreitenden Streik und ſeine Unterſtützung ent 
halten alſo eine Verletzung der tariflichen Friedenspflicht 
und machen die Bekl. nach allgemeinen Rechtsgrundfätzen, 
d. h. nach § 276 BGB., den Bekl. zu 2 i. Verb. m. § 54 
Satz 2 daſ. ſchadenserſatzpflichtig. Das BG. will ihre Haf⸗ 
tung freilich in Wegfall bringen, indem es, wie ſchon betont, 
erwägt, daß das Unerlaubte und Rechtswidrige in dem Ver⸗ 
halten der Bekl. deshalb unbeachtlich ſei, weil die Ham⸗ 
burger Arbeiter auch dann, wenn die Bekl. ihnen ihre un⸗ 
berechtigten Forderungen nicht als berechtigt hingeſtellt, ſon⸗ 
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dern als tarifwidrig gekennzeichnet hätten, lediglich zur Unter⸗ 
ſtützung ihrer Thüringer Arbeitsgenoſſen in den Streik ge⸗ 
treten wären. Mit dieſer Annahme ſetzt der BerR. ſich aber 
über die von ihm feſtgeſtellte Tatſache, daß die Bekl. in Wirk⸗ 
lichkeit einen mit der unbegründeten Beſchuldigung eines 
Arbeitgebertarifbruchs und mit tarifwidrigen Anſprüchen be⸗ 
laſteten widerrechtlichen Streik veranlaßt und eingeleitet 
haben, kurzer Hand hinweg. Er verkennt dabei aber auch die 
Wirklichkeiten des Lebens, das Weſen eines Sympathieſtreiks 
und die durch 8 287 ZPO. feinem Ermeſſen gezogenen 
Grenzen. Feſt ſteht das ſchädigende Ereignis, der Streik, 
ſeine ſchuldhafte Herbeiführung durch die Bekl. und ſein 
nachteiliger Einfluß auf die Wirtſchaftslage der Kl. Streitig 
iſt nur, ob die Bekl. für die ſchädlichen Folgen ihres rechts⸗ 
widrigen Handelns den Kl. verantwortlich ſind. Das iſt aber 
eine Frage, die nach materiellem Recht zu beurteilen iſt 
und deren Entſcheidung der Ber. nur den wirklichen und 
nicht einen den gegebenen Tatſachen und der natürlichen 
Entwicklung der Dinge widerſtreitenden Sachverhalt zugrunde 
legen darf. Nach ſeinen Feſtſtellungen richteten ſich die 
Thüringer Streiks in der Hauptſache gegen die Leiſtungs⸗ 
löhne. Auch das bei den Kl. übliche Leiſtungslohnſyſtem war, 
obſchon es, wie das OLG. darlegt, gegen die Hamburger 
TarVertr. nicht verſtieß, bei den dortigen Gewerkſchaften 
und Arbeitnehmern in hohem Grade unbeliebt. Infolge des 
Schürens der Abneigung gegen das Prämienlohnſyſtem und 
infolge Aufreizung der Begehrlichkeit der Arbeitnehmer durch 
die Bekl. kam es in Hamburg zum Streik. Die Annahme 
des BG., daß die Arbeiter der Streikaufforderung auch 
Folge geleiſtet hätten, wenn ihnen geſagt worden wäre: 
„Ihr ſollt lediglich den Thüringer Arbeitern helfen, in 
ihren Betrieben das Leiſtungslohnſyſtem abzuſchaffen. Für 
Euch dürft Ihr mit dem Streik keine Lohn⸗ oder ſonſtigen 
Vorteile erſtreben“, widerſpricht jeder Lebenserfahrung und 
findet jedenfalls in dem feſtgeſtellten Sachverhalte keine 
Stütze. Sie iſt im BU. auch nur mit dem Hinweis auf den 
Kaſſeler Beſchluß von Anfang April 1927 begründet. Dieſer 
verlangte aber gar nicht, daß außerhalb Thüringens reine 
Sympathieſtreiks ohne eigene Kampfziele ins Leben gerufen 
wurden. Er überließ vielmehr den einzelnen Gewerkſchaften 
und Gewerkſchaftsſekretären die Wahl der Mittel und Ziele, 
mit denen ſie die Arbeiter für den Streik gewinnen wollten. 
Es kommt hinzu, daß die Abſicht der in Kaſſel verſammelten 
Funktionäre, „den Kampf auf eine breitere Baſis zu ſtel⸗ 
len“, weniger auf die Erregung von Sympathieſtreiks als 
darauf deutet, eine gemeinſame breite Angriffsfront gegen 
das von den Konzerufirmen teils ſchon eingeführte, teils ge⸗ 
plante und, wie ſchon wiederholt betont, allen in Betracht 
kommenden Arbeitnehmerorganiſationen verhaßte Prämien⸗ 
lohnſyſtem zu ſchaffen. Jedenfalls haben die Bekl. von der 
ihnen gewährten Handlungs⸗ und Agitationsfreiheit in der 
geſchilderten objektiv und ſubjektiv rechtswidrigen Weiſe Ge⸗ 
brauch gemacht. Ihnen dafür die Verantwortung mit der 
Erwägung abzunehmen, ſie hätten ebenſogut einen erlaubten 
Sympathieſtreik mit den gleichen Nachteilen für die Kl. ent⸗ 
fachen können, geht nicht an. Denn ſie haben es eben nicht 
getan, ſondern ſich eines offen zutage liegenden TarVertr⸗ 
bruchs ſchuldig gemacht, den der Ber R. nicht damit aus der 
Welt ſchaffen kann, daß er an ſeine Stelle einen anderen in 
Wirklichkeit nicht vorliegenden und jeder inneren Wahrſchein⸗ 
lichkeit entbehrenden Tatbeſtand treten läßt. Kann daher die 
aus den 88 276, 54 BGB. folgende Haftung der Bekl. durch 
die Schlußerwägung des BerR. nicht ausgeräumt werden, 
ſo iſt der Klageanſpruch dem Grunde nach berechtigt. 
(U. v. 31. März 1931; 218/30 III. — Hamburg.) [Sch.] 

= NG. 132, 249.) 


2. Der nach 88 842, 843 BGB. wegen Min⸗ 
derung der Erwerbsfähigkeit zu erſetzende Scha⸗ 
den iſt nicht zu ermitteln auf der Grundlage der 
abſtrakten Erwerbsfähigkeit, des Arbeitskapi⸗ 
tals, ſondern auf der Grundlage des nach Lage 
des Einzelfalles fi ergebenden Verdienſtaus⸗ 
falles. 

Der nach 88 842, 843 BGB. wegen Minderung der 


Erwerbsfähigkeit zu erſetzende Schaden iſt nicht zu ermitteln 
auf der Grundlage der Minderung der abſtrakten Erwerbs⸗ 
fähigkeit, des Arbeitskapitals, ſondern auf der Grundlage des 
nach Lage des Einzelfalles ſich ergebenden Verdienſtausfalls, 
ſoweit dieſer auf den von dem Schadenserſatzpflichtigen zu 
vertretenden Umſtand zurückzuführen iſt. Gegenüberzuſtellen 
ſind alſo der Verdienſt, den der Kl. mutmaßlich ohne den Un⸗ 
fall erzielt hätte, und der Verdienſt, den er infolge des Un⸗ 
falles tatſächlich noch erzielen konnte und mutmaßlich in Zu⸗ 
kunft zu erzielen in der Lage ſein wird. Das BG. hat nun 
feſtgeſtellt, daß der Kl. ohne den Unfall eine mit durchſchnittlich 
57,50 % wöchentlich bezahlte Stelle bei B. erhalten hätte und 
auch noch haben würde. Der Verluſt dieſer Verdienſtmöglich⸗ 
keit iſt mithin als Folge der von dem Bekl. zu vertretenden 
Minderung der Erwerbsfähigkeit des Kl. anzuſehen und vom 
BG. auch rechtlich zutreffend bei der Berechnung des bis Ende 
1931 dem Kl. erwachſenen Schadens eingeſtellt worden. In 
gleicher Weiſe hätte das BG. aber auch für die ſpätere Zeit 
verfahren müſſen. Es iſt nicht ohne weiteres entſcheidend, 
ob die körperlichen Unfallfolgen Ende 1931 abgeklungen ſind. 
Vielmehr iſt die Entſch. rechtlich darauf abzuſtellen, was der 
Kl. bei Wiedererlangung der vollen körperlichen Arbeits⸗ 
fähigkeit, wie ſie vor dem Unfalle beſtanden hatte und mut⸗ 
maßlich ohne den Unfall weiter beſtanden hätte, tatſächlich zu 
verdienen vermag. 

Falls etwa eine Minderung der Verdienſtmöglichkeit des 
Kl. auf allgemeine wirtſchaftliche Verhältniſſe zurückzuführen 
ſein möchte, kann dies zu ſeinen Laſten nur inſoweit gehen, 
als dieſe Veränderung auch auf jene Verdienſtmöglichkeit bei 
B., die dem Kl. infolge des Unfalls verlorengegangen iſt, 
einwirken würde. 

(U. v. 22. Febr. 1932; 500/32 VI. — Berlin.) [9.] 

3. 88 133, 157, 242 BGB. Bei der Aufwertung 
des Anſpruchs auf die Gegenleiſtung für die 
Überlaſſung eines Fahrrechts auf Grund eines 
Vertrages, der 1920 angetragen und 1925 ange⸗ 
nommen worden iſt, iſt für die Bemeſſung der 
Aufwertungshöhe der Zeitpunkt des Vertrags⸗ 
antrages maßgebend und iſt ein heutiger höherer 
Marktpreis zu berückſichtigen. f) 

Dem Bekl. war von der Her Droſchken⸗Automobil GmbH. 
(Hedag) durch Vertr. v. 16. Sept. 1920 auf die Dauer 
von zehn Jahren geſtattet worden, ein Fahrrecht der Hedag 
(Nr. 919) auf eigene Rechnung auszunützen. Für den Fall, 
daß die Hedag die Berechtigung erhalten ſollte, ihre Fahr⸗ 
rechte zu übertragen, hatte ſich die Hedag auch verpflichtet, 
das Fahrrecht dem Bekl. für 30 000 % alter Währung zu 
überlaſſen. Zugleich erklärten die Vertragſchließenden, die Ver⸗ 
einbarung werde als rechtsunwirkſam anerkannt, „ſobald die 
Behörde die Innehaltung unmöglich mache“. 

Nachdem die Hedag der Polizeibehörde gegenüber auf 
das Fahrrecht verzichtet hatte, wurde dem Bekl. von der 
Polizeibehörde die Erlaubnis zum Fahren für die Droſchken⸗ 
nummer 919 erteilt. Der Bekl. hat an die Hedag insgeſamt 
4400 6 gezahlt. 

Das BG. iſt der Meinung, der Bekl. ſei damit feiner 
Zahlungspflicht im vollen Umfang nachgekommen. In dieſer 
Hinſicht hat es erwogen, im Sept. 1920 hätten 30 000 PM. 


Zu 3. Es entſpricht der langjährigen Rſpr. des R., wenn, wie 
es in der Entſch. geſchieht, bei der Bemeſſung der Höhe der Auf⸗ 
wertung einer Kaufpreisforderung nicht nur der Wert der Mark, 
gemeſſen am Goldwert, ſondern auch der Gegenwartswert 
des Kaufgegenſtandes berückſichtigt wird. Bekanntlich iſt die 
Frage, ob und inwieweit eine ſolche Berückſichtigung des Gegen⸗ 
wartswerts des Vertragsgegenſtandes zuläſſig iſt, lebhaft umſtritten 
geweſen. Am weiteſten nach dieſer Richtung ging das KG., das eine 
Aufwertung nach dem Wertverhältnis vornahm (vgl. KG.: IM. 
1924, 2003; 1925, 1116, 267, 630): Der Gläubiger der Kaufgeld⸗ 
forderung ſoll denſelben Bruchteil, den die Forderung im Verhältnis 
zum vereinbarten Kaufpreis darſtellte, vom jetzigen Wert des Grund⸗ 
ſtücks berechnet, als Aufwertung erhalten; iſt alſo ein Grundſtück 
veräußert und der halbe Kaufpreis geſtundet worden, ſo ſoll der 
Gläubiger als Aufwertung die Hälfte des jetzigen in Goldmark be⸗ 
meſſenen Grundſtückswerts erhalten. Eine ſolche Berückſichtigung 
des Gegenwartswerts des Kaufgegenſtandes, in welchem Umfang auch 
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einem Wert von etwa 2100 GM. entſprochen. Selbſt wenn 
man weitgehend berückſichtige, daß damals die Kaufkraft des 
Geldes im Inlande größer geweſen ſei als der Goldwert, ſo 
habe der Bekl. doch mehr als das Doppelte des Goldwertes 
bezahlt; aus dem Geſichtspunkt der Aufwertung könnten 
deshalb der Hedag weitere Beträge nicht zuerkannt wer⸗ 
den. Dies wird von der Rev. unter Hinweis auf die Rſpr. 
des RG., insbeſ. in RG. 110, 3711), mit der Ausführung 
beanſtandet, bei einem zur Zeit der Markbefeſtigung noch 
unerfüllten Vertr. müſſe bei der Aufwertung der jetzige Wert 
der gekauften Sache berückſichtigt werden; das müſſe exit 
recht für Erwerbsrechte (Optionen) gelten, die in der Zeit 
fortſchreitender Geldentwertung begründet worden ſeien. Eine 
Vereinbarung, mit der eine ſolche Berechtigung auf Überlaj- 
ſung eines Gegenſtandes zum damaligen Tageswert erteilt 
ſei, könne nach 88 133, 157, 242 BGB., wenn das Erwerbs⸗ 
recht bis zur Markbefeſtigung nicht ausgeübt ſei, nur gegen 
Vergütung des derzeitigen Tageswertes ausgeübt werden. Daß 
der Wert des Fahrrechts i. J. 1925 dem Preiſe von 13000 % 
entſprochen habe, müſſe in der RevInſt. unterſtellt werden. 

Der Rev. iſt zuzugeben, daß die Entich. des BG. inſo⸗ 
weit der Intereſſenlage der Parteien und damit den auf Treu 
und Glauben im geſchäftlichen Verkehr zu nehmenden Rück⸗ 
ſichten nicht durchaus entſpricht. Die Höhe des AufwBetrags 
konnte nach Treu und Glauben nicht ohne Rückſicht auf die 
zur Zeit der Annahme des VertrAntrags üblichen 5 
beim Fehlen der Feſtſtellbarkeit eines ſolchen — angemeſſenen 
Preiſes erfolgen. Der dem vereinbarten Kaufpreiſe von 
30000 % innewohnende Goldwert, den das BG. bei der Be⸗ 
meſſung des AufwBetrages berückſichtigt, kann allein nicht 
den Ausſchlag geben. Für beiderſeits noch nicht erfüllte 
Großhandelsgeſchäfte aus der Zeit der Geldentwertung iſt 
in RG. 110, 3712) ausgeſprochen, daß ein heutiger höherer 
Marktpreis neben anderen Umſtänden als Anhaltspunkt für 
die Aufwertung zu benutzen ſei. Die Erwägung, daß wegen 
der i. d. J. 1920— 1923 in Deutſchland herrſchenden niedrigen 
Warenpreiſe die nach dem Dollarkurs aufzuwertenden Preiſe 
nicht entfernt den in der Folgezeit eingetretenen Markt⸗ 


immer ſie geſchieht, ſcheint dem Weſen der Aufwertung zu wider⸗ 
ſprechen; ſoll dieſe doch die Geldentwertung ausgleichen, jo daß ſie 
nicht zu einem höheren Betrag als dem Goldwert des Kaufpreiſes 
führen dürfe. Es iſt auch eingewendet worden, daß eine Aufwertung 
nach dem Wertverhältnis ſich nicht mehr auf der Grundlage des 
Vertrags vollziehe, ſondern zu einer Korrektur des Vertrags führe, 
indem ſie einen zu billigen und unvorteilhaften Verkauf für den 
Verkäufer nachträglich günſtiger geſtalte; dazu ſei aber die ‚Auf 
wertung nicht beſtimmt. Und dennoch gehört die Berückſichtigung 
des Gegenwartswerts des Kaufgegenſtandes zur richtigen Ermittlung 
der Höhe der Aufwertung. Denn der Wert des Kaufpreiſes wird nicht 
allein durch den Goldwert beſtimmt, nach welchem Maßſtab — Fein⸗ 
gold, Dollarkurs, Aufwertungsmeßzahlen des Aufw®. — dieſer 
auch immer ermittelt ſein mag. Für den Wert des Kaufpreiſes iſt 
auch die innere Kaufkraft des Geldes von Bedeutung. Fur 
die Frage aber, ob und in welchem Abmaße die Kaufkraft des 
Vertragspreiſes zur Zeit des Vertragsſchluſſes höher war als der 
Goldwert des vereinbarten Markbetrags, bedarf es einer Heran⸗ 
ziehung des Gegenwartswerts des Kaufgegenſtandes (RG. : Aufw⸗ 
Rſpr. 1927, 93). Jedoch darf dieſe Berückſichtigung nicht jo weit 
gehen, daß der Gegenwartswert des Kaufgegenſtandes ausſchließlich die 
Höhe der Aufwertung beſtimmte. Eine Aufwertung nach dem reinen 
Wertverhältnis, die allerdings zu einer unzuläſſigen Anderung des 
Vertragsinhalts führen würde, iſt abzulehnen. Der Gegenwartswert 
des Kaufgegenſtandes kann nur bei der ſchätzungsweiſen, auf ſämtliche 
Umſtände des Falles zu ſtützenden Bemeſſung des Aufwertungsbetrags 
neben allen anderen Momenten Beachtung finden, auf daß ein 
billiger Intereſſenausgleich erzielt werde (NG. a. a. O.). Dies ent⸗ 
ſpricht den Grundſätzen von Treu und Glauben, auf denen die freie 
Aufwertung beruht. 1 

Dieſen Geſichtspunkten iſt von der Geſetzgebung und Rſpr. 
Rechnung getragen worden. Durch § 10 Abs. 3 Aufwch. iſt eine 
Aufwertung hypothekariſch geſicherter Kaufgelder für Grundſtücke 
über 100% des Goldmarkbetrags mittelbar inſofern anerkannt 
worden, als dieſer Hundertſatz das Höchſtmaß für die Aufwertung 
von Kaufpreisforderungen aus der Zeit vor dem 1. Jau. 1922 bildet, 
für die Aufwertung von Kaufpreisforderungen aus der ſpateren Zeit 
eine Aufwertung über 100% des Goldmarkbetrags alſo nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Die Rſpr. hat auch von dieſer Möglichkeit, hypo 
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preiſen gleichgekommen ſeien und daß man deshalb bei einer 
Aufwertung nur nach Maßgabe des Goldwerts den berech⸗ 
tigten Belangniſſen des Verkäufers nicht gerecht werden könne, 
muß dazu führen, daß auch bei anderen Umſatzgeſchäften, 
außer denen des Großhandels, wenn ſie erſt nach der Mark⸗ 
befeſtigung erfüllt werden, der zur Zeit der Erfüllung geltende 
übliche oder angemeſſene Preis jedenfalls nicht gänzlich un⸗ 


berückſichtigt bleiben darf (RG. 111, 663); RG.: ) RGWarn. 


1926 Nr. 55) u. Nr. 77). In dieſer Beurteilung kann der 
Umſtand, daß es ſich im vorl. Fall bez. der Überlaſſung des 
Fahrrechts nicht um ein ſchon während der Geldentwertung 
begründetes beiderſeits verbindliches VertrVerhältnis, ſondern 
um einen erſt nach Feſtigung der Währung angenommenen 
VertrAntrag handelt, keinen Unterſchied begründen. In ſol⸗ 
chen Fällen tritt für die Bemeſſung der AufwHöhe an die 
Stelle des Zeitpunktes des VertrAbſchluſſes der Zeitpunkt des 
Vertr Antrags, weil durch das Angebot die VertrBedingungen 
feſtgelegt worden find (RG. 115, 13 ff.); RGuUrt. v. 3. Dez. 
1928: Zeiler Nr. 1485; v. 2. Mai 1929: Zeiler Nr. 1724, 
und RG.::) RGWarn. 1930 Nr. 146). Welche Vorſtellungen 
die Beteiligten über den Vertr Inhalt gehabt haben, kann da⸗ 
bei nur nach den Umſtänden beurteilt werden, die zur Zeit 
des VertrAngebots beſtanden haben (Mügel, Aufwgkecht, 
831 Ziff. I S. 293, 5 25 Nr. I S. 262). Sollte ſich etwa 
ergeben, daß die VertrParteien zur Zeit der Stellung des 
VertrAntrags von der Vorſtellung ausgegangen ſind, die 
Hedag habe dem Bekl. mit Rückſicht auf ſeine perſönlichen 
Verhältniffe einen beſonders billigen VertrPreis zugeſtehen 
wollen, ſo müßte dem Bekl. dieſer Vorteil auch bei Berück⸗ 
ſichtigung des üblichen oder angemeſſenen Preiſes, wie er 
zur Zeit der Annahme des VertrAntrags beſtand, gewahrt 
werden, wie auch nicht unbeachtet bleiben dürfte, wenn die 
Parteien etwa in den VertrPreis ein Entgelt für die Gefahr 
der Geldentwertung eingerechnet haben ſollten. Die nach Treu 
und Glauben gebotene Rückſicht auf den zur Zeit der Erfül⸗ 
lung geltenden üblichen oder angemeſſenen Preis erübrigte 
ſich ohne weiteres auch nicht dadurch, daß der Bekl. tatſäch⸗ 
lich eine Geſamtvergütung bezahlt hat, die den Goldwert des 


thekariſch geſicherte Kaufgelder für Grundſtücke aus der Zeit nach 
dem 31. Dez. 1921 über 100% des Goldmarkbetrags aufzuwerten. 
ausgibigen Gebrauch gemacht. Eine Aufwertung über den Golb⸗ 
markwert hinaus iſt in weitem Umfange auch für Großhandels 
geſchäfte erfolgt, wo geſetzliche Schranken nach Art des 8 10 Abſ. 3 
AufwG. nicht beſtanden. Und auch bei anderen Umſatzgeſchäften als 
denen des Großhandels iſt eine ſolche Aufwertung weitgehend at“ 
erkannt worden. 

Wenn in dem hier entſchiedenen Falle, wo es ſich um die ent 
geltliche Überlaſſung von Konzeſſionen — Kraftdroſchkenfahrrechten — 
handelt, das RG. eine Aufwertung der vereinbarten Vergütung allein 
auf der Grundlage des Goldwerts als fehlſam bezeichnet und eine 
Berückſichtigung des Verkehrswerts der übertragenen Fahrrechte 
verlangt, fo ſtimmt dies mit feiner bisherigen Rſpr. durchaus überein. 

Auch inſofern entſpricht die Entſch. den vom RG. ſchon früher 
anerkannten Grundſätzen, als es in dem Falle, wo das Vertrags“ 
angebot der Annahme und damit dem Vertragsabſchluß zeitlich voran 
geht, für die Bemeſſung der Höhe der Aufwertung nicht den eit 
punkt des Vertragsabſchluſſes, ſondern den Zeitpunkt des Ver 
tragsangebots als maßgebend erklärt. Das NG. berückſichtigt dabel, 
daß durch das Angebot die Vertragsbedingungen feſtgelegt werden 
welche Vorſtellungen die Beteiligten über den Vertragsinhalt gehab! 
haben, könne daher nur nach den Umſtänden beurteilt werden, die 
zur Zeit des Vertragsangebots beſtanden haben. Auch inſofern recht 
fertigt ſich die Entſch. letzten Endes nach den die freie Aufwertung 
beherrſchenden Grundſätzen von Treu und Glauben. 

Dieſe verlangen anderſeits eine ausreichende Berückſichtigung 
der beſonderen Verhältniſſe des Einzelfalles. Sollte dem Erwerber 
etwa ein beſonders billiger Vertragspreis zugeſtanden werden, 1? 
muß ihm dieſer Vorteil auch bei Berückſichtigung des Gegenwarts 
werts des Kaufgegenſtandes gewahrt werden. Iſt anderſeits von ben 
Parteien die Gefahr einer Geldentwertung in Betracht gezogen und 
der Vertragswert dementſprechend bemeſſen worden, fo darf auch dies 
für die Aufwertung nicht unbeachtet bleiben. Auch indem das R k 
dieſe Geſichtspunkte beſonders hervorhebt und ihre Berückſichtigun 
verlangt, halt es ſich im Rahmen feiner bisherigen Rſpr. auf den 
Gebiete der freien Aufwertung. 

Ming. Qnaſſows ki, Berlin. 
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VertrpPreiſes an ſich ſchon erheblich überſtieg. Wenn das BG. 
etwa der Meinung geweſen ſein ſollte, daß bei Beachtung der 
geſamten Umſtände, die bei der Aufwertung gem. § 242 BGB. 
in Betracht zu ziehen waren, insbeſ. der Vorſtellungen und 
Abſichten, von denen die Parteien beim VertrAbſchluſſe im 
Sept. 1920 ausgegangen waren, und des Vorteils, den die 
Hedag durch die weſentlichen Vorausleiſtungen des Bekl. ge⸗ 
habt hat, möglicherweiſe auch eines von der Hedag zu ver⸗ 
tretenden Erfüllungsverzugs, kurz der Geſamtlage der be⸗ 
rechtigten Belangniſſe beider Teile, die eingetretene Steige⸗ 
rung des Verkehrswerts des dem Bekl. übertragenen Fahr⸗ 
rechts billigerweiſe nicht weiter berückſichtigt werden dürfe, 
ſo hätte es dies unter Angabe der Gründe des näheren dar⸗ 
legen müſſen. Die gänzliche Nichtberückſichtigung des Ver⸗ 
kehrswertes, der dem übertragenen Fahrrecht zur Zeit der 
Erfüllung zukam, erweiſt ſich bei den gegebenen Umſtänden 
jedenfalls als fehlſam. 
(U. v. 15. Febr. 1932; 557/31 VIII. — Hamburg.) (H.] 


4. 87 Abſ. 3 KraftfG.; §s 823, 831 BGB. Die 
Sicherheit des Verkehrs geht den Belangen der 
Kraftfahrzeughalter vor. Daß ein zur Reini⸗ 
gung eines Kraftwagens beſtellter junger Auto⸗ 
ſchloſſer ſich im Beſitz eines Anlaſſerſchlüſſels 
befindet und, auch ohne Führerſchein, eine 
Schwarzfahrt unternimmt, wenn er ohne Auf⸗ 
ſicht gelaſſen wird, liegt nicht jenſeits aller 
Erfahrung. Der Halter, der wahrnimmt, daß 
der von ihm angeſtellte Chauffeur einen jungen 
Mann öfters zum Reinigen zuzieht, muß ſich 
über die Zuverläſſigkeit des jungen Mannes 
vergewiſſern. Wer auf Grund Dienſtvertrages 
in Fällen der Behinderung des Halters als deſ⸗ 
ſen allgemeiner Vertreter die geſamten Ange⸗ 
legenheiten zu beſorgen hat, hat auch die Über⸗ 
wachungspflicht. 7) 

Am Sonntag, den 11. Nov. 1928, in der Mittagſtunde 
wurde der auf einem Fahrrad ſitzende Kl. in B. nahe der 
Einmündung der Straße H. in den K⸗Markt von dem der 
Erſtbekl. gehörigen Laſtkraftwagen angefahren. Führer dieſes 
Wagens war der am 20. Juni 1909 geborene Autoſchloſſer 
M., der keinen Führerſchein beſaß. Infolge des Zuſammen⸗ 
ſtoßes erlitt der Kl. Sachſchaden und ſo erhebliche Ver⸗ 
letzungen, daß er aus dem Staatsdienſt entlaſſen wurde; ſeiner 
Angabe nach iſt er zu 700% erwerbsbeſchränkt. 

Für ſeinen Schaden macht der Kl. die Bekl. und M. als 
Geſamtſchuldner verantwortlich, indem er deren Verurteilung 


Zu 4. Die Erwägungen des BG. (1. ZivSen. OLG. Braun⸗ 
ſchweig) werden in fo vollkommener Weiſe den tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſen gerecht und würdigen die Rechtslage ſo durchaus zutreffend, 
daß ihnen nur beigetreten werden kann; der Fall köunte geradezu 
als Schulbeiſpiel für zutreffende Handhabung des $ 7 Abſ. 3 Kraftfch. 
behandelt werden. Wenn trotzdem das RevUrt. zu einer Aufhebung 
— unter Zurückverweiſung in der zwar neuerdings beim erk. Sen. 
durchaus nicht ſeltenen, aber nichtsdeſtoweniger für das BG. pein⸗ 
lichen Form der Verweiſung an einen anderen Zivilſenat — ge⸗ 
kommen ift, fo vermag ich der Entſch. in keiner weſentlichen Be⸗ 
ziehung zu folgen; ich kann weiter mich nicht des Eindrucks er⸗ 
wehren, daß auch in dieſem Urteil die Neigung zutage tritt, der, wie 
jo manches Urteil erkennen läßt, ſachlich vom RG. offenſichtlich nicht 
gebilligten, im Geſetz beſtimmten grundſätzlichen Freiſtellung des 
Halters von der Gefährdungshaftung in den Fällen der Schwarz⸗ 
fahrt durch „Auslegung“ des § 7 Abf. 3 ein immer geringer wer⸗ 
dendes Anwendungsgebiet zuzuweiſen. Es iſt von berufener Seite, 
auch von hohen Richtern, in ſo ernſter und eindringlicher Weiſe über⸗ 
zeugend auf die die Sorgfaltspflicht von Führer und Halter über⸗ 
ſpannende Rſpr. des zuſtäudigen ZivSen. des RG. hingewieſen wor⸗ 
den, daß dem nichts hinzugefügt werden ſoll; daß Urteile, wie das 
obige, von den am Kraftverkehr beteiligten Kreiſen in ihren Be⸗ 
ſtrebungen auf grundſätzliche Anderung der HaftpflBeſt. des Kraftfch. 
als Material verwertet werden, und daß dieſes dann die berufenen 
Stellen nicht ſo ohne weiteres beiſeiteſchieben können, dies dürfte 
eine in ihrer Bedeutung nicht zu unterſchätzende Wirkung ſolcher 
Ripr. fein. 

Unanfechtbar iſt die von den Obergerichten, auch dem NG., auj- 
geſtellte Forderung, Verkehrsſicherheit müſſe den Intereſſen der am 
Verkehr Beteiligten vorgehen. Aber es iſt die Frage aufzuwerfen, 
weſche Anforderungen an Verkehrsſicherheit angemeſſen, mit den 
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zur Zahlung von 1258 % nebſt Zinſen und ferner die Feſt⸗ 
ſtellung begehrt, daß die Bekl. und M. ihm zum Erſatz allen 
weiteren Schadens verpflichtet ſeien. Zur Begründung hat er 
ausgeführt, daß die Erſtbekl. ihm als Halterin des Kraft⸗ 
wagens hafte und ſowohl ſie wie auch ihr Vertreter, der 
Zweitbekl., nicht für genügende Verwahrung des Wagens ger 
ſorgt hätten. 

Während M. durch Verſäumnisurteil rechtskräftig nach 
den Klageanträgen verurteilt iſt, haben die Bekl. Klageabwei⸗ 
fung begehrt aus folgenden Gründen. Der Zweitbekl. ſei 
lediglich Buchhalter bei der Firma Z., deren Inhaber die 
Erſtbekl. und ihr minderjähriger Sohn ſeien, und habe mit 
dem Kraftwagenbetrieb dieſer Firma nichts zu tun. Die Erſt⸗ 
bekl. hafte nicht, weil ſie die Bedienung und Wartung des 
Wagens dem zur Unfallzeit etwa 22 Jahre alten Kraft⸗ 
wagenführer B. übertragen habe, der ſich ſchon ſeit langen 
Jahren bei der Firma bewährt habe. B. und nicht die Erſt⸗ 
bekl. habe auch den M. mit dem Reinigen und Abſchmieren 
des Wagens beauftragt gehabt; M. habe dieſe Arbeiten ſchon 
neun Monate lang zuverläſſig erledigt. Am Unfalltage habe 
B. dem M. die Garage geöffnet und ihn zunächſt auch bei 
ſeiner Arbeit beobachtet. Als dann aber B. den Auftrag zu 
einem etwa einhalbſtündigen Geſchäftswege erhalten habe, 
habe er den Anlaſſerſchlüſſel mitgenommen und M. bei ſeiner 
Arbeit zurückgelaſſen. Während der Abweſenheit B.s habe 
M. mit einem Nachſchlüſſel die Anlaſſervorrichtung des Wa⸗ 
gens geöffnet und den Wagen zu der fraglichen Fahrt benutzt. 
Vorher habe er niemals eine Schwarzfahrt mit dem Wagen 
unternommen. Mit einer Schwarzfahrt ſei um ſo weniger 
zu rechnen geweſen, als M. keinen Führerſchein beſeſſen und 
B. um das Vorhandenſein eines Nachſchlüſſels nicht ge⸗ 
wußt habe. 

Demgegenüber behauptet der Kl., M. habe die Wagen⸗ 
reinigung im Auftrage des Zweitbekl. und nicht des B. aus⸗ 
geführt und ſei auch von der Firma Z. hierfür bezahlt 
worden. 

Die Vorinſtanzen haben abgewieſen, das RG. aufgehoben. 

Das OLG. begründet feine Entſch. im weſentlichen wie folgt: 

Es handle ſich um eine Schwarzfahrt ($ 7 Abſ. 3). 

Für eine Haftung des Zweitbekl, ſei nichts dargetan. 
Dieſer ſei nur Buchhalter bei der Firma Z. und habe 
keinerlei Vertretungsbefugniſſe hinſichtlich der Verfügung über 
den Kraftwagen. Auch habe er nach den eidlichen Ausſagen 
der Zeugen B. und M. dem letzteren am Unfalltage den Auf⸗ 
trag zur Reinigung des Wagens nicht erteilt. 

Eine Haftung der Erſtbekl. könnte zunächſt aus 87 
Ab. 3 Kraftf g. in Frage kommen. Wenn man nun auch 


Erforderniſſen der Wirtſchaft noch vereinbar ſind. Ich könnte mir 
vorſtellen, daß vor etwa 100 Jahren die Forderung, Eiſenbahnverkehr 
zu verbieten, weil allein ſchon der Anblick des ſchnell dahinfahrenden 
Zuges Nervenerkrankungen hervorrufen könnte, oder daß ſpäter 
die Beſtimmung, vor jedem mechaniſch bewegten Fahrzeug müſſe 
ein Warner mit roter Fahne und Klingel einherſchreiten, mit guten 
Gründen aus Erwägungen der Verkehrsſicherung hergeleitet wor⸗ 
den ſind. 

Welche Forderungen erhebt obiges Urteil? 

1. Damit, daß ein Schloſſer, der neun Monate lang feine 
Tätigkeit zuverläſſig ausgeführt hat, trotz Fehlens des Führer⸗ 
ſcheins Sonntags mit einem Lieferwagen, deſſen Schalterſchlüſſel ab⸗ 
gezogen war, eine Schwarzfahrt von dem Grundſtück aus unter⸗ 
nimmt, auf dem die Halterin des Fahrzeugs wohnt und anweſend 
iſt, müſſe man rechnen (obwohl niemals eine Neigung des Schloſſers 
zu einer Schwarzfahrt hervorgetreten iſt). 

2. Wenn der Führer das Fahrzeug waſchen läßt, müſſe er 
den Wäſcher beaufſichtigen (ſich alſo daneben ſtellen); entferne er ſich, 
ſo müſſe er die Fahrzeugbenutzung objektiv unmöglich machen, und 
die Halterin müſſe dem Führer Weiſungen darüber geben, wie er 
dies erreichen kann, ferner ſelbſt die Durchführung dieſer Wei⸗ 
ſungen überwachen; iſt ſie durch Krankheit daran verhindert, ſo 
müſſe fie einen anderen damit betrauen. 

3. über die Perſönlichkeit ihres feit neun Monaten als zuver⸗ 
läſſig bewährten Schloſſers müſſe die Halterin, wenn der Schloſſer 
vom Führer gelegentlich zur Fahrzeugreinigung herangezogen werde, 
vorher Erkundigungen darüber einziehen, ob er etwa zu Schwarz⸗ 
fahrten neige. 

In tatſächlicher Beziehung it zu den Ausführungen des NG. 
zu bemerken: 

Vorrichtungen, die einen Unbefugten an Bektriebſetzung des 


157* 


1252 


mit dem RG. (RG. 119, 3521)) verlange, daß der Halter 
bis zur Grenze des unabwendbaren Zufalls alles tun müſſe, 
was zur Verhütung von Schwarzfahrten billigerweiſe ihm 
zugemutet werden könne, ſo müſſe man doch zu dem Er⸗ 
gebnis kommen, daß für ein entſprechendes Verſchulden der 
Erſtbekl. oder des B., für den dieſe einzuſtehen habe, da ſie 
ihm die Obhut und Führung des Wagens anvertraut habe, 
nicht genügend dargetan ſei. Dabei ſei davon auszugehen, 
daß die Beweispflicht für das Verſchulden des Halters den 
Geſchädigten treffe (RG. 119, 582)). Allerdings ſei in RG. 
119, 3533) betont, daß der Halter dann für feine Schuld⸗ 
loſigkeit Beweis antreten müſſe, wenn nach dem regelmäßigen 
Verlauf der Dinge ein Verſchulden des Halters an der Er⸗ 
möglichung der Schwarzfahrt bei den von ihm getroffenen 
Maßnahmen anzunehmen ſei. Solche Umſtände lägen aber 
hier nicht vor. Sie würden darin zu finden ſein, daß ent⸗ 
weder bei der Art der Verwahrung des Wagens oder bei der 
Wahl und Beaufſichtigung des B. ſchon von vornherein mit 
der Ermöglichung einer Schwarzfahrt zu rechnen geweſen 
wäre. B. ſei aber bislang ſtets zuverläſſig geweſen; ſchon 
ſeit ſeinem 13. Lebensjahr ſei er bei der Firma Z. beſchäf⸗ 
tigt. Allerdings ſei ihm der Garagenſchlüſſel zugänglich ge⸗ 
weſen. Aber der Wagen habe auf dem Grundſtück der Firma 
geſtanden, ſo daß immer mit einer Verhinderung der Schwarz⸗ 
fahrt durch die auf dem Grundſtück wohnende Erſtbekl. zu 
rechnen geweſen ſei. Überdies hätte zur Vornahme der Reini⸗ 
gungsarbeiten die Garage ohnehin geöffnet werden müſſen, 
die Schwarzfahrt alſo auch dann ſtattfinden können, wenn 
der Schlüſſel dem B. erſt auf beſondere Anforderung heraus⸗ 
gegeben worden wäre. Auch das Verhalten des B. gebe zu 
einer Umkehrung der Beweislaſt keinen Anlaß. Allerdings 
habe B. den M. für kürzere Zeit allein bei dem Wagen ge⸗ 
laſſen, obwohl der Wagen nur durch die Wegnahme des An⸗ 
laſſerſchlüſſels geſperrt geweſen ſei, der für alle Typen der 
Lieferfirma gleich ſein möge. Andererſeits ſei aber zu berück⸗ 
ſichtigen, daß M. die ihm obliegenden Arbeiten neun Monate 
zuverläſſig ausgeführt habe, daß er ohne Führerſchein ge⸗ 
weſen ſei und daß er auf dem Grundſtück der Erſtbekl. ge⸗ 
arbeitet habe, wo er Werkzeuge vermutlich nur in beſchränk⸗ 
tem Umfang bei ſich getragen habe. Daher habe B. um ſo 
weniger mit einer Schwarzfahrt zu rechnen brauchen, als 
ſeine Abweſenheit nur von kurzer Dauer geweſen ſei und der 


Fahrzeugs objektiv verhindern (8 4. Abſ. 1 Nr. 6 KraftfVerkVO.), 
gibt es nicht (Anm. 13 zu 8 4 meines Komm., 7. Aufl., S. 541). 
Jede Sicherungsmaßnahme kann durch Gegenmaßnahme beſeitigt 
werden; inſoweit hat RG. recht, wenn es auf das Abziehen des 
Schalterſchlüſſels durch den ſich entfernenden, den Wüſcher allein laſ⸗ 
ſenden Führer keinen entſcheidenden Wert legt. Zum Anlaſſen be⸗ 
darf es bei abgezogenem Schalterſchlüſſel gar nicht einmal eines Er⸗ 
ſatzſchlüſſels oder eines anderen „geeigneten Werkzeugs“; inſofern 
legt RG. zu Unrecht Wert auf die Feſtſtellung, es ſei nicht gegen 
alle Erfahrung, daß ein Unbefugter über ſolche Geräte verfügt. 
Hätte der Führer vor ſeinem Weggaug z. B. eine Kette um ein 
Wagenrad gelegt und mit Schloß geſichert oder, wie NG. ſelbſt emp⸗ 
fiehlt, das Grundſtückstor verſchloſſen, ſo hätte der Unbefugte mit 
Dietrich oder ſonſtwie auch dieſe Sicherungen beſeitigen können. 
Auch aus einer anderen Erwagung erſcheint es unrichtig, die 
Frage des Schalterſchlüſſels in den Vordergrund zu rücken. Von 
Großgaragen abgeſehen, werden die Kraftfahrzeuge in der Regel 
nicht in, ſondern vor dem Unterſtellraum gereinigt; dazu muß das 
Fahrzeug mit eigener Kraft den Raum verlaſſen und in gleicher 
Weiſe zurückgeſchafft werden. Das iſt, da der Führerſcheinzwang nur 
auf öffentlichen Wegen gilt, auch zuläſſig durch Perſonen ohne Führer⸗ 
ſchein. Durfte alſo verkehrsrechtlich der Führer ſogar das In⸗ 
betriebſetzen und Führen des Wagens auf dem Grundſtück dem 
Wäſcher überlaſſen, ſo durfte er ihm auch den Schalterſchlüſſel aus⸗ 
händigen, und es fragt ſich nur, ob und gegebenenfalls welche Maß⸗ 
nahmen gegen das Verlaſſen des Grundſtücks zu treffen waren. 
Das Verſchließen des Tores, das das NG. ſelbſt beiſpielsweiſe nennt, 
hätte, wie ſchon ausgeführt, den beabſichtigten Erfolg nicht gehabt; 
es iſt ſchwer abzuſehen, weshalb (nach der Auffaſſung des NG.) der 
Beſitz eines zweiten Schalterſchlüſſels nicht jenſeits aller Erfahrung 
liegen ſoll, wohl aber der Beſitz eines zweiten Torſchlüſſels oder 
eines zum Offnen des Tores geeigneten Sperrhakens bei einem 
auf dem Grundſtück ſeit neun Monaten beſchäftigten Schloſſer. Da 
nach Auffaſſung des RG. wohl auch nicht jenſeiks aller Erfahrung 
liegen würde, daß ſich ein Unbefugter durch die Tatſache der An⸗ 
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Gedanke an eine Fahrt mit dem Lieferwagen an einem Sonn⸗ 
tagmorgen nicht gerade nahe gelegen habe. Den ihm hier⸗ 
nach obliegenden Nachweis dafür, daß trotz der vorbezeich⸗ 
neten Umſtände die Erſtbekl. oder B. weitere Schutzmaß⸗ 
nahmen gegen eine Schwarzfahrt hätten treffen können und 
dies ſchuldhaft unterlaſſen hätten, habe der Kl. nicht geführt. 
Insbeſ. laſſe ſich nicht anerkennen, daß B. keinesfalls den 
M. allein mit dem Wagen hätte zurücklaſſen dürfen. Ein 
ſolches Verlangen wäre eine zu weitgehende, mit den Ber 
kehrsbedürfniſſen nicht in Einklang zu bringende Forderung 
ſokange, als nicht durch beſondere Umſtände (z. B. Unzuver⸗ 
läſſigkeit des Autoſchloſſers) ſich ſolche Vorſicht als ange 
bracht erwieſe. > 

Entfalle hiernach die Haftung der Erſtbekl. aus $ 1 
Abſ. 3 KraftfG., fo fehle hier auch die Grundlage für eine 
ſolche Haftung auf Grund der 8$ 823, 831 BGB. Abgeſehen 
von der Frage des Verſchuldens ſcheitere inſoweit die Scha⸗ 
denserſatzpflicht ſchon an dem Fehlen des urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhangs. M. habe bei der Schwarzfahrt nicht in Aus⸗ 
führung der ihm übertragenen Verrichtung der Wagenreini⸗ 
gung gehandelt (8 831 BGB.). Hinſichtlich des B. aber 
komme in Betracht, daß, wenn man in Anwendung des $ 831 
BGB. in der ihm anvertrauten Verwahrung und Beaufſichti⸗ 
gung des Wagens eine Verrichtung i. S. dieſer Vorſchr. ſehe, 
der durch das unbefugte Eingreifen des M. herbeigeführte 
Schaden nicht adäquat von der Erſtbekl. verurſacht ſei. Im 
übrigen würde auch der nach § 831 BGB. der Erſtbekl. 
offenſtehende Entlaſtungsbeweis genügender Sorgfalt bei Ver⸗ 
wahrung, Auswahl und Beaufſichtigung als geführt anzu⸗ 
ſehen ſein. Bei dieſer Beurteilung der Sachlage ſei es gleich⸗ 
gültig, ob etwa M. für ſeine Arbeiten von der Firma 3. 
bezahlt worden ſei. Auch dann wäre eine Haftung der Erſtbekl. 
unbegründet, da es ſich um eine Schwarzfahrt handle und bei 
der bis dahin bewährten Zuverläſſigkeit des B. und des M. 
kein Verſchulden der Erſtbekl. hinſichtlich der Benutzung des 
Wagens durch M. zu erkennen ſei. . 

Die Bedenken der Rev. find durchweg begründet. DIE 
Grundanſchauung, welche in dem angef. Urteil hinſichtlich 
der Verkehrsſorgfaltspflichten eines Kraftfahrzeughalters zur 
Verhinderung von Schwarzfahrten zutage tritt, iſt verfehlt 
und ſetzt ſich in Widerſpruch mit der ſtändigen Rſpr. des 
R., an welcher feſtzuhalten iſt. Das BG. führt zwar einige 


weſenheit des Halters auf dem Grundſtück nicht von einer unbe⸗ 
rechtigten Benutzung zurückhalten ließe, ſo bleibt als einziges Mittel 
übrig, daß ſich der Führer neben den Wäſcher ſtellt, und zur Beauf⸗ 
ſichtigung des Führers wieder müßte ſich der Halter neben dieſen 
ſtellen; denn nach den Ausführungen des RG. unter A1 10 genugt 
ja zur Überwachung des Führers durch den Halter deſſen perſön⸗ 
liche Anweſenheit auf dem Grundſtück, wo das Fahrzeug ſteht, 
nicht. Erkrankt der Halter, ſo muß er einen anderen damit be⸗ 
auftragen, ſich neben den Führer zu ſtellen. 0 

Endlich laufen die Darlegungen des RG. (unter AI 1c a. E. 
darauf hinaus, der Halter müſſe ſich darauf einſtellen, daß, wer in 
irgendeiner Weiſe mit ſeinem, des Halters, Fahrzeug befaßt wird, 
bei ſich bietender Gelegenheit den Willen hat, eine Schwarzfahrt z 
unternehmen. 

Daß ſolche Auslegungen die vom Standpunkt der Ver⸗ 
kehrsſicherheit zu ſtellenden Anforderungen überſpannen, bedarf 
keiner Ausführung, und es darf nur gehofft werden, daß die wer 
tere Verkehrsentwicklung dieſe Rſpr. ebenſo beſeitigen wird, wie 
ſie das mediziniſche Bedenken gegen die Etſenbahn und den Warner 
mit Fahne und Klingel hat verſchwinden laſſen. 

Bedenken beſtehen auch gegen die vom RG. 
Rechts ſätze: 

1. Der Halterin wird Vernachläſſigung ihrer Aufſichtspflicht 
gegenüber ihrem Fahrzeugführer, der den Wagenwäſcher auf einige 
Zeit alleingelaſſen hatte, vorgeworfen. Zwar ſei der Führer ſeit 
neun Jahren in ihren Dienſten, aber erſt ſeit zehn Monaten al? 
Führer; und in dieſer (kurzen) Zeit habe er ſich in ſeinem neuen 
Beruf leben als Führer) noch nicht genügend bewähren können. 
Dieſer Erwägung Tiegt die Annahme zugrunde, es ſei Pflicht des 
Führers (als ſolchen), das Fahrzeug dauernd, z. B. auch bei der 
Wäſche, zu überwachen. Eine ſolche Verpflichtung kann weder aus 
den beſonderen Verkehrsvorſchriften (fie geben in 8 28 Abſ. 2 Krafti⸗ 
VerkVoO. Regelungen, die aber nur für die Dauer des Verkehrs 
auf öffentlichen Straßen gelten), noch aus der allgemeinen Sorg 
faltspflicht eines Führers hergeleitet werden. Nur in ſeiner Eiger 
ſchaft als Angeſtellter der Halterin, nicht als Führer hatte ſich B. 
mit dem Fahrzeug während der Waſche zu befaſſen, und er hatte in⸗ 
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einſchlägige Urteile (RG. 119, 58%) u. 347 5)) an, unterläßt 
es aber, die darin ausgeſprochenen Grundſätze auf den borl. 
Fall anzuwenden unter Angabe von Gründen, die rechtlich 
nicht zu billigen ſind. Abwegig iſt insbeſ. der Hinweis des 
Vorderrichters auf die Verkehrsbedürfniſſe; in erſter Reihe 
erfordert der Verkehr Sicherheit, und dieſem Erfordernis 
gegenüber müſſen die am Verkehr Beteiligten ihre hiermit 
nicht vereinbaren Belange zurücktreten laſſen. So iſt die 
Rechtslage nicht, daß es im allgemeinen dem Kraftfahrzeug⸗ 
halter geſtattet wäre, den anläßlich einer Schwarzfahrt Ge⸗ 
ſchädigten, wie hier den um ſeine ſtaatliche Anſtellung ge⸗ 
brachten Kl., an den Schwarzfahrer zu verweiſen, der in der 
Regel zu einer auch nur teilweiſen Deckung des von ihm 
leichtſinnig angerichteten Schadens außerſtande iſt; eines Ein⸗ 
gehens auf die durch das Gef. v. 21. Juli 1923 (RGBl. I, 
743) herbeigeführte Anderung der urſprünglichen Faſſung des 
§ 7 Abſ. 3 KraftfG. (RGBl. 437) bedarf es nicht, da hier 
unſtreitig bereits die Inbetriebſetzung des Kraftwagens der 
Erſtbekl. ohne deren Wiſſen und Willen erfolgt iſt. Auch im 
übrigen ſteht ein Teil der Ausführungen des BerR. mit an⸗ 
erkannter Rſpr. nicht im Einklang. Im einzelnen iſt fol⸗ 
gendes hervorzuheben. 

A. Haftung der Erſtbeklagten. 

Zutreffend prüft der BerR. die Frage der Schadens⸗ 
erſatzpflicht dieſer Bekl. einmal auf Grund der 8s 823 ff. 
BGB. und ferner auf Grund des 8 7 Abſ. 3 KraftfG. 

J. Bei der Erörterung der erſteren Haftungsgrundlage 
hält das angef. Urt. die Haftung der Erſtbekl. für das Ver⸗ 
halten des B. und das des M. nicht ſcharf genug auseinander, 
obwohl die Rechtslage inſoweit keineswegs die gleiche iſt. 

1. Daß B. Angeſtellter der Erſtbekl. i. S. des 8 831 
Abſ. 1 BGB. war, kann keinem Zweifel unterliegen. Denn un⸗ 
ſtreitig hatte die Erſtbekl. dem B. die Führung, Pflege und 
Beaufſichtigung ihres Kraftwagens übertragen. Nun zeigt der 
vorl. Fall die Beſonderheit, daß nicht B., ſondern, wenn man 
die Behauptungen der Erſtbekl. zugrunde legt, eine von B. 


ſoweit keine anderen Pflichten, als etwa ein Angeſtellter, der, ohne 
Führer zu fein, die Aufſicht über die Wagenreinigung ausübt. Selbſt 
wenn man aber eine ſolche allgemeine Aufſichtspflicht des Führers in 
dieſer ſeiner Eigenſchaft auch außerhalb der Führertätigkeit bejahen 
wollte, ſo beſtände ſie doch nur für die Dauer der Anweſenheit des 
Führers beim Fahrzeug. 

2. Wie der Wortlaut des § 7 Abſ. 3 KraftfG. ergibt, auch in 
Schrifttum und Rſpr. anerkannt iſt, hat der bei einer Schwarzfahrt 
Verletzte, wenn er den Halter in Anſpruch nimmt, deſſen Verſchulden 
bei der Ermöglichung der Schwarzfahrt zu beweiſen. Wenn nun RG. 
vom Halter fordert, er müſſe ſeine Maßnahmen zur Verhinderung der 
Schwarzfahrt angeben, und es ſei dann Sache des Gerichts, dieſe 
Maßnahmen daraufhin zu prüfen, ob ſie ausreichten, ſo ſind damit 
Subſtanzierungs⸗ und Beweislaſt umgedreht. 

Nicht alſo läuft das Urteil etwa nur auf Anwendung der Grund⸗ 
ſätze des prima-facie-Beweiſes hinaus; fie hatte das Bil. m. E. zu⸗ 
treffend zugrunde gelegt. Eine ſolche Anwendung hat nicht eine 
Umkehrung der Beweislaſt zufolge, vielmehr nur die Bedeutung, daß 
für den Beweispflichtigen aus dem Sachverhalt ſich ein hoher Grad 
vor Wahrſcheinlichkeit eines Verſchuldens auf ſeiten des Inanſpruch⸗ 
genommenen ergibt; ſtreitet für den Verletzten eine ſolche Verſchul⸗ 
densvermutung, jo hat aber nicht etwa der andere die Beweislaſt zu 
übernehmen, den Gegenbeweis zu führen, alſo nachzuweiſen, daß die 
Beſchädigung nicht auf ein von ihm zu vertretendes Verſchulden zu⸗ 
rückzuführen ift; vielmehr genügt — anders als bei der geſetz⸗ 
lichen Vermutung — zur Entkräftung der Vermutung, wenn er 
Tatſachen beweiſt, die die Wahrſcheinlichkeit eines Geſamtvorganges 
dartun, der ein ihm zur Laſt fallendes Verſchulden nicht aufzeigt, 
m. a. W. wenn er Tatfachen beweiſt, die eine Entſtehung des Scha⸗ 
dens ohne fein Verſchulden als erklärlich erſcheinen laſſen (RG.: 
JW. 1928, 1747). Dann iſt es wieder Sache des Gegners, 
die Beweisführung zu übernehmen. RO. kehrt aber eindeutig die 
Beweislaſt um und weicht damit insbeſondere von dem Urteil RG. 
119, 62 JW. 1928, 559 ab. Eine eigene Begründung für die Ab⸗ 
weichung vom Geſetz durch Umkehrung der Beweislaſt gibt das 
obige (d. h. das hier beſprochene) Urteil nicht, es beruft ſich nur 
auf das wohl nicht veröffentlichte Urteil v. 24. Nov. 1930, VI 
126/80. Prüft man aber dieſes Urteil, jo enthält es auch wieder, 
ohne eigene Begründung, den im weſentlichen gleichen Satz wie 
das obige Urteil: „Allein es muß in ſolchen Fällen von dem Halter 
verlangt werden, daß er die Maßnahmen nennt, die er getroffen 
hat, um Schwarzfahrten zu verhindern, und das Gericht muß prüfen, 


JW. 1928, 559. 6) JW. 1928, 402. 


zugezogene Hilfsperſon, M., die Schwarzfahrt unternommen 
hat. Der erk. Sen. hat wiederholt angenommen, daß der 
Halter auf Grund des 8 831 BGB. nicht hafte für Schwarz⸗ 
fahrten, die ſein Führer unternommen hat, da er hierzu vom 
Halter nicht beſtellt worden ſei (RG. 119, 606); Urt. v. 
18. Jan. 1932, VI 319/31). Zu einer näheren Erörterung 
dieſer Frage bietet der jetzige Fall keine Veranlaſſung. Hier 
hatte die Erſtbekl. den B. mit der Beaufſichtigung des Wagens 
beauftragt und folgeweiſe haftet ſie auf Erſatz des Schadens, 
den B. in Ausführung dieſer Verrichtung einem Dritten 
widerrechtlich zufügt, ſofern ſie nicht den in § 831 BGB. 
nachgelaſſenen Entlaſtungsbeweis führt. Gleichwohl lehnt das 
BG. die Schadenserſatzpflicht der Erſtbekl. auf Grund des 
8 831 BGB. aus einer Reihe von Gründen ab. Keiner der⸗ 
ſelben hält der rechtlichen Nachprüfung ſtand. 

a) Das angef. Urt. vermißt zunächſt den adäquaten ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verhalten des B., 
auf das es für die Anwendung des 8 831 BGB. ankommt, 
und dem Schaden des Kl. Damit zielt das Urt. offenbar auf 
die Gründe ab, die es zur Verneinung des Verſchuldens des 
B. angeführt hat. Hierbei iſt der Begriff des adäquaten ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhangs verkannt. Ein ſolcher beſteht dann, 
wenn eine Handlung oder Unterlaſſung im allgemeinen und 
nicht nur unter beſonders eigenartigen, ganz unwahrſchein⸗ 
lichen und nach dem regelmäßigen Lauf der Dinge außer Be⸗ 
tracht zu laſſenden Umſtänden zur Herbeiführung des ein⸗ 
getretenen Erfolgs geeignet geweſen iſt (RG. 133, 127%) 
nebſt Nachweiſen). Daß es aber jenſeits aller Erfahrung läge, 
daß ein zur Vornahme der Reinigung eines Kraftwagens und 
der dabei üblichen kleinen Ausbeſſerungsarbeiten beſtellter 
Autoſchloſſer ſich im Beſitz eines Anlaſſerſchlüſſels oder eines 
anderen zur Ingangſetzung des Motors geeigneten Werk⸗ 
zeugs befindet (vgl. RGurt.: JW. 1930, 29306) und daß 
ein noch nicht 20 Jahre alter Autoſchloſſer, wenn auch ohne 
Führerſchein, an einem Sonntagmorgen eine Schwarzfahrt 
mit einem Lieferkraftwagen von dem von dem Halter be⸗ 


ob die Maßnahmen ausreichend waren“; dieſes Urteil v. 24. Nov. 
1930, auf das zu verweiſen ſich das obige Urteil an Stelle einer Begrün⸗ 
dung beſchränkt, beruft ſich für jenen Satz wieder nur auf RG. 119, 
61 JW. 1928, 559 und 119, 352 JW. 1928, 402. Aber auch 
dieſe beiden Urteile enthalten, ſoweit ſie in der amtlichen Sammlung 
wiedergegeben find, keine Begründung für jenen allgemeinen Saß 
der Umkehrung der Beweislaſt; in RG. 119, 62 JW. 1928, 559 
habe ich kein Wort gefunden, das die Verweiſung auf jenes Urteil 
rechtfertigte, jener Satz iſt in ihm nicht enthalten, auch nichts für 
ſeine etwaige Begründung; es enthält inſoweit lediglich die Aus⸗ 
führungen, „es könnte in Frage kommen, ob der Kl. ſeiner Beweis⸗ 
pflicht zunächſt durch Darlegung eines Sachverhalts genügt hat, 
der ein Verſchulden des Bekl. bei Ermöglichung der Schwarzfahrt 
als nach dem regelmäßigen Verlauf der Dinge gegeben erſcheinen 
laſſe; dann würde es nach den Grundſätzen über die Beweislaſt Sache 
des Bekl. ſein, Umſtände darzutun, die ſein Verſchulden auszu⸗ 
ſchließen geeignet ſeien“. Und in dem Urteil RG. 119, 352 = JW. 
1928, 402 wird nur dargelegt, „der Tatrichter habe zu prüfen, 
welche wirkſamen Vorkehrungen der Bekl. zur Verhütung von 
Schwarzfahrten hätte treffen muſſen“ und ferner: „dem Bekl. würde 
der Entlaſtungsbeweis obliegen, falls der Tatrichter nach Lage der 
Sache der Meinung ſein ſollte, die Umſtände ſprächen mit ſo hoher 
Wahrſcheinlichkeit für ein Verſchulden des Bekl. an der Ermög⸗ 
lichung der Schwarzfahrt, daß andere Möglichkeiten daneben völlig 
zurückträten“. Einen allgemeinen Ausſpruch über die Beweislaſt 
in dem Sinne des obigen Urteils enthält keines der vom NG. zur 
Stützung ſeiner Auffaſſung herangezogenen Urteile; ſie erwägen nur 
jeweils die Umſtände des vorl. Falles; um ſo weniger iſt zu er⸗ 
Rennen, was — zur Stützung des allgemeinen Gabe? von der Um⸗ 
kehrung der Beweislaſt — die Bezugnahme auf dieſe Urteile 
bezweckt. Enthält alſo eine Begründung für die Umkehrung 
der Beweislaſt weder das obige Urteil noch die in ihm im 
Bezug genommenen VI 126/30 ſowie NG. 119, 62 JW. 1928, 
559 und 352 JW. 1928, 402, fo iſt die Feſtſtellung wohl un 
vermeidlich, daß für eine von 8 7 Abf. 3 abweichende Rſpr. vor⸗ 
läufig noch die Begründung fehlt. 

Die m. E. unzutreffende Anwendung des 87 Abſ. 3 hängt 
offenſichtlich zuſammen mit der obenerwähnten Einſtellung des RG. 
gegenüber der geſetzlichen Regelung überhaupt. Wenn RG. dar⸗ 
legt, „ſo ſei die Rechtslage nicht, daß es im allgemeinen dem Halter 
geſtattet wäre, den anläßlich einer Schwarzfahrt Geſchädigten an den 
Schwarzfahrer zu verweiſen“, ſo iſt ſolche Auffaſſung mit dem Geſetz 
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wohnten Grundſtück aus unternimmt, wenn er ohne Aufſicht 
iſt, kann dem BG. nicht zugegeben werden. 

b) Ferner verneint der Vorderrichter ein Verſchulden 
des B. Auf dieſe Frage kommt es für die Anwendung des 
§ 831 BGB. nicht an (vgl. u. a. RG. 70, 768); 91, 66°); 
129, 60 10); RGUrt.: JW. 1931, 3319 u; RGlrt. v. 14. Jan. 
1932, VI 343/31). Nur inſofern könnte die — von der Erſt⸗ 
bekl. zu beweiſende — Schuldloſigkeit des B. von Bedeutung 
ſein, als ſie den Beweis erleichtern würde, daß auch ein ſorg⸗ 
fältig ausgewählter und beaufſichtigter Angeſtellter nicht an⸗ 
ders als B. hätte handeln können (23. 1917, 866 Nr. 11; 
RGurt. v. 9. Febr. 1931, VI 380/30; RGRKomm. Erl. 7 
zu 8 831). Ein Nichtverſchulden Bis kommt jedoch, wie dies 
der Vorderrichter in Verletzung des $ 276 BGB. annimmt, 
nach dem bisher feſtgeſtellten Sachverhalt nicht in Betracht. 
Bei der Häufigkeit und beſonderen Gefährlichkeit der Schwarz⸗ 
fahrten ſind die ſtrengſten Anforderungen an die Verkehrs⸗ 
ſorgfaltspflicht des Halters und ſeines mit der Aufſicht über 
das Kraftfahrzeug beauftragten Angeſtellten hinſichtlich der 
Verwahrung des Fahrzeugs zu ſtellen, damit Schwarzfahrten, 
ſoweit dies nur irgendwie möglich erſcheint, verhütet werden 
(RGurt. v. 24. Nov. 1930, VI 126/30). Die bloße Wegnahme 
des Anlaſſerſchlüſſels durch B. war eine durchaus unzurei⸗ 
chende Maßnahme. Entweder hätte B. den M. nicht ohne 
Aufſicht laſſen dürfen oder er hätte wirkſame Maßregeln, 
z. B. durch Verſchließen des Tores, ergreifen müſſen, die eine 
Verbringung des Wagens aus dem Grundſtück durch M. wäh⸗ 
rend der Zeit ſeiner Abweſenheit ſchlechthin ausſchloſſen. Da⸗ 
durch, daß er beides unterließ, hat B. den jugendlichen M. 
in die Verſuchung geführt, eine Schwarzfahrt zu unternehmen. 
übrigens würde das Verſchulden B.s eher noch größer fein, 
wenn die eidliche Ausſage Mis glaubwürdig ſein ſollte, daß 
B. dem M. das erforderliche Waſſer nicht zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt habe und deshalb M. den Wagen in eine andere Garage 
zur Vornahme der Reinigungsarbeiten habe fahren wollen. 

c) Gegen die Auffaſſung des Vorderrichters, daß die 
Erſtbekl. bei der Auswahl des B. mit der erforderlichen Sorg⸗ 
falt zu Werke gegangen iſt, ſind rechtliche Bedenken nicht zu 
erheben, da der getroffenen Feſtſtellung nach B. ſchon ſeit 
neun Jahren in ihrem Geſchäfte tätig war und ſich als zu⸗ 
verläſſig bewährt hatte. Dagegen iſt die Anſicht des angef. 
Urt., der der Erſtbekl. offenſtehende Beweis genügender Sorg⸗ 
falt bei der Beaufſichtigung B.s ſei als geführt anzuſehen, 
aus Rechtsgründen zu beanſtanden. Worauf ſich dieſe Anſicht 
gründet, iſt weder aus den Urteilsgründen noch aus dem 
ſonſtigen Akteninhalt zu entnehmen. Soweit der Urteilstat⸗ 
beſtand erkennen läßt, hat die Erſtbekl. bisher nicht einmal 
behauptet, daß ſie B. überwacht habe, geſchweige denn, daß 
ſie die erforderlichen näheren Angaben über die Art der 
Überwachung gemacht hätte. Jene allgemeine Bemerkung in 
den Urteilsgründen macht nicht erſichtlich, ob das BG. den 
in der reichsgerichtlichen Rſpr. immer wieder betonten Grund⸗ 
ſatz beachtet hat, daß an die planmäßige und dauernde Be⸗ 
aufſichtigung des Kraftfahrzeugführers durch den Halter ein 
ſtrenger Maßſtab anzulegen ift (vgl. u. a. RG. 120, 1611); 
128, 153, 15412); JW. 1931, 332716). Eine beſonders ſorg⸗ 
fältige Kontrolle des B. war aber um ſo mehr geboten, als 
dieſer zur Unfallzeit erſt etwa 22 Jahre alt und, falls ſeine 


wohl nicht in Einklang zu bringen, und zwar weder mit Wortlaut 
noch mit Entſtehungsgeſchichte. 
Die Faſſung von 1909 beſagte: 

Wird das Fahrzeug ohne Wiſſen und Willen des Fahrzeug⸗ 
halters von einem anderen in Betrieb geſetzt, ſo iſt dieſer an 
Stelle des Halters zum Erſatze des Schadens verpflichtet. 

Damit war die (Gefährdungs⸗) Haftung des Halters bei Schwarz⸗ 
fahrten ſchlechthin ausgeſchloſſen. Als man wegen der vom RT. 
nicht gutgeheißenen Rſpr. des RG. zum Begriff „in Betrieb ſetzen“ 
(näheres Vorbem. vor $ 7 Abſ. 3 meines Komm., 7. Aufl., S. 265) 
zu einer Anderung des Abſ. 3 ſchritt, hielt man durchaus an der 
Regel eines Ausſchluſſes der Halterhaftung bei Schwarzfahrten feſt, 
gab dieſem Ausſchluß noch zugunſten des Halters durch Anderung 
des Begriffs „Inbetriebſetzung“ in „Benutzung“ ein weiteres An⸗ 
wendungsgebiet; bei den RTVerhandlungen über dieſe Verbeſſerung 
der Rechtslage des Halters gegenüber der damaligen Rſpr. trat 
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eidliche Ausſage zutrifft, erſt ſeit 1928 als Kraftwagenführer 
tätig war, alſo in den allenfalls etwa zehn Monaten bis 
zum Unfall ſich in ſeinem neuen Berufe noch nicht genügend 
hatte bewähren und Erfahrungen hatte ſammeln können; den 
Tag der Erteilung des Führerſcheins an B. wird die Erſt⸗ 
bekl. unſchwer nachweiſen können. Nun hat der etwa 22 Jahre 
alte B. den etwa 19 Jahre alten M. etwa neun Monate 
lang ſehr oft des Sonntags als ſeine Hilfskraft zugezogen, 
um durch dieſen die Reinigung des Wagens vornehmen zu 
laſſen. Da dieſe Arbeiten auf dem Hofe des von der Erſtbekl. 
bewohnten Grundſtücks ſtattfanden, ſo wird davon auszu⸗ 
gehen ſein, daß die Erſtbekl. die Zuziehung des M. bemerkt 
hat. Hierüber wird ſie ſich indeſſen noch zu erklären und ge⸗ 
gebenenfalls aufzuklären haben, wie ihr denn jene Tatſache 
trotz der gebotenen Überwachung des B. hat entgehen können. 
Hakte ſie aber von der Zuziehung des M. Kenntnis, ſo 
wäre es ihre Pflicht geweſen, dem B. entweder die weitere 
Befaſſung des M. mit dem Wagen zu unterſagen oder aber 
über die Perſönlichkeit des M. Erkundigungen einzuziehen, 
den B. mit den erforderlichen Anweiſungen zu verſehen, in 
welcher Weiſe er die Benutzung des Wagens durch M. zu 
Fahrten unmöglich zu machen habe und die Befolgung dieſer 
Anweiſungen durch B. zu überwachen. Die Erfüllung dieſer 
Pflichten durch die Erſtbekl. wurde keineswegs dadurch ent⸗ 
behrlich, daß M. die ihm übertragenen Arbeiten ordnungs⸗ 
mäßig erledigte und vor der Unfallfahrt noch niemals auch 
nur den Verſuch gemacht hatte, den Wagen zu einer Schwarz⸗ 
fahrt zu benutzen. Davon, daß, wie das angef. Urt. anniremt, 
erſt dann Vorſichtsmaßregeln hätten getroffen werden müſ⸗ 
ſen, wenn beſondere Umſtände (z. B. Unzuverläſſigkeit des 
M.) Vorſicht hätten angebracht erſcheinen laſſen, kann keine 
Rede fein. Anders läge die Sache, wenn die Erſtbekl. es ge 
duldet hätte, daß B. den Wagen zur Vornahme der Reini⸗ 
gungsarbeiten einem als zuverläſſig bewährten Unternehmer 
in deſſen Werkſtatt überliefert hätte; dann allerdings wäre die 
Obhutspflicht hinſichtlich des Wagens für die Dauer ſeiner 
anderweiten Unterbringung auf den Unternehmer überge⸗ 
gangen. 

2. Was der Kl. mit ſeinem Beweisantrage bezielt, M. 
ſei für ſeine Arbeiten von der Firma Z. bezahlt worden, iſt 
nicht ohne weiteres erſichtlich. Soll damit nur dargetan wer⸗ 
den, daß die Erſtbekl. um die Zuziehung M's durch B. ge 
wußt und letzterem ſeine Auslagen für die Arbeit Mis er⸗ 
ſtattet habe, ſo würde hierdurch daran nichts geändert werden, 
daß M. der Angeſtellte Bs i. S. des § 831 Abſ. 1 BGB., 
nicht aber der Angeſtellte der Erſtbekl. war. Sollte aber etwa 
der Kl. nachweiſen wollen, daß die Erſtbekl. und nicht B. es 
geweſen ſei, die den M. zur Ausführung der Reinigungs 
arbeiten beſtellt habe, ſo würde er verkannt haben, daß dann 
ſich die Rechtslage zu ſeinen Ungunſten verſchieben würde. 
Denn dann würde die Erſtbekl. nach § 831 Abf. 1 BGB. 
für M. nicht haftbar ſein, weil ſie ihn zu der Verrichtung der 
Vornahme von Schwarzfahrten nicht beſtellt hatte, M. viel⸗ 
mehr bei Gelegenheit der Ausführung der ihm aufgetragenen 
Wagenwäſche die Schwarzfahrt unternommen haben würde; 
da M. nicht im Beſitz des Führerſcheins war, ſo würde 
ſchwerlich ein vermutetes Einverſtändnis der Erſtbekl. mit 
der Fahrt M.3 (vgl. RG. 119, 351 13)) oder eine Vornahme 


aber der Gedanke hervor, die grundſätzliche, durch die Neuregelung 
noch erweiterte Befreiung von der Haftpflicht müßte dann fortjallen, 
wenn der Halter die Schwarzfahrt ſchuldhaft ermöglicht habe. Auf 
dieſes Ziel des Geſetzgebers iſt die Faſſung abgeſtimmt. Danach 
kann es wohl, entgegen der Meinung des R., kaum noch zweifel⸗ 
haft fein, daß der Halter bei Schwarzfahrten grundſäßzlich — Aus 
nahme: ſchuldhafte Ermöglichung der Schwarzfahrt — den Geſchädig⸗ 
ten an den Führer verweiſen kann. 

Im übrigen ift auf die zutreffenden Ausführungen des BG. zu 
verweiſen. Wie wenig das RGuUrt. befriedigt, erkennt man insbeſ. 
an der daraus zu ziehenden Folgerung: war der Schloſſer M., der 
die Schwarzfahrt unternahm, zu ſeiner Verrichtung des Wagen⸗ 
waſchens von der Halterin beſtellt, ſo haftet dieſe, wie RG. ſelbſt 
hervorhebt, für die Schwarzfahrt nicht; denn zu einer ſolchen wal 
M. nicht von der Halterin beſtellt; war M. dagegen vom Führer 
B. zum Wagenwaſchen herangezogen, dann wäre nach RG. die Haf⸗ 
tung der Halterin gegeben. 

ö Min. Geh. RegR. Dr. Müller, Berlin. 
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dieſer Fahrt in Ausführung der dem M. übertragenen Ver⸗ 
richtung angenommen werden können, letzteres ſelbſt dann 
nicht, wenn die von M. bezeugte Veranlaſſung zu der Fahrt 
vorgelegen haben ſollte. Dann würde vielmehr eine Haftung 
der Erſtbekl. nur entweder aus 8 823 Abſ. 1 BGB., wenn 
der Kl. beweiſen könnte, daß die Erſtbekl. bei der Zuziehung 
Mis fahrläſſig verfahren fei, oder aus 8 831 Abſ. 1 BGB., 
weil B. mit der Beaufſichtigung des M. beauftragt geweſen 
ſei, oder endlich aus § 7 Abſ. 3 Kraft. in Frage kommen. 
Zu einem näheren Eingehen auf dieſe Fragen beſteht kein 
Anlaß, da die Erſtbekl. ſelbſt bisher behauptet hat, M. ſei 
von ihr nicht mit der Vornahme der Reinigungsarbeiten be⸗ 
auftragt worden, und ſie ihre eigene Behauptung gegen ſich 
gelten laſſen muß. 

II. Mit Recht geht der Ber R. davon aus, daß den Kl. 
für das Vorliegen der Vorausſetzungen des § 7 Abi. 3 
KraftfG. die Beweislaſt trifft (RG. 119, 60. Allein es 
muß von dem Halter verlangt werden, daß er die Maßnah⸗ 
men angibt, die er behufs Verhinderung von Schwarzfahrten 
getroffen hat, und Sache des Gerichts iſt die Prüfung, ob 
dieſe Maßnahmen für ausreichend zu erachten find (RGurt. 
v. 24. Nov. 1930, VI 126/30). Dieſe Frage iſt nach bis⸗ 
heriger Sachlage zu verneinen. Die Haftung des Halters 
nach 8 7 Abſ. 3 Satz 2 Kraftf&. beſchränkt ſich auf den Rah⸗ 
men des Kraftf®. (vgl. das vorbezeichnete Urt.; Müller, 
AutomobilGG., 4. Aufl., S. 254; Iſaac⸗Sieburg, Auto⸗ 
mobil GG., 2. Aufl., S. 184 bei III, 6; Heucke, Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen, 3. Aufl., 87 Anm. 24). Darüber hinaus 
haftet der Halter gem. § 16 Kraftf®. nur dann, wenn er die 
allgemeinen Vorſchr. (83 823 ff. BOB.) verletzt hat. Da nach 
dieſen Beſtimmungen der Kl. günſtiger geſtellt ſein würde als 
nach 88 10—12 Kraftfch. — insbeſ könnte der Kl. auch bei 
Vorliegen der Vorausſetzungen des $ 831 BGB. Schmerzens⸗ 
geld (§ 847 daſ.) fordern (MG. 88, 31715); 99, 264; 116, 
31416); 119, 27137); 129, 611% —, fo wird es auf die 
Erörterung des Klagegrundes aus 87 Abſ 3 KraftfG. nur 
dann ankommen, wenn eine Schadenserſatzpflicht der Erſtbekl. 
nach 88 823 ff. BOB. nicht gegeben fein ſollte. 

B. Haftung des Zweitbeklagten. 

Der Zweitbekl. hatte als Buchhalter der Firma 3. keine 
Vertretungsbefugnis hinſichtlich der Verfügung über den Lie⸗ 
ferkraftwagen, und er hat am Unfalltage den M. nicht mit der 
Reinigung des Wagens beauftragt. Damit iſt indeſſen der 
dem ORG. unterbreitete Sachverhalt nicht erſchöpfend gewür⸗ 
digt. Denn in den Strafakten wider M. hat der Zweitbekl. 
zu polizeilichem Protokoll ſelbſt bezeugt, er ſei in Abweſen⸗ 
heit der Erſtbekl. deren Vertreter, und ferner, die Erſtbekl. ſei 
am Unfalltage krank geweſen. Hiernach iſt die Möglichkeit ge⸗ 
geben, daß der Zweitbekl. auf Grund ſeines Dienſtvertrages 
in Fällen der Behinderung der Erſtbekl. als deren allgemeiner 
Vertreter die geſamten Angelegenheiten der Firma Z. zu be⸗ 
ſorgen hatte und daß daraus ſich auch feine Pflicht zur Über- 
wachung des B. ergab (8 831 Abſ. 2 BGB.). Dann aber 
würde es ſeine Sache ſein, den Nachweis zu führen, einmal, 
daß er allgemein bei der Erfüllung dieſer ihm obliegenden 
Vertragspflicht nichts verſäumt hat, ferner aber, daß er ins⸗ 
beſ. an dem Unfalltage die im Hinblick auf die Erkrankung 
der Erſtbekl. durch ihn gebotene Kontrolle über B ausgeübt 
hat. Auch das könnte in Frage kommen, ob der Zweitbekl. 
etwa derjenige geweſen iſt, der dem B. am Unfalltage den 
anſcheinend erſt am ſelben Tage erteilten Auftrag zu der 
Ausführung des dringenden Geſchäftsweges gegeben hat. 
Sollte er hierbei davon erfahren haben, daß M. mit dem 
Wagen befaßt war, ſo hätte er dem B. die erforderlichen Au⸗ 
weifungen geben müſſen, um die Möglichkeit einer Schwarz⸗ 
fahrt durch M. zu unterbinden. Nach allen dieſen Richtungen 
bedarf der Sachverhalt noch der Aufklärung durch den Tat⸗ 
richter. Gegebenenfalls mag die Erſtbell. angeben, wen ſie 
denn, wenn nicht den Zweitbekl., mit der Kontrolle des B. 
für die Dauer ihrer Erkrankung beauftragt hatte. 

Nach alledem würde gegenüber der Erſtbekl. nach bis⸗ 
heriger Sachlage den Klageanträgen im Rahmen der 88 250, 
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304 ZPO. ſtattzugeben fein. Das RevG. hat jedoch Bedenken 
getragen, ſeinerſeits ein entſprechendes Endurteil gem. 8 565 
Abſ. 3 Ziff. 1 ZPO. zu erlaſſen. Denn da die Erſtbekl. die 
Rechtslage nicht erkannt hat und die beiden Vorderrichter ſie 
hierüber nicht aufgeklärt haben (§ 139 Abſ. 1 Sätze 1 und 2 
ZPO.), fo erſchien es angezeigt, der Erſtbekl. Gelegenheit zu 
geben, ihren Entlaſtungsbeweis zu ergänzen. 
(U. v. 4. Febr. 1932; 310/31 VI. — Braunſchweig.) (.] 


* 5. 8148 Allg Berg. Haftung des Berg⸗ 
werksbeſitzers für tektoniſche Schäden und ſon⸗ 
ſtigen auf ein im Rechtsſinn zufälliges Ereignis 
entfallenden Schadensanteil, der ſich als mittel⸗ 
bar durch den Bergbau verurſacht darſtellt. 

Die Bekl. erkennt an, daß ſie für den Schaden am 
Grundſtück des Kl., ſoweit er durch Bergbau verurſacht iſt, 
haftet. Ihre Rev. richtet ſich dagegen, daß ſie vom BerR. auch 
für den Schadensanteil haftbar gemacht ſei, der nach dem Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen nicht auf Bergbau, ſondern auf 
tektoniſche Senkungen entfalle. Die Rüge iſt nicht begründet. 

Bei den Senkungs⸗ und Rißſchäden an den Gebäuden des 
Kl. handelt es ſich um einen einheitlichen Schaden, der ſich 
nicht nach ſeinen Urſachen in zeitlich oder räumlich abgrenz⸗ 
bare Teile zerlegen läßt. In ſolchen Fällen erſtreckt ſich die 
Haftung des Bergwerksbeſitzers, weil dieſer nach § 148 Allg⸗ 
Berg. für allen dem Grundeigentum oder deſſen Zube⸗ 
hörungen durch den Bergbau zugefügten Schaden vollſtändige 
Entſchädigung zu leiſten verpflichtet iſt, auf den geſamten 
Schaden jedenfalls dann, wenn auch der auf ein unabhängig 
vom Bergbau mitwirkendes, im Rechtsſinn zufälliges Ereignis 
entfallende Schadensanteil als mittelbar durch den Bergbau 
verurſacht ſich darſtellt (vgl. RG. 67, 2741)). Das iſt aber 
nicht nur dann der Fall, wenn das neben dem Bergbau mit⸗ 
wirkende Ereignis für ſich allein keinen Schaden verurſacht 
haben würde, den Schaden jedoch vergrößert hat, ſondern auch 
dann, wenn für ſich allein weder der Bergbau noch das mit⸗ 
wirkende, im Rechtsſinn zufällige Ereignis Schaden verurſacht 
haben würden, beide aber durch ihr Zuſammenwirken ſchädlich 
geworden ſind, wie ferner dann, wenn ſowohl der Bergbau 
als auch das mitwirkende Ereignis für ſich allein ſchädigend 
eingewirkt haben, durch ihr Zuſammenwirken aber ein größerer, 
einheitlicher, zeitlich oder räumlich nach der Urſache nicht 
abgrenzbarer Schade entſtanden iſt. Eine Beſchränkung des 
Bergwerksbeſitzers auf den Schadensanteil, der ſeinem Berg⸗ 
bau zuzurechnen wäre, könnte nur dann allenfalls in Frage 
kommen, wenn feſtſtellbar wäre, daß der Bergbau allein un⸗ 
ſchädlich geblieben ſein würde und die ihm zur Laſt fallende 
Vergrößerung des Schadens lediglich durch die unabhängig 
von ihm einwirkende weitere Schadensurſache ausgelöſt wor⸗ 
den iſt (vgl. Weſthoff, Bergbau und Grundbeſitz nach preuß. 
Recht, 1 S. 122 ff., 133 f.). Daß fo die Sache hier liegen 
könnte, iſt aber von der Bekl. ſelbſt niemals behauptet und in 
Anſpruch genommen worden. Der Sachverſtändige erſter In⸗ 
ſtanz hat den Schaden im vollen Umfang auf den Bergbau 
zurückgeführt, der Sachverſtändige des zweiten Rechtsgangs 
den tektoniſchen Senkungen nur einen Anteil von 440% ein⸗ 
geräumt, ohne übrigens deren Zuſammenhang mit dem Berg⸗ 
bau gänzlich auszuſchließen. Das BG. hat ſich zwar nicht 
darüber ausgeſprochen, welchem der beiden Gutachten es die 
größere Überzeugungskraft beimißt. Seine Begründung läßt 
jedoch im Zuſammenhang mit den Darlegungen der Sach⸗ 
verſtändigen erkennen, daß es in dem Bergbau keineswegs 
eine bloß nebenſächliche, nur durch die tektoniſchen Senkungen 
ausgelöſte Schadensurſache erblickt. 

(U. v. 29. Okt. 1930; 240/29 V. — Breslau.) (Sch. 
= NG. 130, 161.) 


b) Strafſachen. g 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Alsberg, Berlin. 


6. 859 St G—B.; 8 553 RVO.; 8270 ArbVerm G. 
Irrtümlicher Glaube des Arbeitgebers, ſeinen 
Arbeitern den vereinbarten Lohn voll ausbe⸗ 
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zahlt und Beitragsteile der Arbeiter nicht ein⸗ 
behalten zu haben, iſt Irrtum über Tatum⸗ 
ſtän de. 4) 

Der Angekl. hat mit ſeinen Arbeitern vereinbart, daß er 
die auf ſie entfallenden Beiträge zur Krankenverſicherung und 
zur Arbeitsloſenverſicherung aus eigener Taſche an die Kran⸗ 
kenkaſſe bezahlen werde. Mit der Zahlung dieſer Beiträge an 
die Krankenkaſſe iſt er im Rückſtand geblieben. Den äußeren 
Tatbeſtand des Vorenthaltens von Beitragsteilen i. S. von 
§ 533 RVO. und $ 270 ArbVermG. hält hiernach das LG. 
für gegeben; es gelangt aber zur Freiſprechung des Angekl., 
weil es damit rechnet, daß er nicht gewußt habe, daß er durch 
ſein Verhalten Beitragsteile von dem Lohn ſeiner Ar⸗ 
beiter einbehalten habe. Es ſei nicht erwieſen, daß er 
ſich über die Natur der mit ſeinen Arbeitern getroffenen Ver⸗ 
einbarung klar geworden ſei. Aller Wahrſcheinlichkeit nach 
habe er nicht erkannt, daß er ihnen durch die Vereinbarung 
tatſächlich einen höheren Lohn zuſicherte, ſo daß er in Wirk⸗ 
lichkeit doch Beitragsteile von ihrem Lohn einbehielt. 

Durch diefen Irrtum werde aber der Vorſatz des An⸗ 
gekl., — das vorſätzliche Vorenthalten einbehaltener 
Beitragsteile — ausgeſchloſſen. 

Ein Rechtsirrtum iſt hierin nicht zu erblicken; denn wie 
der Sen. in dem ebenfalls am 27. April 1931 ergangenen 
Urt. 2 D 621/30 näher ausgeführt hat, bedeutet es einen 
Irrtum über „Tatumſtände“ i. S. von § 59 StGB., wenn 
ein Arbeitgeber irrtümlich des Glaubens iſt, ſeinen Arbeitern 
den vereinbarten Lohn voll ausbezahlt und Beitragsteile der 
Arbeiter davon nicht einbehalten zu haben. Das gilt insbeſ. 
auch dann, wenn er ſich über die Höhe der Beträge irrt, die 
er ihnen als Lohn ſchuldet, oder über den Begriff des dar⸗ 
unter fallenden „Arbeitsentgelts“ (vgl. z. B. § 180 Abſ. 1 
Satz 2 RVO.) 

Da ſomit ein ſolcher Irrtum, den das LG. für möglich 
hält, den Vorſatz des Angekl. nach 8 59 StGB. ausſchließt 
und ſeine Freiſprechung rechtfertigt, ſo iſt die — von dem 
Oberreichsanwalt vertretene — Rev. der StA. unbegründet. 

(2. Sen. v. 27. April 1931; 2 D 706/30.) D.] 


7. 82 BD. über die Regelung der Arbeits⸗ 
zeit der Angeſtellten i. Verb. m. 88 1, 11 VO. über 
die Arbeitszeit i. d. Faſſ. des Geſ. v. 14. April 
1927; Irrtums VO. v. 18. Jan. 1917 i. Verb. m. der 
Ausdehnungs VO. v. 12. Febr. 1920. 

1. Die Irrtums VO. findet keine Anwendung 
auf die Arb VO. und die BD. über die Regelung 
der Arbeitszeit der Angeſtellten. 

2. Pauſe i. S. der Arb VO. iſt nur eine wäh⸗ 
rend der für ſie beſtimmten Dauer jede Ver⸗ 
pflichtung zu einer Arbeitsleiſtung ausſchlie⸗ 
ßende Unterbrechung der Arbeitszeit. 

3. Duldet der Arbeitgeber bloß gelegentlich 


Zu 6. A. Der Entſcheidung iſt beizupflichten. Freilich iſt in 
der ihr beigegebenen Begründung der Kernpunkt, auf den es an⸗ 
kommt, nicht — zum mindeſten nicht beſtimmt und deutlich — her⸗ 
ausgearbeitet. Wenn das LG. ſagt, „es ſei nicht erwieſen, daß ſich 
der Angekl. über die Natur der mit ſeinen Arbeitern getroffenen 
Vereinbarung klar geworden ſei; aller Wahrſcheinlichkeit nach habe 
er nicht erkannt, daß er ihnen durch die Vereinbarung tatſächlich 
einen höheren Lohn zuſicherte, ſo daß er in Wirklichkeit doch Bei⸗ 
tragsteile von ihrem Lohn einbehielt“, — fo könnte man geneigt 
ſein, hieran anknüpfend fortzuſetzen: der Angekl. habe alſo lediglich 
infolge eines juriſtiſchen Irrtums den Fall nicht unter das Geſetz 
ſubſumiert, und bloße Subſumtionsirrtümer ſchlöſſen ja — auch nach 
der neueren RGPraxis — den Vorſatz nicht aus. Wer fo jagen 
würde, würde durch die karge Erwiderung: es liege ein Irrtum 
über einen „Tatumſtand i. S. des § 59 StGB.“ vor, wohl kaum 
von der Unrichtigkeit ſeiner Meinung überzeugt werden. Der Grund, 
weshalb die Darlegungen des NG. nicht befriedigend wirken, iſt, 
daß die „Tatumſtände“, auf deren Kenntnis es ankommt, nur ganz 
farblos als ſolche „i. S. von $ 59 StÖB.” bezeichnet werden, wobei 
das Weſentliche nicht heraustritt, nämlich, daß es ſich nach 8 59 
um ſolche Tatumſtände handelt, „die zum geſetzlichen Tat⸗ 
beftand gehören“, alſo um die tatbeſtandserheblichen 
Tatumſtände. Wer wiſſen will, ob ein dem Handelnden untergelaufe- 
ner Irrtum den Vorſatz ausſchließt oder nicht, hat 1. den von dem 
Täter objektiv verwirklichten geſetzlichen Tatbeſtand aufzuſuchen und 
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kurze Unterbrechung der Pauſen durch Arbeit, 
ohne aus den einigen wenigen ihm bekannt ge⸗ 
wordenen Fällen auf Wiederholungen ſchließen 
zu müſſen, ſo verletzt er damit noch nicht die ihm 
obliegende Pflicht zur überwachung der Ein⸗ 
haltung der geſetzlich vorgeſchriebenen Ar⸗ 
beitszeit. 

1. Zur Rev. des Angekl.: 

Der Angekl. iſt nach den vom BG. getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen Inhaber einer Konfitüren⸗ und Schokoladenfabrik 
und unterhält in G. zum Verkauf der Waren mehrere Filialen. 
In einer ſolchen Filiale war die Zeugin F. als Filial⸗ 
leiterin, neben ihr ein Lehrmädchen als Hilfskraft tätig. Der 
Angekl. wies die Zeugin F. an, die Mittagspauſe von 
1½ Stunden einzuhalten und während der Zeit allein das 
Lehrmädchen bedienen zu laſſen, ſie möge aber im Geſchäft 
dableiben, damit ſie aufpaſſe, daß die Kunden von dem 
Lehrmädchen immer richtig bedient würden. Tatſächlich iſt 
die F. während der Mittagspauſe immer im Geſchäft ge 
blieben, hat dort ihr Eſſen eingenommen und mitunter dem 
Lehrmädchen Anweiſung gegeben, auch einige Male mit ver⸗ 
kauft. Das BG. erblickt in dieſer Geſchäftsgebarung ein Ver⸗ 
gehen des Angekl. gegen $2 der VO. über die Regelung der 
Arbeitszeit der Angeſtellten uſw. v. 18. März 1919 i. Verb. 
mit 88 1 und 11 der VO. über die Arbeitszeit v. 21. Dez. 
1923 i. d. Faſſ. des Gef. v. 14. April 1927. 

Die IrrtVoO. v. 18. Jan. 1917 findet auch unter Be 
achtung der Ausdehnungs VO. v. 12. Febr. 1920 keine An⸗ 
wendung auf die ArbZVD. und die über die Regelung der 
Arbeitszeit der Angeſtellten. Das hat das RG. bereits in 
Übereinſtimmung mit mehreren anderen höchſten Gerichten 
entſchieden (RGSt. 63, 266, insbeſ. S. 272 ſowie, mit ein⸗ 
gehender Begründung Urt. des erk. Sen. v. 21. Jan. 1929, 
2D 500/28). Die entgegenſtehenden Entſch. anderer Gerichte 
geben bei nochmaliger Prüfung der Rechtslage keine Ver⸗ 
anlaſſung, von dieſer Meinung abzugehen. 

2. Zur Reb der StA. 

In einer anderen Filiale hat nach den getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen die Filialleiterin T. während der Frühſtücks⸗ und 
Veſperpauſen Kunden, die während dieſer Pauſen kamen, be⸗ 
dient, aber die Zeit der Pauſen dadurch eingehalten, daß 
ſie ſie dann verlängerte. Das BG. hat in dieſem Gebaren 
keine Zuwiderhandlung gegen $ 2 der VO. über die Regelung 
der Arbeitszeit der Angeſtellten gefunden, und inſoweit den 
Angekl. freigeſprochen. Die hiergegen gerichtete Rev. der 
StA. erweiſt ſich nicht als begründet. 

Als Pauſe i. S. des § 1 Arb Z VO. kann nur eine 
während der für ſie beſtimmten Dauer jede Verpflichtung zu 
einer Arbeitsleiſtung ausſchließende Unterbrechung der Ar⸗ 
beitszeit angeſehen werden. Dem Angeſtellten 1 eine zu⸗ 
ſammenhängende beſtimmte Zeit zur Ruhe und Erholung zur 
Verfügung ſtehen. Ob dieſe Ruhezeit in mehrere Abſchnitte 


2. das Tatſachenbild, das dem Täter vorſchwebte, daraufhin zu 
unterſuchen, ob es den weſentlichen Merkmalen jenes geſetzlichen 
Tatbeſtands entſpricht oder nicht. Wenn ja, fo iſt Vorſatz gegeben; 
wenn etwas daran fehlt, fehlt es am Vorſatz. Im vorl. Falle geht 
nun der geſetzliche Tatbeſtand gem. 8 533 RVO. (8 270 Arb VermG.) 
dahin, daß jemand als Arbeitgeber Beitragsteile, die er den Be⸗ 
ſchäftigten einbehalten hat oder von ihnen erhalten hat, 
der berechtigten Kaffe vorenthält. Die Vorſtellung, die der Angekl. 
dabei hatte, war die: daß er der Kaſſe Geld ſchuldig bleibe, für das 
er kein Aquivalent von dem Arbeitnehmer erhalten habe. Das 
ift natürlich ein Vorſtellungsbild, das zu dem verwirklichten geſetz⸗ 
lichen Tatbeſtande nicht paßt: wäre das Vorgeſtellte richtig geweſen, 
fo wäre ſchon objektiv der Tatbeſtand des $ 533 RVO. nicht erfüllt 
geweſen. Deswegen war, wie das NO. zutreffend ausſpricht, im 
vorl. Falle Freiſprechung wegen Fehlens des Vorſatzes geboten; aber 
auch nur deswegen: die bloße Feſtſtellung, daß dem Täter „Tat⸗ 
umſtände“ nicht bekannt waren, beſagt gar nichts. Wieviel „Tat⸗ 
umſtände“ gibt es, deren Unkenntnis den Vorſatz nicht ausſchließt 
(weil ſie eben nicht tatbeſtandserheblich waren)! Und um⸗ 
gekehrt: wenn der Handelnde in Unkenntnis eines tatbeſtandserheb⸗ 
lichen Tatbeſtands war, ſo iſt der Vorſatz ausgeſchloſſen, einer⸗ 
lei, ob etwa außerdem Irrtümer rechtlicher Natur, Subſumtions⸗ 
irrtümer uſw. unterliefen. 
Geh. Rat Prof. Dr. Ernſt v. Beling, München. 
B. Vgl. OLG. Dresden unten S. 1258 Nr. 3. 
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getrennt werden darf, braucht hier nicht entſchieden zu wer⸗ 
den, jedenfalls darf die Unterbrechung nicht dadurch herbei⸗ 
geführt werden, daß im einzelnen Falle eine Arbeitsgelegen⸗ 
heit eintritt und ſich der Angeſtellte zur Leiſtung dieſer Arbeit 
während der Ruhezeit vorher verpflichtet hat. Denn in 
dieſem Falle kann ſich der Angeſtellte eben nicht ungeſtört 
der Ruhe hingeben, befindet ſich vielmehr in Arbeitsbereit⸗ 
ſchaft. Daß die Fälle, in denen er tatſächlich ſolche Arbeit 
zu leiſten hat, nur ſelten vorkommen, iſt rechtlich unerheblich 
(vgl. RArbG. 5, 130, 133). Die „tägliche Arbeitszeit“ be⸗ 
ſteht eben nicht in der Summe der Zeit, in der tatſächlich 
Arbeit geleiſtet wird, ſondern der Gefamtzeit vom Beginn 
bis zum Schluß der Arbeitszeit, abzüglich der Pauſen, iſt 
maßgebend. Waren die Pauſen, die die T. machte, tatſächlich 
keine Pauſen i. S. des Geſetzes, befand ſie ſich vielmehr in 
Arbeitsbereitſchaft, ſo überſchritt ſie die geſetzlich zuläſſige 
Arbeitszeit. Grundſätzlich hatte der Angekl. als Arbeitgeber 
die Pflicht, für die Einhaltung der vereinbarten Pauſen zu 
ſorgen, wenn ſonſt die geſetzlich vorgeſchriebene Höchſtdauer 
der Arbeit überſchritten wurde, er durfte nicht dulden, daß 
die hiernach gebotene Ruhezeit zu einer Zeit der Arbeits⸗ 
bereitſchaft wurde. 

Es kommt alſo darauf an, ob der Angekl. eine Über⸗ 
ſchreitung der Arbeitszeit durch die T. angeordnet hatte oder 
ob er fie kannte und trotzdem duldete. Nach den vom BG. 
getroffenen Feſtſtellungen war das Geſchäft ſehr ſtill und 
hat die T., die die Frühſtücks⸗ und Veſperpauſen im Ge⸗ 
ſchäftsraume verbrachte, wenn einmal ein Kunde hereinkam, 
dieſen bedient. Das hat der Angekl. nicht angeordnet, es 
auch nicht mit der T. vereinbart, es war ihm aber bekannt, 
daß ſie ab und zu ſo verfuhr. Hatte der Angekl. aber, wie 
hiernach als Beweisannahme des BG. angeſehen werden 
muß, Kenntnis nur von einigen wenigen Fällen, aus denen 
er noch nicht auf eine öftere Wiederholung zu ſchließen 
brauchte, ſo liegt in einem ſolchen Dulden gelegentlicher 
kurzer Unterbrechungen der Pauſen durch Arbeit keine Ver⸗ 
letzung der ihm obliegenden Pflicht zur Überwachung der Ein⸗ 
haltung der geſetzlich vorgeſchriebenen Arbeitszeit. Ein Anlaß 
zum Einſchreiten wäre für ihn nur geboten geweſen, wenn 
er aus den ſeltenen ihm bekannt gewordenen Fällen auf eine 
mehrfache Wiederholung hätte ſchließen müſſen. Das aber 
nimmt offenſichtlich das BG. nicht an. Hiernach findet die 
von der StA. in ihrer Reviſionsbegründung vertretene An⸗ 
ſicht, die T. habe mit Wiſſen und Wollen des Angekl. wäh⸗ 
rend der Frühſtücks⸗ und Veſperpauſen ſtändig zur Be⸗ 
dienung von Kunden bereit fein müſſen, in den tatſächlichen 
Feſtſtellungen keine Stütze. Der Sachverhalt aber recht⸗ 
fertigt in dieſem zweiten Falle keine Verurteilung des Angekl. 


(2. Sen. v. 18. Juni 1931; 2 D 1355/29.) A.] 


Oberlandesgerichte. 
a) Zivilſachen. 
Königsberg. 


1. 8 17 KO.; $ 826 BG B. Elektrizitäts⸗, Gas⸗ und 
Waſſerwerke, die eine Monopolſtellung genießen, dürfen 
die Weiterbelieferung nicht von voller Bezahlung ihrer 
Forderungen für frühere Lieferungen abhängig machen. 7) 

Der Anſpruch auf Belieferung mit Strom und Gas ſtützt ſich 
auf 8 826 BOB. und ſetzt ein ſittenwidriges Verhalten der Antrags⸗ 
gegnerin voraus. Für die Begründetheit des Anſpruchs iſt es un⸗ 
erheblich, ob man den Strom⸗ und Gaslieferungsvertrag als ein 
Wiederkehrſchuldverhältnis wie Jaeger und andere (vgl. Jaeger, 
Komm. zur KO. Anm. 18 b zu $ 17) oder als einen einheitlichen 
Vertrag anficht. Bei der Annahme eines Wiederkehrſchuldverhält⸗ 
niſſes iſt das Vertragsverhältnis mit dem Gemeinſchuldner mit der 
Eröffnung des Konkurſes erloſchen, das Verlangen des Konkurs⸗ 
verwalters auf Eingehung eines neuen Vertrages muß das Liefer⸗ 
werk annehmen, ſofern es eine Monopolſtellung innehat. Will es 
nur unter der Bedingung weiterliefern, daß die Rückſtande als 
Maſſeſchulden anerkannt werden, jo handelt es ſittenwidrig, denn 
es will die Monopolſtellung dazu ausnutzen, ſich die beſſere Stellung 
eines Maſſegläubigers zu verſchaffen, während ihm nach dem Ge- 
ſetz nur eine einfache Konkursforderung zuſteht. 

Ein ſittenwidriges Verhalten liegt aber auch dann vor, wenn 
der Strom⸗ und Gaslieferungsvertrag als einheitlicher Vertrag auf⸗ 
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gefaßt wird. Als einheitlicher Vertrag unterliegt er der Beſt. des 
817 RD. Danach hatte der Antragſteller die Wahl, die Weiter⸗ 
erfüllung des bisher mit dem Gemeinſchuldner beſtehenden Vertrages 
zu verlangen mit der Folge, daß die Zahlungsrückſtände Maſſe⸗ 
ſchulden wurden (8 59 Ziff. 2 KO.), oder die Weitererfüllung abzu⸗ 
lehnen mit der Wirkung, daß die Rückſtände einfache Konkursforde⸗ 
rungen waren. Der Antragſteller wählte letzteres, knüpfte daran aber 
das Verlangen, nunmehr einen neuen Vertrag abzuſchließen und 
auf Grund des neuen Vertrages zu liefern. Das wies die Antrags⸗ 
gegnerin zurück. Der in der Rſpr. und Literatur vielfach vertretenen 
Auffaſſung, daß die Weigerung nicht ſittenwidrig ſei, vielmehr um⸗ 
gekehrt der Konkursverwalter argliſtig handele, weil er in Wahr⸗ 
heit das alte Schuldverhältnis fortſetzen und nur die Anerkennung 
der Rückſtände als Maſſeſchulden umgehen wolle, hat ſich der erk. 
Sen. nicht angeſchloſſen. 

Es ift davon auszugehen, daß das Geſetz dem Konkursverwalter 
im § 17 KO. das Recht gibt, die Weitererfüllung des mit dem Schuldner 
beſtehenden Vertr. abzulehnen und ſich durch einen neuen Vertr. mit 
einem Dritten den Strom zu verſchaffen, den er als Konkursverwalter 
für die Abwicklung der Konkursverwaltungsgeſchäfte braucht. Würde 
die Antragsgegnerin nicht die Monopolſtellung einnehmen, ſo müßte 
ſie ſich gefallen laſſen, daß ihre Forderung nur als einfache Kon⸗ 
kursforderung berückſichtigt wird und der Konkursverwalter von 
einem Dritten den Strom weiterbezieht. Wenn das Lieferwerk aber 
als einzige Bezugsquelle in Frage kommt, jo bedeutet es eine Aus⸗ 
nutzung der Monopolſtellung, wenn es nur unter der Bedingung 
weiterliefern will, daß die Rückſtände als Maſſeſchulden anerkannt 
würden; dadurch würde das Recht des Konkursverwalters aus 


Zu 1. Die Frage der Wirkung des 8 17 KO. im Verhältnis 
zu den Elektrizitäts⸗ und Waſſerwerken will nicht zur Ruhe kom⸗ 
men, trotzdem auch zwei RGEntſch. aus neuerer Zeit vorliegen. Die 
überreiche Literatur und Judikatur der Frage ſind zuſammengeſtellt 
in der Anm. Rumpf: IW. 1930, 1427, in der Anm. des Unter⸗ 
zeichneten zur Entſch. des OLG. Hamm v. 3. Mai 1929: JW. 
1930, 1426, ſowie Geiler: JW. 1930, 1402. 

Seitdem find weitere Entſch. des RG. und der höchſten Ge⸗ 
richte erſchienen. Die Frage iſt auch zwiſchenzeitlich von Rumpf: 
Dei. 1931, 1250 behandelt worden; vgl. weiter OLG. Königsberg: 
JW. 1931, 3150 mit Anm. Nipperdey und des OLG. Frank⸗ 
furt a. M.: JW. 1931, 3146 mit Anm. Rumpf; vgl. endlich auch 
die Polemik von Netzroth insbeſ. gegen die Anm. des Unter⸗ 
zeichneten: IW. 1932, 159. 

Inzwiſchen find auch die beiden in der Entſch. zit. RGEntſch. 
v. 8. Okt. 1929: JW. 1930, 1402 und RG. 132, 274 = JW. 1931, 
3102 erſchienen. Mit Recht hat ſchon Rum pf in der DIZ. dar⸗ 
auf hingewieſen, daß mit der Entſch. RG. 132, 274 = JW. 1931, 
3102 deshalb für das Prinzip nichts gewonnen ſei, weil in dem 
Tatbeſtand dieſer Entſch. die Weiterlieferung in einer Zwangsver⸗ 
waltungsſache nicht nur von der Bezahlung der früheren Strom⸗ 
rechnungen, ſondern auch von der Übernahme einer ſehr hohen Schuld 
des Werkes für Inſtallationsarbeiten der Gegnerin abhängig ge⸗ 
macht worden war. Hier konnte in der Tat ein Verſtoß gegen § 826 
BGB. angenommen werden. Wird von ſolchen Ausnahmefällen ab⸗ 
geſehen, fo wird man die prinzipielle Entſch. RG.: JW. 1930, 
1402 als die maßgebende erachten müſſen. Es wäre überaus er⸗ 
freulich, wenn das NG. bald wieder einmal Gelegenheit hätte, zu 
der für unſer ganzes Wirtſchaftsleben überaus wichtigen Frage end⸗ 
gültig Stellung zu nehmen. 

In der Polemik von Netzroth gegen den Unterzeichneten 
wird die Richtigkeit der Jaeger ſchen Konſtruktion des Wieder⸗ 
Rehrſchluſſes anheimgeſtellt. Sie kann aber nicht dahingeſtellt bleiben, 
weil in der Tat nur vom Standpunkt des Jaeger ſchen Wieder⸗ 
kehrſchluſſes überhaupt die Anſicht zu begründen ift, daß die Werke 
im Konkursfalle trotz Nichtbezahlung der früheren Schulden den 
Vertrag weitererfüllen müſſen. Wird die Jaeger ſche Theorie auf⸗ 
gegeben, ſo liegt ein einheitlicher Vertr. vor, und man kommt dann mit 
der aus dem Monopol der Werke ſich ergebenden Verpflichtung über⸗ 
haupt nicht weiter, weil es ſich ja dann gar nicht um Abſchluß eines 
neuen Vertr., ſondern lediglich um Erfüllung oder Nichterfüllung des 
alten Vertr. handelt, die in 817 KO. erſchöpfend geregelt iſt. In der 
Tat würde die Annahme des Jaeger ſchen Wiederkehrſchluſſes, auch 
abgeſehen vom Konkursfall, zu dem unvermeidlichen Ergebnis 
führen, daß auch ſonſt jeder Vertragskontrahent, dem die Sperrung 
wegen Nichtbezahlung von Stromſchulden droht, vom Werke den 
Abſchluß eines neuen Vertrages verlangen kann. 

Die Bemerkung von Netzroth, es müßte eine eigenartige 
Rſpr. ſein, die dieſes Ergebnis zeitigt, ändert nichts daran, daß 
das Ergebnis vom Jaeger ſchen Standpunkt aus unabwendbar iſt. 

Man mag die Monopolſtellung und die daraus folgende Pflicht 
zum Vertragsſchluſſe noch ſo ſtark betonen; ſolange man zu dem 
Ergebnis kommt, daß es ſich bei 8 17 KO. nur um die Erfüllung 
eines einheitlichen Vertrages handelt, kommt man mit dem Mono⸗ 
pol und der Vertragspflicht allein über die Vorſchr. des 817 KO. 
nicht hinweg. IR. Dr. Lemberg, Breslau. 
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§ 17, das ihm im Intereſſe aller Gläubiger gegeben iſt, gegenſtands⸗ 
los und dem Lieferwerk zuungunſten der übrigen Gläubiger eine 
bevorzugte Stellung eingeräumt werden, die ihm nach dem Geſetz 
nicht zukommt. Das Lieferwerk bezweckt daher nur, auf Grund 
ſeiner Monopolſtellung eine beſſere Befriedigung im Konkurſe zu 
erlangen; es will auf den Konkursverwalter, der auf das Werk 
angewieſen iſt, einen Druck ausüben, eine nach dem Geſetz nur ge⸗ 
mäß der Konkursquote zu erfüllende Forderung in vollent Umfang 
zu bezahlen. Solches Verhalten verſtößt gegen die guten Sitten. 
Dieſen Grundſatz hat RG. 132, 274 JW. 1931, 3102 —DRZ. 
1931 Nr. 482 aufgeftellt. Einige Gerichte (OSG. Frankfurt a. M. und 
LG Königsberg: JW. 1931, 3146 u. 3150) vertreten zwar die Auffaſſung, 
daß der Entſch. ein anderer nicht zu dem vorl. Fall paſſender Sachverhalt 
zugrunde liege, und halten RG.: ZW. 1930, 1402 für maßgeblich, 
das dort die gegenteilige Anſicht ausgeſprochen habe; jedoch mit Un⸗ 
recht, denn RG. 132, 274 — JW. 1931, 3102 ſpricht unzweideutig und 
ohne Einſchränkung den Grundſatz aus: Aus einer Monopolſtellung 
eines Elektrizitätswerks folgt ein Kontrahierungszwang, das Werk 
darf die Monopolſtellung nicht dazu benutzen, ſich im Konkurſe eine 
bevorzugte Stellung zu verſchaffen. Es hat die zur Fortſetzung des 
Betriebes erforderlichen Lieferungen weiter zu bewirken und darf 
dies nicht von der Bezahlung der Rückſtände als Maſſeſchulden 
abhängig machen. Eine Weigerung iſt eine zum Schadenserſatz ver⸗ 
pflichtende ſittenwidrige Handlung i. S. des 8 826 BOB. Dieſen 
Satz, der für das Konkursverfahren „allgemeinen Rechtes“ iſt, wendet 
RE. ſodann auf die Zwangsverwaltung an. Es iſt daher unrichtig, 
die Bedeutung der Entſch. allein darin zu finden, daß es ſich um 
ein beſonders ſcharfes Vorgehen eines Werkes gegen den die Zwangs⸗ 
verwaltung eines Grundſtücks betreibenden Hypothekengläubiger han⸗ 
dele, auf den das Werk einen Druck ausgeübt habe, nicht nur die 
rückſtändigen Stromgelder, ſondern ſogar die noch ausſtehende In⸗ 
ſtallationsforderung von 37500 % zu bezahlen. Umgekehrt be⸗ 
handelt RG.: JW. 1930, 1402 nur den beſonderen, hier nicht vorl. 
Fall, daß der Konkursverwalter noch keine eindeutige Erklärung 
abgegeben hatte, ob er auf Erfüllung des laufenden Vertrages be⸗ 
ſtehe, und führt aus, daß dann das Werk nicht ſittenwidrig han⸗ 
dele, wenn es bei ſo ungeklärter Sachlage die Weiterlieferung 
ablehne. 
(OsG. Königsberg, 1. Ziv Sen., Urt. v. 22. Dez. 1931, 2 U 446/31.) 


Mitgeteilt von LER. Dr. Lublin, Lyck. 


b) Strafſachen. 
Reichsverſicherungsordnung und Arbeitsvermittlungsgeſetz. 
(RGBl. II 1929, 162). 


Berlin. 

2. 8520 RVO.; 5 145 ArbVerm G.; 8 246 StGB. Der 
bei einer Erſatzkaſſe Verſicherte, der die an ihn gezahlten 
Beitragsteile des Arbeitgebers für die Kranken⸗ und 
Arbeitsloſenverſicherung nicht an die Erſatzkaſſe abführt, 
ſondern für ſich verwendet, macht ſich weder der Unter⸗ 
ſchla gung noch einer ſonſtigen Straftat ſchuldig. 

Der bei einer Behörde als Angeſtellter beſchäftigte Angehl. 
war verſicherungspflichtiges Mitglied einer Erſatzkaſſe. Mit Rückſicht 
hierauf führte die Behörde die Arbeitgeberanteile für die Kranken⸗ 
und Arbeitsloſenverſicherung nicht an die zuſtändige Krankenkaſſe 
ab, ſondern zahlte fie an den Angekl. aus. Dieſer gab das Geld, 
das er zu dieſem Zwecke erhalten hatte, nicht an die Erſatzkaſſe 
weiter, ſondern verbrauchte es für ſich. Er iſt von der Anklage der 
Unterſchlagung freigeſprochen worden. 

Die Zahlung der Beitragsteile ſeitens des Arbeitgebers an den 
Angekl. beruht auf 8 520 RVO. (RG Bl. 1924, I, 838; 1930, I, 
326) bzw. § 145 ArbVermG. (RGSBl. 1929, l, 183). Hiernach hat 
die Erſatzkaſſe Anſpruch auf den vollen Beitragsteil, den der 
Arbeitgeber an die Krankenkaſſe abzuführen hätte, bei der der 
Beſchäftigte ohne die Mitgliedſchaft bei der Erſatzkaſſe verſichert 
ſein würde. Der Arbeitgeber hat den Beitragsteil unmittelbar an 
den Verſicherten bei der Lohn⸗ oder Gehaltszahlung abzuführen. 
Die Beiträge zur Arbeitsloſenverſicherung ſind als Zuſchläge zu 
den Krankenkaſſenbeiträgen und mit dieſen zu entrichten. Das 
jetzige Verfahren der Beikragserhebung für die Erſatzkaſſen iſt ein- 
geführt durch 8 36 des Geſ. zur Erhaltung leiſtungsfähiger Kran⸗ 
kenkaſſen v. 27. März 1923 (RGBl. I, 230) und bezweckt eine 
Vereinfachung. Früher hatte der Arbeitgeber ſeine Beitragsteile an 
die Erſatzkaſſe einzuzahlen. Nach der Neuregelung leiſtet er an den 
Verſicherten. Dieſer hat den Beitragsteil des Arbeitgebers zu⸗ 
ſammen mit ſeinen Beiträgen an die Erſatzkaſſe zu zahlen. 

Bei dieſer Regelung macht ſich der Verſicherte, der den an 
ihn gezahlten Beitragsteil des Arbeitgebers für ſich verwendet, 
einer Unterſchlagung nicht ſchuldig. Der Arbeitgeber wird durch die 
Zahlung an den Verſicherten von ſeiner Verpflichtung gegenüber 
der Erſatzkaſſe befreit, hat alſo kein Intereſſe daran, ſich das 


Eigentum an dem Gelde vorzubehalten. Das gezahlte Geld geht 
zunächſt in das Eigentum des Verſicherten über. Dieſer iſt aller⸗ 
dings verpflichtet, den Betrag an die Erſatzkaſſe zu zahlen. Die 
Kaſſe hat aber auf dieſen Bekrag ebenſo wie auf die eigenen Bei⸗ 
träge des Verſicherten lediglich einen obligatoriſchen An⸗ 
ſpruch gegen den Verſicherten. Eine Beſtimmung, daß der Verſicherte 
den Beitragsteil des Arbeitgebers als Vertreter der Kaſſe in Emp⸗ 
fang nimmt, iſt im Geſetz nicht getroffen. Die Rev. führt aus, 
daß die Zahlung an den Verſicherten nur zu treuen Händen erfolgt. 
Es handelt ſich hier aber um einen der Fälle, in denen ſich jemand 
an eigenen Sachen vergreift, die ihm anvertraut ſind und wirt⸗ 
ſchaftlich nicht ihm, ſondern einem anderen gehoren. Dieſe Fälle 
ſind nach geltendem Recht, wenigſtens als Unterſchlagung, nicht 
ſtrafbar (vgl. Begr. zum Entw. eines ADSGB. von 1927, 
RT DDruchſ. Nr. 3390 S. 170 u. 180). Untreue kommt ſchon des⸗ 
halb nicht in Frage, weil der Verſicherte weder als Bevollmäch⸗ 
tigter des Arbeitgebers noch der Kaſſe anzuſehen iſt. Die Sache 
liegt ebenſo wie in dem umgekehrten Falle, wo der Arbeitgeber 
Beitragsteile, die er dem Beſchäftigten einbehalten oder von ihm 
erhalten hat, der berechtigten Krankenkafje vorenthält. Für dieſen 
Fall iſt eine beſondere Skrafvorſchrift (5 533 RVO. früher 382 b 
Krank Verſch.) geſchaffen worden, weil weder der Tatbeſtand der 
Unterſchlagung noch der der Untreue und ebenſowenig der des Be⸗ 
truges erfüllt iſt (vgl. RGSt. 33, 345) ). 
(KG., 2. StrSen., Urt. v. 26. Sept. 1931, 2 8 452/31.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Leſſer, Berlin. 


* 
Dresden. 


3. 8 533 RVO.; § 270 ArbVerm G. ſtellen weſensver⸗ 
ſchiedene Tatbeſtände dar. f) 

Der Angel. hat als Arbeitgeber ſeinen Arbeitern bei der Aus⸗ 
zahlung des vollen Lohns die auf ſie entfallenden Beitragsteile für die 
Krankenverſicherung und für die Arbeitsloſenverſicherung abgezogen, 
aber die abgezogenen Beträge vorſäßtzlich nicht an die Krankenkaſſe 
abgeführt. 

Auf Grund dieſes und der weiteren Feſtſtellung, daß der Angekl. 
„in Einheit des natürlichen Tun und Laſſens und des leitenden 
Willens“ gehandelt habe, hat der AR. den Angekl. wegen rechtlich 
zuſammentreffender Vergehen nach 8 533 RVO. und nach $ 270 
ArbVermG. zu einer Geldſtrafe verurteilt. 

Der AR. hat ſeine Stellungnahme mit der Erwägung gerecht⸗ 
fertigt, daß der Angekl. den Abzug der Beitragsteile für beide Ver⸗ 
ſicherungsarten durch eine einzige Betätigung, die Durchführung der 
Berechnung, bewirkt habe, und daß auch bei der Vorenthaltung der 
Beiträge die von einem einheitlichen Willensakt getragene Unter⸗ 
laſſung ſich nur rein wirtſchaftlich im Erfolge in die Schädigung 
zweier Berechtigter gabele. 

Dabei hat er zunächſt überſehen, daß es bei beiden Vergehen für 
die Entſch. der Streitfrage belanglos iſt, ob das Abziehen der auf die 
Beſchäftigten entfallenden Verſicherungsbeitragsteile in einer oder in 
mehreren Handlungen geſchieht. Die Strafvorſchriften im 8 533 
RVO. und in § 270 ArbBernG. ſtimmen wörtlich überein. Danach 
werden Arbeitgeber ... beſtraft, wenn fie Beitragsteile, die ſie den 
Beſchäftigten einbehalten oder von ihnen erhalten haben, 
der berechtigten Kaſſe vorſätzlich vorenthalten. Schon aus dieſer 
Faſſung ergibt ſich, daß die Einbehaltung und der Empfang der 
Beitragsteile der Beſchäftigten durch den Arbeitgeber kein Tat⸗ 


1) Inzwiſchen iſt durch die 3. NotVO. v. 6. Okt. 1931 (Teil 2 
Art. 1 Ziff. 22; RG Bl. I, 543) eine entſprechende Strafbeſtimmung für 
Mitglieder von Erſatzkaſſen geſchaffen worden, jedoch nur hinſichtlich 
der Beitragsteile des Arbeitgebers für die Arbeitsloſenverſicherung 
(Zuſatz zu § 270 Abf. 1 Arb VermG.) D. E. 


Zu 3. Von den beiden Rechtsgrundſätzen, die das Urteil auf⸗ 
ſtellt, halte ich den erſten im Ergebnis für richtig, ſeine Begründung 
aber für bedenklich. Meines Erachtens gehört zu den Tatbeſtandsmerk⸗ 
malen des 8 533 RVO. und des $ 270 Arb VermG. nicht nur das 
„Vorenthalten“, ſondern auch das „Einbehalten“ oder der Empfang 
der Beitragsteile der Beſchäftigten. Die Anſicht des OLG. würde im 
Ergebnis einmünden in die Auffaſſung, die das NO. in RGSt. 25, 
194 ausgeſprochen hat, daß ein vorangegangenes Abziehen der Bei⸗ 
träge vom Lohn nicht erforderlich ſei, eine Auſicht, die in RGSt. 
39, 333 ausdrücklich aufgegeben wurde; in der letztgenannten Entſch. 
ſtellt das RG. feſt, daß Vorausſetzung für den Tatbeſtand ſowohl 
die Einbehaltung (Kürzung des Lohnes um die Kaſſenbeiträge) als 
auch die Vorenthaltung gegenüber der berechtigten Kaſſe iſt. Die 
Entſch. des OLG. bleibt aber gleichwohl zutreffend, da die ſtrafbare 
Handlung zwar nicht nur, aber insbeſ. auch im „Vorenthalten“ beſteht. 

Gegen die Richtigkeit des zweiten Rechtsgrundſatzes ſcheinen mir 
erhebliche Bedenken zu ſprechen. Das OLG. läßt die Tatſache ent⸗ 
ſcheiden, daß die Vergehen gegen 8 533 RVO. und gegen $ 270 Arb⸗ 
VermG. nicht nur das Vermögen ſchlechthin verletzen, ſondern daß der 
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beſtandsmerkmal bildet, ſondern nur eine notwendige äußere tat⸗ 
ſächliche Vorausſetzung der Straftat. Das Abziehen der Beitragsteile 
kann auch gar nicht zum ſtrafbaren Tatbeſtand ſelbſt gehören, da in 
§ 394 RVO., der nach $ 145 Abſ. 3 Arb VermG. auch auf die 
Zahlung der Beiträge zur Arbeitsloſenverſicherung entſprechend an⸗ 
zuwenden iſt, den Arbeitgebern ausdrücklich das Recht gegeben wird, 
den beſchäftigten Verſicherungspflichtigen bei der Lohnzahlung ihre 
Beitragsteile vom Barlohn abzuziehen, und beſtimmt wird, daß die 
Arbeitgeber die Beitragsteile der Beſchäftigten nur auf dieſem Wege 
wieder einziehen dürfen. Die ſtrafbare Handlung beſteht alſo nur im 
„Vorenthalten“ der zuläſſigerweiſe abgezogenen Beitragsteile. 

Aber auch die zweite Erwägung des Vorderrichters enthält einen 
Rechtsirrtum. Eine Tateinheit i. S. des § 73 SGB. iſt nur denkbar, 
wenn durch eine Handlung gegen mehrere Strafgeſetze in der Weiſe 
verſtoßen wird, daß mindeſtens ein Teil der entfalteten Tätigkeit dem 
Tatbeſtand mehrerer der verletzten Strafgeſetze angehört. An dieſer 
Vorausſetzung fehlt es hier. Trotz ihrer gleichlautenden Faſſung ſtellen 
8533 RVO. und 8 270 Arb VermG. zwei weſensverſchiedene Tak⸗ 
beſtände auf, die ſich begrifflich auch nicht teilweiſe decken, weil die 
beiden durch die Strafbeſtimmungen geſchützten Verſicherungs arten 
— Kranken⸗ und Arbeitsloſenverſicherung — einander weſensfremd 
find. Die Tatſache, daß der Angekl. durch die Vorenthaltung der ein⸗ 
behaltenen Beitragsteile das Vermögen zweier Verſicherungsträger 
— der Ortskrankenkaſſe und der Reichsanſtalt für Arbeitsvermitt⸗ 
lung und Arbeitsloſenverſicherung, für die die Krankenkaſſe die Ein⸗ 
ziehung der Arbeitsloſenverſicherungsbeiträge beſorgt (88 145—148 
Arb VermG.) — geſchädigt hat, würde allerdings die Annahme einer 
einheitlichen Verletzung des Rechtsgutes des Vermögens und damit die 
Anwendung des 8 73 StCB. nicht hindern. Beide Vergehen verletzen 
aber nicht nur das Vermögen ſchlechthin. Als verletztes Rechtsgut 
Kommt vielmehr bei 8 533 RVO. der durch dieſe Strafbeſtimmung 
geſchützte öffentlich⸗rechtliche Anſpruch der Träger der Krankenver⸗ 
ſicherung (88 393, 394 RVO.) in Betracht und bei 8 270 Arb⸗ 
VermG. der durch dieſe Strafvorſchrift geſchützte öffentlich⸗ rechtliche 
Anſpruch der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung (8 145 ArbVermGh.). Da dieſe öffentlich⸗ rechtlichen An⸗ 
ſprüche auf weſensverſchiedenen Verſicherungs arten beruhen, ſo 
ſtellen fie zwei verſchiedene Rechtsgüter dar. Mangels der Einheit des 
verletzten Rechtsguts iſt daher eine tateinheitliche Begehung der beiden 
Straftaten ebenſowenig denkbar, wie ein Fortſetzungszuſammenhang 
zwiſchen ihnen (ebenſo KG.: JW. 1930, 1610). Es muß vielmehr 
ſchon rein begrifflich die Vorenthaltung jeder der beiden Arten von 
Verſicherungsbeitragsteilen (ähnlich wie die Hinterziehung verſchiedener 
Steuerarten) auf einem ſelbſtändigen Vorſatz beruhen (vgl. RGSt. 
59, 258). Die beiden Handlungen, die begrifflich keinen Teil des Tat⸗ 
beſtandes gemeinſchaftlich haben, können daher auch nicht durch einen 
einheitlichen Willensentſchluß des Täters oder durch die Gleichzeitig⸗ 
keit der Begehung zur Tateinheit zuſammengefaßt werden. 


(OG. Dresden, Urt. v. 10. März 1931, 2 OSta 3/31.) 
OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
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durch die Strafvorſchrift geſicherte öfſentlich⸗rechtliche Anſpruch auf 
weſensverſchiedenen Verſicherungsarten beruht. Dabei ſcheint mir 
§ 145 Abf. 1 Ziff. 1 ArbVermÖ,, obwohl er in dem Urt. angeführt 
wird, nicht genügend gewürdigt zu ſein. Nach dieſer Beſtimmung 
werden die Beiträge zur Reichsauſtalt (in dem hier in Betracht 
kommenden Fall) „als Zuſchläge zu den Krankenkaſſenbeiträgen und 
mit dieſen“ erhoben. Durch die Zahlung des verpflichteten Arbeitgebers 
gehen ſie alſo nicht in das Eigentum der Reichsanſtalt, ſondern in das 
der Krankenkaſſe über, die ihrerſeits verpflichtet iſt, den die Reichs⸗ 
anſtalt treffenden Beitragsteil an dieſe weiterzugeben; daher würde 
3. B. eine Unterſchlagung des an die Krankenkaſſe gezahlten Reichs⸗ 
anſtaltsanteils durch Organe der Kaſſe keinesfalls eine Zahlungs⸗ 
pflicht des Arbeitgebers gegenüber der Reichsanſtalt begründen, Der 
Zweck der Zahlung iſt zwar wirtſchaſtlich der, ſowohl den Anſpruch 
der Krankenkaſſe als auch den der Reichsanſtalt zu befriedigen; 
jnriſtiſch iſt aber nur die öffentlich⸗rechtliche Jorderung der Krankenkaſſe 
verletzt, da die Reichsanſtalt eine unmittelbare Forderung gegen den 
Arbeitgeber nicht beſitzt. Es gibt ja auch ſonſt, wenigſtens im Steuer⸗ 
recht, zahlreiche Fälle, in denen eine Stelle gegenüber dem Schuldigen 
einen Anſpruch geltend macht, der ſich materiell aus einer Mehrheit 
von Forderungen zuſammenſetzt, indem die erhebende Stelle (z. B. 
das Fin A. des Reiches) nicht nur für ſich (das Reich), ſondern 
— gewöhnlich in Form von Zuſchlägen auch für andere Rechts. 
perſönlichkeiten (Kirchengemeinden, polttiſche Gemeinden uſw.) an⸗ 
fordert. Es iſt noch nie behauptet worden, in ſolchen atlen ſe zu 
grunde zu legen, daß durch eine dabei unterfaufene Hinterziehung 
verſchiedene Rechtsgüter verletzt würden. Das DLG. beruft ſich aller 
dings auf die Entſch. in RGSt. 59, 262. Dort wird aber für den 
Fall der Hinterziehung mehrerer dem Reich geſchuldeter Steuern doch 
ausdrücklich zugegeben: „Mögen manche Steuerarten vielleicht auch 
eine derartige Verwandtſchaft aufweiſen, daß trotz Verſchiedenheit der 


Rechtſprechung 


1259 


4. 5 533 RVO.; 8 270 ArbVerm G. Tateinheit liegt 
vor, wenn durch dieſelbe Handlung Beitragsteile zur 
Kranken verſicherung und zur Arbeitsloſenverſicherung 
vorenthalten werden. 

Die Annahme der Berg., daß der Angekl. durch eine und 
dieſelbe Handlung ſortgeſetzt als Arbeitgeber Beitragsteile 
zur Kranken verſicherung und zur Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung, die er den Beſchäftigten bei den Lohnzahlungen ein⸗ 
behalten hatte, der berechtigten Kaſſe vorſätzlich vorenthalten habe, 
Vergehen nach § 533 RVO. ſowie Vergehen nach 8 270 Arb VermG. 
i. Verb. m. § 73 StGB., findet im Urt. eine ausreichende Grundlage. 

Der von der Rev. geltend gemachte, auf die Urt. des KG. und 
des Odd. Königsberg: JW. 1930, 1610; Dog. 1930, Rſpr. Nr. 371 
geſtützte Rechtsſtandpunkt, daß zwiſchen zwei in bezug auf dieſelben 
Arbeitsentlohnungen verübten Vergehen gegen die bezeichneten Ge⸗ 
ſetzesſtellen nicht das Verhältnis der Tateinheit (8 73 StGB.), ſondern 
dasjenige der Tatmehrheit (8 74 StGB.) beſtehe, war bisher auch vom 
OLG. Dresden vertreten worden. 

Der Sen. wendet ſich jedoch nach anderweiter Prüfung in An⸗ 
lehnung an Rt. 65, 301 der Rechtsanſicht zu, daß durch ein 
ſolches Zuſammentreffen der beiden Geſetzesberletzungen, wie es nad) 
den Feſtſtellungen des LG. ſtattgefunden hat, das Verhältnis der 
Tateinheit i. S. von $ 73 StGB. begründet worden iſt. Den Urteils⸗ 
feſtſtellungen iſt folgendes zu entnehmen: Vor jeder der in den an⸗ 
gegebenen Zeitraum fallenden Lohnzahlungen wurden die für beide 
Verſicherungen abzuziehenden Beträge zwar für ſich beſonders be⸗ 
rechnet, aber dann vom Angell. in einer Summe bei den Lohn⸗ 
zahlungen zurückbehalten. Schon bei dieſen Kürzungen wurde von 
ihm vorausgeſehen, daß er zufolge ſeiner ſchlechten Vermögenslage 
nicht imſtande ſein werde, die jeweils einbehaltene Summe an die 
mit der Vereinnahmung betraute Ortskrankenkaſſe abzuführen. In 
der Tat lieferte er das Einbehaltene auch nicht ab. Sein Wille 
ging vielmehr von vornherein dahin, das geſamte Geld, was er 
durch die Kürzung der Arbeitslöhne zunächſt geſpart hatte, für 
andere Zwecke zu verwenden und den berechtigten Kaſſen vorzuent⸗ 
halten. Nach dieſen Feſtſtellungen ſind hier die Willensbetäti⸗ 
gungen, durch welche die Tatbeſtände der fraglichen zwei Ver⸗ 
gehen hergeſtellt wurden, nahezu ſämtlich in einem äußeren Ver⸗ 
halten derart zuſammengefloſſen, daß dieſes einheitliche Ver⸗ 
halten zur Erfüllung beider Tatbeſtände mitgewirkt hat (vgl. 
RGSt. 32, 139; 56, 330). Insbeſ. tritt im gegenwärtigen Falle 
die Tateinheitlichkeit noch in um ſo größerem Maße hervor, als 
bereits bei dem poſitiven Akte der Lohnkürzung gegenüber den 
Arbeitnehmern auch die künftige Nichtabführung zur Sozialverſiche⸗ 
rung mit in den Willen des Angekl. aufgenommen worden war 
und inſoweit die einheitliche äußere Betätigung überdies ſub⸗ 
jektiv in der nämlichen Bahn geleitet wurde. 

(OLG, Dresden, Urt. v. 15. Dez. 1931, 2 OSt 306/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


5. 88 89a, 176 Ziff. 2 Arb VermG. v. 12. Okt. 1929, 
§ 263 StGB. Betrug durch Nichtanzeige der Übernahme 
einer felbftändigen Arbeit. f) 

Die Strͤ. hat — unter Hervorhebung der im Schrifttum wie 
in der Nfpr. vertretenen abweichenden Rechtsauffaſſung — das vom 
Angekl. betätigte Vermieten von Zimmern als „Gewerbebetrieb“ 


ihre Rechtsgrundlage bildenden Geſetzesbeſtimmungen durch die Hinter⸗ 
ziehung der einen und der anderen immerhin bloß ein Rechtsgut als 
angegriffen erſcheint , und es wird nur feſtgeſtellt, daß eine ſolche 
Beurteilung dann abzulehnen ſei, wenn es ſich um die durchaus 
weſensfremde Beſteuerung des Einkommens einer Perſon und ihrer 
Geſchäftsumſätze (gleichzeitige Hinterziehung der Einkommens- und 
der Umſatzſteuer) handelt. Dieſes Urt. des RG. betrifft einen weſent⸗ 
lich anderen Fall und kann m. E. nicht herangezogen werden. 
Aber auch wenn man ſich auf den Boden des oberlandesgericht⸗ 
lichen Urt. ſtellt, müßte in tatſächlicher Beziehung die Feſtſtellung ge⸗ 
troffen werden, daß ſich der Kl. bewußt war, nicht nur Beiträge zur 
Krankenverfiherung, ſondern auch Beiträge zur Reichsanſtalt zu 
hinterziehen; hiervon iſt in dem Urt. nichts zu finden. Eine derartige 
Feſtſtellung iſt keinesfalls ſelbſtverſtändlich, zumal es lange Zeit bei 
vielen Krankenkaſſen üblich war, zur Geſchäftsvereinfachung bei der 
Anforderung die auf die Arbeitsloſenverſicherung entfallenden Bei⸗ 
träge nicht beſonders auszuſcheiden. 

Die vorſtehenden Bedenken richten ſich in gleicher Weiſe gegen 
das Urt. des KG. v. 10. Okt. 1929, das in IW. 1930, 1610 ab⸗ 
gedruckt iſt. 

Stadtrat Dr. Fiſcher, Nürnberg. 


Zu 5. Das Rev. hat ſich die Auffaſſung der Vorinſtanzen 
zu eigen gemacht, daß einmal in dem Vermieten von Zimmern im 
eigenen Hauſe ein Gewerbebetrieb, zum andern, daß in den ver⸗ 
traglich mitübernommenen Dienſtleiſtungen eine ſelbſtändige Arbeit 
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beurteilt und in den von ihm laut Vertrags mitübernommenen 
Dienſtleiſtungen eine ſelbſtändige Arbeit i. S. des § 89a Arb VermG. 
erblickt. Sie hat aber den Nachweis dafür, daß der Angekl. be⸗ 
wußt unwahre Angaben gemacht habe, als nicht erbracht ange⸗ 
ſehen, vielmehr angenommen, daß er von ſeinem Standpunkte aus 
die Frage nach Gewerbebetrieb mit Recht verneinen, 
ſich daher zum Bezuge von Arbeitsloſenunterſtützung 
berechtigt halten konnte. 

Gleichwohl hat das BG. die Verurteilung wegen Betrugs auf⸗ 
rechterhalten. Das Urt. geht davon aus, daß der Angekl. von 
vornherein nach 8 176 Ziff. 2 die Pflicht gehabt habe, von den ihm 
zufließenden Einnahmen dem Arbeitsamte Mitteilung zu machen, zum 
mindeſten aber als Empfänger von Arbeitslofenunterſtützung es 
unverzüglich habe anzeigen muſſen, nachdem am 1. Aug. 1930 die 
durch die VO. des RPräſ. v. 26. Juli 1930 (4. Abſchn. 1. Teil 
Art. 1 Ziff. 27) als $ 176 Ziff. 5 getroffene Beſt. in Kraft getreten 
war, die auch die Übernahme einer ſelbſtändigen Arbeit für 
anzeigepflichtig erklärt. Unter der Annahme, daß der Angel. ſich 
dieſer Rechtspflicht bewußt geweſen iſt, hat die Stra. in dem Ver⸗ 
halten des Angekl. eine mittels Unterdrückung wahrer 
Tatſachen bewirkte Täuſchungshandlung gefunden. 

Nach § 259 ArbVermG. kann gegen einen Unterſtützungsemp⸗ 
fänger, der gegen die von der Reichsanſtalt zur ordnungsmäßigen 
Durchführung der Arbeitsvermittlung oder der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung erlaſſenen Vorſchr. verſtößt oder die ihm nach § 176 obliegende 
Anzeige unterläßt, vom Spruchausſchuß des Arb A. Ordnungsſtrafe 
verhängt werden. Die vorſatzliche Herbeiführung des unrechtmäßigen 
Bezugs von Arbeitsloſenunterſtützung kann aber gem. § 275 auch 
eine Beſtrafung wegen Betrugs nach ſich ziehen, wenn der Unter⸗ 
ſtützungsempfänger durch ſein Tun die geſetzlichen Merkmale dieſes 
Vergehens ſchuldhaft verwirklicht hat. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 11. Nov. 1931, 1 OSt 222/31.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


i. S. des 8 89a ArbVermöG. zu erblicken ſei. Da der Angekl. dieſe 
Tatſachen dem Arb A. beim Stellen des Antrages auf Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung verſchwiegen habe, ſo ſei allerdings der äußere 
Tatbeſtand des Betruges verwirklicht, jedoch verneint es die Ab⸗ 
ſicht der ungerechtfertigten Bereicherung. Das Ergebnis der Entſch. 
iſt richtig, aber m. €. bereits deshalb, weil nicht einmal der äußere 
Tatbeſtand des Betruges erfüllt iſt. 


In der Vermietung von Zimmern im eigenen Hauſe kann ohne 
weiteres ein Gewerbebetrieb nicht geſehen werden (ſo auch Bücher 
in Art. Gewerbe im Handwörterb. der Staatswiſſenſchaften; Land⸗ 
mann, Einf. z. Komm. der Gemd.; GewͤfmGer. XII, 198). Wir 
haben es vielmehr hier nur mit einem Akt der Vermögensverwal⸗ 
tung zu tun. Zu einer ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung 
gehört aber nicht nur das Beſtreben nach Erhaltung des Vermögens, 
ſondern ebenſo das Beſtreben nach beſtmöglicher Verwertung und 
auch Vermehrung. Selbſt wenn der Vermieter einen Verdienſt hat 
oder beabſichtigt, kann allein deswegen von einem Gewerbebetrieb 
nicht geſprochen werden. Ebenſo hat RGSt. 30, 106 ausgeſprochen, 
daß bloße Akte der Vermögensverwaltung für ſich allein die An⸗ 
nahme eines Gewerbebetriebes auch dann nicht begründen, wenn in 
der verwaltenden Tätigkeit das fortgeſetzte Streben nach vorteil⸗ 
hafter Nutzung des Vermögens zutage trete. Den Charakter einer 
Gewerbshandlung kann die Vermietung von Räumen allerdings nach 
dem RG. (a. a. O.) dann annehmen, wenn neben die bloße Ver⸗ 
mietung der Räumlichkeiten und die damit notwendig verbundene 
Verwaltungstätigkeit des Vermieters eine anderweite auf Erwerb 
gerichtete Tätigkeit tritt, derart, daß in der Geſamtheit nicht mehr 
eine bloße Vermögensnutzung vorliegt, ſondern durch eine damit ver⸗ 
bundene werbende Tätigkeit die Erzielung erhöhter Einnahmen oder 
ſonſtiger Vorteile bezweckt werden. Es iſt die Frage, ob die ver⸗ 
traglich mitübernommenen Dienſtleiſtungen eine ſolche werbende 
Tätigkeit darſtellen, und ob dadurch in der Geſamtheit nicht mehr 
eine bloße Vermögensnutzung vorliegt. Das iſt m. E. zu verneinen. 
Wie aus einem nicht mitabgedruckten Satze der Reventſch. hervorgeht, 
hat der Angekl. die fraglichen Dienſtleiſtungen zu einer Zeit mit⸗ 
übernommen, als er ſich noch in Arbeit befand. Sie können des⸗ 
halb nur verhältnismäßig geringfügig geweſen ſein und haben den 
Charakter des Vertrages als Mietvertrag nicht verändert, ſind 
vielmehr nur untergeordnete Nebenleiſtungen aus dieſem Mietvertrag. 


Begründet die Vermietung von Zimmern im eigenen Hauſe 
auch unter Berücksichtigung der vertraglich mitübernommenen Dienſt⸗ 
leiſtungen die Annahme eines Gewerbebetriebes nicht, ſo kann auch 
in dieſen Dienſtleiſtungen nicht eine ſelbſtändige Arbeit i. S. des 
8 89a ArbVermG. erblickt werden, die nach § 176 Ziff. 5 Arb⸗ 
VermG. dem Arb A. zu melden geweſen wären. Sie find, wie oben 
bereits geſagt, nur untergeordnete Nebenleiſtungen aus dem Miet⸗ 
vertrag. Kreisfnydikus Sandré, Hamburg. 
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6. Zur Auslegung der 88 533, 534 RVoO.; 88 270, 
272 Arb Verm G. 7) 

Für die Verwirklichung des ſtrafrechtlichen Tatbeſtandes des 
§ 533 RVO, 8 270 Arb VermG. iſt es unerheblich, wie der Angekl. 
feine Beitragszahlungen an die Krankenkaſſe verrechnet wiſſen will. 
Dies ergibt ſich allerdings nicht aus Art. 16 der VO. v. 2. Mai 
1925 (RGBl. 1, 1925, 66). Dieſe Beſtimmung regelt nur die 
Frage, wie die Kaſſe Zahlungen auf Kranken⸗ und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung zu verrechnen hat, wenn der Schuldner die ihm in 
dem gleichen Artikel auferlegte Mitteilung unterläßt, wieviel von 
feiner Zahlung auf die einen oder anderen Beträge entfällt. 
Art. 16 betrifft ſomit eine ganz andere Frage und nimmt zu der 
Anwendbarkeit des § 366 Abſ. 1 BGB. auch nicht mittelbar 
Stellung. Es find vielmehr andere Erwägungen ausſchlaggebend. 

Der Grundgedanke des § 533 RVO., § 270 ArbBerm®. iſt 
weniger der, eine beſtimmte Veruntreuung zu treffen. Vielmehr 
ſoll der Arbeitgeber durch dieſe Strafdrohungen wenigſtens für 
2 der Sozialbeträge beſonders ſcharf zur Erfüllung feiner geſetz⸗ 
lichen Pflicht zur Beitragsentrichtung angehalten werden. Es ſoll 
auch auf dieſem Wege im öffentlichen Intereſſe die Fähigkeit der 
Sozialverſicherungsbehörden, ihren öffentlich⸗rechtlichen Aufgaben 
finanziell gerecht werden zu können, nach Möglichkeit geſichert 
werden. Mit dieſem Geſetzeszweck wäre es unvereinbar, wenn der 
Schuldner nach Belieben beſtimmen könnte, daß durch ſeine Zah⸗ 
lungen jeweils immer nur diejenigen Beträge und derjenige Bei⸗ 
tragsteil getilgt werde, für deren Nichtentrichtung er ſich ſtrafbar 
mache. Ein geſchickter Schuldner könne es dann ſtets ſo handhaben, 
daß er nur ſtrafbare Anteile begleiche, während ſeine übrige 
Schuld gegenüber der Kaſſe ſtändig weiter anwachſe, ohne daß er je 
eine Strafverfolgung zu befürchten brauchte. Dieſes Ergebnis iſt 
umöglich. Erwägt man ferner noch den allgemeinen Grundſatz, 
daß öffentlich⸗rechtliche Beſtimmungen nicht durch die entgegen⸗ 
geſetzte private Willensbeſtimmung des einzelnen berührt werden, 
jo ergibt ſich hieraus deutlich, daß die Verrechnungsabſicht des 


Zu 6. Der dem Urteil zugrunde liegende Tatbeſtand gibt 
ein anſchauliches Beiſpiel für die Schwierigkeiten, die gegebenen⸗ 
falls bei der Anwendung der ſtrafrechtlichen Beſtimmungen des 
Sozialverſicherungsrechts zu überwinden ſind. Der Angekl. war von 
1925 ab alleiniger Geſchäftsführer einer GmbH., über die am 
26. Juli 1928 das Konkursverfahren eröffnet wurde. Die Zah⸗ 
lung der Sozialverſicherungsbeiträge hatte monatlich nach Ablauf 
eines Monats zu erfolgen. Einige Zeit vor der Konkurseröffnung 
war ein allgemeines Veräußerungsverbot erlaſſen worden. Der 
Angekl. war als Geſchäftsführer des Betriebes weiter tätig ge⸗ 
blieben. Er hatte von Auguſt 1925 bis zum 26. Juli 1928 
15 513,04 AM Arbeitnehmeranteile zur KrV. und ſeit dem 1. Okt. 
1927 (vgl. § 220 Abſ. 1 ArbVermch., Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens des RG. v. 16. Juli 1927 [RG Bl. I, 187) 1164,06 AM 
ſolcher Anteile zur AV. an die berechtigte Kaſſe nicht abgeführt. Er 
wurde im erſten Rechtszuge vom AG. wegen Vergehens gegen die 
88 533, 534 RVO. und 88 270, 272 ArbVermG. zu einer Ge⸗ 
ſamtgefängnisſtrafe von zwei Wochen und zwei Tagen verurteilt, 
wobei § 74 StGB. angewandt und für das Vergehen gegen die 
RVO. eine Einzelſtrafe von zwei Wochen und auf Grund des 
ArbVermG. eine Gefängnisſtrafe von einer Woche ausgeworfen 
wurde. 8 270 a. a. O. entſpricht wörtlich dem § 533 RWO. und ber 
ſtraft Arbeitgeber (denen die geſetzl. Vertreter gleichſtehen, vgl. 
für die GmbH. § 536 Nr. 2 RVO. und 8 273 Nr. 2 Arb VermG.) 
mit Gefängnis, wenn ſie Beitragsteile, die ſie den Beſchäftigten 
einbehalten oder von ihnen erhalten haben, der berechtigten Kaſſe 
vorſätzlich vorenthalten. 8 272 a. a. O. ſtimmt wörtlich mit 8 534 
RVO. überein. Danach darf der Arbeitgeber die Pflichten, die 
ihm das Geſetz auferlegt, Betriebsleitern, Auffichtsperſonen oder 
anderen Angeſtellten ſeines Betriebs übertragen. Handeln ſolche 
Stellvertreter den Vorſchriften des Geſetzes zuwider, ſo trifft ſie 
die Strafe. Neben ihnen iſt unter gewiſſen Vorausſetzungen der 
Arbeitgeber ſtrafbar. Das OLG. hat mit Recht die Verurteilung 
aus 8 534 RVO. und 8 272 ArbVermG. in Wegfall gebracht, da 
ſich der Arbeitgeber perſönlich aus 8 533 RVO. und 8 270 Arb⸗ 
VermG. ſchuldig gemacht hatte und daher der Tatbeſtand der 
anderen Beſtimmungen nicht in Frage kam, im übrigen iſt das 
amtsgerichtliche Urteil aus (bis auf einen Punkt) zutreffenden 
Gründen aufrechterhalten. 

1. Der Ungekl. wollte das vor dem 1. Okt. 1927 Gezahlte 
lediglich auf die Beiträge zur Kr. verrechnet ſehen, fo daß die 
Arbeitsloſenverſicherungsbeiträge vollſtändig ausgefallen wären. 
(Nach der Eröffnung des Konkurſes hatte der Konkursverwalter 
die Rückſtände bis auf 1512,31 RM Beitrag auf die KrV. gezahlt.) 
Das AG. hat tatſächlich feſtgeſtellt, daß der Angekl. bei ver 
ſchiedenen Aufſtellungen die von ihm der Krankenkaſſe geſandten 
Beträge ſtets auf den Geſamtbetrag der von der Krankenkaſſe ge⸗ 
forderten Beträge verrechnet und nach Abzug des Gezahlten ſeine 
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Angekl. unmaßgeblich iſt. Eine Geſetzesverletzung infolge Nicht⸗ 
anwendung des 8 366 Abſ. 1 BGB. iſt daher nicht gegeben. 

Der Angekl. kann ſich auch nicht darauf berufen, daß er 
einem Teil ſeiner Arbeitnehmer den „vollen Lohn“ ausgezahlt 
habe auf Grund der Abrede, er zähle für dieſe Leute die ganzen 
Sozialabgaben perſönlich. Gegen die zivilrechtliche Wirkſamkeit 
einer derartigen Vereinbarung zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer beſtehen keine Bedenken. Deshalb iſt ſie aber ſtrafrecht⸗ 
lich doch ohne Belang. Eine Einbehaltung iſt auch hier gegeben. 
Denn der „volle“ Lohn beſteht eben aus dem den Arbeitnehmern 
gezahlten Betrag zuzüglich der vom Arbeitgeber zu entrich⸗ 
tenden Verſicherungsbeiträge (RGSt. 40, 43). Im übrigen zwingen 
zu dieſer Auslegung die gleichen Erwägungen über die Unabding⸗ 
barkeit des öffentlichen Rechts und den Zweck der Strafbeſtim⸗ 
mungen, die zu 8366 Abſ. 1 BGB. getroffen wurden. Auch 
durch eine derartige Abrede kann ſich der Arbeitgeber ſomit nicht 
vor der angedrohten Strafe ſchützen. 

Der Üngekl. beruft ſich ferner auf Stundung, und zwar 
insbeſ. für die Zeit nach dem Veräußerungsverbot. Für die 
Zeit vor dem Veräußerungsverbot ſtellt der Tatrichter bindend 
feſt, daß allgemeine Stundungen nicht gewährt worden ſind. Da⸗ 
von abgeſehen handelt es ſich aber inſoweit um angebliche Stun⸗ 
dungen nach Fälligkeit und Einbehaltung, die nichts daran ändern 
würden, daß ſich der Angekl. ſchon vorher ſtrafbar gemacht hat. 
Aber auch für die Zeit nach dem Veräußerungsverbot ſind die 
Tatſachen rechtlich zutreffend gewürdigt worden. Die Kranken⸗ 
Kaffe als Hauptgläubigerin des zuſammenbrechenden Schuldners 
hat nur die vorläufige Weiterarbeit des Schuldners davon ab⸗ 
hängig gemacht, daß ſie ſich durch Zeſſionen weiter zu ſichern ver⸗ 
ſuchte. In der Annahme der Zeſſionen lag aber keineswegs be⸗ 
grifflich eine Stundung der künftig fällig werdenden Beiträge. 
Wenn der Angekl. auch in dieſer Schwebezeit einen Teil ſeiner 


Reſtſchuld aufgeſtellt hat. Daraus ſei zu entnehmen, daß der 
Angekl. habe verrechnen wollen, wie es die Krankenkaſſe getan 
habe. Des weiteren hat das AG. Art. 16 der Ausführungsvor⸗ 
ſchriften zur Erin VD. v. 2. Mai 1925 (RGBl. I, 63; 1927, 
I. 50) angewandt, die über den 1. Okt. 1927 in Kraft bleiben 
können (5 220 II Nr. 6 Satz 2 ArbBermG.). Danach find die 
Arbeitgeber verpflichtet, gleichzeitig mit der Abführung der Bei⸗ 
träge den Krankenkaſſen mitzuteilen, welche Beträge auf die 
Krankenverſicherung und welche Beträge auf die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge (jetzt AV.) entfallen. Unterbleibt die Mitteilung, ſo gilt 
als Beitrag zur AV der Teil des abgeführten Betrages, der zu 
dem Reſte in dem Verhältnis ſteht, in dem die für die AV. zu 
entrichtenden Zuſchläge zu den Krankenkaſſenbeiträgen ſtehen. 
Dieſer Tatbeſtand lag im gegebenen Falle überhaupt nicht vor, ſon⸗ 
dern es handelte ſich darum, ob der Arbeitgeber überhaupt befugt 
ift, gem 8366 Abſ. 1 BOB. eine für die Verrechnung der Zah⸗ 
lungen auf die Rückſtände maßgebliche Erklärung abzugeben. Das 
hat das DG. mit überzeugender Begründung, die auf der Un⸗ 
abdingbarkeit des öffentlichen Rechts und dem Zweck der Straf⸗ 
beſtimmungen beruht, verneint. | \ 

2. Eine weitere Verteidigung des Angekl. ging dahin, daß 
er nur den Arbeitnehmern Beiträge abgezogen, dagegen für die 
kaufmänniſchen und techniſchen Angeſtellten die Beiträge verein⸗ 
barungsgemäß ſelbſt getragen habe. Die Unzuläffigkeit eines ſolchen 
Einwandes iſt vom NG. ſchon NGC. 40, 43 dargelegt worden. 
Wenn der Angekl. die für die Angeſtellten zu leiſtenden Beiträge 
voll übernommen und bei den Lohnzahlungen nur den ver⸗ 
einbarten Lohn voll ausgezahlt hatte, fo zahlte er tatjächfich nicht 
den ganzen vereinbarten Lohn voll aus, ſondern kürzte ihn ſtill⸗ 
ſchweigend um die von den Angeftellten zu bezahlenden 505 brachte 
alſo den Angeſtellten die betreffenden Lohnbeträge in Abzug. Im 
übrigen muß der Arbeitgeber bei Lohn abſchlags zahlungen, 
wie das RG. 40, 235 ausgeführt hat, beſonders zum Ausdruck 
bringen, ob und inwieweit ein Abzug auf Kaſſenbeiträge erfolgt 
iſt, ob und inwieweit andererſeits lediglich eine unvollſtändige 
Lohnauszahlung vorliegt. 8 

’ 3. Was del pn dent Angekl. ferner erhobenen Einwand der 
Stundung anbetrifft, fo unterſcheidet das DL. mit Recht die Leit 
vor und nach dem Veräußerungsverbot. Die angeblichen Stun 
dungen vor dem Veräußerungsverbot konnten fi) nur auf Bei⸗ 
träge beziehen, die längſt fällig geworden waren. So wenig aber 
nach ſtändiger Rſpr. des NG, die nachträgliche Befriedigung der 
Kaffe wegen der vorenthaltenen Beträge die Strafbarkeit wieder 
aufhebt, jo wenig kann dies bei einer nachträglichen Stundung der 
Fall ſein. Was die Zeit nach dem allgemeinen Veräußerungs⸗ 
verbot anbetrifft, jo war in objektiver Hinſicht zunachſt zu be⸗ 
rückſichtigen, daß der Angekl. der Krankenkaſſe einmal Zeſſionen 
gegeben hatte und die Drittſchuldner fpäter nicht zahlten. Die 
näheren Umſtände, unter denen die Annahme der Zeſſionen er⸗ 
folgte, gehen aus dem Revllrt. nicht hervor. Es heißt dort ledig⸗ 
lich, die Krankenkaſſe als Hauptgläubigerin des zuſammenbrechen⸗ 
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Arbeiter weiter beſchäftigte und dieſen den ihnen zukommenden 
Lohn bezahlte, mußte und konnte er ebenſogut weiter Lohn⸗ 
abzüge machen. Die Fälligkeit der Beiträge wurde daher hier 
weder durch das Veräußerungsverbot noch durch die Annahme der 
Zeſſionen berührt. 

In ſubjektiver Beziehung ergibt ſich aus dem Zuſammen⸗ 
hang der Gründe die Feſtſtellung des erforderlichen bedingten 
Vorſatzes, daß der Angekl. bei Fälligkeit damit rechnete, er werde 
ſeine Verpflichtung nicht erfüllen können, und daß er trotzdem das 
verfügbare Geld als Lohn ausbezahlte. Im übrigen hat das AG. 
mit Recht 8 59 StGB. nicht angewendet. Hatte der Angekl. eine 
unrichtige Vorſtellung über die Verrechnungsart und die Bedeutung 
der Beitragsabrede mit den Arbeitnehmern, ſo hat er lediglich 
über Tragweite und Auslegung des § 533 RVO., 8 270 Arb⸗ 
VermG. geirrt. Es lag aber kein erheblicher außerſtrafrechtlicher 
Rechtsirrtum vor. Was die behauptete vorherige Stundung 
nach dem Veräußerungsverbot anbelangt, ſo liegt hier ebenfalls 
kein beachtlicher Irrtum vor. Es kann dahingeſtellt bleiben, in⸗ 
wieweit der Schuldner an ſich die Fälligkeit der Beiträge kennen 
muß. Hier hat jedenfalls der Angekl. bei einwandfrei gegebener 
Fälligkeit der Beiträge lediglich einen beſtimmten Vorgang, näm⸗ 
lich die Annahme der Zejfionen durch die Kaſſe, rechtsirrtümlich 
dahin gewürdigt, daß er zu einer Einbehaltung an den Löhnen 
nicht verpflichtet ſei. Sein Irrtum betraf ſomit das Strafgeſetz 
ſelbſt, nämlich Auslegung und Tragweite des § 533 RD, 
8 270 ArbVermcß. Die Rüge des 859 StGB. iſt daher un⸗ 
begründet. 

Das AG. hat ſomit ohne Rechtsirrtum angenommen, daß 
ſich der Angekl. wegen eigener perſönlicher Beitragsvorenthaltung 
nach $ 533 RVO., § 270 ArbVermch. ſchuldig gemacht hat. Es 
durfte ihn aber nicht zugleich aus 8 534 RBO. § 272 ArbBermb. 
verurteilen. Denn ganz abgeſehen davon, daß dieſe letzteren Be⸗ 


den Schuldners habe nur die vorläufige Weiterarbeit des Schuldners 
von einem Verſuche der Sicherung durch die abgetretenen Forderun⸗ 
en abhängig gemacht. Offenbar ſind die Forderungen nicht an 
Zahlungs ſtatt abgetreten worden, zu vermuten iſt die Abtretung 
„zahlungshalber“. Das iſt nach den Umſtänden des Falles ohne 
weiteres zu unterſtellen, zwar nicht auf Grund einer allgemeinen 
Rechtsvermutung oder Auslegungsregel, wohl aber, weil man der 
Kaſſe als einer vorſichtigen Gläubigerin keinesfalls die Abſicht 
einer Annahme an Erfüllungs ſtatt unterſchieben darf (Stau⸗ 
dinger⸗Werner, Bem. I 2b zu 8 364 BGB.). Iſt das aber 
auch der Fall, ſo könnte doch gleichwohl die Abſicht der Be⸗ 
teiligten dahin gegangen ſein, die Kaſſe ſollte zunächſt den Verſuch 
machen, die abgetretenen Forderungen bei Fälligkeit der Beiträge 
einzuziehen, und darin könnte allerdings eine Stundung ge⸗ 
funden werden. Es iſt alſo nicht ohne weiteres ſchlüſſig, wenn 
das OLG. meint, der Angekl. habe, wenn er einen Teil ſeiner 
Arbeiter weiterbeſchäftigt und dieſen den ihnen zukommenden Lohn 
bezahlt habe, ebenſogut weiter Lohnabzüge machen können. Da⸗ 
durch ſei die Fälligkeit der Beiträge nicht berührt worden. Das 
wird ſehr wahrſcheinlich zutreffen, mit völliger Beſtimmtheit kann 
man es nach dem Sachverhalt nicht annehmen. Die Feſtſtellung 
des ſubjektiven Tatbeſtandes iſt m. E. nicht überall mit völlig 
einwandfreier Begründung erfolgt. Das OLG. billigt die amts⸗ 
gerichtl. Feſtſtellung des bedingten Vorſatzes, daß der Angekl. bei 
Fälligkeit der Löhne damit rechnete, er werde ſeine Verpflichtung 
nicht erfüllen können, und daß er trotzdem das verfügbare Geld als 
Lohn auszahlte. Ferner iſt in Übereinſtimmung mit dem AG. die 
Anwendbarkeit des 8 59 StGB. verneint. Der Angekl. hatte ſich 
für die Zeit vor dem allgemeinen Zahlungsverbot darauf berufen, 
die Verhandlungen mit der OKrankK. ſeien durch ſeinen Bruder 
geführt worden, und dieſer habe ihm erklärt, daß die Zahlungen 
auf die „ſtrafbaren“ Arbeitnehmeranteile angerechnet werden wür⸗ 
den. Das A®. hat dies als widerlegt angeſehen und ausgeführt, 
wenn der Bruder tatſächlich jene wahrheitswidrigen Angaben ge⸗ 
macht habe, ſo ſei der Angekl. doch als gewandter Geſchäftsmann 
ſelbſtändig in der Lage geweſen, ſich von dem Gegenteil zu über⸗ 
zeugen, und er habe dies auch, wie ſeine Aufitellungen ergaben, 
getan. Inſoweit unterliegt die Feſtſtellung vorſätzlichen Vorent⸗ 
haltens keinem Bedenken, ohne daß es auf die Anwendung des 
8 59 StGB. ankommt. Vorſätzliches Handeln i. S. des $ 533 
RD, § 270 ArbBermG. iſt entsprechend herrſchender ſtrafrecht⸗ 
licher Auslegung das Bewußtſein und der Wille, die geſchuldete 
Leiſtung zu unterlaſſen (RGSt. 50, 133; vgl. ferner das JW. 
1930, 31088 abgedr. Urteil des RG. und meine Anm. dazu). 
Das OLG. prüft dann weiter, ob ſich der Angekl. auf 8 533 
RVO. und § 270 ArbVermG. berufen könne, wenn er von einer 
unrichtigen Vorſtellung über die Verrechnungsart und die Bedeu⸗ 
tung der Beitragsabrede mit den Angeſtellten beherrſcht geweſen 
fei. Die Frage wird verneint, da ſich der Angekl. lediglich über 
Tragweite und Auslegung des 8 533 RVO. und 8 270 ArbVermG. 
geirrt, nicht aber in einem erheblichen außerſtrafrechtlichen Rechts⸗ 
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ſtimmungen ſubjektiv wie objektiv andere und weitere Voraus⸗ 
ſetzungen haben, worüber das Urteil keinerlei Feſtſtellungen ent⸗ 
hält, kommen der 8 534 RVO., $ 270 ArbVermG. dann nicht 
zur Anwendung, wenn der Arbeitgeber ſich perſönlich aus § 533 
RVO., § 270 ArbVermch. ſchuldig macht. Für eine Beſtrafung des 
Arbeitgebers ſelbſt find der 8 534 RVO., § 272 ArbVermG. nur 
ſubſidiär. Die durften daher hier nicht angewendet werden. Bei 
dem erörterten Sachverhalt handelte es ſich hierbei um ein offen⸗ 
bares Verſehen des Tatrichters, das eine neue Hauptverhandlung 
nicht erforderlich macht, ſondern lediglich zu einer Berichtigung der 
Formel Anlaß gibt. 

Daß das AG. zwiſchen den Vergehen gegen die RVO. und 
das ArbBerm®. nicht 8 73 StcßB., ſondern § 74 StGB. für an⸗ 
wendbar erachtet hat, iſt bedenkenfrei. 

(DLG. Frankfurt a. M., Urt. v. 2. Juni 1931, 8 45/31.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 

* 
Königsberg. 


7. § 533 RVO. Verrechnung der Zahlungen des 
Arbeitgebers auf die Arbeitnehmer- und Arbeitgeber- 
beiträge. 

Der Anſicht des OG., daß es nach der Beſtimmung der RVO. 
eine Trennung von Arbeitnehmer⸗ und Arbeitgeberbeiträgen im Ver⸗ 
hältnis des Arbeitgebers zur Krankenkaſſe nicht gibt und der Arbeit⸗ 
geber nur Beiträge zu zahlen hat, die nach dem vorgeſchriebenen 
Verhältnis verrechnet werden, kann nicht beigepflichtet werden. Wenn 
der Arbeitgeber bei den jeweiligen Lohnzahlungen die auf die Arbeit⸗ 
nehmer entfallenden Verſicherungsbeiträge einbehält und nur dieſe 
allein unter Hervorhebung ihrer Eigenſchaft als abgezogene Beiträge 
abführt, weil er zur Bezahlung feines Arbeitgeberanteils außerſtande 
iſt, ſo darf die Krankenkaſſe ſie nicht auf Rückſtände verrechnen oder 
auf die Beitragsanteile beider Arten verteilen. Dies verbietet ſchon 
die Erwägung, daß der Arbeitgeber gerade durch die Abführung der 
dem Arbeitnehmer abgezogenen Beiträge den Tatbeſtand des § 533 
RVO. ausſchließen wollte; es bedarf deshalb gar nicht der Heran⸗ 
ziehung der bürgerlich⸗rechtlichen Grundſätze über die Verrechnung 
von Zahlungen bei Vorhandenſein mehrerer Schulden. Anders iſt die 
Rechtslage aber zu beurteilen, wenn die Abführung der Beiträge unter⸗ 
bleibt und die Krankenkaſſe nach Fälligkeit die Arbeitnehmer⸗ und 
Arbeitgeberbeiträge gleichzeitig einzieht. In dieſem Falle iſt die Kaſſe 
berechtigt, die eingezogenen Beträge auf die zur Einziehung ſtehenden 
beiden Beitragsarten zu verrechnen, und war ſie nicht verpflichtet, 
wegen der Zahlungsſchwierigkeiten des Angekl. die Zahlung in erſter 
Linie auf die rückſtändigen Arbeitnehmeranteile zu verrechnen. Ob 
fie in dieſem Falle auf eine Erklärung des Angekl. bei der Ein⸗ 
zahlung keine Rückſicht zu nehmen brauchte, kann dahingeſtellt bleiben; 
die Anwendung des 5366 Abſ. 1 BGB. bei Zahlung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung wird verneint. Denn es iſt feſtgeſtellt, daß der 
Angekl. eine ſolche Erklärung bei der Einziehung niemals abgegeben hat. 

(OLG. Königsberg, Urt. v. 27. April 1931, S 84/31.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


Berlin. Arbeitszeitverordnung. 

8. 881,5, 11 Arb Z VᷣO.; 81 Tar VO. Irrtum über 
die Verbindlichkeit mündlicher Tarifvereinbarungen. 

Der Angekl. hat i. J. 1930 Angeſtellte länger als 8 Stunden 
täglich beſchäftigt und dies u. a. damit gerechtfertigt, daß er bereits 


irrtum befunden habe. Das iſt nicht zu beanſtanden, ſoweit der 
Angekl. behauptet hatte, er habe die Arbeitnehmeranteile der An⸗ 
geſtellten perſönlich übernommen. Wenn er ſie trotzdem an die 
OKrankK. nicht abgeführt hat, fo iſt dies aus einem unbeachtlichen 
Irrtum über die Anwendbarkeit des Strafgeſetzes geſchehen. So⸗ 
weit aber der Angekl. fällige Beiträge durch Verrechnung 
zahlen wollte, könnte man ſagen, daß ihm der Wille gefehlt 
habe, die ſchuldige Leiſtung zu unterlaffen. Tatſächlich iſt aber das 
Gegenteil vom erſten Richter feſtgeſtellt worden. Was ferner die 
behauptete vorherige Stundung nach dem Veräußerungsverbot 
anbetrifft, jo lehnt auch hier das OLG. die Anwendung des 8 59 
StGB. ab, da der Angekl. lediglich einen beſtimmten Vorgang, 
die Annahme der Abtretungen durch die Kaſſe rechtsirrtümlich 
gewürdigt habe. War aber der Angehl. wirklich der Meinung, 
daß er zur Einbehaltung an den Löhnen nicht verpflichtet ſei, 
weil die Krankenkaſſe verpflichtet ſei, die Einforderung der Bei⸗ 
träge aus den abgetretenen Forderungen zu verſuchen, ſo wird man 
dies als außerſtrafrechtl. Irrtum nicht anſehen können; der Angekl. 
hat dann nicht vorſätzlich gehandelt. Da aber zwei in langer Zeit 
fortgeſetzte Handlungen in Frage kamen, konnte jener Zweifel in 
der rechtlichen Beurteilung für einen verhältnismäßig kleinen Zeit⸗ 
raum nicht ſchwer ins Gewicht fallen. 
Oschpräſ. i. R. Dr. Levin, Berlin. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


im Sommer 1930 mit ſeinen Arbeitnehmern vertraglich eine Ver⸗ 
längerung der Arbeitszeit unter Berufung auf 8 2 ArbZXDO. aus 
gemacht habe. Ein ſchriftlicher TarVertr. iſt erſt am 5. Dez. 1930 ab⸗ 
geſchloſſen worden. Die Beſtrafung des Angekl. wegen Vergehens 
gegen 88 1, 11 Arb VO. iſt gerechtfertigt. R 

Nach 8 1 Tar®O. v. 1. März 1928 (RGBl. I, 47) iſt ein 
TarVertr. nur wirkſam, wenn er ſchriftlich abgeſchloſſen iſt. Da z. 3. 
der Leiſtung von Mehrarbeit kein ſchriftlicher Vertrag beſtand, kann 
ſich der Angekl. auf die angeblich vereinbarte Ausdehnung der Arbeits“ 
zeit über die in § 1 Satz 2 und 3 ArbZBO. feſtgeſetzte Grenze nicht 
berufen. 

Wenn ſich der Angekl. über die Vorausſetzungen der ArbZ Vd. 
geirrt haben ſollte, ſo wäre das ein ſtrafrechtlicher Irrtum, der nicht 
beachtet werden könnte. Der erk. Sen. hat zwar zeitweilig auch die 
Anſicht vertreten, daß die IrrtVO. v. 18. Jan. 1917 (RGBl. 58) u. 
12. Febr. 1920 (RCS Bl. 230) auf Zuwiderhandlungen gegen die Arbg VO. 
anwendbar ſei, hat aber in der Folgezeit dieſe Auffaſſung aufgegeben 
und in Übereinſtimmung mit dem 1. Sen. die Anwendbarkeit der 
IrrtVoO. verneint (Ich. ErgBd. 7, 181; Urt. v. 12. Sept. 1929, 
38 499/29; v. 27. April 1931, 3 8 153/31). Davon abzugehen, be⸗ 
beſteht kein Anlaß. Als ſtrafrechtlicher Irrtum würde es insbeſ. auch 
angeſehen werden müſſen, wenn der Angekl. die Mehrarbeit deshalb 
zugelaſſen hat, weil er den nur mündlich geſchloſſenen Tar Vertr. als 
verbindlich anſah Auch ein ſolcher Irrtum könnte nicht als Tat⸗ 
ſachenirrtum i. S. des § 59 StB. gewertet werden. Der Begriff des 
verbindlichen TarVertr. iſt geſetzlich in 8 1 Tar VO. v. 23. Dez. 1918 
i. d. Faſſ. v. 31. Mai 1920 u. des Geſ. v. 23. Jan. 1923 feſtgelegt 
und wurde bei Schaffung des 85 ArbgZ VO. v. 21. Dez. 1923 bereits 
vorgefunden. Wenn auch die Arb O. nicht ausdrücklich auf die 
Tar VO. verweiſt, fo hat fie doch den Begriff des Tar Vertr. von ihr 
übernommen und ihn damit in dem Sinne, wie er in der Tar VO. 
feſtgelegt iſt, zum Tatbeſtandsmerkmal und Strafrechtsbegriff gemacht. 
Demnach ſind auch die Vorſchr. des HL TarVO. weſentlicher Be⸗ 
ſtandteil des durch die 88 1,5 u. 11 Arb VO. gebildeten ſtrafbaren Tat⸗ 
beſtandes geworden. Der gegenteiligen, vom VBayObLG.: DRZ. 1930 
Mipr. Nr. 436 vertretenen Auffaſſung vermag der Sen. nicht beizutreten. 

Das Urt. des RG. v. 5. Dez. 1931, 2 D 622/31, auf das ſich 
die Rev. berufen hat, ſteht dem nicht entgegen: Ihm liegt ein 
ganz anderer Sachverhalt zugrunde. Dort handelte es ſich 
um einen Irrtum über die Tariffähigkeit eines Werkvereins. 
Ein derartiger Irrtum kann als außerſtrafrechtlich angeſehen werden, 
da der Begriff der Tariffähigkeit im Geſetz überhaupt nicht beſtimmt it. 

(KG., 3. StrSen., Urt. v. 3. März 1932, 3 8 42/32.) 
Mitgeteilt von KGR. Nothmann, Berlin. 
* 
Dresden. 

9. 88 1, 11 Arb VO. v. 14. April 1927. Gewerbliche 
Arbeiter ſind auch dann der Arb VO. unterworfen, wenn 
ſie gelegentlich im landwirtſchaftlichen Betrieb beſchäftigt 
werden. 

Zwar iſt der Rev. zuzugeben, daß die Regelung der Arbeits⸗ 
zeit — nach Ziff. I der Anordnung v. 23. Nov. 1918 — grund⸗ 
ſätzlich die gewerblichen Arbeiter (in allen gewerblichen Be⸗ 
trieben ſowie in landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben gewerblicher 
Art) umfaßt, ſich nicht aber auch auf Arbeiter der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft als ſolche bezieht. Zutreffend geht jedoch das Urt. davon 
aus, daß gewerbliche Arbeiter, wenn ſie von ihrem Arbeitgeber 
in ſeiner nebenbei betriebenen Landwirtſchaft nur gelegentlich aus“ 
hilfsweiſe beſchäftigt werden, deshalb noch nicht ihre Eigenſchaft 
als gewerbliche Arbeiter verlieren und ſonach den Beſtimmungen 
der Arb VO. unterworfen bleiben. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 25. März 1931, 1 08t 33/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


10. 88 5, 9, 11 Arb ZB. v. 21. Dez. 1923 i. d. Faſſ. v. 
14. April 1927. Wird eine Haus angeſtellte von einem Kauf⸗ 
mann ausnahmsweiſe auch in ſeinem Laden als Verkäuferin 
beſchäftigt, fo iſt die Arbeitszeit dieſer Perſon als Haus 
angeſtellten von ihrer Tätigkeit im Gewerbebetriebe ge— 
trennt zu beurteilen. { 

Der Angekl., der ein Lebensmittelgeſchäft betreibt, hat im Sum 
1930 die Zeugin als Hausangeſtellte für ſeinen Haushalt an⸗ 
genommen. Als feine Frau im Oktober 1930 arbeitsunfähig wurde, 
hat er die Zeugin ſechs Wochen lang täglich etwa vier Stunden, 
Sonnabends auch länger, aushilfsweiſe auch in ſeinem Laden 
als Verkäuferin beſchäftigt. Außerdem iſt die Zeugin während dieſer 
ſechs Wochen jede zweite Woche je ſechs Tage lang morgens ½6 Uhr 
mit dem Angehl. zum Einkaufen in die Markthalle gefahren. = 

Das Lz. hat den Angekl., der beſchuldigt worden ift, die 
Zeugin über die tariflich zuläſſige Wochenarbeitszeit von 48 bzw. 
19½ Stunden, insbeſ. auch länger als 10 Stunden am Tage, be⸗ 
ſchäftigt zu haben, von der Anklage aus 88 5, 9, 11 Abſ. 2 Arb 3 VO. 
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v. 21. Dez. 1923 freigeſprochen und das, wie ſolgt, begründet: Die 
Zeugin ſei auch während der fraglichen ſechs Wochen überwiegend 
als Hausangeſtellte tätig geweſen, inſofern griffen die Beſtimmungen 
des ArbZG. überhaupt nicht Platz. Soweit fie aber als Aushilfs⸗ 
verkäuferin im Laden und zu Fahrten nach der Markthalle verwandt 
worden ſei, ſei ſie — abzüglich der Pauſen — täglich nur 5½ Stunde, 
ſomit nicht über die zuläſſige Wochenarbeitszeit von 48 bzw. 
49½ Stunden hinaus beſchäftigt worden. Eine Zuſammenrechnung 
beider Arbeitszeiten komme nicht in Betracht, da für die Be⸗ 
ſchäftigung der Hausangeſtellten geſetzliche Zeitbeſtimmungen nicht 
gegeben ſind. 

Das Urt. läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Daß die Geſchäfte 
eines Einzelhaushalts keinen gewerblichen Betrieb darſtellen, die 
Hausangeſtellten an ſich alſo keine gewerblichen Arbeiter ſind, ihre 
Beſchäftigung mithin nicht der im ArbZG. getroffenen zeitlichen Rege⸗ 
lung unterliegt, iſt zweifelsfrei. Zweifel können nur entſtehen in 
den Fällen, wo ein gewerblicher Betrieb mit einem Einzelhaushalt 
verbunden iſt und dieſelben Perſonen gleichzeitig gewerbliche und 
häusliche Arbeiten verrichten müſſen. Der Meinung der Rev., daß 
eine Hausangeſtellte, die auch im Gewerbe helfe, ſtets als eine ge⸗ 
werbliche Arbeiterin angeſehen werden müſſe, kann in dieſer All⸗ 
gemeinheit nicht beigepflichtet werden. Bei der Beurteilung einer 
derartigen „gemiſchten Beſchäftigung“ iſt vielmehr ausſchlaggebendes 
Gewicht auf den Willen der Vertragſchließenden und ferner auf die 
Feſtſtellung, welche Tätigkeit nach Umfang und Bedeutung die über⸗ 
wiegende iſt, zu legen (vgl. Syrup, Arb VO. 1924, 40; Hueck⸗ 
Nipperdey, Lehrb. des Arbeitsrechts, 5. Aufl., I, 61; RGst. 
47, 84). Aus dem angef. Urt. ergibt ſich nun nicht nur, daß auch 
in der hier in Rede ſtehenden Zeit die Beſchäftigung der Zeugin in 
der Hauswirtſchaft überwog; vielmehr war auch der Wille der 
Vertragſchließenden auf eine Verdingung der Zeugin als Haus⸗ 
angeſtellte und nicht als Gewerbegehilfin gerichtet. Nach 
alledem iſt es nicht zu beanſtanden, daß die Stra. die Arbeitszeit 
der Zeugin als Hausangeſtellte von ihrer Tätigkeit im Gewerbe⸗ 
betrieb getrennt und beide Arbeitszeiten geſondert beurteilt hat. 

(DLG. Dresden, Urt. v. 21. Okt. 1931, 1 08t 219/31.) 
Mitgeteilt von OSt A. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


II. 88 5, 11 Arb VO. v. 21. De z. 1923 u. 14. April 1927. 
Die Zuftimmung der geſetzlichen Betriebsvertretung kann 
durch die Zuſtimmung der Belegſchaft erſetzt werden. Irr⸗ 
tum hierüber fällt nicht unter 8 59 StGB. 

Die Str. hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß nach Ziff. 5 
ArbzZ Abk. v. 24. Juli 1928 die Zuſtimmung der geſetzlichen Be⸗ 
triebs vertretung die notwendige Vorausſetzung für die Zuläſſig⸗ 
keit einer Arbeitszeitverlängerung über 51 Stunden wöchentlich ſei 
und dieſe Zuſtimmung auch nicht durch eine — ausdrückliche oder 
ſtillſchweigende — Zuſtimmung der geſamten Belegſchaft erſetzt 
werden könne, fo daß beim Fehlen einer geſetzlichen Betriebsvertretung 
eine Mehrbeſchäftigung der Arbeiter über 51 Stunden wöchentlich 
ſchlechthin ausgeſchloſſen ſei. Dieſe Rechtsauffaſſung ſteht im Einklang 
mit der ſtändigen Rſpr. des Sen., von der abzugehen kein Anlaß iſt. 
Wenn die Rev. ſich darauf beruft, daß das in 8 8 Mantel Tar Vertr. 
vorgeſehene „Zentrale Schiedsgericht“ die Frage, ob in derartigen Fällen 
die Zuſtimmung der Belegſchaft genüge, mehrfach bejaht habe, ſo greift 
dies nicht durch. Nach 8 8 Ziff. 3 Tar Vertr. unterliegen zwar die aus 
dem TarVertr. einſchließlich des Arb Abk. entſtehenden Streitigkeiten 
der Entſch. dieſes Schieds J. unter Ausſchluß des ordentlichen Rechts⸗ 
weges. Vorliegend handelt es ſich aber lediglich um die Frage nach 
der öffentlich⸗rechtlichen Zuläſſigkeit der bezeichneten Mehrarbeit, deren 
Entſch. im Strafverfahren allein dem Strafrichter obliegt. 

Hielt der Beſchw. fein Tun für erlaubt, weil er annahm, daß 
die an die Stelle der geſetzlichen Regelung getretene (vgl. § 5 Abſ. 1 
ArbZVD.) Beſt. der Ziff. 5 ArbZZAbk. auch bei Zustimmung der 
Belegſchaft Anwendung finde, ſo betraf ſein Irrtum weder einen Tat⸗ 
umſtand noch die Auslegung eines nichtſtrafrechtlichen Geſetzes, ſondern 
er verkannte die Bedeutung und Tragweite des Strafgeſetzes ſelbſt. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 27. Jan. 1932, 1 OSt 303/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


12. 88 5, 11 Arb BO. v. 14. April 1927. Läßt eine 
Tarifbeſtimmung eine Verlängerung der Arbeitszeit „im 
Bedarfsfalle“ zu, jo braucht ich der Begriff des Bedarfs- 
falles nicht auf einen vorübergehenden Bedarf zu be- 
ſchränken. f) 

Der Angekl., als Inhaber einer dem Zwiſchenhandel zugehöri⸗ 
gen Verſandbuchhandlung für die Einhaltung der geſetzlich zuläſſigen 
Arbeitszeit verantwortlich, hat ſeine Angeſtellten und Arbeiter (Markt⸗ 


Zu 12. Nach 85 Arb VO. kann durch Tar Vertr. eine über 
die Grenzen der Arb VO. hinausgehende Mehrarbeit eingeführt 
werden. Die Tarifparteien können ſowohl die regelmäßige 


helfer) nach Anhörung der geſetzlichen Betriebsvertretung jtändig 7 
51½ Stunden wöchentlich beſchäftigt. Der Manteltarif für die An⸗ 
geſtellten des L.er Buchhandels enthält über die Arbeitszeit folgende 
Beſtimmungen: 

„Die regelmäßige Wochenarbeitszeit ohne Pauſen beträgt 
48 Stunden. Auf Anordnung des Arbeitgebers kann die Arbeitszeit 
im Bedarfsfalle nach Anhörung der geſetzlichen Betriebsver⸗ 
tretung für Verlag und Sortiment auf 52 Stunden, für den Zwiſchen⸗ 
handel auf 53 Stunden in der Woche verlängert werden.“ 

Dem Angekl. ift eine Zuwiderhandlung gegen 88 5, 11 Arb 3 O. 
v. 14. April 1927 zur Laſt gelegt worden, weil der TarVertr. nur 
im Bedarfsfalle, aber nicht regelmäßig, eine Beſchäf⸗ 
tigung über 48 Stunden wöchentlich zulaſſe. Das CG. hat die obige 
Tarifbeſtimmung, daß im Bedarfsfalle eine Verlängerung der 
Arbeitszeit zuläſſig ſei, dahin ausgelegt, daß der Begriff des Be⸗ 
darfsfalles nicht nur einen vorübergehenden, zeitlich beſchränkten, 
ſondern auch einen das ganze Jahr anhaltenden Bedarf an Mehr⸗ 
arbeit umfaſſe. Es hat ferner anerkannt, daß in dem Betrieb des 
Angekl. zufolge feiner beſonderen Eigenart tatſächlich ein dauern⸗ 
der Bedarf nach verlängerter Arbeitszeit vorgelegen habe. 

Der Wortlaut der fraglichen Tarifbeſtimmung iſt zweifellos nicht 

eindeutig. Der Begriff des „Bedarfsfalles“ braucht nach dem Sprach⸗ 
gebrauch ſich nicht auf einen vorübergehenden Bedarf zu be⸗ 
ſchränken; er kann vielmehr auch einen dauernden Bedarf um⸗ 
faſſen. Auch die Gegenüberſtellung der regelmäßigen 48ſtündigen 
Arbeitswoche und der Verlängerung der Arbeitszeit im Bedarfs⸗ 
falle zwingt nicht ohne weiteres zu dem Schluß, daß unter „Be⸗ 
darfsfall“ nur ein vorübergehender Mehrbedarf an Arbeitszeit zu 
verſtehen ſei. Die Beſtimmung kann auch dahin ausgelegt werden, 
daß es im allgemeinen zwar bei der 48ſtündigen Arbeitswoche be⸗ 
wendet, daß aber den einzelnen Unternehmungen im Falle eines 
aus der Eigenart des einzelnen Betriebs ſich er⸗ 
gebenden betrieblichen Sonderbedürfniſſes eine Verlänge⸗ 
rung der 48ſtündigen Arbeitswoche — allerdings nur nach Anhörung 
der geſetzlichen Betriebsvertretung — nachgelaſſen fein fol. Da die 
Tarifparteien ſich zweifellos des Unterſchieds zwiſchen einem vor⸗ 
übergehenden und einem dauernden Bedarf bewußt geweſen ſind, ſo 
hätte es, wenn die fragliche Beſtimmung ſich nur auf den erſteren 
Fall hätte beziehen ſollen, nahegelegen, die Worte „im Bedarfsfall“ 
durch die Worte „im Falle eines vorübergehenden Bedarfs“ zu er⸗ 
ſetzen oder einen Zuſatz anzufügen, daß aus der Verlängerung der 
Arbeitszeit im Bedarfsfall keine regelmäßige, das ganze Jahr an⸗ 
dauernde Verlängerung der Arbeitswoche werden dürfe. 
Arbeitszeit verlängern, ſich aber auch darauf beſchränken, nur für 
Ausnahmefälle Mehrarbeit zuzulaſſen. Beides iſt zwar be⸗ 
ſtritten, entſpricht aber der herrſchenden und zutreffenden Lehre. 
Die Tarifparteien haben eben völlige Vertragsfreiheit, wie ſie die 
tariflichen Mehrarbeitszeitbeſtimmungen ausgeſtalten wollen. Nur 
die zwingenden Regeln des Geſetzes müſſen ſie beachten, insbeſ. 
darf auch durch TarVertr. die Zehnſtundengrenze des 89 nicht 
überſchritten werden (vgl. dazu im einzelnen die Komm. z. Arb⸗ 
3 O. in den Bem. zu 55 ArbgV O.). 

Welchen Sinn die tariflichen Beſtimmungen über die Mehr⸗ 
arbeit im einzelnen Fall haben, läßt ſich nur im Wege der Aus⸗ 
legung ermitteln. Leider ſind die Tarifbeſtimmungen häufig 
immer noch ziemlich unklar gefaßt, ſo auch hier. Es läßt ſich nicht 
beſtreiten, daß die vom DLG. vorgenommene Auslegung ſehr 
zweifelhaft iſt. Der natürlichen Auffafſung entſpricht es mehr, 
daß die Tarifparteien, wenn ſie Mehrarbeit „im Bedarfsfalle“ 
zulaſſen und gleichzeitig die regelmäßige Arbeitszeit auf 
48 Stunden feſtlegen, nicht daran denken, daß der Arbeitgeber auf 
Grund dieſer Beſtimmungen dazu übergehen kann, ſtändig er⸗ 
hebliche Mehrarbeit leiſten zu laſſen. Aber immerhin iſt die Aus⸗ 
legung, die in dem vorſtehenden Urteil vertreten wird, mög⸗ 
lich. Dabei iſt zu beachten, daß hier insbeſ. die Strafbarkeit des 
Arbeitgebers in Frage ſteht und deswegen nach dem das Straf⸗ 
recht beherrſchenden Grundſatz „in dubio pro reo“ eine Auslegung 
zugunſten des Angekl. erfolgen mußte. Deshalb wird man 
das Urteil nicht als unrichtig bezeichnen können, obwohl erheb- 
liche Bedenken gegen die Auslegung beſtehen. Das OLG. hat 
immerhin einen beachtlichen Geſichtspunkt für ſeine Stellung⸗ 
nahme herausgearbeitet, nämlich den, daß die ſtändige Verlänge⸗ 
rung der Arbeitszeit nur dann ſtatthaft ſein ſoll, wenn ihre Not⸗ 
wendigkeit fi) „aus der Eigenart des einzelnen Be⸗ 
triebes und den betrieblichen Sonderbeduürfniſſen 
ergibt“. Inſofern hat die Einſchränkung „im Bedarfsfall“ immer⸗ 
hin noch einen vernünftigen Sinn. Das Bedürfnis muß eben 
konkret für den einzelnen Betrieb nachgewieſen werden. 
Es wäre z. B. nicht zuläſſig, daß alle tarifgebundenen Betriebe 
unter dem Hinweis auf eine allgemeine Konjunktur⸗ 
erhöhung zu einer ſtändigen Verlängerung der regelmäßigen 
Arbeitszeit übergehen würden. Das will offenbar auch das OLG. 
Dresden nicht zulaſſen. 


Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 
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Einen Anhalt für die Bedeutung der Worte „im Bedarfsfalle“ 
gibt auch die tarifliche Regelung der Arbeitszeit der Markthelfer 
im Zwiſchenbuchhandel. Dieſe Regelung ſieht ebenfalls eine Ver⸗ 
längerung der regelmäßigen 48ſtündigen wöchentlichen Arbeits⸗ 
zeit „im wirtſchaftlichen Bedarfsfalle“ vor, und zwar 
um 140 Stunden während eines Tarifvertragsjahres. Außer dieſen 
tariflich vereinbarten Überſtunden iſt für den Arbeitgeber das Recht 
vorbehalten, an 30 Tagen des Tarifvertragsjahres eine Mehrarbeit 
bis zu 2 Stunden gem. 8 3 ArbZBD. anzuordnen. Die Verteilung 
der hiernach zu leiſtenden — 200 — liberftunden auf die einzelnen 
Wochen des Tarifvertragsjahres ſteht nach ausdrücklicher Beſtim⸗ 
mung im Belieben der Geſchäftsleitung mit der einzigen Einſchrän⸗ 
Rung, daß nicht mehr als 10 Arbeitsſtunden täglich beanſprucht 
werden dürfen. Demnach würde alſo der Arbeitgeber nicht behindert 
ſein, die Verteilung ſo vorzunehmen, daß er die Arbeitszeit für alle 
Wochen des Jahres entſprechend verlängert, ſo daß 
die Arbeiter ſtändig länger als 48 Stunden in der 
Woche beſchäftigt werden. Iſt dem aber ſo, ſo kann unter dem Be⸗ 
griff des „wirtſchaftlichen Bedarfsfalles“ nicht nur ein vorüber⸗ 
gehender, zeitlich beſchränkter Mehrbedarf an Arbeitszeit ver⸗ 
ſtanden werden. Da ſich nun dieſe tarifliche Regelung auf denſelben 
Geſchäftszweig bezieht wie der mehrerwähnte Manteltarif, jo muß 
allerdings angenommen werden, daß unter dem in dem Manteltarif 
aufgenommenen Begriff des „Bedarfsfalles“ dasſelbe zu verſtehen 
iſt und hat verſtanden werden ſollen, wie unter dem Begriff des 
„wirtſchaftlichen Bedarfsfalles“. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 17. Juni 1931, 1 08t 106/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


13. 89 Arb ZO. v. 14. April 1927. Die Veranſtaltung 
eines Saiſonausverkaufs begründet nicht die Anwend⸗ 
barkeit der Ausnahmebeſtimmung des § 10 Arb VO. 5) 


Daß die Veranſtaltung eines Saiſonausverkaufs und die Her⸗ 
ſtellung der dazu erforderlichen Schaufenſterdekoration weder als 
„Notfall“, d. h. als ein unglückliches, widriges oder unvorher⸗ 
geſehenes, ein ſofortiges Eingreifen erforderndes Ereignis angeſehen 
noch als ein unabhängig vom Willen des Betroffenen eintretender 
außergewöhnlicher Fall i. S. von § 10 Abſ. 1 Arb VO. beurteilt 
5 825 Ya bedarf keiner weiteren Ausführung (vgl. RGSSt. 
63, 267). 

Auch die in 8 9 ArbZWD. vorgeſehene Ausnahme von der 
zehnſtündigen Arbeitsdauer kommt nicht in Frage. Die Herſtellung 
der Schaufenſterdekoration für den Saiſonausverkauf fällt nicht 
unter den Begriff der „Inſtandſetzung von Hilfsgeräten oder ſon⸗ 
ſtigen Betriebseinrichtungen“, die nach § 1 Nr. 2 Ausf Beſt. vom 
29. April 1927 (RGBl. I, 114) als Vorbereitungs⸗ oder Ergänzungs⸗ 
arbeiten anzuſehen ſind. 

Es kann ſich alſo nur fragen, ob etwa die Vorausſetzungen für 
die Anwendung der Ausnahmebeſtimmung des § 10 Abſ. 2 Arb Z VO. 
erfüllt geweſen ſind. Die Beſchränkungen der Arbeitszeit ſollen aus⸗ 
nahmsweiſe auch dann wegfallen, wenn eine geringe Zahl von Ar⸗ 
beitnehmern über ſechzehn Jahren an einzelnen Tagen mit Arbeiten 
beſchäftigt wird, deren Nichterledigung das Ergebnis der Arbeit ge⸗ 
fährden oder einen unverhältnismäßigen wirtſchaftlichen Schaden zur 
Folge haben würde, und wenn dem Arbeitgeber andere Vorkeh⸗ 
rungen nicht zugemutet werden können. 

Zwar geht die Str. einerſeits davon aus, daß bei Nichterledi⸗ 
gung der Dekorationsarbeiten noch vor Beginn des Saiſonausver⸗ 
Kaufs ein unverhältnismäßiger wirtſchaftlicher Schaden entſtehen 
Konnte; andererſeits nimmt ſie aber an, daß die Mehrarbeit unter den 
obwaltenden Verhältniſſen doch auch auf andere Weile als durch Über» 
ſchreitung der Zehnſtundengrenze zu bewältigen war, weil minde⸗ 


Zu 13. Der Entſch. iſt darin beizupflichten, daß die Vorſchriften 
der 88 9 u. 10 Abſ. 1 ArbZVo. auf den vorliegenden Fall keine 
Anwendung finden können. 

Hinſichtlich der Anwendbarkeit des § 10 Abſ. 2 a. a. O. er⸗ 
kennt das Gericht mit Recht, daß bei Nichtvornahme der Deko⸗ 
rationsarbeiten ein unverhältnismäßiger wirkſchaftlicher Schaden ent⸗ 
ſtehen konnte. Die weiteren Ausführungen des Urteils erſcheinen 
jedoch ſehr bedenklich. Gerade während der beiden Jahrmarktstage, 
die dem Saiſonausverkauf unmittelbar vorausgingen, mußten die 
fertig dekorierten Schaufenſter auf das Publikum bereits ihre Wir⸗ 
kung und ihren Kaufanreiz ausüben. Dieſe Wirkung wäre völlig zu⸗ 
nichte gemacht worden, wenn während der beiden Jahrmarktstage 
ein Teil der Schaufenſter verhängt geweſen und an der Fenſterdeko⸗ 
ration dauernd gearbeitet worden wäre. Gerade hierdurch wäre ein 
erheblicher wirtſchaftlicher Schaden i. S. des § 10 Abf. 2 a. a. O. 
entſtanden. Es konnte dem Geſchaͤfts inhaber nicht zugemutet wer⸗ 
den, durch dergleichen Vorkehrungen die Schwierigkeiten der Arbeits⸗ 
lage zu überwinden. Ein anderer Ausweg iſt nicht gegeben. Man wird 
alſo doch — im Gegenſatz zu dem Urteil — die Anwendbarkeit des 
8 10 Abſ. 2 a. a. O. bejahen müſſen. 

RA. Franz Henning, Berlin. 
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ſtens die Möglichkeit beſtand, die erforderlichen Arbeiten auch am 
zweiten Jahrmarktstage vorzunehmen und hierzu einen 
Teil der Schaufenſter zu verhängen, ohne daß dadurch im Jahr⸗ 
marktsverkauf ein erheblicher wirtſchaftlicher Schaden entſtanden wäre. 
Damit wird — namentlich im Hinblick auf die weitere Erwägung, 
daß die unmittelbare Aufeinanderfolge von Jahrmarkt und Saiſon⸗ 
ausverkauf die Warenhausinhaber alle in ungefähr gleicher Weiſe 
betroffen habe und daß erfahrungsgemäß der Geſchäftsgang am 
zweiten Tage des Jahrmarkts merklich nachlaſſe — einwandfrei feſt⸗ 
geſtellt, daß im gegebenen Falle den Angekl. zuzumuten war, 
zur Beſeitigung der ſchwierigen Arbeitslage andere Vorkehrungen 
zu treffen. 
(OLG. Dresden, Urt. v. 6. Mai 1931, 1 OSt 60/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
*. 


14. 8 11 Arb VO. v. 14. April 1927. Die durch Tarif- 
vertrag vereinbarte Regelung der Arbeitszeit verdrängt 
mit öffentlich⸗rechtlicher Wirkung die nachgiebigen Ge⸗ 
ſetzesnormen, die der Verfügung der Tarifvertragspar⸗ 
teien unterliegen. f) 

Nach dem Syſtem der ArbgZ Vo. 1927 verdrängt die durch 
Tar Vertr. vereinbarte Regelung der Arbeitszeit mit öffentlich⸗ 
rechtlicher Wirkung die nachgiebigen geſetzl. Normen, die der 
Dispoſition der TarVerkrParteien unterliegen, und das in dieſem 
Rahmen vereinbarte Recht genießt den gleichen Strafſchutz wie die 
geſetzl. Regelung der Arbeitszeit. Nach §5 Abſ. 1 Arb3BO. 1927 
treten daher bei Ausdehnung der Arbeitszeit durch Tar Vertr. über 
die Grenzen des § alle Belt. des Tar Vertr., die ſich auf die über 
den Rahmen des § 1 ausgedehnte Arbeitszeit beziehen, ſoweit fie nicht 
gegen ſonſtige zwingende geſetzl. Belt. verſtoßen und deshalb nichtig 
find, an die Stelle der geſetzl. Vorſchr. als Rechtsnormen 
öffentlich⸗ rechtlicher Natur für alle Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer, für die der TarVertr. verbindlich iſt. Dieſe Rechtsauffaſſung 
vertreten auch die Ausf Beſt. des RArbM. v. 17. April 1924 zu 
85 Arb VO. 1923, die durch das ArbZNotch. v. 14. April 1927 
nicht geändert worden ſind. In ihrem dritten Abſatz wird erklärt, 
daß die Innehaltung der tariflich über die in 8 1 Satz 2 und 3 
beſtimmten Grenzen hinaus feſtgeſetzten Arbeitszeiten (alſo auch die 
Verteilung der Arbeitsſtunden auf die einzelnen Arbeitstage, nament⸗ 


Zu 14. In der Entſch. kommt gut der beſondere Rechtscharaßter 
der tarifl. Arbeitszeitregelung zum Ausdruck. Soweit nach 8 5 Arbg⸗ 
VO. im Rahmen des Gef. die Arbeitszeit durch Tar Vertr. über die 
in 81 feſtgeſetzten (allgemeinen, geſetzl.) Grenzen ausgedehnt wird, 
tritt die tarifl. Höchſtarbeitsdauer in jeder Beziehung an die Stelle 
der geſetzlichen. Eine überſchreitung der tarifl. Grenze iſt genau fo 
ſtrafbar, wie es beim Fehlen des TarVertr. eine Überſchreitung der 
geſetzl. Grenze ſein würde. 

Nach der Begrenzung des 85 auf Erweiterung der ge⸗ 
ſetzlich zuläſſigen Arbeitszeit ſchließt eine Verletzung der tarifl. Höchſt⸗ 
grenze ſtets eine Verletzung der geſetzl. Höchſtgrenze ein. Mit an⸗ 
deren Worten: nur ſolche tarifl. Beſtimmungen ſind durch Straf⸗ 
drohung geſchützt, die auch als geſetzl. Beſtimmungen durch Strafe 
geſchützt ſind. Durch die Arb Vo. iſt aber nur die Dauer der 
tägl. oder wöchentl. Beſchäftigung begrenzt. Jufolgedeſſen iſt nur die 
tarifl. Regelung der Beſchäftigungsdauer dem Strafſchutze unter⸗ 
worfen. Das gilt für die Wochenarbeitszeit und für die Tagesarbeits⸗ 
zeit, da bei Überſchreitung der 48⸗Stundenwoche ein Ausgleich nach 
51 Satz 3 nicht zuläſſig iſt. Es gilt aber nicht für die Verteilung 
auf die Stunden des einzelnen Tages. Hier iſt die Begründung des 
OLG. ohne Kenntnis des Tatbeſtandes bedenklich. Die Nichtinne⸗ 
haltung der tarifl. Regelung von Anfang und Ende der Arbeitszeit 
und der Pauſen kann zur Strafbarkeit führen; wenn ſie nämlich 
zur Bedingung für die Überſchreitung der geſetzl. Beſchäftigungs⸗ 
dauer gemacht iſt. Aber ſtrafbar iſt der Arbeitgeber dann deswegen, 
weil er, ohne Deckung durch einen Tar Vertr., die geſetzl. Grenzen 
des § 1 Arb VO. überſchritten hat. Wenn alſo beiſpielsweiſe ein 
Tar Vertr. die tägl. Beſchäftigung von neun Stunden zuläßt unter 
der Bedingung, daß von 12—2 Uhr Mittagspauſe iſt, jo kann ein 
Arbeitgeber, der die Pauſe nicht einhält, nicht wegen Verletzung der 
Pauſenvorſchrift beſtraft werden, ſondern nur, weil er eine tariflich 
nicht erlaubte überſtunde hat machen laſſen. 

Etwas anderes kann nicht aus dem Worte „Arbeitszeiten“ 
in Abſ. 3 der AusfBeſt. des NAHM. zu 8 5 Arb VO. gefolgert wer⸗ 
den. Es ergibt ſich auch nicht aus Ziff. VIII der Anordnung v. 
23. Nov. 1918. Denn nach ihr im Zuſammenhang mit § 11 ArbzZ⸗ 
BO. beſchränkt die Strafdrohung ji auf die Vereinbarung von 
Arbeitsverteilung und Pauſen und ihren Aushang. Die einmalige 
Abweichung vom Aushang macht nicht ſtrafbar, ſofern fie nicht zu“ 
gleich eine Verletzung der geſetzl. Vorſchr. über Pauſen und Ruhe⸗ 
zeit iſt (Ziff. V der Anordnung v. 23. Nov. 1918, 82 VO. v. 
18. Marz 1919). Eine dauernde Abweichung könnte ſtrafbar machen, 
aber nur weil die tatſächliche Regelung nicht ausgehängt wäre. 

Dr. Heinz Potthoff, Berlin. 


* 


61. Jahrg. 1932 Heft 19] 


Rechtſprechung 


1265 


lich die Innehaltung der tarifl. Regelung des Anfangs und Endes der 
Arbeitszeit) unter den Strafſchutz des § 11 geſtellt iſt. Zutreffend hat 
bereits der Vorderrichter dargelegt, daß, auch wenn man aus 8 5 
Arb. ZVO. 1927 ſelbſt dieſen Strafſchutz nicht herleiten wollte, er 
auf jeden Fall dann durch dieſe AusfBeſt. geſchaffen wäre, da ſie 
eine „Anordnung“ i. S. des § 11 Abſ. 1 Arb. 1927 iſt. 

Endlich kommt man zu dem gleichen Ergebnis auf Grund der 
Vorſchr. unter Ziff. VIII Arb VO. v. 23. Nov. 1918 und 17. Dez. 
1918, die durch 88 1, 14 Abſ. 1 Arb Z VD. 1927 aufrechterhalten bzw. 
wieder in Kraft geſetzt worden iſt. Die tariflich oder ſonſt gem. 
Ziff. VIII a. a. O. erfolgte Feſtlegung des Beginns und Endes der 
Arbeitszeiten und der Pauſen verpflichtet den Arbeitgeber, ſie auch 
einzuhalten (vgl. Kas kel: ArbR. 1928, 217; Hueck Nipper⸗ 
den, ArbR., 1931, I, 460 Note 3; Rohmer, ArbZVO., 2. Aufl., 
1929, 68). Auf Jakobi, Grundlehren des ArbR. 1927 und 
Stengleins Komm. zu den ſtrafrechtl. Nebengeſ. Kann ſich die 
Rev. nicht berufen. Jakobi weiſt nur darauf hin, daß Dienſt⸗ 
vorſchriften über Beginn und Ende der Arbeitszeit vom Arbeit⸗ 
geber bei Strafe erlaſſen werden müſſen. Stengleins Komm. 
beſchränkt ſich auf die Bemerkung: „Auch die Unterlaſſung des Aus⸗ 
hangs iſt ſtrafbar“ (5. Aufl., II, 750 Anm. 3), fo daß er wohl eher 
für die vom Sen. vertretene Auslegung in Anſpruch genommen wer⸗ 
den kann. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 6. Okt. 1931, 2 OSt 179/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 

Kaſſel. 

15. Die Begriffe des „Notfalles“ und des „außerge⸗ 
wöhnlichen Falles“ i. S. des 8 10 Abi. 1 der VO. über die 
Arbeitszeit v. 21. Dez. 1923 i. d. F. v. 14. April 1927. f) 


Nach FLO Abſ. 1 Arb VO. entfallen alle geſetzlichen Zeit⸗ 
ſchranken für die Erledigung vorübergehender Arbeiten in Notfällen 
und in außergewöhnlichen Fällen, die unabhängig vom Willen des 
Betroffenen eintreten und deren Folgen auf andere Weiſe nicht be⸗ 
ſeitigt werden können. Rechtsirrig iſt zunächſt die Auffaſſung des 
Vorderrichters, daß 8 10 Abf. 1 Fälle höherer Gewalt im Auge habe. 
Die jetzige Faſſung dieſer Vorſchrift auf Grund des AbGGeſ v. 14. April 
1927 hängt zuſammen mit der gleichzeitig vorgenommenen Verſchärfung 
der Strafbarkeit von Arbeitszeitverſtößen durch Streichung des bis⸗ 
herigen 8 11 Abſ. 3, nach dem der Arbeitgeber in gewiſſen Fällen 
bei Duldung oder Annahme freiwilliger Mehrarbeit ſtraflos blieb. 
Um wirtſchaftlichen Notwendigkeiten entgegenzukommen, erhielt der 
810 die jetzige Faſſung, nach der neben den bis dahin ſchon vor⸗ 
geſehenen „Notfällen“ auch „außergewöhnliche Fälle“ zu einer Aus⸗ 
nahme berechtigen ſollen. Der § 10 iſt daher ein auf wirtſchaftlichen 
Erwägungen beruhendes Kompromiß und zwingt nach feiner Ent⸗ 
ſtehung zu einer wirtſchaftliche Belange weitgehend berückſichtigenden 
Auslegung. 


Verkannt iſt insbeſ. auch der Begriff des „Notfalls“. Der 


Vorderrichter gibt dieſem Begriff eine zu enge Auslegung, wenn er 
zum Notfall ein „unvorhergeſehenes und unglückliches Ereignis“ 
erfordert. Es genügt ein unvorhergeſehenes, unverzügliches Eingreifen 


Zu 15. Das OLG. wendet ſich in der Begründung ſeines Urteils 
zunächſt gegen die Annahme des Vorderrichters, daß 8 10 Abſ. 1 
ArbZVO. nur Fälle höherer Gewalt im Auge habe, und 
folgert dies aus der Anderung, die § 10 Abſ. 1 durch das Arb g NotGh. 
v. 14. April 1927 erfahren hat. In der Tat enthielt die frühere 
Faſſung des § 10 nur die Notfälle und die Fälle zur Verhütung des 
Verderbens von Rohſtoffen oder des Mißlingens von Arbeitserzeug⸗ 
nen. Durch das Geſetz von 1927 wurden dann den Notfällen 
die außergewöhnlichen Fälle gleichgeſtellt, um, wie die amtliche Be⸗ 
gründung zu dieſem Geſetz ausführt, durch die neue Faſſung den 
Bedenken, die gegen die Aufhebung des 811 Abſ. 3 Arb VO. (Straf⸗ 
loſigkeit freiwilliger Überarbeit) von vielen Seiten erhoben wurden, 
in gewiſſem Umfang Rechnung zu tragen, da die Ergänzung des 8 10 
geeignet erſcheine, in manchen Fällen Schwierigkeiten vorzubeugen. 
Die früher ſtrengere Umgrenzung der Fälle des 8 10 hat alſo durch 
das Geſetz von 1927 offenbar eine gewiſſe Abſchwachung erfahren, 
wobei die weitere, im vorliegenden Fall nicht erörterte Ausnahme des 
gleichfalls erſt durch dieſes Geſetz eingefügten Abſ. 2 des § 10 (Be⸗ 
ſchäftigung einer geringen Zahl von Arbeitnehmern mit Arbeiten, 
deren Nichterledigung das Ergebnis der Arbeit gefährden oder einen 
unverhältnismäßigen wirtſchaftlichen Schaden zur Folge hätte) noch 
gar nicht in Betracht gezogen iſt. Das OLG. geht baher wohl nicht 
fehl, wenn es nach der geſchilderten Entſtehung der jehigen Faſſung 
des 8 10 die weitgehende Berückſichtigung auch wirtſchaftlicher Be⸗ 
lange für notwendig hält. j 
Das OLG. beanſtandet weiter die Auslegung, die der Vorder⸗ 
richter den Begriffen „Notfälle“ und „außergewöhnliche Falle ge- 
geben hat. Es halt die Auslegung, daß der Begriff des Not⸗ 
falls ein unvorhergeſehenes und unglückliches Ereignis erfordere, 
für zu eng; es genüge ein unvorhergeſehenes Ereignis, auch wenn 
dieſes keinen beſonders unglücklichen Charakter trage. Auch hierin 


erforderndes Ereignis, auch wenn dieſes keinen beſonders unglück⸗ 
lichen Charakter trägt. Geht ſo der Vorderrichter von unrichtigen 
Rechtsbegriffen aus, ſo entbehrt das angefochtene Urteil aber außer⸗ 
dem der ausreichenden tatſächlichen Feſtſtellungen, um dem Rev. 
ſeinerſeits eine rechtliche Würdigung zu ermöglichen. Es enthält zu 
dem hier in Frage ſtehenden Punkte nur die Bemerkung: „Es liegt 
auf der Hand, daß die übernahme des Bankhauſes ſeitens der Groß⸗ 
bank nicht als ein ‚Notfall‘ anzuſehen iſt.“ Augenſcheinlich hat dabei 
der Vorderrichter nur die Bankfuſion als ſolche ins Auge gefaßt, 
ohne ihre Urſachen in Erwägung zu ziehen. Selbſt wenn indeſſen die 
Angekl. dahingehende Schutzbehauptungen in der Hauptverhandlung 
nicht aufgeſtellt haben ſollten, hätte feſtgeſtellt werden müjfen, welche 
Vorgänge für die Übernahme des Bankhauſes durch die Bank be⸗ 
ſtimmend waren. Die Bankübernahme erfolgte Ende des Jahres 1929. 
Es iſt allgemein bekannt, daß in dieſer Zeit das Wirtſchaftsleben 
eine ſeiner ſchwerſten Kriſen durchmachte, der namentlich eine Reihe 


Kleinbanken zum Opfer fielen. Aus den Tageszeitungen ſind auch aus 
dem hieſigen Bezirk Fälle bekanntgeworden, in denen kleinere und 


mittlere Banken, um der Auswirkung der Kriſe zu entgehen, den 
Anſchluß an Großbanken geſucht haben. Die Möglichkeit eines ſolchen 
Zuſammenhangs auch im vorliegenden Fall lag nahe und hätte vom 
Vorderrichter gem. § 155 Abſ. 2 SPD. auch von Amts wegen unter⸗ 
ſucht werden muſſen, da dies bei richtiger Auffaſſung des Begriffs 
„Notfall“ erheblich ſein konnte. Es iſt die Möglichkeit nicht aus⸗ 
zuſchließen, daß der Vorderrichter dieſe Frage unerörtert gelaſſen hat, 
weil er die materielle Erheblichkeit eines Zuſammenhangs zwiſchen 
der Bankkriſe und der Übernahme des Bankhauſes ... durch die 
. . . Bank verkannt hat. Schon aus dieſem Grunde mußte die Rev. 
zur Aufhebung des angefochtenen Urteils führen. 

Rechtsirrtümlich find ferner aber auch die Ausführungen des 
angefochtenen Urteils, die ſich mit dem Vorliegen eines „außergewöhn⸗ 
lichen Falles“ befaſſen. Die vom Vorderrichter angewandte Begriffs⸗ 
beſtimmung: „Der Begriff der außergewöhnlichen Fälle“ iſt dem der 
„Notfälle“ ähnlich, jedoch liegt hier meiſt nicht ein unglückliches Er⸗ 
eignis vor“, iſt nicht erſchöpfend und nicht geeignet, eine Grundlage 
für die weiteren Erörterungen zu bilden. Unter einem „außergewöhn⸗ 
lichen Fall“ iſt alles zu verſtehen, was ſich außerhalb des gewöhn⸗ 
lichen Laufs der Dinge ereignet, was alſo abſeits vom regelmäßigen 
Verlauf ſteht. Nicht erforderlich iſt, daß der außergewöhnliche Fall 


den Charakter eines beſonders zwingenden Falles trägt — da er ſonſt 


mit dem Begriff des „Notfalls“ gleichzuſetzen wäre — oder gar, wie 
das angefochtene Urteil annimmt, ein Fall höherer Gewalt ſein muß. 
Mit unzureichender Begründung verneint ferner der Vorder⸗ 
richter, daß die Urſachen der Mehrarbeit „unabhängig vom Willen 
des Betroffenen“ eingetreten ſind. Die bloße Bemerkung, daß der 
Zuſammenſchluß der beiden Banken auf keinerlei Zwang beruhe, reicht 
mangels näherer tatſächlicher Beziehungen nicht aus (8 267 Abſ. 1 
Satz 2 StPD.). Auch hierfür war — wie bereits ausgeführt — auf 
den möglichen Zuſammenhang mit der Bankkriſe einzugehen. 
Unzureichend begründet iſt ſchließlich auch die Annahme des 


Vorderrichters, daß die Folgen des Zuſammenſchluſſes auf andere 


Weiſe hätten beſeitigt werden können. Darüber ſtellt das angefochtene 
Urteil nur feſt: „Es wäre für die ... Bank aber ein leichtes ge⸗ 


iſt dem Urteil beizupflichten, ſchon aus der Erwägung, daß ein un⸗ 
glückliches Ereignis ohnehin kaum anders als unvorhergeſehen ſein 


‘kann und es daher keinen rechten Sinn hätte, beide Vorausſetzungen 


gleichzeitig nebeneinander zu verlangen. Für dieſe Auslegung ſpricht 
auch 86a ArbgZVO., wonach die Vorſchrift über den Mehrarbeits⸗ 
zuſchlag zwar grundſätzlich die Mehrarbeit auf Grund des § 10 ein⸗ 
bezieht, aber wieder nicht gilt, ſoweit die Mehrarbeit lediglich infolge 
von Notfällen, Naturereigniſſen, Unglücksfällen oder anderen un⸗ 
vermeidlichen Störungen erforderlich iſt; hier find alſo die Unglücks⸗ 
fälle ſelbſtändig neben den Notfällen aufgeführt, woraus man eben⸗ 
falls folgern kann, daß der Notfall nicht immer auch ein Unglücks⸗ 
fall zu ſein braucht. Auch der Begriff der Notfälle, wie er ſich bei 
der Anwendung des § 105 GewO. feſtgeſtellt hat, geht dahin, daß 
es ſich um Arbeiten handeln muß, die durch ein unvorhergeſehenes 
oder unglückliches Ereignis veranlaßt wurden und unverzüglich am 
Sonntag vorgenommen werden müſſen, foll ihre Unterlaſſung nicht 
unverhältnismäßigen Schaden hervorrufen. Die preuß. Ausführungs⸗ 
anweiſung zum § 105 c läßt gleichfalls dem Begriff der Notfälle 
einen größeren Spielraum, wenn ſie zu den Arbeiten in Notfällen 
ſolche Arbeiten rechnet, die zur Beſeitigung eines Notſtands oder zur 
Abwendung einer Gefahr ſofort vorgenommen werden müſſen, ferner 
aber auch dringende Arbeiten, die durch Todesfälle, Erkrankungen, 
unvorhergeſehene, erhebliche geſchäftliche Zwiſchenfälle uſw. erforderlich 
werden und nicht erſt auf den nachfolgenden Werktag verſchoben 
werden können. Abgeſehen von dem unrichtigen Rechtsbegriff, hält 
das OLG. in dieſem Zuſammenhang eine Aufhebung des angefochtenen 
Urteils ſchon aus dem Grunde für erforderlich, weil die vom Vorder⸗ 
richter getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen nicht ausreichen, um 
dem Reb. eine rechtliche Würdigung zu ermöglichen; dabei rechnet 


es insbeſ., in Anwendung der eingangs angegebenen grundſätzlichen 


Auslegung des § 10, mit der Möglichkeit gewiſſer wirtſchaftlicher Zu⸗ 
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weſen, die Umſtellungsarbeiten auf einen größeren Zeitraum zu ver⸗ 
teilen oder aus ihrer großen Organiſation nichtbetriebsfremde An⸗ 
geſtellte nach ... für die Umſtellungsarbeiten heranzuziehen..“ Das 
angefochtene Urteil läßt inſoweit vor allem vermiſſen, daß es die Art 
der durch den Zuſammenſchluß notwendigen Umſtellungsarbeiten und 
die Umſtände, unter denen ſie zu leiſten waren, nicht im einzelnen 
aufgeklärt und feſtgeſtellt hat. Deshalb entbehrt die Feſtſtellung, die 
Umſtellungsarbeiten hätten auf einen größeren Zeitraum verteilt wer⸗ 
den können, der tatſächlichen Grundlage (8267 Abſ. 1 Satz 2 StPO.). 
Dasſelbe gilt von der Feſtſtellung, daß nichtbetriebsfremde Arbeits⸗ 
kräfte aus ſonſtigen Betrieben hätten herangezogen werden können. 
Hierfür hätte es vor allem der Feſtſtellung bedurft, ob bei der Zahl 
der bereits beſchäftigten Angeſtellten die räumlichen und techniſchen 
Verhältniſſe eine ſolche Vermehrung der Arbeitskräfte überhaupt als 
möglich erſcheinen ließen. Erſt nach Aufklärung dieſer tatſächlichen 
Umſtände wird ſich entſcheiden laſſen, ob die Umſtellungsarbeiten auf 
längere Zeit hätten verteilt oder auf ſpätere Zeit — etwa nach Er⸗ 
ledigung der Jahresſchlußarbeiten — hätten verſchoben werden können. 
(DRG. Kaſſel, Urt. v. 19. Febr. 1931, S 7/31.) 
Mitgeteilt von OLGR. Fuchs, Kaſſel. 


Dresden. Gewerbeordnung. 


16. 5 105 Abſ. 1 Ziff. 4 Gew.; 8 8 Bäck VO. Fertig⸗ 
ſtellung von Gelee⸗ oder Cremetorten und dergl. ift am 
Sonntag unzuläſſig. 


Die Frage, ob und inwieweit die Herſtellung leicht verderb⸗ 
licher Konditorwaren unter die Ausnahmebeſtimmung fällt und ſomit 
an Sonn⸗ und Feſttagen in gewerblichen Bäckereien und Konditoreien 
zuläſſig iſt, iſt im Schrifttum und in der Rſpr. ſtreitig. Nach er» 
neuter Prüfung ſchließt ſich der Senat der ſtrengeren Auslegung des 
8 105 c Abſ. 1 Ziff. 4 GewO. an, die in der Rſpr., insbeſ. vom RG. 
und im Schrifttum von Rohmer (Anm. 1 zu 86 Bäckerei O.) 
vertreten wird. Ein Mißlingen von Arbeitserzeugniſſen iſt nach 
dem Sprachgebrauch nur möglich, ſolange die ordnungsmäßige Er⸗ 
zeugung noch nicht beendet iſt. Wenn die Herſtellung einmal gelungen 
iſt, vermag daran ein nachträgliches Verderben nichts mehr zu 
ändern. Daß die Torten und Kuchen vom Angekl. an ſich am 
Werktage vor dem Sonntag hätten völlig hergeſtellt werden können, 
iſt nicht zu bezweifeln. Dieſe ſtrenge Auslegung der Ausnahmevorſchrift 
entſpricht gerade auch für das Bäcker⸗ und Konditoreigewerbe dem 
Willen des Geſetzgebers (RGGSt. 61, 162). 

(OLG. Dresden, Urt. v. 31. März 1931, 2 OSt 21/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 
Hamburg. 
17. 8129 GewO. Lehrling i. ©. der Gemd. 


Die GewO. enthält keine Beſtimmung des Begriffs „Lehrling“. 
Nach herrſchender Anſicht ſetzt aber ein Lehrlingsverhältnis voraus, 
daß die in Frage kommenden Angeſtellten in erſter Linie zum Zwecke 
ihrer Ausbildung in dem Gewerbezweige, in dem ſie beſchäftigt 
werden, tätig ſind. Danach muß die Ausbildung der beſchäftigten 
Perſonen Selbſtzweck ſein und darf nicht zu einem mehr oder weniger 
zufälligen Ergebnis der Beſchäftigung werden, das hauptſächlich von 
dem eigenen Eifer und der eigenen Geſchicklichkeit der Angeſtellten, 


ſammenhänge mit der vorliegenden Notſtandsarbeit (Zuſammenhang 
zwiſchen der Bankkriſe und der Übernahme des Bankhauſes durch 
die Bank). 

Ebenſo erſcheint dem OLG. der Begriff des außer⸗ 
gewöhnlichen Falles nicht hinreichend damit geklärt, wenn 
der Vorderrichter dieſen Begriff dem des Notſtands als ähnlich be⸗ 
zeichnet, nur daß hier meiſt nicht ein unglückliches Ereignis vorliege. 
Das OLG. hält es nicht für erforderlich, daß der außergewöhnliche 
Fall den Charakter eines beſonders zwingenden Falles trage, viel⸗ 
mehr ſei darunter alles zu verſtehen, was ſich außerhalb des gewöhn⸗ 
lichen Laufes der Dinge ereigne. Erſcheint eine ſo weite Auslegung 
auf den erſten Blick nicht unbedenklich, ſo wird ſie doch dadurch ohne 
weiteres wieder eingeſchränkt, daß ſie an die im § 10 Abſ. 1 aus⸗ 
drücklich angeführten Vorausſetzungen gebunden ift, wonach die außer⸗ 
gewöhnlichen Fälle unabhängig vom Willen des Betroffenen eintreten 
müffen und ihre Folgen nicht auf andere Weiſe zu beſeitigen ſind. 
Das bedeutet, daß dieſe Fälle in dem Sinne außergewöhnlich ſein 
müſſen, daß dem Unternehmer nicht zugemutet werden kann, ſich auf 
ſie einzurichten, um dadurch die Mehrarbeit entbehrlich zu machen. 
Der Vorderrichter hat das Vorliegen dieſer Vorausſetzungen verneint; 
das OLG. vermißt aber eine ausreichende Begründung durch tat⸗ 
ſächliche Unterlagen, insbeſ. unter Berückſichtigung der Art der durch 
den Zuſammenſchluß bedingten Umſtellungsarbeiten und der räum⸗ 
lichen und techniſchen Verhältniſſe des Betriebes. 

Das Urteil des OLG. im ganzen dürfte der jetzigen Faſſung 
des 8 10 und feiner Stellung in der geltenden Arb Z VO. entſprechen. 

Min R. Neitzel, Berlin. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


nicht aber von der auf die Ausbildung gerichteten Tätigkeit De 
Geſchäftsherrn abhängt. Wenn daher Arbeitnehmer, die nicht zu 
ihrer Ausbildung von dem Geſchäftsherrn angenommen ſind, ſich 
durch die zu verrichtende Arbeit weiter ausbilden oder in der Aus- 
bildung vervollkommnen wollen, ſo genügt dieſe Abſicht allein nicht, 
den Angeſtellten zum Lehrling zu machen (Hueck⸗Nipperdey, 
Arbeitsrecht, 1927, S. 64). f 
Durch den Abſchluß des Lehrvertrags verpflichtet ſich der Arbei 
geber, den Lehrling in den in ſeinem Betriebe vorkommenden Ar- 
beiten des Gewerbes zum Zwecke der Ausbildung zu unterweiſen, 
ihn zum Beſuch der Fortbildungs⸗ und Fachſchule anzuhalten und 
den Schulbeſuch zu überwachen (8127 Gewd.). Aus dem Umſtand, 
daß kein ſchriftlicher Lehrvertrag vorliegt, kann nichts gegen die 
Annahme eines Lehrlingsverhältniſſes hergeleitet werden. Die Schrift 
lichkeit iſt nicht die Vorausſetzung für die Gültigkeit des Lehr⸗ 
vertrages. Die ſich über die Schriftlichkeit ausſprechende Beſtim 
mung des 8 126b Gewd. iſt nur eine Sollvorſchrift, an deren 
Nichtbeachtung gewiſſe Rechtsnachteile, wie fie im g 127 d, k, g Gemd- 

angeführt ſind, geknüpft ſind. 
(OLG. Hamburg, StrSen., Urt. v. 19. Jan. 1931, R III 148/30.) 

Mitgeteilt von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 


Obergericht Danzig. 


1. DanzSen O. v. 14. Dez. 1926; 88 5, 1, 3 Bäck Arbz⸗ 
Vo. Das Verbot des Austragens von Backwaren vor 
7 Uhr vormittags ift rechtsungültig. 5) 

Der Angekl., Inhaber einer Bäckerei, hat gegen 6¼ Uhr mor⸗ 
gens Brot, das am Abend vorher vor 9 Uhr in ein Lieferauto 
verladen war, zu ſeinen Filialen fahren laſſen. Von der Anklage 
des Gewerbevergehens iſt er in allen drei Inſtanzen freigeſprochen. 

Nach § 1 Vo. des Rates der Volksbeauftragten vom 
23. Nov. 1918 (RGBl. S. 1329) darf in den gewerblichen 
Bäckereien und Konditoreien die regelmäßige tägliche Arbeits- 
zeit der Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge und ſonſtigen Arbeiter 
acht Stunden nicht überſchreiten. Nach 8 3 müſſen an den 
Werktagen alle Arbeiten mindeſtens von 10 Uhr abends bis 6 Uhr 
morgens vollſtändig ruhen. Nach 8 5 können die von den Landes⸗ 
zentralbehörden beſtimmten Behörden auf Antrag für ihren Bezirk 
oder für Teile desſelben widerruflich eine Verſchiebung der Lage der 
achtſtündigen Betriebsruhe um höchſtens eine Stunde genehmigen. 

Von dieſer Befugnis des § 5 hat der Senat in feiner VD. 
v. 14. Dez. 1926 betr. die Betriebsruhe im Bäckereigewerbe Ge⸗ 
brauch gemacht. Dadurch iſt die Betriebsruhe widerruflich auf die 
Zeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens verlegt worden, „wo⸗ 
dei“ — wie es in der WO. heißt — „folgendes zu beachten iſt: 
„Backwaren jeder Art dürfen vor 7 Uhr morgens nicht ausgetragen 
oder abgegeben werden, auch darf die Verſorgung von Zweiggeſchäften, 
Filialen, Hotels uſw. vor dieſer Zeit nicht erfolgen. Das Austragen 
iſt zeitlich vom Verlaſſen des Bäckereigrundſtücks anzurechnen.!“ 

Es iſt nicht erſichtlich, aus welcher geſetzlichen Beſtimmung die 
Verwaltungsbehörde ihre Befugnis zum Erlaß des Verbotes in Ziff.“ 
herleitet. 85 VO. v. 23. Nov. 1918 gibt ihr nur die Befugnis, 
widerruflich die Betriebsruhe um eine Stunde zu verlegen. Nirgends 


Zu 1. I. Dieſe Entſch. des Danziger Obergerichts ſteht im 
Gegenſatz zu faſt der geſamten reichsdeutſchen Praxis. Es ſei daher 
zunächſt dieſe, beſonders an Hand der einſchlägigen Rſpr. des KG. 
dargeſtellt. 


II. Die Geſetzeslage iſt im Eingang der obigen Entſch. richtig 
wiedergegeben. Die ſtrittige Rechtsfrage hat ihren Urſprung in 
einem Erl. des preuß. OMin. v. 4. Mai 1925, Nr. III 3938. 
HMBl. S. 114 ff. In dieſem Erlaß macht der Miniſter von der in 
§ 5 Bäck Arb ZVoO. den Landeszentralbehörden eingeräumten Befug⸗ 
nis Gebrauch, die RegPräſ. zu ermächtigen, die Arbeitszeit in 
Bäckereien gegenüber der in § 3 a. a. O. angegebenen Zeit um eine 
Stunde zu verſchieben. Nachdem der Miniſter des längeren die Vor⸗ 
teile und Nachteile einer ſolchen Maßnahme für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer erörtert hat, erklärt er ſich mit einer Vorverlegung 
des Arbeitsbeginnes auf 5 Uhr einverſtanden, ſpricht aber gleichzeitig 
die „Erwartung“ aus, daß bei der Entſch. eine Anzahl von ihm at 
gegebener Geſichtspunkte „ſorgfältig beachtet“ werde. Zu der hier 
ſtrittigen Frage heißt es in Ziff. 2 des Erlaſſes: 1 

„Um die Überwachung der Betriebe zu erleichtern und die mit 
den Austragen von Backwaren verbundenen Mißſtände einzu⸗ 
ſchränken, iſt die Genehmigung des 5⸗Uhr⸗Beginnes an die DE 
dingung zu knüpfen, daß Backwaren jeder Art vor 7 Uhr morgen 
nicht ausgetragen oder abgegeben werden dürfen. Das Austragen u 
zeitlich vom Verlaſſen des Bäckereigrundſtückes zu rechnen.“ 

In ſpäteren Erlaſſen v. 25. Sept. 1925: HMBl. S. 276 und 
v. 13. März 1926: H Bl. S. 64 ift geſagt, daß die Verlegung der 
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zit gejagt, daß die Verlegung an Bedingungen geknüpft werden kann. 
Dadurch unterſcheidet ſich S 5 von § 7, deſſen Abſ. 3 Satz 2 aus⸗ 
drücklich beſagt, daß die in Abſ. 1 vorgeſehenen Genehmigungen an 
Bedingungen geknüpft werden können. Die Bedeutung ſolcher Be⸗ 
dingungen kann im Falle des 8 7 nicht zweifelhaft fein. Ein Zwang 
zur Einhaltung der Bedingungen wird auf den Betriebsinhaber 
nicht ausgeübt. Will er ſie nicht erfüllen, ſo verbleibt es für ihn bei 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften; denn von der Beobachtung 
dieſer Vorſchriften iſt er nur dann entbunden, wenn er die Be⸗ 
dingungen erfüllt. Nimmt ein Betriebsinhaber die Vorteile der Ge⸗ 
nehmigung für ſich in Anſpruch, ohne die Bedingungen zu erfüllen, 
ſo handelt er geſetzwidrig. Das Geſetzwidrige liegt aber nicht darin, 
daß er die Bedingungen nicht erfüllt, ſondern darin, daß er, ohne die 
Bedingungen zu erfüllen, die geſetzlichen Schutzvorſchriften übertritt. 
Strafbar iſt nicht die Nichterfüllung der Bedingungen, ſondern die 
Überſchreitung der allgemeinen Schutzvorſchriften, ohne daß dazu 
eine — ja nur bei Erfüllung der Bedingungen wirkſame — Ge⸗ 
nehmigung vorläge. 

Würde man Bedingungen in dieſem Sinne auch für die in 
85 vorgeſehene Genehmigung für möglich halten, jo würde man 
zu dem Ergebnis kommen, daß die Betriebsruhe von 9—5 Uhr für 
denjenigen Betrieb gilt, der die Bedingungen der Verwaltungsbehörde 
erfüllt, daß es aber für die Betriebe, die ſie nicht erfüllen, bei der 
geſetzlichen Regel des 83 verbleibt, wonach die Arbeit von 10—6 Uhr 
ruhen muß. Der Angekl. hätte ſich dann nicht ſtrafbar gemacht, da 
er ja nicht in der Zeit von 10—6 Uhr, ſondern erſt nach 6 Uhr hat ar⸗ 
beiten laſſen. Es kann aber wohl nicht zweifelhaft ſein, daß es unan⸗ 
nehmbar iſt und auch nicht i. S. der VO. v. 14. Dez. 1926 liegt, daß 
an denſelben Orten verſchiedene Ruhezeiten herrſchen, zwiſchen denen 
der einzelne Betriebsinhaber die Auswahl hat. Ebenſo unannehmbar 
aber iſt die Meinung der Reviſion, daß die im $ 5 der Verwaltungs⸗ 
behörde eingeräumte Befugnis zur Verlegung der Betriebsruhe um 
eine Stunde zugleich auch die Befugnis enthalte, den Bäckerei⸗ 
betrieben alle möglichen weiteren, in der VO. v. 23. Nov. 1918 nicht 
vorgeſehenen Bedingungen und Erſchwerungen mit bindender Kraft 
und der Folge der Strafbarkeit aus § 12 der VO. aufzuerlegen. 

Die VO. v. 23. Nov. 1918 bezweckt ausſchließlich die Gewähr⸗ 
leiſtung einer achtſtündigen Arbeitsruhe für das Perſonal der Bäcke⸗ 
reien und Konditoreien. Um dieſes Ziel zu erreichen, wird die Frei⸗ 


Arbeitszeit ſich bewährt habe und die Beachtung der die Früharbeit 
einſchränkenden Geſichtspunkte nochmals ausdrücklich angeordnet. 

Auf dieſe miniſterielle Anordnung hin iſt wohl von allen 
RegPräſ. in Preußen nach Verhandlungen mit den beteiligten Or⸗ 
ganiſationen die Arbeitszeit in Bäckereien vorverlegt worden. Die⸗ 
ſem Beiſpiel ift der Danziger Senat gefolgt. In den betr. VO. iſt 
ſtets das Verbot des Austragens von Backwaren vor 7 Uhr aus⸗ 
geſprochen. 

III. Hiergegen iſt bald verſtoßen worden. Das KG. hat jedoch 
die Rechtsgültigkeit des Austrageverbotes in ſtänd. Praxis an⸗ 
erkannt (KG. Erg Bd. VII, 174; GewArch. 24, 144, 283; 26, 138; 
27, 309 R.⸗ u. PrVerwBl. 50, 750; Arbeitsrechtl. Beilage zum 
Deutſchen Handwerksblatt 1930, 102; Deutſche Backer⸗ u. Konditor⸗ 
Roſch. 1927, 7; Schleſ. Baäcker⸗ u. Konditor⸗Zeitung 1927 Nr. 49; 
AG. Berlin-Mitte: GewArch. 24, 284). Nach dem Sinn der in 8 5 
BäckArb ZV. enthaltenen Befugnis ſei es unbedingt zulaſſig, zur 
Ausführung der VO. erforderliche ErgBeft. zu erlaſſen (vgl. a. OLG. 
Dresden: JW. 1929, 3030; 1930, 3110). Die fragliche VO. der 
Reg Präſ. halte ſich im Rahmen der Geſetzes VO. und der im Min- 
Erl. gegebenen Anweiſungen. Zuzuſtimmen iſt dem KG. darin, daß 
dieſe beſondere Beſtimmung der Arbeitszeit allgemein gilt. Es iſt 
nicht etwa in das Belieben der einzelnen Betriebsinhaber geſtellt, ob 
ſie die achtſtündige Betriebsruhe um 5 oder um 6 Uhr beendigen und 
um 21 oder 22 Uhr beginnen laſſen wollen. Sie gilt für Groß⸗ wie 
Kleinbetriebe, gleichgültig, ob für das Ausfahren beſonderes Per⸗ 
ſonal gehalten wird oder nicht. Gleicher Auffaſſung iſt das Bay⸗ 
DELG. (Gew Arch. 26, 831; a. A. OLG. Karlsruhe: Gem Arch. 24, 603 
IW. 1927, 285). b b 4 i 

Auf die weiteren ſich an die Vorſchrift anknüpfenden Streit⸗ 
fragen, z. B. darüber, was unter Austragen zu verſtehen iſt, braucht 
hier nicht eingegangen zu werden, da ſie zum Verſtändnis des Gegen⸗ 
ſatzes in den Auffaſſungen des KG. und des obigen Urteils entbehr⸗ 
lich ſind. A 1 2 

ä 19. Auch das KG. verkennt nicht, daß es ſich hier um ein 
„bedingungsweiſes“ Verbot des vorzeitigen Austragens handelt, und 
daß in dem eigentlichen Geſetz nichts von dieſer Bedingung ſteht. 
Es meint jedoch, dieſe Bedingung ginge nicht über den Rahmen 
der BO. v. 23. Nov. 1918 hinaus und werde durch die Strafvorſchrift 
des 812 a. a. O. mit gedeckt. Hier ſezt nun der m. E durch⸗ 
ſchlagende Angriff des Danziger Obergerichts ein. Seine Auffaſſung, 
daß die Verwaltungsbehörde mangels einer ausdrücklichen Ermächti⸗ 
gung des Geſetzes nicht neue Beſchränkungen in Form von „Be⸗ 
dingungen“ ausſprechen könne, ſtimmt überein mit den allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen und dem Wortlaut der Back Arb ZO. und ſpricht 


heit gewerblicher Betätigung für eine Zeit von acht Stunden ein⸗ 
geſchränkt. Für die reſtliche Zeit ſind die Betriebe frei. Bei Auf⸗ 
rechterhaltung der geſetzlichen Ruhezeit von 10—6 Uhr wäre die Ver⸗ 
waltungsbehörde nicht befugt, von ſich aus für die Zeit von 6—7 Uhr 
vormittags noch weitere Einſchränkungen gewerblicher Betätigung 
vorzunehmen. Eine geſetzliche Grundlage für ein ſolches Vorgehen 
wäre nicht vorhanden. Die Zeit von 6—7 Uhr unterliegt nicht dem 
Eingriff verwaltungsbehördlicher Anordnungen. Daran ſoll ſich nach 
Meinung der Reviſion dadurch etwas ändern, daß die Betriebsruhe 
von 10—6 Uhr auf 9—5 Uhr verlegt wird. Der Umſtand, daß die 
Verwaltungsbehörde die Zeit von 5—6 Uhr vormittags frei gibt, 
würde ihr das Recht verleihen, nunmehr auch für die bisher freie 
Zeit von 6—7 Uhr Einſchränkungen vornehmen zu können. Die 
Freigabe der Zeit von 5—6 Uhr vormittags findet aber ihren Aus⸗ 
gleich bereits darin, daß die bisher geſetzlich freie Zeit von 9— 10 Uhr 
nachmittags nach Anordnung der Verwaltungsbehörde nunmehr in 
die Zeit der Betriebsruhe fällt. Wenn es als Wille des Geſetzgebers 
angeſehen werden könnte, daß darüber hinaus die Verwaltungs⸗ 
behörde den Ausgleich noch in weiteren Beſchränkungen ſuchen könnte, 
ſo käme dafür allenfalls die bisher gebundene Zeit von 5—6 Uhr 
vormittags in Frage, nicht aber die bisher geſetzlich ungebundene 
Zeit von 6—7 Uhr. Stellt man auch dieſe Zeit zur Verfügung der 
Verwaltungsbehörde, ſo iſt nicht abzuſehen, wo überhaupt eine 
Grenze für die Beſchränkungen ſein ſoll, die fie auferlegen kann. 
Die Verwaltungsbehörde wäre befugt, im Zuſammenhang mit einer 
bloßen Verlegung der Betriebsruhe um eine Stunde mit zeitlich un⸗ 
beſchränkten Erſchwerungen in den Betrieb der Bäckereien einzu⸗ 
greifen. Die Erſchwerungen könnten aber nicht nur zeitlich, ſondern 
auch der Art nach unbeſchränkt ſein. Es bedarf nicht der Auf⸗ 
zählung einzelner Beiſpiele, um feſtzuſtellen, daß die freie gewerb⸗ 
liche Betätigung der Bäckereien ſchrankenlos dem Belieben der Ver⸗ 
waltungsbehörde ausgeliefert wäre. Eine ſolche Geſetzesauslegung 
widerſpricht den einfachſten Grundſätzen des Rechtsſtaates. 

Die Veranlaſſung für den Danziger Senat zum Erlaß der VO. 
v. 14. Dez. 1926 wie auch zahlreicher gleichlautender VO. preuß. 
Verwaltungsbehörden iſt der Erlaß des Minſters für Handel und 
Gewerbe v. 4. Mai 1925 betr. Früharbeiten in Bäckereien und 
Konditoreien (M Bl. S. 114). Der Miniſter erörtert hier die Grund⸗ 
ſätze, nach denen die Genehmigung zur Verlegung der Betriebsruhe 
erfolgen ſoll. Er erklärt, der Genehmigung hierauf abzielender An⸗ 


für fi) ohne nähere Erläuterung. Zu ihrer Ergänzung ſei jedoch 
noch folgendes angeführt: Auch das KG. wird zugeben, daß die Ver⸗ 
waltungsbehörde der Vorverlegung des Arbeitsbeginns in Bäckereien 
nicht von jeder ihr irgendwie gut ſcheinenden Bedingung abhängig 
machen kann. Was der vom KG. in ſeinem Urt. v. 11. Juni 1926, 
IS 439/26 (Gew Arch. 24, 145), angegebene Maßſtab bedeuten ſoll, 
daß die „Bedingung“ nicht über den Rahmen der VO. v. 23. Nov. 
1918 hinausgehen dürfe, iſt nicht erſichtlich. Denn nach dieſer all⸗ 
gemeinen Wendung würde der Verwaltungsbehörde das Recht zu⸗ 
ſtehen, im Wege der Ausführung des § 5 a. a. O. Beſchränkungen 
auszuſprechen, die zwar Fragen der Arbeitszeit in Bäckereien be⸗ 
treffen, die aber nicht im Geſetz ſtehen, d. h. alſo im Zweifel nicht 
gewollt ſind. Ein ſolcher Standpunkt widerſpricht den Regeln der 
Geſetzesauslegung. 

Richtig iſt allerdings, daß auch die Bäck Arb ZV. das Aus⸗ 
tragen der Ware in ihren Rahmen einbezogen hat. Das beweiſt § 6 
Abſ. 4 a. a. O., der Beſtimmungen über das Austragen leicht ver⸗ 
derblicher Waren an Sonntagen trifft. Daß die Bäck Arb Zo. 
i. Verb. m. 88 3 und 5 a. a. O. dieſe Materie nicht erwähnt hat, 
beweiſt, daß der Geſetzgeber ſie nicht mit der Frage der Arbeitsruhe 
an Werktagen verquicken wollte. Die Anſicht des KG. verſtößt alſo 
gegen den deutlich erklärten Willen des Geſetzgebers. 


Endlich iſt es unrichtig, wenn das KG. immer — wie übrigens 
auch das obige Urteil und der erwähnte Erlaß des HMin. — von 
„Bedingungen“ ſpricht. Richtig verſtanden, handelt es ſich nicht um 
eine Bedingung, alſo um eine Beſtimmung, durch die die Rechts⸗ 
wirkung einer Handlung von einem künftigen ungewiſſen Ereignis 
abhängig gemacht wird, ſondern um eine Auflage, die bekanntlich 
im öffentlichen Recht eine größere Rolle ſpielen als im Privatrecht 
(ſo auch Richter: JW. 1929, 3030; vgl. über den Unterſchied 
zwiſchen Bedingung und Auflage im öffentlichen Rechte Jellinek, 
Verwaltungsrecht S. 253; OVG. 51, 387; 59, 279; 85, 268). Dieſe 
Erkenntnis muß die in dem obigen Urteil geäußerten Bedenken, ob 
überhaupt eine ſchlüſſige Strafvorſchrift vorliegt, verſtärken. 

V. Nicht beitreten kann man freilich dem obigen Urteil, wenn 
darin ein unterſchiedliches Verfahren in den einzelnen Betrieben für 
möglich gehalten wird. Hier iſt der entgegenſtehenden Anſicht des 
KG. (ſ. o.) der Vorzug zu geben. Weitere Ausführungen in dieſer 
Hinſicht erübrigen ſich aber, da das Danziger Obergericht dieſe An⸗ 
ſicht nur beiläufig geäußert hat. 

VI. De lege ferenda vgl. zu der hier ftrittigen Frage auch den 
Beſchl. der Ausſchüſſe des VorlRWiR. v. 21. Aug. 1931, Nr. 1671/31. 

RegR. Dr. Naß, Hannover. 
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träge nicht allgemein widerſprechen zu wollen; er erwarte aber, 
„daß bei der Entſch. die nachfolgenden Geſichtspunkte ſorgfältig be⸗ 
achtet werden“. Es folgt dann eine Reihe von Bedingungen, unter 
denen die in Ziff. 2 aufgeführte der Bedingung in Ziff. 2 der Senats⸗ 
VO. v. 14. Dez. 1926 entſpricht. Das KG. hat in einer Reihe von 
Entſch. (u. a. KJ. ErgBd. 7, 147 ff. und R.⸗ u. PrVerwBl. 1929, 
750) Bedingungen der vom Minſter angeführten Art für rechtsgültig 
und ihre Übertretung für ſtrafbar erklärt. Die Gründe, die das KG. 
für ſeine Anſicht anführt und die im weſentlichen den Gründen der 
Reviſion entſprechen, können als überzeugend nicht anerkannt wer⸗ 
den. Es erſcheint ſchon zweifelhaft, ob der Erlaß des Miniſters ſelbſt 
von der Strafbarkeit der Nichterfüllung der Bedingungen aus⸗ 
gegangen iſt. Es heißt in Ziff. 4 zwar, daß in jedem Falle, in wel⸗ 
chem ein früherer Arbeitsbeginn als der zugelaſſene feſtgeſtellt wird, 
gegen den betreffenden Unternehmer ſtrafrechtlich vorzugehen ſei. 
Es iſt aber nicht klar, ob mit dieſem früheren Arbeitsbeginn nur 
derjenige vor 6 bzw. 5 Uhr vormittags gemeint iſt, oder auch der 
Arbeitsbeginn vor 7 Uhr, wie ihn die Verwaltungsbehörde zum 
Ausgleich für die Verlegung der Betriebsruhe auf 9—5 Uhr für be⸗ 
ſtimmte Arbeiten feſtgeſetzt hat. Bedeutſam iſt jedenfalls, daß die 
Ziff. 8 folgendes beſtimmt: „Für den Fall, daß die Grenzen der 
Ausnahmegenehmigungen und die an dieſelben geknüpften Be⸗ 
dingungen und Auflagen nicht eingehalten werden, iſt die ſofortige 
Aufhebung der Ausnahmegenehmigungen in Ausſicht zu ſtellen.“ 
Hiermit iſt allerdings die einzig mögliche Folge der Nicht⸗ 

erfüllung der Bedingungen richtig gekennzeichnet. Die Verwaltungs⸗ 
behörde iſt in ihrer Entſchließung darüber, ob ſie die Genehmigung 
zur Verlegung erteilen will, völlig frei. Sie kann dieſe Genehmi⸗ 
gung von allen möglichen Bedingungen abhängig machen, auch ſol⸗ 
chen, die wie hier den Zweck haben, die Überwachung der Betriebe zu 
erleichtern (vgl. Ziff. 2 des Erl. des HMin.). Die Feſtſetzung ſolcher 
Bedingungen beſagt aber lediglich, daß die Verwaltungsbehörde nur 
bei ihrer Erfüllung bereit iſt, an ihrem einmal getroffenen Ent⸗ 
ſchluß feſtzuhalten. Die Bedingungen können aber nicht, auch nicht 
mit dem Ziele einer leichteren Überwachung der Betriebe, in dem 
Sinne neues Recht ſchaffen, daß ſie für die davon betroffenen 
Betriebe bindend wären. Der Erl. des HMin. ſieht in den Ziff. 3 
und 6 vor, daß die Verwaltungsbehörde ſich vor Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung mit den Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerverbänden, insbeſ. 
den Innungen und Innungsverbänden ins Benehmen ſetzen und den 
Arbeitgeberverbänden und Innungen die nachdrückliche Erfüllung 
der Bedingungen zur Pflicht machen ſoll. Hiermit iſt der Verwal⸗ 
tungsbehörde neben dem Druckmittel des jederzeitigen Widerrufs der 
Genehmigung ein weiterer Weg gewieſen, die Erfüllung der Be⸗ 
dingungen durchzuſetzen. Möglicherweiſe gelingt es Innungen und 
Arbeitgeberverbanden bei dem großen Intereſſe, das ſie an der 
Verlegung der Betriebsruhe haben, mit den ihnen zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln — man denke an die Konventionalſtrafen — die 
Erfüllung der Bedingungen durchzuſetzen. Gelingt das nicht, oder 
nur zum Teil, ſo ſteht die Verwaltungsbehörde vor der Entſchließung, 
ob ſie die Genehmigung rückgängig machen will. Dagegen iſt ſie 
nicht imſtande, mit kriminellen Strafen die Erfüllung von Be⸗ 
dingungen zu erzwingen, durch die die jedermann gewährleiſtete freie 
gewerbliche Betätigungsmöglichkeit ohne geſetzliche Grundlage ein⸗ 
geſchränkt wird. 

(ObGer. d. Freien Stadt Danzig, StrSen., Urt. v. 3. Juli 1931, 
1 8 34/31.) 

Mitgeteilt von ObGerR. Dr. Rumpf, Danzig. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. Notverordnungsrecht. 

1. Die Not VO. v. 1. Dez. 1930 (Teil 2 Kap. II 8 5) 
ändert nichts am Grundſatz der Unabdingbarkeit des Tarif⸗ 
vertrags. Iſt nur der Einzelarbeitsvertrag zum Zweck der 
Lohnſenkung gekündigt worden, der Tarifvertrag aber un⸗ 
verändert beſtehen geblieben, ſo kann das Einzelarbeits⸗ 
verhältnis nur zu den bisherigen Tarifſätzen fortgeſetzt 
werden. 

Der Kl. ift ſeit 1. Dez. 1930 kaufmänniſcher Angeſtellter der 
Bekl. Für das Anſtellungsverhältnis maßgeblich iſt kraft Allgemein⸗ 
verbindliherklärung der RTarVertr. für die Angeſtellten der pri⸗ 
vaten e e ere v. 28. Febr. 1928. Das Ge⸗ 
ſellſchaftskapital der Bekl. befindet ſich mit mehr als der Halfte 
im Eigentum von Körperſchaften des öffentlichen Rechts. Der 
Kl. erhielt nur das tarifliche Gehalt. Mit Schreiben v. 30. Dez. 
1930 hat die Bekl. unter Berufung auf die VO. des NPräf. vom 
1. Dez. 1930, Teil 2 Kap. II § 5 dem Kl. erklärt, ſie kündige 


das Arbeitsverhältnis zum 31. Jan. 1931, um eine der Kürzung 
der Beamtengehälter entſprechende Herabſetzung ſeiner Bezüge vom 
1. Febr. 1931 ab herbeizuführen. Der Kl. hat widerſprochen und 
mit Erfolg Klage erhoben auf Feſtſtellung, daß die Bekl. zu der 
beabſichtigten Gehaltskürzung nicht berechtigt ſei und daß das 
Kündigungsſchreiben v. 30. Dez. 1930 Wirkſamkeit nicht erlangt habe. 

Der TarVertr. beſtimmt in $ 10, daß für kaufmänniſche An⸗ 
geſtellte die Kündigung nur zum Vierteljahrsſchluß unter Einhal⸗ 
tung einer Kündigungsfriſt von ſechs Wochen zuläſſig ſein joll- 
Auch die Kündigung zum Zwecke der Herabſetzung des Gehalts 
iſt an ſich eine Kündigung; ſie unterſcheidet ſich von der ſchlichten 
Kündigung nur dadurch, daß ſie mit dem Angebot eines Neu⸗ 
abſchluſſes des Arbeitsvertrags unter anderen Bedingungen verbun⸗ 
den iſt. Vom Standpunkt des RTarVertr. konnte alſo die am 
30. Dez. 1930 ausgeſprochene Kündigung erſt zum 31. März 1931 
wirken. Sie unterlag aber von demſelben Standpunkt aus noch 
einem zweiten Bedenken inſofern, als auch die angebotenen neuen 
Anſtellungsbedingungen den TarVertr. verletzten, da ſie den Kl. 
ehaltlich ungünſtiger ſtellen ſollten, als er nach dem TarVertr. 
ſtand. Solange der RTarVertr. galt, konnte die Bekl. mit dem 
Kl. ein untertarifliches Gehalt nicht wirkſam vereinbaren. Es 
fragt fi}, ob dieſe beiden Hinderniſſe durch die VO, v. 1. Weg. 
1930 bejeitigt worden find. Teil 2 Kap. II 85 beſagt: „Zum 
Zwecke einer .. Kürzung der Bezüge der Angeſtellten bei den 
Verwaltungen des Reichs, der Länder, der Gemeinden (Gemeinde⸗ 
verbände) und der ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
können Tarif und Einzelanſtellungsverträge mit einer Friſt von 
einem Monat zum 31. Jan. 1931 ganz oder teilweiſe gekündigt 
werden, auch wenn die Kündigung nach Geſetz oder Vertrag erſt 
für einen ſpäteren Zeitpunkt oder überhaupt nicht zuläſſig wäre 
8 6 beſtimmt, daß zu den Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
i. S. dieſer Vorſchr. u. a. auch die Unternehmungen gehören, 
deren Geſellſchaftskapital ſich mit mehr als der Halfte im Eigen⸗ 
tum von Körperſchaften des öffentlichen Rechts befindet. 

Die Bekl. ſteht auf dem Standpunkt, daß die NotVO. die 
Möglichkeit habe geben wollen, die Gehaltskürzung im weiteſt⸗ 
gehenden Maß herbeizuführen, und daß ſie, um dieſes Ziel zu 
erreichen, das Einzelvertrags⸗ wie das TarVertrRecht durchbrochen 
habe. Auf Grund der Kündigung v. 30. Dez. 1930 gelte im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen ihr und dem Kl. der RTarVertr. nur noch mit 
um 6% gekürzten Gehaltsſätzen. 

Das BG. meint demgegenüber, die VO. habe den Grundſatz 
der Unabdingbarkeit der TarVertr. nicht augetaſtet. (Wird naher 
ausgeführt.) 

Dem iſt im Ergebnis beizutreten. 

Wenn 8 5 das Recht gibt, zum Zweck, die Bezüge in einem 
beſtimmten Maße zu kürzen, den Einzelarbeitsvertrag ohne Rück⸗ 
ſicht auf eine im TarVertr. feſtgeſetzte längere Kündigungsfriſt zu 
kündigen, ſo iſt damit keineswegs geſagt, daß auch Normen des 
TarVertr. außer Kraft geſetzt fein follten, die dem Neuabſchluß 
des Anſtellungsvertrags zu einem gekürzten Gehalt im Wege 
ſtehen. Der neu abzuſchließende Anſtellungsvertrag ſteht vielmehr 
wiederum unter den unabdingbaren Normen des ungekündigten 
TarVertr. Nur die TarVertrParteien hatten die Möglichkeit, ihn 
— ungeachtet eines etwa in ihm feſtgelegten Kündigungsaus⸗ 
ſchluſſes — zum 31. Jan. 1931 zu kündigen, um die Bahn für 
Einzelvereinbarung von Gehältern freizumachen, die unter den 
bisherigen Sätzen des TarVertr. lagen (ebenſo Baum: JW. 
1931, 1219). 

Daraus ergibt ſich, daß die von der Bekl. am 30. Dez. 1930 
dem Kl. erklärte Kündigung zwar an 8 10 TarVertr. kein Hin⸗ 
dernis fand, daß aber — weil der Kl. bisher nur das Tarif⸗ 
gehalt bezog — der Abſchluß eines neuen Anſtellungsvertrages 
zu geringeren Bezügen wegen der fortgeltenden unabdingbaren 
Gehaltsnorm des ungekündigten TarVertr. nicht möglich war. 


(arb., Urt. v. 16. Dez. 1931, RAG 288/31. — Berlin.) [D.] 


2. Tarifvertragsverordnung und Einzeltarife. 


* 2. Tar Vertr. der nordweſtl. Gruppe des Vereins b. 
Eiſen⸗ und Stahlinduſtrieller. Sind Arbeitnehmer zur 
fortlaufenden Erledigung von Arbeiten angenommen und 
wird mit ihnen von Fall zu Fall für jede einzelne Arbeit 
ein Akkord vereinbart, ſo bedarf es zur Anderung der 
Akkordvereinbarung nicht der Kündigung des geſamten 
Arbeitsvertrags verhältniſſes, ſondern nur der innerhalb 
dieſes Arbeitsvertragsverhältniſſes beſtehenden beſon⸗ 
deren, lediglich den Akkord betreffenden Vereinbarung. 
Mangels einer Einigung über die Anderung der Akkord⸗ 
höhe iſt der Arbeitgeber berechtigt, dieſe Anderung ſelbſt 
vorzunehmen. Von der Bekanntgabe der neuen Akkord⸗ 
bedingungen beginnt die Kündigungsfriſt zu laufen; die 
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neuen Bedingungen treten erſt nach Ablauf der Kündi- 
gungsfriſt in Kraft. f) 

Die in Betracht kommenden Beſtimmungen des Abſchn. IX des 
für das Arbeitsverhältnis der Kl. bei der Bekl. maßgebenden Rahm⸗ 
Tar Vertr. haben folgenden Wortlaut: 

„1. Alle Arbeiten, deren Eigenart es geſtattet, müſſen auf 
Verlangen der Werksleitung in reinem oder gemiſchtem Akkord 
übernommen werden. 

2. Die Akkorde — reine wie gemiſchte — werden zwiſchen 
Werksleitung und Arbeitnehmer frei vereinbart. Bei den Hütten⸗ 
betrieben kann auch eine Betriebsvereinbarung abgeſchloſſen werden. 

Die Akkorde ſind ſo anzuſetzen, daß der Durchſchnittsarbeiter 
bei geſteigerter Leiſtung unter normalen Betriebsverhältniſſen 
15% über den Tariflohn der entſprechenden Gruppe hinaus ver⸗ 
dienen muß. Ein beſtimmter Mindeſtverdienſt für den einzelnen 
Arbeiter wird nicht gewährleiſtet. 

Bei noch nicht durchgeregelten Akkorden iſt mindeſtens der 
entſprechende Tariflohn zu zahlen. Ein Akkord gilt als durch⸗ 
geregelt, wenn der vorſtehend feſtgelegte Anſatzverdienſt ander⸗ 
weit tatſächlich erreicht iſt oder wenn nach vorliegenden Unter⸗ 
lagen die Möglichkeit hierfür nachweislich vorliegt. 

Jede Anderung von Akkorden iſt zu vereinbaren. Mangels 
einer Einigung kann die Anderung nur unter Einhaltung der Kün⸗ 
digungsfriſt erfolgen. Beabſichtigt ein Werk, die Akkorde all- 
gemein oder für einen größeren Teil der Belegſchaft zu ändern, 
ſo ſoll es die geſetzliche Betriebsvertretung vorher hören. 

Das L ArbGG. hat in der von der Bekl. durch Anſchlag vom 
16. Juni 1930 ausgesprochenen Kündigung eine ſolche erblickt, 
wie ſie in Ziff. 2 Abſ. 4 der vorſtehend wiedergegebenen Beſtim⸗ 
mungen vorgeſehen iſt, indem es angenommen hat, daß die dort 
vorgeſehene Kündigung nicht die Beendigung des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes herbeiführe, ſondern lediglich die getroffene Akkordverein⸗ 
barung betreffe, dagegen das Beſtehen des Arbeitsvertragsverhält⸗ 
niſſes nicht berühre. Gegen dieſe Auslegung ſind Einwendungen 
nicht zu erheben. Nach den Feſtſtellungen des LALbG. waren die 
Kl. zur fortlaufenden Erledigung von Arbeiten angenommen, und 
es wurde mit ihnen von Fall zu Fall für jede einzelne Arbeit ein 
Akkord vereinbart; die Akkordvereinbarung beſtand daher neben 
dem Dienſtvertrage, dieſer bildete den Rahmen, in den zur Er⸗ 
gänzung die beſondere Akkordvereinbarung eingefügt wurde. In 
ſolchem Falle bedarf es zur Anderung der Akkordvereinbarung nicht 
der Kündigung des geſamten Arbeitsvertragsverhältniſſes, ſondern 
nur der innerhalb dieſes Arbeitsvertragsverhältniſſes beſtehenden 
beſonderen, lediglich den Akkord betreffenden Vereinbarung. Daß 
in dieſem Sinne die in der vorbezeichneten Beſtimmung des Tar⸗ 
Vertr. vorgeſehene Kündigung zu verſtehen iſt, hat das Lrb®. 
zutreffend angenommen. Es iſt auch kein Rechtsbedenken dagegen 
zu erheben, daß es die von der Behl. am 16. Juni 1930 aus⸗ 
drücklich zum Zwecke der Regelung der Akkordverdienſte aus⸗ 
geſprochene Kündigung dahin ausgelegt hat, daß damit die Be⸗ 


Zu 2. Die Entſch. behandelt die praktiſch wichtige, rechtlich 
nicht einfach zu beantwortende Frage der Anderung des 
Akkordſatzes. — 1. Grundſätzliches. Der Akkordſatz iſt 
der Zeit⸗ und Geldfaktor (Akkordbaſis) in der Lohnberechnung 
und führt erſt in Verbindung mit der Arbeitsleiſtung zum Akkord⸗ 
lohn. Er wird dann, wenn der Arbeitsvertrag nur für eine ein⸗ 
zelne Akkordarbeit abgeſchloſſen iſt, ein Eſſentiale desſelben bilden, 
derart, daß ſeine Anderung nur durch Kündigung und Neuſchließung 
des Arbeitsvertrages erfolgen und nicht ſelbſtändiger rechtlicher 
Behandlung unterliegen kann. Anders, wenn der Arbeiter (wie 
meiſtens) zur Leiſtung verſchiedener (gleichartiger) Akkord-, insbeſ. 
Stücklohnarbeiten, angenommen iſt. Dann bildet die Akkord⸗ 
anſetzung ein felbitändiger Anderung fähiges Akzidentale des Akkord⸗ 
vertrages (pgl. RArbG. 4, 301, 315 über „Gedinge“ im Berg⸗ 
bau), allerdings nicht als bloßen Ausfluß einſeitiger Direktive des 
Arbeitgebers (fo mit Unrecht Haſe: NgArbR. 1931, 362 ff.), 
ſondern ſtets als beſondere Vereinbarung, die daher nur nach Ver⸗ 
tragsgrundſätzen geändert werden kann. Dabei iſt aber folgendes 
zu beachten. Die Akkordanſetzung kann Gegenſtand individueller) 
Vereinbarung der Akkordvertragsparteien ſein (jog. freie „Ak⸗ 
kordabrede“), dann auch in ſtillſchweigender Aufnahme bzw. 
Fortſetzung der Arbeit zu dem vom Arbeitgeber einſeitig beſtimmten 
Akkordſatz liegen (vgl. RArbch.: BenshSamml. 5, 374; 8, 127). 
In Betrieben mit Betriebsvertretung kann außerdem (1) nach 
Wahl des Arbeitgebers die Akkordanſetzung Gegenſtand (betriebs⸗ 
kollektiver) Befriebsvereinbarung mit dem Gruppenrat 
gem. 8 78 Nr. 2 Betrag. bilden (fir, aber herrſch. M.; vgl. 
Hueck⸗Nipperdey, Lehrb. d. ArbR. Bd. II S. 316 ff. mit 
näheren Angaben). Freie Akkordabrede ſowie Betriebsvereinbarung 
find jedoch nur zuläſſig, „ſoweit“ (darüber neueſtens Has e a. a. O. 
Sp. 357 ff.) die Akkordſätze nicht tarifvertraglich (alſo be⸗ 
rufskollektiv) geregelt find (8 1 TarBO., 8 78 Nr. 2 Betr.). 
Nur auf dieſer individuell⸗ oder kollektiv⸗rechtlichen Vertrags⸗ 


# 


ſtimmung des Abſ. 4 Satz 2 hat beobachtet werden ſollen. Das 
L ArbG. hat aber angenommen, daß die Bekl. nicht, wie fie dies 
für ſich in Anſpruch nimmt, nach Ablauf der Kündigungsfriſt be⸗ 
rechtigt geweſen ſei, die Akkordpreiſe einſeitig feſtzuſetzen, es er⸗ 
achtet vielmehr auch nach Ablauf der Kündigungsfriſt eine Akkord⸗ 
feſtſetzung nur im Wege der Vereinbarung für zuläſſig. Gegen 
dieſe Auslegung der TarVertrBeſtimmung wendet ſich die Rev. 
mit Recht. 

Dem LArbch. iſt zuzugeben, daß die im Abſ. 4 Satz 1 getroffene 
Beſtimmung „Jede Anderung von Akkorden iſt zu vereinbaren“ zu⸗ 
nächſt gegen die von der Bekl. vertretene Auffaſſung ſpricht. Auf der 
anderen Seite iſt aber nicht zu verkennen, daß die im unmittelbaren 
Anſchluß daran im Satz 2 getroffene Regelung in dem Zuſammen⸗ 
hange, in dem ſie erfolgt iſt, einen wirklichen Sinn nur dann er⸗ 
hält, wenn man davon ausgeht, daß mangels einer Einigung die 
Anderung des Akkordes von der Werksleitung allein vorge⸗ 
nommen werden kann. Anderenfalls iſt nicht erſichtlich, in welcher 
Weiſe beim Fehlen einer Einigung über die Anderung die ander⸗ 
weite Feſtſetzung des Akkordes ſollte herbeigeführt werden können. 
Auch die in Nr. 3 für die weiterverarbeitende Induſtrie für Strei⸗ 
tigkeiten über die Höhe des Akkordpreiſes getroffene Regelung 
würde nicht zum Ziele führen; denn auch dort iſt im Abſ. 2 
für die endgültige Feſtſetzung wiederum auf Ziff. 2 verwieſen. 
Auf der anderen Seite iſt nach Ziff. 1 jeder Arbeiter verpflichtet, 
auf einſeitiges Verlangen der Werksleitung Akkordarbeit zu leiſten. 
Es kann deshalb der Sinn der in Abſ. 4 Ziff. 2 getroffenen 
Regelung nur ſein, daß, falls über eine von der Werksleitung 
gewünſchte Anderung des Akkordes eine Einigung mit dem Ar⸗ 
beitnehmer nicht erzielt wird, die Werksleitung auch einſeitig be⸗ 
rechtigt ſein ſoll, die Anderung vorzunehmen. Daß dieſe Anderung 
nur unter Beachtung des Abſ. 2 der Ziff. 2 vorgenommen werden 
darf, bedarf keiner Hervorhebung, und ſoweit ſich in dieſer Be⸗ 
ziehung noch Differenzen ergeben, kann für die weiterverarbeitende 
Induſtrie der in Ziff. 3 vorgeſehene Weg eingeſchlagen werden, der 
den Arbeitgeber zu einer höheren Feſtſetzung zwingt, falls ſich 
herausſtellt, daß der von ihm feſtgeſetzte Akkord die Voraus⸗ 
ſetzung der Ziff. 2 Abſ. 2 nicht erfüllt. Dadurch iſt der Arbeit- 
nehmer jederzeit in der Lage, die ihm im TarVertr. in bezug auf 
den Akkordverdienſt gewährleiſteten Rechte zu wahren. Ihm im 
übrigen die aus der Akkordvereinbarung erwachſenen vertrag⸗ 
lichen Rechte zu ſichern, dient die im Abſ. 4 Satz 2 enthaltene 
Beſtimmung, daß der Arbeitgeber die Anderung der Akkorbjäße 
nur unter Einhaltung der arbeitsvertraglichen Kündigungsfriſt vor⸗ 
nehmen darf. Das LArbch. geht ſelbſt davon aus, daß die Be⸗ 
ſtimmung des Abſ. 4 Satz 2 eingefügt worden ſei, weil bis dahin 
vielfach Anderungen der Akkorde von heute auf morgen vorge⸗ 
nommen worden ſeien, und daß es der Zweck der neuen Beſtim⸗ 
mung in erſter Linie geweſen ſei, dieſe ſofortige Anderung im 
Akkord zu unterbinden. Daraus ergibt ſich aber ſchon, baß bis 
dahin vielfach die Anderung der Akkorde einſeitig vom Arbeit⸗ 


grundlage (das verkennt Haſe a. a. O.) kann die Akkordſetzung 
ſogar der einſeitigen Dispoſition des Arbeitgebers überlaſſen wer⸗ 
den, wie obiger Fall belegt. Eine Anderung der Akkorbanfegung 
kann nur herbeiführen, wer an ihr teilhat. Ihre tarifliche Ande⸗ 
rung regelt ſich nach 8 1 TarVO. Soll fie im Wege der (tr 
dividuellen) Abrede oder der Betriebsvereinbarung erfolgen, ſo be⸗ 
darf ſie als auf gewiſſe Dauer getroffene Vereinbarung mangels 
Zeitablaufs der Kündigung, und zwar im Zweifel unter Wahrung 
der für den Abkordvertrag maßgebenden (vgl. obige Entſch.) Kün⸗ 
digungsfriſt. Solche Kündigung berührt den Akkordvertrag ſelbſt 
nicht (fo richtig obige Entſch., auch LALbG. Duisburg: KartArbgt. 
„Akkordvertrag Kündigung 1“; abw. LArbGG. Hagen und Aron 
ebendort) und unterliegt daher nicht den geſetzlichen Kündigungs⸗ 
beſchränkungen (des Betrag., SchwBeſchch., StillegV O., Mutter⸗ 
Sch.). Kommt es bei Kündigung oder Zeitablauf nicht zu einer 
neuen Akkordabrede, fo bietet § 612 Satz 2 BGB. die Grund⸗ 
lage für anderweitige Bemeſſung des Akkordlohnes (für Zeitlohn 
iſt mangels abweichender Vereinbarung kein Raum). War die 
Akkordanſetzung einſeitiger Dispoſition des Arbeitgebers über⸗ 
laſſen, ſo ſteht auch ihre Anderung einſeitig dem Arbeitgeber zu; 
ob und inwieweit hier eine Kündigung und Kündigungsfriſt in 
Frage kommt, richtet ſich nach der grundlegenden (individuellen 
oder kollektiven) Vereinbarung. — 2. Obige Entſcheidung 
beruht auf der Tarifbeſtimmung, daß der Akkordſatz der freien 
Vereinbarung zwiſchen Arbeitgeber und einzelnem Arbeiter (aljo 
der freien „Akkordabrede“) vorbehalten iſt, und daß der Arbeit⸗ 
geber nach ausgesprochener Kündigung (innerhalb gewiſſer, tariflich 
gezogener Grenzen) einſeitig den Akkord anſetzen kann, wenn er 
— wie das RArbch. im Wege allerdings nicht unbedenklicher, 
aber mit AALdG.: BenshSamml. 8, 127 übereinſtimmender Aus⸗ 
legung erkennt — mit der Kündigung zugleich den neuen Akkord⸗ 
ſaß mitteilt. 
Richter Dr. Jaeriſch, Hamburg. 
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geber vorgenommen worden war, und es hätte nahegelegen, eine 
entſprechende Beſtimmung in den TarVertr. aufzunehmen, wenn 
der Arbeitgeber dieſe Befugnis fortan nicht mehr hätte haben 
ſollen. Gerade alſo daraus, daß man ſich damit begnügt hat, die 
Anderung nur unter Einhaltung der Kündigungsfriſt zuzulaſſen, 
muß — im Gegenſatz zur Auffaſſung des LArbG. — gefolgert 
werden, daß mangels einer Einigung der Arbeitgeber die Anderung 
ſollte vornehmen dürfen. Zu dieſer Annahme muß endlich auch 
die Erwägung führen, daß es mit den Erforderniſſen einer ord⸗ 
nungsmäßigen Betriebsführung nicht vereinbar ſein würde, wenn 
infolge der Unmöglichkeit, mit den einzelnen Arbeitern zu einer 
Einigung über die Anderung der Akkordhöhe zu gelangen, der 
Fall eintreten könnte, daß Akkordarbeit, auf deren Übernahme 
durch die Arbeiter der Arbeitgeber nach Abſchn. IX Nr. 1 Tar⸗ 
Vertr. einen Anſpruch hat, überhaupt unterbleiben müßte. 

Wenn es in Abſ. 4 Satz 2 heißt, mangels einer Einigung könne 
die Anderung nur unter Einhaltung der Kündigungsfriſt erfolgen, ſo 
bedeutet das, daß der Arbeitgeber die mangels der Einigung von 
ihm vorgenommene Anderung der Akkordvereinbarung nur unter 
Einhaltung der Kündigungsfriſt in Kraft ſetzen kann. Das ſetzt aber 
voraus, daß er dem Arbeitnehmer den Inhalt der von ihm beabſich⸗ 
tigten Anderung der Akkordvereinbarung ſpäteſtens zu Beginn der 
Kündigungsfriſt im einzelnen bekannt gibt. 


(RArbG., Urt. v. 16. Mai 1931, RAG 572/30. — Dortmund.) [A.] 
(= NUrbG. 8, 323; BenshSamml. 12, 519.) 


* 


3. 81 Tar O.; § 612 Abſ. 2 BG B. Nornativ-Charaf-> 
ter einer Tarifbeſtimmung, wonach Zeitlohnarbeitern nach 
Maßgabe der Leiſtungen Leiſtungszulagen gewährl wer- 
den, deren Ausmaß in dem jeweiligen Lohnabkommen ge⸗ 
regelt wird. Hat der Arbeitgeber früher Leiſtungszulagen 
in beſtimmter Höhe gewährt, ſo ſind dieſe weiterzugewähren, 
ſofern der Arbeitgeber nicht dartut, daß eine Anderung 
des Maßes der Leiſtungen eingetreten ſei. f) 


§ 6 MankTarVertr. lautet: „Denjenigen Arbeitern, denen nach 
Art ihrer Beſchäftigung keine Akkordarbeit zugewieſen werden kann, 
ſollen bei entſprechenden Leiſtungen nach Maßgabe der Leiſtungen Lei⸗ 
ſtungszulagen gewährt werden, deren Ausmaß im jeweiligen Lohnabkom⸗ 
men geregelt wird.“ In dem fraglichen Lohnabkommen iſt für Qua⸗ 
litätsfacharbeiter eine Leiſtungszulage bis 10 Pfg. vorgeſehen, alſo nur 
eine Rahmenvorſchrift hinſichtlich der Leiſtungszulage gegeben. In 
welchem Umfange der einzelne Arbeiter die Leiſtungszulage beanſpruchen 
kann, iſt im Lohnabkommen nicht geſagt. Das BGG. erkennt den nor⸗ 
mativen Charakter des 8 6 MantTar. an. Die Beſtimmung gewähre 
zwar den Arbeitnehmern nicht von vornherein einen Anſpruch auf 


Zu 3. Die Parteien ſtreiten in der Hauptſache darüber, ob die 
Klauſel über die Leiſtungszulagen normative oder ſchuldrechtliche Be⸗ 
deutung hat. Normativ find Vereinbarungen, die nach dem Willen 
der TarVertrParteien den Inhalt der Einzelarbeitsverhältniſſe be⸗ 
ſtimmen ſollen. Entſcheidend iſt alſo in erſter Linie der Wille der 
TarVertrparteien (vgl. Hueck⸗Nipperdey, Lehrb. des Arbeits⸗ 
rechts Bd. II S. 71). Sie können einer Klauſel über Leiſtungszulagen 
ebenſowohl normative wie ſchuldrechtliche Wirkung beilegen. Im 
erſteren Fall hat der einzelne Arbeitnehmer gegen ſeinen Arbeit⸗ 
geber einen Anſpruch auf Feſtſetzung und Gewährung der Leiſtungs⸗ 
zulage, ſobald die im TarVertr. feſtgeſetzten Vorausſetzungen ge⸗ 
geben find; im letzteren Fall verpflichten ſich lediglich die TarVertr⸗ 
Parteien, auf ihre Mitglieder im Sinne der Vereinbarung von Lei⸗ 
ſtungszulagen hinzuwirken; ſolange aber ſolche Vereinbarungen nicht 
getroffen ſind, ſtehen dem einzelnen Arbeitnehmer keine Rechte zu. 
Was die Parteien gewollt haben, iſt im Wege der Vertragsauslegung 
zu ermitteln. 

Im vorliegenden Fall kann die Entſch. ſehr zweifelhaft ſein. 
Gewiß pflegen Tarifbeſtimmungen über die Höhe des Lohnes ein⸗ 
ſchließlich beſonderer Zulagen normativ zu ſein. Es würde deshalb 
über die normative Wirkung der Klauſel auch kein Zweifel beſtehen, 
wenn der TarVertr. ſelbſt die Höhe der Zulagen und die Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen ſie zu gewähren ſind, genau feſtſetzte. Das iſt 
aber eben nicht der Fall. Sondern der TarVertr. beſchränkt ſich auf 
eine allgemeine Richtlinie und überläßt die nähere Regelung beſon⸗ 
deren Vereinbarungen. Es handelt ſich alſo im Grunde gar nicht um 
eine Norm, die unmittelbar einen Anſpruch auf die Hage geben 
könnte, ſondern es käme nur ein Anſpruch auf den Abſchluß einer 
die Zulage feſtſetzenden Vereinbarung in Frage. Auch ein ſolcher An⸗ 
ſpruch kann im TarVertr. normativ feſtgeſetzt werden, denn es könnte 
auch im einzelnen Arbeitsvertrag vereinbart werden, daß der Arbeit⸗ 
nehmer neben dem Grundlohn noch eine beſondere jeweils feſtzu⸗ 
ſetzende Zulage erhalten ſolle, und was im Einzelarbeitsvertrage ver⸗ 
einbart werden kann, kann auch zum normativen Teil des Tar⸗ 
Vertr. gehören. Aber es fragt ſich, ob das wirklich dem Willen der 
TarVertrParteien entſpricht. Es iſt nicht zu verkennen, daß eine 
ſolche Regelung eine erhebliche Unſicherheit mit ſich bringen würde. 


eine Leiſtungszulage von ſeſt beſtimmter Höhe, vielmehr bedürfe es, 
da auch das Lohnabkommen nur Höchſtgrenzen feſtſetze, noch der 
näheren Beſtimmung der Höhe der Zulage durch Betriebsverein⸗ 
barung oder Vereinbarung mit dem einzelnen Arbeiter. Gleichwohl 
ſei ſie eine Normativbeſtimmung. Sie könne nicht dahin ausgelegt 
werden, daß der Anſpruch auf die Leiſtungszulage entſtehen ſolle, ſo⸗ 
bald der Tatbeſtand der „entſprechenden“ Leiſtungen erfüllt werde, 
und ſeine Höhe „nach Maßgabe der Leiſtungen“ auf⸗ und abſteigen 
ſolle, daß etwa bei Fortfall der „entſprechenden Leiſtungen“ der An⸗ 
ſpruch ganz untergehen und bei einer ſpäteren Leiſtungsſteigerung 
neu entſtehen ſolle. Dieſe Art von Entlohnung würde nämlich prak⸗ 
tiſch undurchführbar fein, da ſich das Ausmaß der beſonderen Lei⸗ 
ſtungen nur ſehr ſchwer genau feſtſtellen laſſe. Auch die Auffaſſung, 
daß die Leiſtungszulagen freiwillige Lohnzuſchläge des Arbeitgebers 
ſein ſollten, ſei unzutreffend. Denn nach dem TarVertr. beſtehe die 
rechtliche Verpflichtung zur Gewährung der Zulage beim Vorliegen 
der Vorausſetzungen des 8 6. Unhaltbar ſei ſchließlich auch die An⸗ 
ſicht, daß der Umfang der Leiſtungszulagen vom Arbeitgeber nach 
billigem Ermeſſen beſtimmt werden ſolle, denn, wenn das der Wille 
der Tarifparteien geweſen fein ſollte, würde es im TarVertr. zum 
Ausdruck gebracht worden ſein. Die nähere Regelung der im 
Lohnabkommen lediglich rahmenmäßig feſtgelegten Leiſtungszulage 
ſolle dem Arbeitgeber und den Arbeitnehmern der einzelnen Betriebe 
überlaſſen bleiben, weil dieſe die Leiſtungen am beſten beurteilen 
könnten. Lägen entſprechende Leiſtungen vor, ſo ſei der Arbeitgeber 
verpflichtet, im Wege der Vereinbarung mit den Arbeitnehmern eine 
Feſtſetzung der Zulage zu treffen, und zwar regelmäßig durch eine 
nach § 78 Ziff. 2 BetrRG. zuläſſige Betriebsvereinbarung. Fielen die 
beſonderen Leiſtungen fort, ſo ſollten die Arbeitnehmer verpflichtet 
ſein, durch Vertrag mit dem Arbeitgeber auf die Zulagen zu ver⸗ 
zichten. Bei merklichem Steigen oder Sinken der Leiſtungen ſollten 
beide Teile zur Neufeſtſetzung verpflichtet ſein. Dieſe Auslegung be⸗ 
rückſichtige, daß die unmittelbar Beteiligten die Leiſtungen am beſten 
beurteilen könnten, daß 8 6 eine ſtete Überprüfung und Anpaſſung 
der Zulagen vorausſetze und daß wenigſtens für eine gewiſſe Dauer 
eine feſte Regelung getroffen werden müſſe, da geringfügige Lei⸗ 
ſtungsſchwankungen keinen Anſpruch auf Anderung der Zulagen be⸗ 
gründen könnten. Bei dieſer Regelung könne der Anſpruch auf Feſt⸗ 
ſetzung, Erhöhung, Herabſetzung oder Abſchaffung der Leiſtungs⸗ 
zulagen entweder nur den Tarifparteien oder neben ihnen auch den 
einzelnen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zuſtehen; lediglich in letz⸗ 
terem Falle habe 8 6 eine erhebliche normative Wirkung. In dieſem 
Sinne ſei die Beſtimmung des $ 6 geeignet und dazu beſtimmt, In⸗ 
halt der Einzelarbeitsverträge zu werden. Aus dem Gebrauch des 
Wortes „ſollen“ ſei kein Anhaltspunkt dafür zu gewinnen, ob die 
Beſtimmung als Normativbeſtimmung oder als obligatoriſche Be⸗ 
ſtimmung gedacht ſei, denn das Wort paſſe ſowohl für die Ver⸗ 


Jeder Arbeitnehmer könnte jederzeit mit der Behauptung, daß ſeine 
Leiſtungen es rechtfertigten, eine Klage auf Feſtſetzung und Aus⸗ 
zahlung einer Zulage erheben. Der Richter ſtände vor der ſehr 
ſchwierigen Aufgabe, die Leiſtungen zu bewerten und danach die Höhe 
der Zulage zu bemeſſen. Im vorliegenden Falle kommt dieſe Schwie⸗ 
rigkeit allerdings nicht in Frage, weil ſchon früher Zulagen ge⸗ 
währt wurden und eine Veränderung der Leiſtungen nicht behauptet 
worden iſt. Aber für eine grundſätzliche Feſtſtellung des Partei⸗ 
willens muß doch mit dieſer Schwierigkeit gerechnet werden. Die Ge⸗ 
währung von Leiſtungszulagen iſt eben weitgehend eine Ermeſſens⸗ 
frage. Wenn eine ſichere Berechnungsgrundlage vorhanden wäre, ſo 
würde man zum Akkordlohn greifen können. Hier aber handelt es 
ſich gerade um Arbeitnehmer, denen nach der Art ihrer Beſchäftigung 
keine Akkordarbeit zugewieſen werden kann, bei denen alſo der Er⸗ 
folg der Arbeit kein ſicherer Maßſtab für die Größe der Leiſtungen 
iſt. In ſolchen Fällen wird im allgemeinen die Anſicht des Arbeit⸗ 
gebers entſcheiden müſſen. Man kann auch nicht ſagen, daß dann 
vorausſichtlich gar keine Zulagen gewährt würden, denn der Arbeit⸗ 
geber hat, wie das RArbG. mit Recht hervorhebt, ein Intereſſe daran, 
beſonders tüchtige Arbeiter durch Gewährung einer Zulage an den 
Betrieb zu feſſeln. Iſt aber eine Zulage einmal vereinbart, ſo kann 
der Arbeitgeber ſie ohne Kündigung des Einzelarbeitsvertrages nicht 
vermindern oder beſeitigen. übrigens würde auch bei normativer Wir⸗ 
kung der Klauſel der Arbeitnehmer nicht gegen eine ſolche Ent⸗ 
ziehung der Zulage geſichert ſein, nur müßte dann der Arbeit⸗ 
geber behaupten, daß die Leiſtungen des Arbeitnehmers zurück⸗ 
gegangen ſeien, oder aber von vornherein in Wahrheit der gewährten 
Zulage nicht entſprochen hätten, womit dann wiederum der Richter 
vor die obenerwähnte ſchwierige Entſch. geſtellt wäre. 

Dieſe Schwierigkeiten fallen fort, wenn dem Arbeitnehmer ein 
Anſpruch auf die Leiſtungszulage nur unter der Vorausſetzung zuſtehen 
ſoll, daß ſie in einer Betriebsvereinbarung oder einem Einzelvertrage 
beſonders vereinbart wird. Die Beſtimmung des TarVertr. würde 
dann allerdings nur eine beſchränkte Bedeutung haben. Sie würde 
dem Arbeitgeber vor Augen führen, daß die Gewährung einer Zulage 
bei entſprechenden Leiſtungen angemeſſen iſt und dem Willen der 
TarVertrParteien entſpricht; ſie würde dem Arbeitnehmer einen An⸗ 
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I 
pflichtung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, als auch für Verpflich⸗ 
tung der Tarifparteien. Sachliche Gründe aber ſprächen für den 
Normativcharakter. Die Zahl der tarifbeteiligten Betriebe ſei groß, 
eine merkliche Veränderung der Leiſtungen aber werde häufiger vor⸗ 
kommen. In allen Fällen müßte, wenn $ 6 nur eine obligatoriſche 
Beſtimmung wäre, die gerichtliche Geltendmachung der Anſprüche auf 
Neufetzſetzung der Zulagen durch den Arbeitgeber- oder Arbeitnehmer⸗ 
verband erfolgen. Bei dieſen Verbänden würden alſo zahlreiche 
Streitigkeiten zuſammenlaufen. Das würde eine unzweckmäßige und 
umſtändliche Regung ſein, die von den Tarifparteien ſicher nicht ge⸗ 
wollt geweſen ſei. Deshalb müſſe angenommen werden, daß die un⸗ 
mittelbar Beteiligten, die am beſten die Leiſtungen beurteilen könnten 
und am ſtärkſten an der Feſtſetzung der Zulage intereſſiert ſeien, 
auch ſelbſt die Anſprüche aus $ 6 geltend machen könnten. Überdies 
beſtehe kein Grund, den TarVertrBeſt., die normativ zu wirken ge⸗ 
eignet ſeien, nur obligatoriſche Bedeutung beizumeſſen. Wegen des 
Normativcharakters der Beſtimmung könnten die Arbeitnehmer die 
Feſtſetzung der Höhe der Zulage von den einzelnen Arbeitgebern 
verlangen, alſo Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Rahmen der Höchſt⸗ 
grenzen des Lohnabkommens durch Leiſtungsklage ein richterliches 
Geſtaltungsurteil herbeiführen. Die Arbeitnehmer könnten hiernach 
der Herabjegung oder gänzlichen Beſeitigung der bisherigen Zulagen 
wirkſam zuſtimmen. Der Arbeitgeber könne aber nur bei Minderung 
oder Fortfall der „entſprechenden Leiſtungen“ den Verzicht der Ar⸗ 
beitnehmer beanſpruchen. Denn zu der nach 8 6 den Beteiligten vor⸗ 
behaltenen Einzelregelung gehöre nicht die Neufeſtſetzung der Zu⸗ 
lagen aus anderen als den nach 8 6 maßgeblichen Gründen. Dieſe 
Auslegung ſei geboten durch den Zweck aller TarVertr., den Arbeit⸗ 
nehmern beſtimmte Löhne zu ſichern. Die zu gewährenden Leiſtungs⸗ 
zulagen ſeien daher nur inſoweit abdingbar, als die notwendige An⸗ 
paſſung der Höhe der Zulagen an die Leiſtungen vorgenommen 
werde. Aus anderen Gründen dürften nach §S 1 TarVO. die Lei⸗ 
ſtungszulagen nicht zum Nachteil der Arbeitnehmer verſchlechtert werden. 
Die Angriffe der Rev. ſind unbegründet, da dem BerR. in der 
Auslegung des 8 6 MantTar Vertr. in dem hier fraglichen Punkte 
beizupflichten iſt. Das BG. geht davon aus, daß die Beſtimmung des 
86 MantTarVertr. i. Verb. m. dem Lohnabkommen nur inſofern 
normativ wirke, als der einzelne Arbeitnehmer dadurch den An⸗ 
ſpruch auf den Abſchluß einer Vereinbarung über die ihm zukom⸗ 
mende Leiſtungszulage erhält. Es vertritt nicht die Anſicht, daß nach 
dem Tar Vertr. hinſichtlich des Umfangs der Leiſtungszulage eine Be⸗ 
triebsvereinbarung getroffen werden müſſe, daß vielmehr ohne wei⸗ 
teres der einzelne Arbeitnehmer bei entſprechenden Leiſtungen ver⸗ 
langen kann, daß feine Leiſtungen bei Beſtimmung des neben dem 
Grundlohn zu gewährenden Zuſchlags bewertet und danach die Lei⸗ 
ſtungszulage bemeſſen wird. Dieſe Auslegung iſt nicht nur möglich, 
ſie entſpricht aus den inſoweit zutreffenden Darlegungen des BG. 
ſowohl dem Wortlaut als auch dem Sinn und Zweck des Mant Tar⸗ 
Vertr. Nach deſſen 8 6 ſollen bei entſprechenden Leiſtungen nach Maß⸗ 
gabe der Leiſtungen Zulagen im Ausmaß des jeweiligen Lohnabkom⸗ 
mens gewährt werden. Nach 8 4 richten ſich die Löhne nach den je⸗ 
weils geltenden Lohnabkommen und gelten als Mindeſtlöhne. Aus 
dieſer Beſtimmung i. Verb. m. der Beſtimmung des $ 6 folgt, daß 
die Lohntafel die regelmäßigen Lohne für durchſchnittliche Arbeit⸗ 
nehmer feſtſetzt, alſo regelmäßig die beſtimmt angegebenen Zeitlöhne 
von jedem Arbeitnehmer unabhängig von ſeiner Leiſtungsfähigkeit 
und Leiſtung verlangt werden können. Leiſtungszulagen für beſon⸗ 


haltspunkt, wenn auch nicht einen Rechtsanſpruch geben, vom Arbeit⸗ 
geber die Gewährung von Zulagen zu fordern, falls er Entſprechen⸗ 
des leiſtet, und endlich könnte die Gewerkſchaft vom Arbeitgeber⸗ 
verband verlangen, daß er ſich in geeigneten Fallen für die Zah⸗ 
lung von Zulagen durch ſeine Mitglieder einſetzt. Daß das, wie das 
LArbch. fürchtet, zu zahlreichen Streitigkeiten führen würde, iſt kaum 
anzunehmen. v 5 

Solange alſo die TarVertrParteien weder die Höhe der Zu⸗ 
lagen beſtimmen noch eine genauere Regelung über die Voraus⸗ 
ſetzungen treffen, unter denen die Zulage gewährt werden joll, ſcheint 
mir eine derartige lediglich ſchuldrechtliche Beſtimmung zweckmäßiger 
zu ſein. Sie entſpricht auch mehr der heute immer ſtärker be⸗ 
tonten Forderung, die Tariflöhne nicht allzu ſtarr zu geſtalten, jon« 
dern der Lohnbemeſſung eine gewiſſe Elaſtizität zu bewahren. Da⸗ 
mit iſt natürlich nicht bewieſen, daß dieſe Regelung auch im vor⸗ 
liegenden Fall von den Parteien wirklich gewollt iſt aber es ſcheinen 
mir doch auch die namentlich vom Ab. aus Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen für die normative Bedeutung der Klauſel angefuhrten 
Gründe nicht durchſchlagend. Die Entſch bleibt vielmehr zweifelhaft 
und iſt m. E. ohne nähere Kenntnis der Entſtehungsgeſchichte des 
TarVertr. und der bisherigen Tarifübung nicht mit Sicherheit zu 
treffen. Für ähnliche Fälle aber ſollten die TarVertrParteien aus der 
vorliegenden Entſch. die Lehre ziehen, daß es gerade bei Tar Vertr. 
von beſonderer Bedeutung iſt, das Gewollte klar und deutlich zum 
Ausdruck zu bringen. Dazu gehört aber auch Klarheit darüber, ob 
eine Klauſel normativ oder ſchuldrechtlich wirken ſoll. 

Prof. Dr. Hueck, Jena. 


ſonders tüchtige Arbeiter ſind in der Induſtrie durchaus üblich. Es 
liegt im Intereſſe des Arbeitnehmers wie des Arbeitgebers, beſonders 
tüchtige Arbeitnehmer an den Betrieb zu feſſeln und alſo die beſſe⸗ 
ren Arbeitsleiſtungen auch höher zu entlohnen. Aus dem gleichen 
Grunde werden für die Erreichung eines beſtimmten Arbeitserfolges 
ſowohl neben dem Zeitlohn wie neben dem Akkordlohn Prämien 
vereinbart, die als rechtliche Beſtandteile des Lohnes, alſo als Gegen⸗ 
leiſtung für die Arbeit angeſehen werden. Im vorliegenden Falle 
läßt der Tar Vertr. im 8 6 Leiſtungszulagen nicht nur zu, verlangt 
vielmehr, daß bei entſprechenden Leiſtungen nach Maßgabe der Lei⸗ 
ſtungen zu den Grundlöhnen Zulagen gewährt werden. Darin kann, 
wie der BerR. nicht verkennt, der Wille liegen, zur Durchführung 
des TarVertr. nach 8 78 Ziff. 1—3 BetrRch. eine Betriebsverein⸗ 
barung zu treffen. Sie kann aber auch den Sinn haben, daß der je⸗ 
weilige Arbeiter, der über dem Durchſchnitt Leiſtungen aufzuweiſen 
hat, nach Maßgabe dieſer Leiſtungen Zuſchläge zu den Löhnen ver⸗ 
langen kann. In dieſem Sinne iſt die Beſtimmung hier gemeint. 
Es muß davon ausgegangen werden, daß eine ſolche Regelung, wie 
fie im 86 Mant TarVertr. erfolgt iſt, dem in der Met Ind. gelten⸗ 
tenden Brauch Rechnung trägt, daß nämlich bei höheren Leiſtungen 
auch höhere Löhne üblich find. Es liegt alſo jo, daß die nach 8 612 
Abf. 2 BGB. für höhere Leiſtungen übliche Zulagen kraft Tarif⸗ 
zwanges innerhalb des geſteckten Rahmens zu den Grundlöhnen ge⸗ 
währt werden müſſen und der jeweilige Arbeiter deren Feſtſetzung 
verlangen kann. Es mag der Rev. zugeben werden, daß regelmäßig 
die Zulage dem Arbeiter von der Werkleitung angeboten wird. Aber 
durch ein ſolches Angebot gibt der Arbeitgeber, ſoweit nicht etwas 
anderes erklärt wird, zu erkennen, daß er die Leiſtungen des Ar⸗ 
beiters ſo bewertet. Es iſt daher nicht zu beanſtanden, wenn der 
BerR. davon ausgeht, daß die Bekl. durch ihr früheres Verhalten 
die Gewährung der Leiſtungszulagen in beſtimmter Höhe als die dem 
Tar Vertr. entſprechende Entlohnung anerkannt hat. Daß die Kl. in 
ihren Leiſtungen über dem Durchſchnitt ſtehen und daher nach dem 
Tar Vertr. Zuſchläge zu dem Grundlohn beanſpruchen können, be⸗ 
ſtreitet fie auch jetzt nicht. Es wäre möglich geweſen, im TarVertr. 
bei der Beſtimmung der Zuſchläge auch Rückſicht zu nehmen auf die 
beſondere wirtſchaftliche Lage des Unternehmens und inſoweit dem 
Arbeitgeber ein Ermeſſen bei der Beſtimmung der Höhe der Lohn⸗ 
zuſchläge einzuräumen. Das iſt indeſſen nicht geſchehen. $ 6 Mant⸗ 
TarVertr. ſtellt lediglich auf das Maß der Leiſtung der Arbeitnehmer 
ab. Da die Bekl. nicht geltend gemacht hat, daß inſoweit eine Ande⸗ 
rung gegen früher eingetreten ſei, konnten die Kl. beanſpruchen, 
daß die Bekl. ihnen die bisherigen Zuſchläge auch weiterhin zahlte. 
(RArbG., Urt. v. 3. Juni 1931, RAG 693/30. — Bielefeld.) [A. 
<= BenshSamml. 13, 66.) 


* 


4. § 1 Tar VO. Arbeitsbebingungen von Zwiſchen⸗ 
meiſtern, die als Arbeitnehmer anzuſehen ſind, können 
durch Tarifvertrag geregelt werden. f) 

Das LATHG. hat zunächſt außer acht gelaſſen, daß ſchon nach 8 28 
Abſ. 2 Hausarb®. v. 30. Juni 1923 alle Hausarbeiter und die ihnen 
gleichgeſtellten Perſonen (8 18 Abſ. 2) für die nach Abſ. 1 zu er⸗ 
ſtrebenden tariflichen Vereinbarungen als Arbeitnehmer i. S. des 
§ 1 TarVO. gelten. Hierzu gehören nach § 18 auch Zwiſchen⸗ 
meiſter, die den überwiegenden Teil ihres Verdienſtes aus ihrer 
eigenen Arbeit am Stücke beziehen, ſofern ſie durch die nach 8 2 
berufene Stelle (vgl. § 19) den Hausarbeitern gleichgeſtellt wor⸗ 
den ſind. Aber auch abgeſehen davon kann die Auffaſſung, daß 
Zwiſchenmeiſter keine Arbeitnehmer i. S. der Tar VO. ſeien, in 
dieſer Allgemeinheit nicht gebilligt werden. Arbeitnehmer i. S. 
des § 1 Tar VO. iR jeder, der einem Dritten abhängige Arbeit 
auf Grund eines Arbeitsvertrages leiſtet (vgl. auch RArböh. 4, 80). 
Von dem größeren oder geringeren Grade der Abhängigkeit, in 


Zu 4. Die Begründung liefert einen Beitrag zur Geſtalten⸗ 
lehre vom Arbeitnehmer. Daß das LArbcß. von einer theoretiſch 
vorweggebildeten Vorſtellung ſtatt vom Bewußtſein des lebendigen 
Geſtaltenreichtums aus an den Zwiſchenmeiſter herangetreten iſt 
und die konkrete Lage der Kl. nicht geprüft hat, wird vom 
RANG, zutreffend mißbilligt. Was das Gericht dann ſelbſt über 
die Möglichkeit ausführt, daß ein Zwiſchenmeiſter wirklicher 
Arbeitnehmer fein kann, bedarf keines Zufatzes. Es darf aller⸗ 
dings auch nicht andere Gerichte dazu verleiten, nun ungeprüft 
die Arbeitnehmereigenſchaft jedes Zwiſchenmeiſters anzunehmen. 
Beſonders mag unterſtrichen werden, daß „der Begriff des 
Zwiſchenmeiſters kein abſolut feſtſtehender und feſtumgrenzter“ 
it. Über das begriffliche Verhaltnis der Zwiſchenmeiſter zu den 
arbeitnehmerähnlichen Perſonen des 55 Abſ. 1 ArbGgch. hat das 
RArbG. ſich ausgeſprochen. Über das Verhältnis der Zwiſchen⸗ 
meiſter der Heiminduſtrie zu den Regelungen des Hausarb®. zu 
ſprechen, beſtand für das Gericht und beſteht mangels tatbeſtand⸗ 
licher Unterlagen auch hier kein Anlaß. 

Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 
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der die Arbeit geleiſtet wird, hängt es ab, ob der die Arbeit 
Leiſtende als ein im Arbeitsverhältnis zu einem Dritten, dem 
Arbeitgeber, ſtehender Arbeitnehmer anzuſehen iſt oder nicht. Da⸗ 
bei kommt es nicht darauf an, ob er ſeine ganze Arbeitskraft nur 
dem einen Arbeitgeber zur Verfügung ſtellt oder zur Verfügung 
zu ſtellen verpflichtet if. In jedem Falle hängt es aber von 
den tatſächlichen Verhältniſſen des Einzelfalles ab, ob jemand als 
im Arbeitsverhältnis zu einem anderen ſtehend anzuſehen iſt. 
Das trifft auch auf den ſog. Zwiſchenmeiſter zu. Der Begriff 
des Zwiſchenmeiſters iſt kein abſolut feſtſtehender und feſt⸗ 
umgrenzter. Zwiſchenmeiſter ſind in der Regel Perſonen, die, wenn 
ſie in der Fabrik oder dem Geſchäft eines ihrer Auftraggeber be⸗ 
ſchäftigt wären, dort die Stellung eines Werkmeiſters einnehmen 
würden (RArbch. 4, 287). Im übrigen iſt aber ihre Stellung, 
insbeſ. ihre Rechtsſtellung keine überall einheitliche und klare. 
Es kann namentlich nicht mit dem LArbG. allgemein gejagt wer⸗ 
den, daß ein Zwiſchenmeiſter niemals in einem Arbeitsverhältnis 
zu ſeinem Auftraggeber ſtehe. Das hann, wird vielleicht ſogar 
meiſtens der Fall ſein; ſeine Stellung kann aber auch derart ge⸗ 
ſtaltet ſein, daß er auf der einen Seite, nämlich dem Unternehmer 
gegenüber, als Arbeitnehmer, auf der anderen Seite, den von 
ihm beſchäftigten Hilfskräften gegenüber, als der Arbeitgeber er⸗ 
ſcheint (ebenjo Hueck⸗Nipperdey, Lehrb. d. Arb. Bd. I 
S. 42, 45 ff., 68; Bd. II S. 14317; Molitor, TarO. S. 44; 
Gold ſchmidt⸗Sitzler, Tar VO. S. 18; Gäbler, Hausarb. 
S. 15). Es ift deshalb auch unrichtig, wenn das LArbG. daraus, 
daß in § 5 ArbGG. Zwiſchenmeiſter, die den überwiegenden Zeil 
ihres Verdienſtes aus ihrer eigenen Arbeit am Stück beziehen, als 
arbeitnehmerähnliche Perſonen bezeichnet werden, den zwingen⸗ 
den Schluß ziehen will, daß auch der Geſetzgeber die Zwiſchen⸗ 
meiſter an ſich nicht als im Arbeitsnerhältnis ſtehend anſehe. Die 
Beſtimmung rechtfertigt nur den Schluß, daß das Geſetz auch die⸗ 
jenigen Zwiſchenmeiſter, die nicht in einem Arbeitnehmerverhältnis 
ſtehen, den Arbeitnehmern gleichbehandelt wiſſen will, ſofern ſie 
die bezeichneten Vorausſetzungen erfüllen. Sofern die Zwiſchen⸗ 
meiſter als Arbeitnehmer i. S. des 8 1 TarVO. anzufehen- jind, 
ſind ihre Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen auch einer tarifvertrag⸗ 
lichen Regelung zugängig. 

(RArbG., Urt. v. 28. Febr. 1931, RAG 335/30. — Berlin.) [B. 
= RUIG. 8, 32; BenshSamml. 11, 398.) 

* 


* 5. § 1 Tar VO. Keine Nachwirkung, wenn nicht bloß 
der Tarifvertrag ſelbſt, ſondern auch ſein normativer 
Inhalt — die Urlaubsregelung — zeitlich begrenzt ſind. 
— Aus dem aufeinanderfolgenden Abſchluß mehrerer ein⸗ 
zelner Jahresabkommen kann kein allgemeiner Satz ab⸗ 
geleitet werden, daß die Arbeitnehmer jeweils einen 
Ferienanſpruch haben ſollen. f) 

Die in Frage ſtehenden Ferienabkommen waren je nur für ein 
Jahr abgeſchloſſen und nur in dieſem Umfang jeweils für allgemein⸗ 
verbindlich erklärt worden. Keines dieſer Abkommen wollte und konnte 
über das Jahr hinauswirken, für das es abgeſchloſſen war. Insbeſ. 
das Abkommen für 1929 lief ſeinem eigenen Inhalt nach mit dem 
Ende des Jahres 1929 ab. Bei dieſer Sachlage iſt für die Nach⸗ 
wirkung des Abkommens 1929 auf das Jahr 1930 kein Raum. 
Denn die ſog. Nachwirkung beruht auf dem Gedanken, daß der (nor⸗ 
mative) Inhalt des Tar Vertr. in den Einzelarbeitsvertrag eingeht 
und deſſen Beſtandteil wird. Hier iſt in den Einzelarbeitsvertrag der 
Kl. für das Jahr 1929 nur der Urlaubsanſpruch für 1929 einge⸗ 
gangen; ein Urlaubsanſpruch für 1930 war niemals vorgeſehen, 
konnte daher auch aus der Nachwirkung nicht erwachſen. Erſichtlich 
war hier nicht bloß der Tar Vertr. ſelbſt, ſondern auch ſein norma⸗ 
tiver Inhalt (die Urlaubsregelung) zeitlich begrenzt. 

Möglich bleibt, aus dem aufeinanderfolgenden Abſchluß mehrerer 
einzelner Jahresabkommen einen allgemeinen Satz abzuleiten, daß 


Zu 5. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen: Nach zwar beſtrittener, 
aber herrſchender und auch vom NArbch. in ſtänd. Rſpr. vertretener 
Anſicht beſtimmen die normativen Vorſchriften des TarVertr. derart 
den Inhalt des einzelnen, dem TarVertr. unterfallenden Arbeits⸗ 
vertrags, daß dieſer Inhalt auch nach Beendigung des TarVertr. 
bis zu einer etwaigen Anderung des Arbeitsvertrages beſtehen bleibt. 
Theoretiſch bildet davon auch der vorliegende Tatbeſtand keine Aus⸗ 
nahme. Da aber hier die TarVertr. nur jeweils für ein Jahr einen 
Urlaubsanſpruch begründet hatten und daraus nicht ein allgemeiner 
Urlaubsanſpruch für jedes Jahr entnommen werden kann, jo Konnten 
die früheren Tar Vertr., auch wenn ſie im Juhalt des Einzelarbeits⸗ 
vertrags nachwirkten, einen Urlaubsanſpruch für das ſpätere Jahr 
1930 nicht begründen. Allgemeine Gründe gegen die Nachwirkung 
im allgemeinen laſſen ſich aus dieſer beſonderen Sachlage m. E. nicht 
herleiten, wie es Nipperdey: BenshSamml. 11, 414 f. in einer 
Beſpr. der vorſtehenden Entſch. tut. 

Prof. Dr. Erich Molitor, Greifswald. 


die Arbeitnehmer jeweils einen Ferienanſpruch haben ſollten. Das 
bedarf der Prüfung und Entſcheidung. Daneben beſteht die Mög⸗ 
lichkeit, daß die jeweiligen beſonderen Ferienabkommen etwa 
im Zuſammenhang mit einem allgemeineren TarVertr., einem 
MantTarVertr., ſtanden und daß vielleicht dieſer den Arbeitnehmern 
dem Grunde nach Ferien gewährte, ſo daß die Sonderabkommen 
nur zur Ausfüllung eines Rahmens dienten. 
(RArb Gs., Urt. v. 14. März 1931, RAG 462/30. — Leipzig.) (A. 
(= NArbcG. 8, 106; BenshSamml. 11, 412.) 
* 

6. 8 1 Tar®D.; 88 2, 5 Arb VO. Die freiwillige 
Unterſtellung eines Arbeits verhältniſſes unter einen orts⸗ 
fremden Tarifvertrag erſtreckt ſich nicht auf die öffentlich” 
rechtlichen Wirkungen dieſes Tarifvertrages. 5) 

Der Ber. jagt: „Natürlich können die Parteien ſich irgend⸗ 
einen, auch ortsfremden, TarVertr. zum Inhalt des Arbeits- 
vertrags machen; nur bedeutet dann dieſe Berufung auf einen 
Tar Vertr. nichts anderes als die Vereinfachung des Vertragsſchluſſes 
ohne die Rechtswirkung des § 1 Abſ. 2 Tar VO.“ Mit den letzteren 
Worten hat der BerR. die Rechtslage richtig gekennzeichnet, wie ſie 
ſich ergibt, wenn man die Frage vom Standpunkt des Tar Vertr. 
aus betrachtet. Das verkennt die Reviſion. Nicht das ſteht zur 
Entſcheidung, ob die „Vereinbarung“ der Streitteile v. 10. Juni 
1930 nach dem Grundſatz der Vertragsfreiheit irgendwelche Wir⸗ 
kungen für das Arbeitsverhältnis der Streitteile ausüben konnte 
und ausgeübt hat; vielmehr handelt es ſich um die ganz andere 
Frage, ob der für den Düſſeldorfer Bereich geſchloſſene Tar Vertr. 
vermöge jener Vereinbarung zu einem auch für den Bereich Köln 
gültigen TarVertr. werden konnte. Das letztere muß verneint wer⸗ 
den. Die TarVertrparteien haben den TarVertr. nur für Düſſeldorf 
abſchließen wollen und abgeſchloſſen; ſie haben den Düſſeldorfer Be⸗ 
zirk zu dem räumlichen Geltungsgebiet ihres TarVertr. erhoben. 
Dieſen im TarVertr. ſelbſt beſtimmten örtlichen Geltungsbereich kann 
auch der RArbM. bei der Allgemeinverbindlicherklärung des Tar⸗ 
Vertr. nicht ausdehnen; ebenſowenig können die Arbeitsvertrags⸗ 
parteien eines Kölner Arbeitsverhältniſſes durch freiwillige Unter⸗ 
ſtellung unter dem Düſſeldorfer TarVertr. deſſen örtlichen Geltungs⸗ 
bereich ausdehnen. — Dieſe Auffaſſung iſt um jo mehr geboten, als 
neuerdings die Arb ZVO. in 88 2 u. 5 einem beſtehenden Tar Vertr. 
gewiſſe beſondere Rechtswirkungen auch für die Ordnung der Arbeits⸗ 
zeit beilegt. Dieſe Vorſchriften gelten ſicherlich nur in demjenigen 
räumlichen Bereich, den der TarVertr. ſelbſt ſich zuſchreibt. Beide 
Vorſchriften gewähren gewiſſe Erleichterungen gegenüber den ſonſt be⸗ 


Zu 6. Die Entſch. klärt einen großen Teil der Zweifelsfragen 
über „die Berufung auf den TarVertr.“. Es laſſen ſich aus ihr die 
nachſtehenden Feſtſtellungen herleiten. 

I. Wenn „Außenſeiter“ einen Einzelvertrag unter Berufung 
auf einen TarVertr. abſchließen, fo gehen die einzelnen Beſtimmungen 
des TarVertr. in den Einzelvertrag über. Denn ob ſie in ihrem 
Arbeitsvertrag die Beſtimmungen des Tar Vertr. einzeln aufführen, 
oder ob ſie wegen des Inhalts auf den Tar Vertr. Bezug nehmen, 
iſt gleichgültig. In beiden Fällen wird dasſelbe erreicht. Dieſes Er⸗ 
gebnis beruht auf den Beſtimmungen des BOB. und hat an ſich mit 
der Tarifgeſetzgebung, insbeſ. mit § 1 Abſ. 2 Tar Vertr. nichts zu tun. 

II. § 1 Abſ. 2 Tar VO. jagt, daß Tarifbeteiligte auch die⸗ 
jenigen Außenſeiter ſind, welche den Arbeitsvertrag unter Berufung 
auf den Tar Vertr. abgeſchloſſen haben. Das bedeutet viel mehr als 
das unter I feſtgeſtellte Ergebnis; es bedeutet, daß die im bezogenen 
TarVertr. enthaltenen Arbeitsbedingungen im allgemeinen unabding⸗ 
bar ſind und höchſtens zugunſten des Arbeitnehmers abgeändert wer⸗ 
den können; es bedeutet ferner, daß der bezogene TarVertr. ſich für 
das Einzelarbeitsverhältnis auch nach der öffentlich⸗rechtlichen Seite 
auswirkt, daß — z. B. in allen Fällen, in welchen, wie in 88 2 u. 5 
Arb ZV. — beim Vorliegen eines TarVertr. gewiſſe Rechtswir⸗ 
kungen eintreten, dieſe hier auch eintreten. 4 

III. Eine Berufung auf den TarVertr. hat aber nur daun die 
unter II feſtgeſtellte Wirkung, wenn der Einzelarbeitsvertrag räum⸗ 
lich in den Geltungsbereich fallt, den die Parteien des Tarif⸗ 
vertrags dieſem gegeben haben; ferner muß der Einzelarbeits⸗ 
vertrag nach der Art der zu leiſtenden Arbeit unter den be 
zogenen TarVertr. fallen. Man kann ſich in einem Arbeitsvertrag, 
der feinen Sitz in Hannover hat, nicht berufen auf einen Tar Vertr., 
der nur für das linke Rheinufer gilt, ebenſowenig kann man bei dem 
Arbeitsvertrag eines Handlungsgehilfen ſich auf den Bautarif be⸗ 
rufen. Dieſe Stellungnahme wird in der Eutſch. — m. E. zutref⸗ 
fend — weſentlich damit begründet, daß auch der RArbM. bei der Er⸗ 
klärung der „Allgemeinverbindlichkeit“ nur innerhalb derſelben Gren⸗ 
zen die Außenſeiter an den TarVertr. binden kann. — Fehlen beide 
Vorausſetzungen oder fehlt eine von ihnen, ſo äußert die Berufung 
nur die unter I gekennzeichnete Wirkung. N 

IV. Zu bemerken iſt noch, daß die Parteien, wie ſie ſich frei⸗ 
willig dem TarVertr. unterworfen haben, dieſe Berufung auf den 
TarVertr. jederzeit auch durch Einigung aufheben können. Die 
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ſtehenden, öffentlich⸗rechtlichen und zwingenden ArbzBeſt.; es iſt aus⸗ 
geſchloſſen, daß die freiwillige Unterſtellung ortsfremder Arbeitsver⸗ 
hältniſſe unter einen (hier den Düſſeldorfer) TarVertr. dazu führen 
könnte, daß die auf dem TarVertr. beruhenden Erleichterungen auch 
außerhalb des ſelbſtgeſetzten örtlichen Geltungsbereichs des TarVertr. 
Platz greifen könnten. Die gegenteilige Annahme würde die Grenzen 
zwiſchen dem zwingenden öffenklichen Recht und den abdingbaren Be⸗ 
ſtimmungen des Einzelarbeitsvertrags verwiſchen und wäre geeignet, 
einer Umgehung der ArbzZBeſt. Tür und Tor zu öffnen. 

Das hier dargelegte Ergebnis iſt unabweislich, ſobald man vom 
Standpunkt des TarVertrRechts aus an die Frage herantritt. Da⸗ 
mit ſoll, im Einklang mit dem Berg., nicht gejagt ſein, daß nicht 
auch die freie Unterſtellung eines Arbeitsverhältniſſes unter einen orts⸗ 
fremden TarVertr. möglich wäre und gewiſſe Wirkungen auslöſte; 
jedoch erſchöpfen ſich dieſe Wirkungen in der Richtung auf die privat⸗ 
rechtliche Seite des Einzelarbeitsvertrags und erſtrecken ſich nicht auf 
die öffentlich⸗rechtliche Seite des TarVertr. 

(RArbG., Urt. v. 1. April 1931, RAG 710/30. — Köln.) [B. 
= RATE. 8, 191; BenshSamml. 11, 603.) 
* 


7. S1 Taro. Tarifliche Feſtſetzung der Lehrling» 
vergütung ſchließt die Vereinbarung eines beſonderen, 
vom Vater des Lehrlings an den Arbeitgeber zu zahlen- 
den Lehrgelds nicht aus. Unwirkſam iſt die Lehrgeld⸗ 
vereinbarung, wenn ſie den Zweck hat, die unabdingbare 
Lehrlingsvergütung zu umgehen. f) 

Wie das NArbG.: RArbch. 8, 1f. — BenshSamml. 11, 
ausgeführt hat, wird durch die tarifliche Regelung der 


Frage, ob die Aufhebung auch zu einem Teil geſchehen kann, oder 
ob ſchon bei Vertragsabschluß die Berufung auf einzelne Punkte be⸗ 
ſchränkt werden kann, ob insbeſ. dann auch die volle Wirkung nach 
der öffentlich⸗rechtlichen Seite gegeben iſt, iſt noch nicht hinreichend 
eklärt. 
. V. Rechtlich erſcheint, wie geſagt, die Entſch. unbedenklich. 
Nicht unbedenklich erſcheint aber, daß das Geſetz den Außenſeitern, 
die doch die Möglichkeit haben, durch Beitritt zu einer wirtſchaft⸗ 
lichen Vereinigung Beteiligte des Tar Vertr. zu werden, derartige 
Befugniſſe gibt. Die Vertragſchließenden erkennen vielfach nicht die 
Bedeutung der Abmachung, es beſteht auch kein dringendes Bedürfnis, 
die Befugnis zu erteilen und die Berufung gibt zu vielen Zweiſels⸗ 
fragen und Streitigkeiten Anlaß. 
LG Dir. Dr. Kempkes, Düſſeldorf. 
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Zu 7. Das Urteil verdient beſondere Beachtung 
und iſt im Ergebnis zutreffend. 

J. Das Problem Lehrgeld und Tarifvertrag habe ich: NZArbR. 
1930, 665 ff., 753 ff. eingehend erörtert. Ich bin dort zu dem Er⸗ 
gebnis gekommen: 

Iſt die Lehrlingsvergütung tarifvertraglich geregelt, ſo iſt eine 
Lehrgeldvereinbarung, gleichgültig, ob ſie mit dem Lehrling oder 
mit dem geſetzlichen Vertreter im Namen des Lehrlings oder im 
eigenen Namen geſchloſſen wird, tarifwidrig und unwirkſam. Gleich⸗ 
gültig iſt dabei, ob die Zahlung des Lehrgeldes aus dem Vermögen 
des Vertreters erfolgen ſoll. Die Lehrgeldvereinbarung iſt nicht nur 
dann tarifwidrig, wenn ein unmittelbarer Abzug von der tariflich 
zu zahlenden Vergütung vereinbart wird, ſondern auch wenn for⸗ 
melle Hin⸗ und Herzahlungen der Lehrlingsvergütung und des 
Lehrgeldes ausgemacht werden. 

Das NUrbO. hat in der zit. Entſch. BenshSamml. 11 (RArbcb.), 
456 ff., die einen ausgeſprochenen Kompromiß bringt, zum Teil anders 
entichieden. Allerdings läßt ſich aus dieſem Urt. ein klares und ein⸗ 
deutiges Bild über die Apr. des RArbG. nicht gewinnen. Offenbar 
will das RALbG. fo verſtanden werden, daß eine mit dem Lehr⸗ 
ling ſelbſt getroffene Lehrgeldabrede ſchlechthin und immer un⸗ 
w irkſa m ſein ſoll (ogl. BenshSamml. 55 168 — JW. 1929, 1303; 
6,449 und 12, 339), während Lehrgeld vereinbarungen mit 
dem Vater oder Vormund trotz eh Regelung der Lehr- 
lingsvergü ich zuläſſig ſein ſollen. 

1 a a lt. ſchließt ſich eng an BenshSamml. 11, 
456 ff. an, es beleuchtet aber deutlich den Kompromißcharakter jener 
Entſch. und durchbricht im Grunde genommen, das dort aufgeſtellte 
Prinzip. Allerdings hält das RArbch. formell an dem Grundſaß jener 
Entſch. feſt, daß Lehrgeldvereinbarungen mit dem Vater oder Vor⸗ 
mund troß tariflicher Regelung der Lehrlingsvergütung an ji zu⸗ 
läſſig ſein ſollen. 

N 1 eh läßt aber folgende Ausnahmen gelten: 

1. Ergibt ſich aus dem Tar Vertr. unzweideutig, daß nicht nur 
eine Lehrlingsvergütung zu zahlen ift, ſondern daß nach dem Willen 
der Tarifparteien mit ihr auch ein Lehrgeld ausgeſchloſſen werden 
ſollte, jo iſt eine Lehrgeldvereinbarung immer unzulaſſig. Es kommt 
ſolchenfalls nicht darauf an, ob die Lehrgeldvereinbarung zwiſchen 
Lehrherrn und Lehrling oder zwiſchen dem Lehrherrn und dem Vor⸗ 
mund oder Vater des Lehrlings abgeſchloſſen iſt. Das RArbG. läßt 


Lehrlingsvergütung die Vereinbarung eines Lehrgeldes nicht grund⸗ 
ſätzlich ausgeſchloſſen, und es kann aus der Tatſache, daß eine 
Regelung der Lehrlingsvergütung im TarVertr. ſtattgefunden hat, 
allein nicht geſchloſſen werden, daß bei der Feſtſetzung der Lehr⸗ 
lingsvergütung ein dem Lehrherrn etwa zu zahlendes Lehrgeld nach 
der Abſicht der TarVertr Parteien hat mitabgegolten werden ſollen. 
Es hängt dies vielmehr, ſofern ein ſolcher Wille der TarVertr Parteien 
im TarVertr. nicht ſichtbaren Ausdruck gefunden hat oder ſonſt aus 
den Umſtänden unzweideutig zu entnehmen iſt, von den Feſtſtellungen 
des Einzelfalles ab. Insbeſ. ift in dem erwähnten Urt. bereits darauf 
hingewieſen, daß die Erwägung, der zur Zahlung des Lehrgeldes ver⸗ 
pflichtete Vater ſei nach den geſetzl. Belt. in der Lage, die Lehrlings⸗ 
vergütung für die Bezahlung des Lehrgeldes in Anſpruch zu nehmen, 
an ſich eine andere Beurteilung der Rechtslage nicht zu rechtfertigen 
vermöge. In dem Urt. v. 24. Jan. 1931 iſt aber darauf hin⸗ 
gewieſen, daß eine andere Beurteilung der Rechtslage Platz greifen 
müſſe, wenn die getroffenen Abreden unzweideutig erkennen ließen, 
daß der dem Lehrling nach 8 1 TarVO. unabdingbar zustehende An⸗ 
ſpruch auf die tarifliche Lehrlingsvergütung habe gegenſtandslos ge⸗ 
macht werden ſollen. Das gleiche muß gelten, wenn aus den Um⸗ 
ſländen feſtgeſtellt werden kann, daß die Vereinbarung des Lehrgeldes 
nicht den Zweck hatte, dem Lehrherrn eine Gegenleiſtung für ſeine 
Mühewaltung und eine Entſchädigung für etwaigen von dem Lehrling 
angerichteten Materialſchaden zu gewähren, ſondern lediglich die Feſt⸗ 
ſetzung der Lehrlingsvergütung zu umgehen und dieſe in ihrer Höhe 
zum mindeſten teilweiſe herabzuſetzen. 

(RArbG., Urt. v. 23. Sept. 1931, RAG 128/31. — Halberſtadt.) [O. 


* 


es alſo für den Ausſchluß des Lehrgelds nicht genügen, daß im Tarif 
eine Lehrlingsvergütung vereinbart iſt, vielmehr will es unterſucht 
wiſſen, ob durch die Feſtſetzung der Lehrlingsvergütung ein dem Lehr⸗ 
herrn zu zahlendes Entgelt nach dem Willen der Tarifparteien als 
mitabgegolten zu gelten habe. Dieſe Gegenüberſtellung erſcheint durch⸗ 
aus lebensfremd. Wenn die Tarifparteien die Lehrlingsvergütung 
regeln, ohne über das Lehrgeld etwas zu ſagen, ſo haben ſie damit 
m. E. mit voller Klarheit zum Ausdruck gebracht, daß ein Lehrgeld, 
das dieſe Vergütung wieder beeinträchtigt, nicht gezahlt werden darf. 
Vgl. dazu die Anm. BenshSamml. 11, 462 und 12, 342 (RArbG.). 

2. Unwirkſam iſt eine Lehrgeldvereinbarung ferner, „wenn die 
getroffenen Abreden unzweideutig erkennen laſſen, daß der dem Lehr⸗ 
ling nach dem TarVertr. unabdingbar zuſtehende Anſpruch gegen⸗ 
ſtandslos gemacht werden ſollte“. Das war auch ſchon in der 
früheren Entſch., BenshSamml. 11 (RArbG.), 456, betont worden. 
Jedoch ſchien es nach dem Wortlaut jener Entf. jo, als ob dieſe 
Ausnahme nur für den Fall Geltung haben ſollte, daß auf Grund 
der Lehrgeldvereinbarung der Lehrling ſelbſt verpflichtet wurde. 
Aus dem vorſtehenden Urt. läßt ſich aber entnehmen, daß dieſe Aus⸗ 
nahme offenbar auch dann Platz greifen ſoll, wenn nicht mit dem 
Lehrling, ſondern ſeinem Vater oder Vormund die Lehrgeldabrede ge⸗ 
troffen iſt. Demnach ſoll nach der Anſicht des NAH. die zwiſchen 
Lehrherrn und Lehrling vereinbarte Lehrgeldzahlung immer unzuläſſig 
fein, wenn der TarVerkr. eine Lehrlingsvergütung vorſieht (vgl. oben). 
Dagegen ſoll es bei Vereinbarung mit dem Vater oder Vormund 
darauf ankommen, ob dadurch auch der Anſpruch des Lehr⸗ 
lings auf Lehrlingsvergütung gegenſtandslos ge⸗ 
macht wird. Daß das RArbG. offenbar ſo verſtanden werden will, 
ergibt ſich auch aus der inzwiſchen ergangenen Entſch. BenshSamml. 12 
(RArbGG.), 339 ff. In dieſem Urt. hat das RArbG. die mit dem Lehr⸗ 
ling getroffene Lehrgeldabrede ebenſo wie in den dort angegebenen 
früheren Urt. ſchlechthin für unwirkſam erklärt und ſich nicht 
damit auseinandergeſetzt, ob für den dort entſchiedenen Fall der An⸗ 
ſpruch auf die Lehrlingsvergütung gegenſtandslos gemacht worden ſei. 
Im übrigen iſt immer noch nicht klar, was das RArbcG. unter „gegen⸗ 
ſtandslos“ verſteht, ob eine Verminderung genügt oder ob das Lehr⸗ 
geld fo hoch fein muß wie die im TarVerkr. vorgeſehene Lehrlings⸗ 
vergütung. Vgl. im übrigen zu dieſem Punkt die Anmerkungen in 
der BenshSamml. zu den angeführten Urteilen. 

3. Endlich ſoll die mit dem Vater oder Vormund getroffene 
Lehrgeldvereinbarung auch dann unwirkſam ſein — und das verdient 
hier ganz beſonders hervorgehoben zu werden —, wenn aus den Um⸗ 
ſtänden des Einzelfalles feftgeftellt werden kann, daß die Vereinbarung 
des Lehrgeldes nicht den Zweck hatte, dem Lehrherrn eine Gegen⸗ 
leiſtung für ſeine Mühewaltung und eine Entſchadigung für etwaigen 
von dem Lehrling angerichteten Materialſchaden zu gewähren, ſondern 
lediglich die Feſtſetzung der Lehrlingsvergütung zu umgehen und dieſe 
in ihrer Höhe zum mindeſten teilweiſe herabzuſetzen. Dieſe Umgehungs⸗ 
abſicht foll namentlich dann angenommen werden können, wenn das 
vereinbarte Lehrgeld trotz der zunehmenden Geſchicklichkeit und Er⸗ 
fahrung des Lehrlings ſich mit der Länge des Lehrvertrages erhöhen ſoll. 

III. Gerade die letzte (aber auch die zweite) Ausnahme von dem 
unter J mitgeteilten Grundſatz zeigt, wie ſehr das NAHE. bemüht iſt, 
ſeine formale Einſtellung zu dem Problem der tarifwidrigen Lehrgeld⸗ 
vereinbarung abzuſchwächen. Ich habe in der Anm. BenshSamml. 11 
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S. § 2 TarVo. Für den Beginn der Allgemeinver⸗ 
bindlichkeit eines Tar Vertr. kann auch ein in der Ver⸗ 
gangenheit liegender Zeitpunkt beſtimmt werden. Dem 
TarVertr. unterfallen dann auch Arbeitsverhältniſſe, die 
zwar zur Zeit des Erlaſſes der Allgemeinverbindlichkeit 
erloſchen waren, aber nach dem Zeitpunkt, für den die 
Rückwirkung feſtgeſetzt iſt, noch beſtanden haben. f) 

(RArbch., Urt. v. 7. Febr. 1931, RAG 364/30. — Köslin. B. 
= N ArbG. 7, 360; BenshSamml. 11, 281.) 
* 

9. 82 TarB9D.; § 269 BGB. Für die Frage, ob ein 
Arbeitsverhältnis in den räumlichen Geltungsbereich 
eines Tarifvertrages fällt, iſt ſowohl die Arbeitstätigkeit 
als auch ihre betriebliche Grundlage zu berückſichtigen. 7) 

Es handelt ſich um die Frage, in welcher Beziehung ein Arbeits⸗ 
verhältnis dem Gebiet eines Tar Vertr. angehören muß. ArbG. 
BenshSamml. 5, 486 hat für entſcheidend erklärt, ob in dem Tarif⸗ 
gebiet der Sitz des Arbeitsverhältniſſes liege. Die Rev. macht geltend, 
der BerR. habe ſich irrig für F. entſchieden, ſtatt den Schwerpunkt 
da zu finden, wo der Kl. wohne und wo er nach dem Vertrag ſeine 
Arbeit zu leiſten gehabt habe, in Bayern. Die Rev. verweiſt darauf, 
daß in RArbGG.: BenshSamml. 5, 486 der von einer St.er Firma 
zum Bedienen eines Verkaufsſtands im F.er Hauptbahnhof entſandte 
Angeſtellte in den Fler Bereich feines Wohnſitzes und ſeiner dienſt⸗ 
lichen Beſchäftigung, nicht in den Ster des Betriebsſitzes gerechnet 
worden ſei. Der BerR. hat nicht verkannt, daß Wohnſitz und Be⸗ 
ſchäftigungsort des Arbeitnehmers in dieſer Hinſicht von weſentlicher 
Bedeutung ſein können, ſieht aber die Andersartigkeit des vorl. 
gegenüber dem früheren Falle einmal darin, daß dort ſich in dem 
Tätigkeitsgebiet eine Niederlaſſung des Arbeitgebers befand, und daß 
im vorl. Falle das ein ganzes ausgedehntes Land umfaſſende Reiſe⸗ 
gebiet des Kl. eben wegen dieſer Weite des Bereichs als Sitz des 
Arbeitsverhältniſſes nicht in Betracht kommen könne. „Heimatlos“ 
und deshalb keinem TarVertr. zugänglich könne aber ein Arbeits⸗ 
verhältnis nicht ſein. 

Eine weitere Erwägung ſtellt der Ber R. in der Richtung an, daß 
die Tarifparteien, da ſie die Arbeitsverhältniſſe auch der auswärts 
reiſenden. Angeſtellten geregelt haben und da ſie ihre Vorſchr. auf 
F.er Betriebe abgeſtellt hätten, gerade auch die Reiſenden mit einem 
Reiſegebiet außerhalb von F. hätten erfaſſen wollen. 

Die Rev. hat Recht darin, daß die letztere Erwägung jedenfalls 
inſofern nicht zwingend ift, als Außenreiſende von F.et Betrieben auch 
ihren Wohnſitz in F. haben können. Rügt die Rev. fernerhin unter 
Bezugnahme auf die Rſpr. des RArbG. einen Rechtsfehler deshalb, 
weil das Beſtehen einer Niederlaſſung des Arbeitgebers im Tarifgebiet 
zur Vorausſetzung der Tarifanwendung gemacht werde, jo iſt ihr fo 
viel zuzugeben, daß dieſe Anforderung, ausnahmslos aufgeſtellt, zu weit 


(RArbcz.), 462 darauf hingewieſen, daß die Stellungnahme des RArbch. 
ſtark formaliſtiſch und geeignet iſt, der Umgehung der tariflichen Be⸗ 
ſtimmungen über die Lehrlingsvergütung Tür und Tor zu öffnen. Das 
hat das RArbch. inzwiſchen offenbar ſelbſt eingeſehen und ſucht nun 
Wege, um hier abzuhelfen. Das Ergebnis dieſer Rſpr. iſt nicht er⸗ 
freulich. Dieſelben Gründe, die bei der grundſätzlichen Stellungnahme 
des RArbG. nicht als durchſchlagend anerkannt wurden, werden jetzt 
dazu benutzt, um Ausnahmen von dem formaliſtiſchen Grundſatz zu 
begründen. Dann Hätte auch nichts im Wege geſtanden, grundſätzlich 
die Unzuläſſigkeit der Lehrgeldvereinbarung anzuerkennen, und zwar 
auch für den Fall, daß ſie mit dem Vater oder Vormund des Lehr⸗ 
lings abgeſchloſſen iſt. Die reichsarbeitsgerichtliche Rſpr. iſt nur ge⸗ 
eignet, Rechtsunſicherheit in die Frage der Zuläſſigkeit von Lehrgeld⸗ 
vereinbarungen hineinzutragen. Künftig wird es eben in der Haupt⸗ 
ſache darauf ankommen, ob in dem Tatbeſtand des Urt. die Feſtſtellung 
getroffen wird, daß eine Umgehungsabſicht mit Rückſicht auf den 
Zweck der Lehrgeldvereinbarung vorliegt. Das dürfte in den meiſten 
Fällen anzunehmen ſein, da doch der Sinn einer Lehrgeldvereinbarung 
meiſt der iſt, auf dieſem Wege die tarifliche Lehrlingsvergütung herab⸗ 
zuſetzen. So wird demnach ſehr wahrſcheinlich in Zukunft der vom 
R ArbGG. anerkannte Grundſatz zur Ausnahme und die Ausnahmen 


werden zur Regel werden. 
Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 


Zu 8. Die Entſch. iſt ſo ſchlüſſig und entſpricht ſo ſehr der 
Stellungnahme der allgemeinen Rechtslehre zur Rückwirkungsfrage 
wie den Bedürfniſſen der Arbeitsrechtspraxis, daß ihr kaum etwas 
hinzugefügt zu werden braucht. Sie bringt die entſchloſſene Abwen⸗ 
dung von dem im Urt. des RArbGg. v. 26. Juni 1929 (Bensh⸗ 
Samml. 6, 483 Nr. 120 [RArbG.]; vgl. dort die Anm. von Nip⸗ 
perdey) eingenommenen Standpunkte, wobei das Gericht feine 
eigene frühere Entſch. ebenſo kurz abtut, wie ſonſt oft die wider⸗ 
ſprechenden Meinungen unterer Gerichte. Ein leiſes Schwanken 
bleibt verſtändlicherweiſe, insbeſ. inſofern, als für die Rückwir⸗ 
kung der Allgemeinverbindlicherklärung auf erloſchene Arbeitsver⸗ 


gehen würde. Die Rev. nimmt auf RArbG.: BeushSamml. 11, 454 
Bezug, in dem für die Tarifanwendung als hinreichend angeſehen 
worden iſt, daß die Arbeitsſtelle im Tarifgebiet lag, der Sitz des 
Arbeitgebers nicht. Die Rev. irrt aber, wenn ſie aus dieſem Urt. und 
RArbG.: BenshSamml. 5, 293; 7, 541) folgert, es komme ent⸗ 
ſcheidend auf den Ort der Arbeitsleiſtung an. 

Inwieweit die Beſt. der Tarifparteien über die Zugehörigkeit 
von Arbeitsverhältniſſen zu dem Tarifgebiet von Bedeutung iſt, kann 
dahinſtehen, da im Gegenſatz zu RArbG.: BenshSamml. 7, 54 
u. 11, 454 eine ſolche Weiſung weder in der tariflichen Ordnung des 
Geltungsbereichs noch in der Allgemeinverbindlichkeitserklärung zum 
Ausdruck kommt. 

Die Entſch. kann deshalb i. S. von § 2 Tar VO. nur aus dem 
Geſichtspunkt getroffen werden, ob, nach objektiver Beurteilung, der 
zu unterſuchende Arbeitsvertrag wie in das Fachgebiet auch in den 
räumlichen Bereich des TarVertr. fällt. Auch für dieſe Erörterung ge⸗ 
nügt es nicht, nur die eine Seite des Arbeitsverhältniſſes, die Be⸗ 
ſchäftigungszone des Arbeitnehmers oder aber den Sitz des Betriebes 
ins Auge zu faſſen. Vielmehr iſt es erforderlich, ſowohl die dem Ver⸗ 
trag entſpr. Arbeitstätigkeit wie deren betriebliche Grundlage zu be⸗ 
achten. Das iſt auch in den von der Rev. angezogenen Urt. des RArbch. 
geſchehen. Insbeſ. iſt in RArbcg.: BenshSamml. 5, 486 nicht nur 
darauf Rückſicht genommen, daß der damalige Kl. in F. wohnte und 
daß dort der Arbeitsvertrag abgeſchloſſen worden war, ſondern auch 
darauf, daß der Kl. in dem Fer Verkaufsſtand der Bekl. angeſtellt 
war und ſeine Einnahmen aus dieſer F.er Betriebseinrichtung der 
damaligen Bekl. erhalten hat. Das gleiche gilt für die in RArbG.: 
BenshSamml. 7, 54 erörterte Lage. Auch für RArbG.: BenshSamml. 
11, 454 ſtanden nicht weſentlich verſchiedene Umſtände zur Beurteilung. 
Fehlte es dort auch an einer Niederlaſſung (im weiteſten Sinne), 0 
war doch mit der Ausführung der Schachtarbeiten eine örtliche Be⸗ 
triebsſtätte verbunden, die für den damaligen Kl. Grundlage der Be⸗ 
ſchäftigung und Quelle der ihm zufließenden Arbeitsvergütung war. 
R ArbG. 8, 299 iſt für die hier zu entſcheidende Frage entgegen der 
Meinung der Rev. nicht verwendbar, weil die Anwendbarkeit des F. er 
Tar Vertr. in jenem Rechtsſtreit unſtreitig war. 

In dem zur Beurteilung ſtehenden Falle ſucht die Rev. ver⸗ 
geblich das Beſtehen von Umſtänden darzulegen, die denen der be⸗ 
ſchiedenen Fälle gleichartig find. Insbeſ. hat der Berg. m. R. den 
Umſtand, daß Bayern vertragliches Reiſegebiet des Kl. war, nicht als 
den Sitz des Arbeitsverhältniſſes beſtimmend angeſehen. Ebenſo wie 
für den ſchuldrechtlichen Begriff des Erfüllungsortes nach § 269 BGB., 
der ſich mit dem Sitz des Arbeitsverhältniſſes in dem hier belang⸗ 
reichen Sinn berührt, müſſen die nach der Natur des Schuldverhält⸗ 
niſſes maßgebenden Umſtände zu einer Orts beſtimmung geeignet 
fein. Das trifft bei einem Reiſegebiet als dem der Beſchäftigung nicht 
zu. Im übrigen ſind die Verhältniſſe eines Reiſegebiets auch deshalb 
nicht dienlich, für die tariflichen Belange auch nur des Arbeitnehmers 


hältniſſe im Einzelfall auf die Tragweite abgeſtellt wird, die der All⸗ 
gemeinverbindlicherklärung des einzelnen Tar Vertr. beizumeſſen iſt — 
eine Tragweite, die doch wohl nur der Faſſung der Erklärung des 
RArbM. entnommen werden kann. Wenn freilich bei gleicher Faſ⸗ 
ſung (und die Faſſungen pflegen gleich zu ſein, weil die Erklärungen 
formularmäßig ergehen) bald die weitere, bald die engere Tragweite 
angenommen werden ſollte, jo würde das zu einer höfen Rechts⸗ 
unſicherheit führen. Das iſt wohl nicht der Sinn jener Sätze, die 
vielmehr nur zur Abkehr von der früheren Entſch. überleiten ſollen. 
Hält das RArbG. weiter den jetzt jo entſchieden wiedereingeſchlagenen 
Weg ein, ſo dürfte es wohl auch noch dazu kommen, entgegen der 
Entſch. v. 26. Jan. 1929 (RArbG. 3, 137) die Möglichkeit der 
rückwirkenden tariflichen Beſeitigung im Arbeitskampf ausgeſproche⸗ 
ner Kündigungen von Arbeitsverhältniſſen anzuerkennen, womit 
das Befriedungswerk der Tarifparteien und Schlichtungsſtellen weſent⸗ 


lich erleichtert würde. 
Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 


Zu 9. Die Frage, welcher Ort für die rechtliche Behandlung 
eines Arbeitsvertrags maßgebend iſt, iſt von allgemeinerer Bedeutung 
z. B. auch für das internationale Arbeitsrecht. 

M. R. geht das Urt., dem zuzuſtimmen iſt, davon aus, daß die 
Frage nicht allgemein nach dem Ort des Betriebsjiges oder dem Ort 
der Beſchäftigung gelöſt werden kann, ſondern läßt die rechtlichen 
und wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des einzelnen Falls maßgebend ſein. 
Dadurch erklärt ſich auch ein gewiſſer, allerdings nur ſcheinbarer Wider⸗ 
ſpruch, in dem das Urt. zu anderen angef. Entſch. des RArbch. zu 
ſtehen ſcheint. Bei der Frage nach dem räumlichen Geltungsbereich 
eines Tar Vertr., den die Tarifparteien frei beſtimmen können, iſt es 
demnach Auslegungsfrage des einzelnen Falls, welchen räumlichen Gel⸗ 
tungsbereich die Tarifparteien dem von ihnen geſchloſſenen Tar Vertr. 
zuweiſen wollen. Die Auslegung, die das AA. im vorl. Falle gibt, 
iſt eingehend und überzeugend begründet. 

Prof. Dr. Erich Molitor, Greifswald. 

1) JW. 1930, 3143. 
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Maß zu geben, weil den Lebensverhältniſſen der anſäſſigen Bevölke⸗ 
rung, die mit Grundlage der dort geltenden Tar Vertr. find, die Lebens⸗ 
führung, die einem Reiſenden durch die Natur ſeines Dienſtes auf⸗ 
gezwungen iſt, in keiner Weiſe zu entſprechen pflegt. Eine andere 
Beurteilung mag ſich im einzelnen Fall dann rechtfertigen, wenn der 
Reiſende des Dienſtes wegen in dem Reiſegebiet wohnt. Der Kl. iſt 
aber nur aus perſönlichen Gründen nach St. gezogen. Nach alledem 
hat der Ber. i. S. der Rſpr. des NAH. für die Veit. des tarif⸗ 
lichen Sitzes, und zwar in F., die Umſtände entſcheiden laſſen, daß 
dort ein Betriebsſitz war, daß dort der Vertrag geſchloſſen iſt, daß 
in F. die geſamte Proviſion abgerechnet wurde, daß der Kl. ſtändig 
feinen dienſtlichen Schriftverkehr mit dem Fler Betrieb geführt hat, 
daß er ſchließlich in jedem Jahr mehrmals in F. geweſen tft, um 
Muſter und Anweiſungen in Empfang zu nehmen. 

(RArbG., Urt. v. 22. Jan. 1932, RAG 196/31.) — Berlin.) (A.] 

* 


* 10. Wenn im Laufe des Arbeitsverhältniſſes für 
den Arbeitnehmer kraft ſeiner ſchon beſtehenden, aber dem 
Arbeitgeber unbekannten Organiſationszugehörigkeit ein 
Tar Vertr. in Wirkſamkeit tritt, durch den die Verpflich- 
tungen des Arbeitgebers erweitert werden, ſo kann der 
Arbeitnehmer ſich der Einrede der Argliſt ausſetzen, wenn 
er ſolche tarifliche Anſprüche nachträglich geltend macht. f) 

Dem BG. kann nicht beigetreten werden, wenn es meint, das 
Verhalten des Kl. verſtoße nicht gegen Treu und Glauben, denn 
wer nur von einem ihm geſetzlich gewährleiſteten unverzichtbaren 
Recht Gebrauch mache, hanndle niemals argliſtig. Das NArbch. 
hat ſchon in ſeinem zum Abdruck in der amtl. Samml. beſtimmten 
Urt. v. 2. Juli 1930, RAG 28/1930 1), ausgeſprochen, daß ein 
Arbeitnehmer nach den Umſtänden des Falls ſich allerdings dem 
berechtigten Vorwurf der Argliſt ausſetzen kann, wenn er während 
beſtehenden Arbeitsverhältniſſes einer Arbeitnehmervereinigung bei⸗ 
tritt, für deren Mitglieder ein günſtigerer Tar Vertr. beſteht, und es 
schuldhaft unterläßt, dem Arbeitgeber alsbald oder doch in an⸗ 
gemeſſener Friſt Mitteilung davon zu machen. Entſprechendes hat 
für einen Fall, wie den hier vorliegenden, zu gelten, wo während 
beſtehenden Arbeitsverhältniſſes für den Arbeitnehmer kraft ſeiner 
ſchon beſtehenden, aber dem Arbeitgeber unbekannten Mitglied- 
ſchaft zu einer Berufsvereinigung ein TarVertr. in Wirkſamkeit 
tritt, durch den die Verpflichtungen des Arbeitgebers erweitert 
werden. Darin, daß der Kl. beim Dienſteintritt ſeine Mitglied⸗ 
ſchaft beim Zentralverband gefliffentlich verſchwiegen und ſich dem 
in ſcharfem Gegenſatz zu dieſem ſtehenden Werkverein angeſchloſſen, 
auch auf die ausdrückliche Aufforderung v. Juli 1928 ſich abſicht⸗ 
lich nicht gemeldet und etwa ein Jahr lang den ihm nach dem 
Werhvereinstarif gezahlten Lohn weiter vorbehaltlos angenommen 
hat, kann ein argliſtiges Verhalten gefunden werden. Die Folge 
würde ſein, daß der Kl. nicht nachträglich Anſprüche aus dem Zen⸗ 
tralverbandstarif geltend machen könnte. 

(RArbG., Urt. v. 22. Okt. 1930, RAG 210/30. — Köln.) O.] 
= RarbG. 6, 288; BenshSamml. 10, 223.) 


3. Bürgerliches Geſetzbuch. 


11. 88 133, 242 BB. Mag ein Lohnzuſchlag zu⸗ 
nächſt nur als freiwillige Leiſtung gewährt werden, ſo 
liegt in der regelmäßigen Weiterzahlung für eine Reihe 
von Jahren, ohne daß die Freiwilligkeit beſonders zum 


Zu 10. Das Urteil entſpricht der ſchon durch zwei Entſch. 
v. 2. Juli 1930: R ArbGG. 6, 275 ff. und 279 ff. eingeleiteren Ripr., 
wonach der Arbeitnehmer durch argliſtiges Handeln feinen Tarif⸗ 
anſpruch verwirkt, wenn er den Arbeitgeber nicht alsbald durch 
Mitteilung feiner Gewerkſchaftsangehörigkeit auf die Geltung des 


betr. TarVertr. aufmerkſam macht. Dieje Rſpr iſt außer von mir“ 


(ogl. Molitor: ArbRPrax. 1930, 344ff.) auch von Nipperdey 
in feinen Beſpr. der fraglichen Urt.: Benshsamml. 9, 500 ff.; 
10, 226 für ſehr bedenklich erklärt worden. Denn dogmatiſch kann 
jedenfalls das Verſchweigen eines erſt nach Vertragſchluß ein- 
tretenden Umſtands kein argliſtiges Verſchweigen 1. ©, des 8 100 
BGB. darſtellen, auf das hin durch Anfechtung der Vertrag rück⸗ 
gängig gemacht werden könnte. Aber auch wenn man annimmt, 
daß der Arbeitnehmer nach dem Vertrag eine Mitteilungspflicht 
hat, die er ſchuldhaft verletzt, fo kann die Rechtsfolge nur in 
einem Schadenserſatzanſpruch und nicht in einer Verwirkung tarif⸗ 
licher Rechte beſtehen. Dieſe hat auch das RArbch. bisher in ſtän⸗ 
diger Rſpr. abgelehnt. Ein beſonderer Grund, von dieſem Grundſatz 
vorliegend abzugehen, iſt nicht erſichtlich. Es erſcheint das auch 
rechtspolitiſch nicht unbedenklich. N 
Prof. Dr. Erich Molitor, Greifswald. 
1) ArbG. 6, 275. 


Ausdruck kommt, ein Verhalten des Arbeitgebers, das die 
Erklärung ſeines Willens enthält, den Lohnzuſchlag auch 
für die Zukunft für die Dauer des beſtehenden Arbeits- 
vertrages weiter zahlen zu wollen und welches nach Treu 
und Glauben von dem Arbeitnehmer dahin verſtanden 
werden muß. f) 

Das LUrbG. geht davon aus, daß die Zahlung der Zuſchläge 
zu dem tariflichen Zeitlohn durch die jahrelang in dieſer Weiſe er⸗ 
folgte Handhabung der Lohnberechnung Inhalt des ArbVertr. mit 
der Kl. geworden ſei und daß daher eine Abänderung durch ein⸗ 
ſeitige Erklärung der Bekl. nicht zuläſſig geweſen ſei. Dieſe Würdi⸗ 
gung des in der Lohnzahlung liegenden Verhaltens der Bekl. ſteht 
im Einklang mit der Rſpr. des RArbcg. über das Zuſtandekommen 
ſtillſchweigender Lohn⸗ und Gehaltvereinbarungen, wie ſie insbeſ. 
hinſichtlich der Verpflichtung zur Fortgewähr von Gratifikationen 
ihren Niederſchlag gefunden hat (RArbh. 4, 67; 5, 22; Arbqgſpr. 
1930, 63, 271). Mag auch ein Lohnzuſchlag zunächſt nur als frei⸗ 
willige Leiſtung gewährt werden, ſo liegt in der regelmäßigen Weiter⸗ 
zahlung für eine Reihe von Jahren, ohne daß die Freiwilligkeit 
beſonders zum Ausdruck kommt, ein Verhalten des Arbeitgebers, 
das die Erklärung ſeines Willens enthält, den Lohnzuſchlag auch 
für die Zukunft für die Dauer des beſtehenden ArbVertr. weiter⸗ 
zahlen zu wollen, und welches nach Treu und Glauben von dem 
Arbeitnehmer dahin verſtanden werden muß (vgl. ferner auch 
R ArbGG. v. 28. Sept. 1929, 140/29: ArbRipr. 1930, 18). Dem 
ſteht nicht entgegen, daß es ſich im vorl. Fall nicht um einen der 
Höhe nach feſt beſtimmten Zuſchlag handelt, ſondern daß die zu⸗ 
ſätzliche Vergütung ſich nach einem beſtimmten Errechnungsſchlüſſel 
entſprechend dem Akkordverdienſt anderer Arbeitnehmergrupen be⸗ 
rechnete und ſomit der Höhe nach naturgemäß ſchwankte. Denn dieſe 
Berechnungsart betraf nur die Art und Weiſe der Ausrechnung. 
Sie ſtellte trotzdem eine beſtimmbare Leiſtung dar, und die Höhe der 
Zahlungen war nicht lediglich in das Belieben der Behl. geſtellt. 
Auf die Behauptung der Bekl., daß auch der Errechnungsſchlüſſel 
hin und wieder geändert worden ſei, iſt die Rev. nicht zurücke⸗ 
gekommen. Aber ſelbſt bei Unterſtellung der Richtigkeit dieſer Be⸗ 
hauptung hatte die Bekl. ihren Willen in einer fie nach Treu und 
Glauben verpflichtenden Weiſe kundgegeben, die Zuſchläge nach 
einem jeweilig feſtgeſetzten Errechnungsſchlüſſel zu zahlen, und konnte 
daher jegliche Zahlung des Zuſchlags nicht ohne Anderung des 
Einzel Arb Vertr. einſtellen. Ob und inwieweit eine einſeitige Ande⸗ 
rung des Errechnungsſchlüſſels ſchon unzuläſſig iſt, bedarf keiner 
Prüfung, da jedenfalls die Kl. berechtigt war, den Zuſchlag nach 
dem zuletzt zur Anwendung gebrachten Schlüſſel zu fordern. 

Das L ArbG. hat ferner in der am 3. Jan. durch Anſchlag 
erfolgten Bek. eine Kündigung der Einzel ArbVertr. nicht erblickt, 
weil der Wille zur Löſung des Vertragsverhältniſſes nicht ſo klar 
und eindeutig zum Ausdruck gebracht worden ſei, daß für den Ver⸗ 
tragsgegner kein Zweifel hinſichtlich der Rechtslage beſtehen konnte. 
Das ArbG. äußert ſchon Bedenken, ob überhaupt der Wille der 
Bekl. dahin gegangen ſei, die beſtehenden Arbeitsverhältniſſe zu 
löſen. Es fehlt mithin bereits an der erforderlichen Feſtſtellung 
des Kündigungswillens der Bekl. (RArbch. 3, 66). Aber auch bei 
Unterſtellung dieſes Willens wird die Anſicht des LArbGG. von der 


tatſächlichen Feſtſtellung und möglichen Auslegung der Bek. ge⸗ 


tragen, daß der Wille zur Löſung der Arbeitsverhältniſſe nicht ein⸗ 
deutig zum Ausdruck gebracht worden ſei. Wie das RArbG. in 
mehrfachen Entſch. zum Ausdruck gebracht hat, iſt es letzten Endes 
Tatfrage und nur nach den Umftänden des einzelnen Falles zu be⸗ 
urteilen, ob der Wille zur Kündigung bei einem ſolchen Anſchlage mit 
unverkennbarer Deutlichkeit erklärt iſt (NA. v. 27. März 


Zu 11. Die Entf. iſt — in Übereinſtimmung mit Hueck: 
BenshSamml. 11, 357 f. (RArbG.) — in allen Punkten zu billigen. 


1. Die Annahme der „ſtillſchweigenden“ Vereinbarung einer 
Gratifikation, d. h. eines entſprechenden Vertr., der durch ſchlüſſige 
Handlungen (regelmäßige Zahlung und regelmäßige Annahme der 
Gratifikationsbeträge) beider Teile geſchloſſen wurde, iſt jedenfalls 
theoretiſch unbedenklich (die Schlüſſigkeit im Einzelfall bedarf ſelbſt⸗ 
verſtandlich genauer Unterſuchung), wenn, wie im vorl. Falle, mit 
dem klagenden Arbeitnehmer ſekbſt längere Zeit jo verfahren wor⸗ 
den iſt. Hat dieſer perſönlich — wie z. B. die Kl. W. im Falle des 
Urt. v. 15. Juni 1929, RAG 180/29: R Arb. 4, 65 = JW. 1929, 
3410 = BenshSamml. 6 Nr. 48 (RUE) — noch keine Grati⸗ 
fikation erhalten, fo daß er ſeinen Anſpruch nur auf die im Be⸗ 
trieb allgemein herrſchende Übung ſtüßzen kann, jo muß man ſich 
allerdings darüber klar ſein, welches konkrete Verhalten des 
Arbeitgebers dieſem Arbeitnehmer gegenüber als ſchlüſſig ange⸗ 
ſehen werden ſoll (vgl. L. Richter: JW. 1931, 2598). Es könnte 
das wohl nur das Schweigen über die Gratifikationsfrage bei 
der Einſtellung ſein, man müßte alſo unterſtellen, daß der Arbeitgeber 
nach Treu und Glauben verpflichtet war, in dieſem Zeitpunkt 
einen Ausſchluß der Gratifikation auszuſprechen, um die gegen⸗ 
teilige Auslegung ſeines Verhaltens zu verhindern. Vgl. zu der 
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(Juriſtiſche Wochenſchrift 


1929, 494/28: ArbRipr. 1929, 259; RArbG. 3, 67). Das LArbG. 
hat nicht verkannt, daß nach der Rſpr. des RArbG., auf welche 
es hinweiſt, eine Bek., in welcher für einen nach Ablauf der ver⸗ 
tragsmäßigen Kündigungsfriſt liegenden Zeitpunkt eine Anderung 
der Arbeiksbedingungen angezeigt wird, den Kündigungswillen auch 
ohne Gebrauch des Wortes ſelbſt in genügender Weiſe zum Aus⸗ 
druck bringen kann (RArbG. 2, 30; 3, 67; BenshSamml. 6, 110). 
Das OArbGG. hat aber im vorl. Fall feſtgeſtellt, daß der Bek. eine 
Kündigung nicht zu entnehmen war. Dieſe Auslegung iſt möglich 
und der Nachprüfung in der Revenſt. entzogen. Irgendeinen recht⸗ 
lichen Verſtoß, insbeſ. gegen 8 133 BGB., wie ihn die Rev. rügt, 
läßt die erfolgte Auslegung nicht erkennen. Das LArbG. hat die 
Entſch. nicht darauf abgeſtellt, daß der Arbeitgeber unterlaſſen 
habe, ausdrücklich auf die Beendigung der Arbeitsverhältniſſe hin⸗ 
zuweiſen. Vielmehr hat das LArbc᷑. der Erklärung lediglich die 
Willenskundgebung entnommen, daß vom 6. Jan. 1930 ab — 
dieſer Termin war zugleich der Beginn einer neuen Lohnwochen⸗ 
periode — nur eine neue Lohnverrechnung eingeführt werden 
ſollte. Gerade der Ausdruck Lohnverrechnung konnte aber auf den 
Willen der Beibehaltung der Arbeitsbedingungen im übrigen hin⸗ 
deuten. Auf die Hinausſchiebung des Inkrafttretens um einige 
Tage brauchte mithin das LArbGG. kein entſcheidendes Gewicht zu 
legen. Es kam auch nicht darauf an, ob die Arbeitnehmerſchaft 
durch ihre Organiſation beſonders über die einſchlägigen rechtlichen 
Beſtimmungen und die Judikatur unterrichtet war. 

Der Fall liegt weſentlich anders als in RArbcs. — Bensh⸗ 
Samml. 8, 68; 9, 136, 140, in welchem der Wille zur Kündigung 
klar zum Ausdruck gebracht war. 

Das ArbG. hat ferner die Sachlage unter dem Geſichtspunkt 
geprüft, ob das in der Bek. liegende Angebot zur vertraglichen 
Anderung der Lohnſätze von der Kl. ſtillſchweigend durch ihr Ver⸗ 
halten angenommen worden ſei. Es hat dies verneint, da die Kl. 
durch ihren bei dem Betriebsratsvorſitzenden alsbald ausgeſprochenen 
Einſpruch, der an die Bekl. weitergeleitet worden ſei, klar zum 
Ausdruck gebracht habe, daß ſie mit der neuen Lohnberechnung nicht 
einverſtanden ſei. Ein rechtlicher Verſtoß iſt in dieſer tatſächlichen 
Würdigung des Verhaltens der Kl. nicht zu finden. 

Die Rev. rügt, daß die Kl. ſich durch die Fortſetzung des Ar⸗ 
beitsverhältniſſes im Widerſpruch zu ihrem mündlichen Proteſt ge⸗ 
ſetzt habe und ſich ſomit auf dieſen nicht berufen könne. Die Rüge 
iſt unbegründet. Sie verkennt, daß mangels Kündigung der frühere 
Einzel ArbVertr. mit feiner über dem Tariflohn liegenden Lohnfeſt⸗ 
ſetzung weiter beſtand und die Kl. ſich ſomit auf ein neues Ver⸗ 
tragsangebot überhaupt nicht einzulaſſen brauchte. Die von der 
Bekl. angezogene Entſch. des RArbG. 3, 67 ging von der durch 
eine gültige Kündigung geſchaffenen Rechtslage aus. Hat aber die 
Kl. ſich nicht ſchweigend verhalten, ſondern ſogar widerſprochen, ſo 


Frage der ſtillſchweigenden Gratifikationsabrede jetzt J. Fuchs, Der 
Gratifikationsanſpruch des Arbeitnehmers (Schr. d. Inſt. f. ArbR. 
Leipzig Heft 27, Berlin 1931), S. 14 ff. 

2. Da die ohne ausdrückliche „Kündigung“ des Arbeitsver⸗ 
hältniſſes erfolgende Ankündigung neuer Arbeitsbedingungen, wie 
die im vorl. Urt. angeführte Judikatur zeigt, immer wieder zu er⸗ 
heblichen Auslegungsſchwierigkeiten führt, kann der Praxis des 
Lebens nur immer wieder empfohlen werden, die an ſich pſychologiſch 
verſtändlichen inneren Widerſtände gegen den Gebrauch dieſes Wortes 
im Intereſſe der Klarheit der Rechtslage zu überwinden (vgl. 
Nipperdey: BenshSamml. 5, 108; 6, 111 [RArbch. ). 

3. Bei der rechtlichen Würdigung der Arbeitsfortſetzung macht 
das RAS. mit Recht einen ſcharfen Unterſchied zwiſchen dem Fall 
der Kündigung des Arbeitsverhältniſſes und dem ſeines Fort⸗ 
beſtandes. Iſt durch die Kündigung das Arbeitsverhältnis unter 
den bisherigen Bedingungen aufgehoben, ſo wird die Fortſetzung der 
Arbeit in der Regel eine durch ſchlüſſige Handlung („ſtillſchwei⸗ 
gend“) geäußerte, alſo jedenfalls unter den Vorausſetzungen des 
§ 151 BGB. wirkſame Annahme der vom Arbeitgeber angebotenen 
neuen Arbeitsbedingungen enthalten, iſt dagegen keine Kündigung er⸗ 
folgt, ſo läßt die Fortſetzung der Arbeit, die „einfach die Erfüllung“ 
des alten Vertr. „bedeutet“ (Hueck a. a. O.), keinen Schluß auf 
den Willen des Arbeitnehmers zu, das Angebot eines Schuldände⸗ 
rungsvertr. (S 305 BGB.) anzunehmen. Ein ſolcher Schluß könnte 
vielmehr nur aus dem Schweigen gezogen werden, wenn für den 
Arbeitnehmer aus irgendeinem Grunde Reden Pflicht war, insbes. 
weil nach der Verkehrsauffaſſung dem Schweigen der Wert einer 
poſitiven Erklärung zukam (vgl. Enneccerus⸗Nipperdey 
§ 144 III), und einem ſolchen Schweigen nimmt jede dem Antragen⸗ 
den gegenüber erklärte Verwahrung ohne weiteres den Sinn der 
Annahme, während ſie neben der ſchlüſſigen Handlung der Weiter⸗ 
arbeit nach Beendigung des alten Arbeitsverhältniſſes (alſo einer 
ſog. ſtillſchweigenden Willenserklärung) als protesta tio facto con- 
traria (vgl. Enneccerus⸗Nipperdey 8 144 V) regelmäßig 
bedeutungslos ſein wird (ogl. Nipperdey, Rechtsgutachten f. d. 
Verb. v. Arbeitg. d. Sächſ. Text.⸗Ind. Chemnitz, S. 35). 

Prof. Dr. H. Kreller, Tübingen. 


kann von der Annahme eines auf Anderung des bisherigen ArbVertt⸗ 
abzielenden Angebots durch Fortſetzung des alten Arbeitsverhältniſſes, 
zu welcher die Kl. berechtigt und verpflichtet war, keine Rede ſein. 
(RArbG., Urt. v. 21. Jan. 1931, RAG 485/30. — Altona.) LA. 
(= NV. 7, 289; BenshSamml. 11, 358.) 
* 


**12, 8 157 BGB. Tarifvertragsbeſtimmungen, die die 
Geltendmachung von Lohnrückſtänden an die Einhaltung 
beſtimmter Friſten und Formen knüpfen, ſind rechtswirt“ 
ſam. Der Zweck der Vorſchrift erfordert es, daß — von 
ſeltenen Ausnahmen abgeſehen — in allen Fällen Nach⸗ 
forderungen gehörig angemeldet werden. }) 


(RArbGs., Urt. v. 11. Febr. 1931, RAG 304/30. — Bremen.) [A. 
= NALG. 8, 50; BenshSamml. 11, 301.) 
* 


13. 88 157, 242, 362, 615 BGB. Iſt der Urlaubs- 
anſpruch von der Beſchäftigung im Betriebe abhängig, ſo 
kommt es nicht darauf an, ob ein Wechſel des Inhabers 
ſtattgefunden hat. Dieſer Grundſatz gilt auch für Hand- 
werksbetriebe. f) 

(AArbE., Urt. v. 28. März 1931, RAG 530/30. — Altona.) [B. 
<= BenshSamml. 11, 507.) 
* 


14. Rechtliche Natur des Urlaubsanſpruchs. Er um 
faßt regelmäßig ein Doppeltes: den Anſpruch auf Ger 
währung der Ferientage und auf Zahlung des Lohnes für 
dieſe Zeit (Urlaubsvergütung). Beide Anſprüche beſtehen 
nebeneinander. Daher kein Wahlſchuld verhältnis; keine 
Unmöglichkeit der Leiſtung der Urlaubsvergütung, wenn 
das Arbeitsverhältnis gelöſt iſt und die Freizeit nicht 
mehr gewährt werden kann. Der Arbeitnehmer verwirkt 
mangels abweichender tariflicher Regelung den Urlaubs 
vergütungsanſpruch nicht dadurch, daß er ſeine friſtloſe 


Zu 12. Dem Erk. gebührt Beifall. Es kommt darauf an, 
ob der Arbeitnehmer von einer tariflich vorgeſehenen Einſpruchs⸗ 
erhebung dann entbunden ſei, wenn die Vereinigung der Arbeit⸗ 
geber bereits grundſätzlich erklärt hatte, ſich auf eine mit dem 
Einſpruch geltend zu machende Geſtaltung des Arbeitslohnes nicht 
einlaſſen zu wollen. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Ein ſolcher 
Beſchluß der Arbeitgebervereinigung iſt nicht geeignet, ohne wei⸗ 
teres die Rechtslage ſeiner einzelnen Mitglieder gegenüber deren 
Arbeitnehmern zu verſchlechtern. Und es ſteht doch zunächſt durch⸗ 
aus dahin, ob der Arbeitgeber im Einzelfall ſich auch wirklich 
nach jenem Beſchluß verhalten oder nicht vielmehr, wenn der ein⸗ 
zelne Arbeitnehmer mit ſeinen Forderungen ernſt macht, ſich 
ihnen gefügig zeigen werde. 

Geh. IR. Prof. Dr. Paul Oertmann, Göttingen. 


Zu 13. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

In der Rſpr. und in der Geſetzgebung hat ſich mehr und mehr 
das Beſtreben entwickelt, das Arbeitsverhältnis mehr an den Betrieb 
und weniger an die Perſon des Arbeitgebers zu knüpfen. So it 
neben dem Arbeitsverhältnis der Begriff des „Beſchäftigungsver⸗ 
hältniſſes“ getreten. Anſätze dieſes Rechtsbegriffs ſind feſtſtellbar in 
88 87 Abſ. 1, 20 BetrRGG. ſowie in dem AngKündSchch. v. 9. Juli 1926. 
Auf dem Gebiete des Urlaubsanſpruchs haben die Tarertr. dieſe 
Entwicklung beeinflußt. Dem RATE. iſt darin beizupflichten, daß 
die Beſtimmung im TarVertr. „ununterbrochene Beſchäftigungsdauer 
im gleichen Betriebe“ auf das Beſchäftigungsverhältnis hinweiſt, 
und daß es darauf ankommt, ob der Arbeitgeberwechſel die Ge 
ſtaltung des Betriebs weſentlich beeinflußt hat. Von einem ver⸗ 
ſchiedenen Betrieb könnte geſprochen werden, wenn der neue Inhaber 
z. B. vom Fabrikationsbetrieb zur Reparaturwerkſtatt übergeht. — 
Richtig iſt es, daß auch die Perſon des Arbeitgebers ohne Verände⸗ 
rung des Betriebszwecks den Betrieb weſentlich beeinfluſſen kann. 
Das NArbG. gibt dieſes zunächſt nur bei Kunſtwerkſtätten zu. Denn 
hier gibt erſt die künſtleriſche Auffaſſung des Betriebsinhabers dem 
Betrieb ſein beſonderes Gepräge. Das gilt im gleichen Maße bei 
Bildhauerwerkſtätten, bei Rot⸗ und Gelbgießereien und Photographen⸗ 
ateliers. Bildet aber nicht der künſtleriſche Einſchlag, ſondern die 
handwerksmäßige Ausführung das Wichtigſte der Betriebsführung, 
ſo kann nicht geſagt werden, daß erſt die Tätigkeit des Hand⸗ 
werksmeiſters dem Handwerksbetrieb ſein Gepräge gibt. Wenn auch 
im Handwerk der Umfang der Kundſchaft von der Perſönlichkeit des 
Meiſters abhängt, jo müſſen beſondere Umſtände dargetan werden, 
aus denen bei Wechſel des Arbeitgebers eine Veränderung des Ber 
triebs gefolgert werden kann, ſo daß hier die Vorausſetzung der Be⸗ 
ſchäftigung „im gleichen Betrieb“ fehlt. Solche Umſtände ſind im 
obigen Fall nicht dargetan. 

AGR. Dr. Rohlfing, Berlin⸗Zehlendorf. 
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Entlaſſung ſchuldhaft herbeiführt und deshalb den Urlaub 
in natura nicht mehr erhalten kann. 


(RArbch., Urt. v. 13. März 1929, RAG 476/28. — Hannover.) IO. 
= RArbch. 3, 306; BenshSamml. 5, 523.) 
* 


15. Der Urlaubsanfprud) erlifcht, wenn der Arbeit⸗ 
nehmer am Urlaubsſtichtag bereits dauernd arbeitsun⸗ 
fähig iſt. Er wird aber nicht ſchon dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Arbeitnehmer vom Urlaubsſtichtag bis zur Be⸗ 
endigung des Arbeitsverhältniſſes nicht mehr gearbeitet 
hat, die Arbeitsunfähigkeit aber erſt zu einem ſpäteren 
Zeitpunkt feſtgeſtellt iſt. f) 

Das RArbG. hat in feinem Urt. v. 19. März 1930, RAG 
583/29 (RArbcg. 5, 222) ausgeſprochen, daß ein Arbeitnehmer dann 
keinen Anſpruch auf Urlaubsvergütung hat, wenn ſeine Arbeitsfähig⸗ 
keit ſchon am entſcheidenden Stichtag, mit dem Tarif vertragsgemaß 
der Urlaubsanſpruch für das neue Urlaubsjahr erworben wird — d. i. 
hier wie dort am 1. April —, endgültig erloſchen tar. Das BG. 
will den Erwerb eines Urlaubsanſpruchs und damit auch eines An⸗ 
ſpruchs auf Urlaubsvergütung auch für den Fall verneinen, daß der 
Arbeitnehmer nur tatſächlich in der Zeit vom Beginn des neuen 
Urlaubsjahres an bis zur Beendigung des Arbeitsverhältniſſes nicht 
gearbeitet hat. Es glaubt, dieſen Satz aus der Begründung des er⸗ 
wähnten Urteils des KAG. entnehmen zu können, verkennt aber 
dabei den entſcheidenden Gedanken dieſes Urteils. Dort iſt davon aus⸗ 
gegangen, daß der Arbeitnehmer grundſäßlich den Anſpruch auf Ur⸗ 
laub, wenn die Wartezeit erfüllt iſt, mit dem feſtgeſetzten Stichtag 
erwirbt und nicht etwa erſt mit dem Zeitpunkt in dem ihm der 
Urlaub tatfählih gewährt wird. Es iſt dann dargelegt, daß die 
Entſtehung des Urlaubsanſpruchs ſich nicht vollziehen kann, wenn 
ſchon am Stichtag keine Möglichkeit mehr gegeben iſt, daß der 
Urlaub in Natur gewährt wird, weil nämlich ſchon an dieſem Tag 
feſtſteht, daß der Arbeitnehmer dauernd arbeitsunfähig iſt und nicht 
mehr zur Arbeit zurückkehren kann. In dem Urteil des RArbch. 


1 2 


v. 28. Juni 1930, RAG 58/30 (RAS. 6, 107) und v. 15. Okt. 


Zu 15. 1. Es liegt nicht an der Rſpr. des RArbch., wenn 
ſeine zahlreichen Urteile über Urlaubsfragen eine volle, alle künftigen 
Einzelfälle ſcharf löſende Klärung nicht gebracht haben Der Grund 
iſt vielmehr darin zu ſuchen, daß es ein einheitliches Urlaubsrecht 
nicht gibt und daß die Tar Vertr. gerade in dieſem Punkt vielfach 
lückenhaft und unklar ſind. 

2. Als Kern iſt aus der bisherigen Rſpr. — unbeſchadet ab⸗ 
weichender tariflicher oder einzelvertraglicher Regelung — heraus⸗ 
zuſchälen: 

a) Urlaub iſt Entgelt für geleiftete Arbeit. 

b) Er beſteht — kumulativ — aus zwei Elementen: 

I. Freiſtellung von der Arbeit, 

II. Bezahlung der Freizeit. 

e) Der Erwerb des Urlaubsanſpruchs iſt tariflich zumeiſt an 
„Wartezeit“ und „Stichtag“ geknüpft. 

1. „Wartezeit“ ift der Zeitraum, den der Arbeitnehmer in dem 
Betriebe verbracht haben muß, um die Anwartſchaft auf Urlaub 
zu erwerben. 8 

II. „Stichtag“ iſt der (häufig, aber nicht notwendig mit dem 
Beginn des „Urlaubsjahrs“ zuſammenfallende) Zeitpunkt, den der 
Arbeitnehmer im Betriebe „erlebt“ haben muß, um den Urlaubs- 
anſpruch zu erwerben. Die Betriebszugehörigkeit am „Stichtage“ 
iſt alſo Vorausſetzung für die Entſtehung des Urlaubsanſpruchs. Iſt 
der Anſpruch dem Arbeitnehmer einmal erwachſen (dadurch daß er 
die Wartezeit erfüllt und den Stichtag im Betriebe „erlebt“ hat), 
ſo geht ihm durch ſein demnächſtiges Ausſcheiden aus dem Betriebe, 
gleichviel auf welchen Urſachen es beruht, der Urlaubsanspruch nicht 
verloren, er beſchränkt ſich dann, da Freiſtellung von der Arbeit 
(oben b ) unmöglich geworden iſt, auf die Geldzahlung (oben b II). 

Der Grundgedanke iſt der: Der Urlaubsanſpruch iſt zunächſt 
einheitlich (Freiſtellung von der Arbeit — bI — unter Fortzahlung 
des Lohnes — b II): er kann alſo nur einheitlich erworben werden, 
d. h. am „Stichtage“ muß auch die Möglichkeit der Natural“ 
beurlaubung (oben d I) noch vorliegen („Erleben“ des Stichtags im 
Betriebe). f 

Dieſe Möglichkeit (und damit der Erwerb des Urlaubsanſpruchs 
überhaupt) entfüllt, wenn der Arbeitnehmer vor dem Stichtage aus 
dem Betriebe ausgeschieden, d. h. wenn das Arbeitsverhältnis vorher 
aufgelöſt worden iſt. Das gleiche gilt, wenn das Arbeitsverhältnis 
am Stichtage zwar formell noch beſteht, der Arbeitnehmer aber in 
dieſem Zeitpunkte dauernd arbeitsunfähig und die Wiederaufnahme 
der Arbeit völlig ausgeſchloſſen, das Arbeitsverhälknis alſo tatſächlich 
zuſammengebrochen if: (vgl. Rärbch. 5, 222 u. 6, 107). Iſt jedoch 
der „Urlaubsanſpruch“ einmal erworben, ſo bewirkt die nachträglich 
eintretende Unmöglichkeit der Gewährung von Freizeil nur den Weg 
fall dieſer Verpflichtung, nicht auch der Geldzahlungspflicht (8 275 
Abſ. 1 BGB.). 

Die Bedeutung der vorliegenden Entſch. beruht nun darauf, daß 


1930, RAG 153/30 hat das RA. ausdrücklich an dieſem Ge⸗ 
danken feſtgehalten. Liegt aber am Stichtag dieſes Hindernis dauern⸗ 
den Verluſts der Arbeitsfähigkeit nicht vor, ſo kommt der Anſpruch 
auf Gewährung von Freizeit im neuen Urlaubsjahr zur Entſtehung. 
Kann er wegen Krankheit des Arbeitnehmers in der Zeit vom Be⸗ 
ginn des neuen Urlaubsjahres nicht in Natur erfüllt werden, ſo hat 
dieſe Unmöglichkeit nicht den Wegfall des einmal entſtandenen Ur⸗ 
laubsanſpruchs zur Folge, ſondern nur ſeine Umwandlung in einen 
Geldanſpruch. 
(RArbG., Urt. v. 20. Dez. 1930, RAG 414/30. — Eſſen.) [B.] 
<= NO. 7, 139.) 
* 


16. Volontärverhältnis iſt auch bei Arbeitern mög⸗ 
lich. Bei einem Schloſſerlehrling der feine Lehre noch 
nicht beendet hat und in einen Spezialbetrieb der Metall⸗ 
branche eintritt, bedarf es jedoch ganz beſonderer Um⸗ 
ſtände, für die Annahme, daß ein Volontärvertrag ge⸗ 
ſchloſſen werden ſoll. +) 

Für die Eigenſchaft des Arbeitervolontärs gelten die gleichen 
Merkmale, wie ſie RArbcz. 4, 310 für den kaufmänniſchen 
Volontär entwickelt worden ſind. Vom Lehrlingsverhältnis unter⸗ 
ſcheidet ſich das Volontärverhältnis der Sache nach im wefentl. 
dadurch, daß bei ihm die Abſicht einer geregelten Fachausbildung für 
den Beruf eines Angeſtellten oder gewerbl. Arbeiters zum Zwecke 
ſeiner Ausübung fehlt, es alſo mehr darauf ankommt, ſich in einem 
Betriebe zum Zwecke der Erweiterung feiner Kenntniſſe zu betätigen 
als darauf, ſich die Fertigkeiten und Kenntniſſe eines Gehilfen oder 
Facharbeiters erſt anzueignen. Sodann aber iſt für das Volontär⸗ 
verhältnis die Unentgeltlichkeit von Bedeutung. Gerade dadurch, daß 
der Volontär ſich in einem Betriebe zur Aneignung von Kenntniſſen 
oder zu ſeiner Vervollkommnung ohne einen Anſpruch auf eine Ver⸗ 
gütung betätigt, ein Arbeitsentgelt alſo nicht verlangen kann, und 
der Zweck des Vertragsverhältniſſes nur die Aneignung von Kennt⸗ 
niſſen und Erfahrungen ift, es daher nach Erfüllung dieſes Zweckes 
ſein Ende nehmen muß, unterſcheidet ſich die Stellung des Volontärs 
nicht nur von der des Lehrlings, ſondern auch von der des An⸗ 
geſtellten oder Arbeiters. Davon geht offenbar auch das BG. aus. 


ſie — unter voller Aufrechterhaltung der oben entwickelten Grund⸗ 
ſätze — für den Fall des „Krankfeierns“ des Arbeitnehmers am 
Skichtage einer Überbewertung des tatſächlichen Verlaufs der Dinge 
entgegentritt: Der Erwerb des Urlaubsanſpruchs wird nicht ſchon 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der Arbeitnehmer, der am Stichtage wegen 
Krankheit der Arbeit ferngeblieben iſt, nachher aus dem Dienſte aus⸗ 
ſcheidet, ohne nochmals gearbeitet zu haben; auch wenn das weitere 
Fernbleiben von der Arbeit — vom Stichtage bis zur Entlaſſung — 
auf der Krankheit beruht, ja ſelbſt wenn am Entlaſſungs tage 
dauernde Arbeitsunfähigkeit vorgelegen hat, reicht das noch nicht zur 
Verneinung des Urlaubsanſpruchs. Entſcheidend iſt vielmehr, ob be⸗ 
reits am Stichtage dauernde Arbeitsunfähigkeit, alſo objektiv 
die Unmöglichkeit der Rückkehr zur Arbeit, beſtanden hat; andererſeits 
iſt es unerheblich, ob dies am Stichtage ſchon erkannt worden iſt 
oder überhaupt erkennbar war. Es genügt, wenn nachträglich — 
rückſchauend — feſtgeſtellt wird, daß bereits am Stichtage endgültige 
Arbeitsunfähigkeit eingetreten war. 

Das Urteil ſtellt den folgerichtigen Ausbau der Urlaubstheorie 
des AUG. dar. Ihm iſt vom Standpunkt dieſer (in Schrifttum 
und Rſpr. jetzt herrſchenden) Lehre aus im Ergebnis zuzuſtimmen. 
In der Begründung iſt der letzte oben wiedergegebene Satz irre⸗ 
führend: In den Fällen, in denen der Arbeitnehmer nicht mehr 
Urlaub in Natur, aber noch die Geldzahlung verlangen kann, han⸗ 
delt es ſich nicht unt eine „Umwandlung“, ſondern um eine Ein⸗ 
ſchränkung des Urlaubsanſpruchs (Fortfall des Rechts auf Freiſtellung 
von der Arbeit). — Schließlich ſei vor einer Gefahr gewarnt, die 
gerade auf dieſem Gebiete naheliegt: der unberechtigten Verallgemei⸗ 
nerung. Entſcheidend iſt ſchließlich immer der Inhalt des (Tarif⸗ oder 


Einzelarbeits⸗) Vertrages. g 
LG Dir. Dr. Schwenk, Görlitz. 


Zu 16. Dem Urt. iſt durchweg zuzuſtimmen. Daß auch ein Hand⸗ 
arbeiter ein Volontärverhältnis eingehen kann, iſt nicht zu be⸗ 
ſtreiten. Nur in ſeltenen Ausnahmefällen wird dies jedoch der Abſicht 
der Parteien entſprechen, ſo daß in Ermangelung einer ausdrückl. 
Abrede die Vermutung gegen das Vorliegen eines Volontärverhält⸗ 
niſſes ſpricht. Ein Volontärverhältnis liegt nur dann vor, wenn 
die Abſicht des Arbeitnehmers ausſchließlich auf Erlangung einer 
Gelegenheit zur fachl. Ausbildung gerichtet iſt (was die Gewährung 
eines Taſchengeldes nicht ausſchließt), wahrend ein ſolches zu ver⸗ 
neinen iſt, wenn anzunehmen iſt, daß ein Arbeitnehmer daneben oder 
ausſchließlich den Zweck verfolgt, durch ſeine Arbeitsleiſtung einen 
Verdienſt zu erzielen. Eine ſcharfe Abgrenzung wird nicht immer 
möglich fein, doch bietet das obige Urt. für die Beurteilung von 
Grenzfällen wertvolles Material. 

RA. Dr. Siegfried Weinberg (5, Berlin. 
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Seine Ausführungen werden jedoch mit Recht von der Rev. inſoweit 
beanſtandet, als ſie darzulegen verſuchen, daß der feſtgeſtellte Sach⸗ 
verhalt im vorl. Falle die Annahme eines Volontaärverhältniſſes 
rechtfertige. 

Die Reviſion weiſt zutreffend darauf hin, daß derartige 
Fälle zu den Ausnahmen gehören und es nur jelten vor⸗ 
kommen wird, daß ein junger, dem Arbeiterſtande angehörende 
Mann im Heizungsgewerbe als Volontär beſchäftigt wird. Der 
Volontär iſt in der Regel nicht gewillt, ſpäter als Arbeiter diejenige 
Tätigkeit auszuüben, die ein Arbeiter im Heizungsfach auszuüben hat, 
alſo einen gewerbl. Beruf, bei dem die Ausbildung als Lehrling 
und die Tätigkeit im Beruf die Fähigkeit zum Vollarbeiter bedingt. 
Es bedarf vielmehr ganz beſonderer Umſtände zu der Annahme, daß 
ein Schloſſerlehrling willens iſt, ſeine Lehre nicht zu beenden, ſon⸗ 
dern ein Volontärverhältnis einzugehen, um ſich in ſeinem Wiſſen 
und Können zu vervollkommnen und ſeinen Geſichtskreis zu er⸗ 
weitern. Im vorl. Falle iſt aber weder feſtgeſtellt, daß der Kl. von 
ſeinem Vater ermächtigt worden iſt, ein Volontärverhältnis einzu⸗ 
gehen, noch auch, daß er irgendwelche Ausſicht hatte, eine gehobene 
oder gar leitende Stellung bei einer Heizungsfirma zu erlangen, daß 
er alſo auf die Dauer der geregelten Vorbildung eines Facharbeiters 
entraten konnte. Im Heizungsfach war der Kl. auch bisher tätig 
geweſen. Er hatte die Lehre in der Fabrik für Zentralheizungen un⸗ 
freiwillig aufgeben müſſen, und es iſt daher natürlich, wenn er im 
Heizungsfach weitere Beſchäftigung ſuchte. Wenn die Bekl. ihn nicht 
als Schloſſerlehrling annehmen konnte oder wollte, ihm aber doch 
Gelegenheit gab, im Heizungsfach weiter tätig zu ſein, ſo diente dies 
zweifellos ſeiner weiteren Ausbildung für dieſes Fach, aber weder die 
Stellung des Kl. wurde damit eine erheblich andere, noch auch 
änderte ſich der Gewerbe⸗ oder Berufszweig, in welchem er beſchäftigt 
wurde, weſentlich. Gewiß iſt dem Ber R. zuzugeben, daß es für die 
Frage, ob das Vertragsverhältnis des Kl. als ein Volontärverhältnis 
oder als ein Arbeiterverhaltnis i. S. des Tar Vertr. aufzufaſſen iſt, 
nicht ſchlechthin auf die gebrauchten Ausdrücke ankommen kann, für 
die Beurteilung vielmehr maßgebend iſt, wie das Rechtsverhältnis 
in Wirklichkeit ſich darſtellt. Aber immerhin iſt die Tatſache, daß 
das Verhaltnis nicht als Volontärverhaltnis bezeichnet und auch die 
Unentgeltlichkeit nicht vereinbart worden iſt, ſowie den begleitenden 
Umſtänden, die zu dem Eintritt der Kl. in die Dienſte der Bekl. ge⸗ 
führt haben, eine erhebl. Bedeutung beizumeſſen. Dies hat auch das 
R Arb. in RArbG. 4, 312 f. bereits dargelegt. 


(RArbG., Urt. v. 26. Aug. 1931, RAG 699/30. — Dortmund.) [B. 
= BenshSamml. 13, 172.) 
* 


* 17. 5 620 BGB.; $ 133 a, e Gemd.; § 2 Künd Sch. 
Eine Abſicht der Umgehung des Künd SchG. kann dar in 
gefunden werden, daß die Beteiligten an Stelle eines 
einheitlich dauernden Dienſtverhältniſſes eine fortgeſetzte 
Kette kurzfriſtig beſtimmter Dienſtverträge ſchließen. Für 
die Beantwortung der Frage, ob eine Umgehung vorliegt, 
kann von Bedeutung ſein, ob vom Standpunkte eines 
ruhigen, ſachlichen Beurteilers der geſamten Umſtände 
der Unternehmer Anlaß zu den getroffenen Maßnahmen 
hatte oder ob er ſie doch wenigſtens für geboten halten 
durfte. +) 

Nach dem Zwecke der ſozialen Kündigungsbeſt. des KindSh®. und 
anderer neuerer ſozialer Geſetze ſind die dort vorgeſehenen Kündigungs⸗ 
friſten zwar zwingenden Rechts (RArbcg. 1, 7; 4, 6); ſie können nicht 


Zu 17. Die Beſtimmungen des KündSchG. ſind zwingender 
Natur. Die darin enthaltenen Kündigungsfriſten dürfen nicht durch 
Parteiabrede verkürzt werden. Auch durch Tar Vertr. kann der Kün⸗ 
digungsſchutz nicht ausgeſchloſſen werden (vgl. RArbch.: BenshSamml. 
8, 359). Aber das Künd Sch. ift nur anwendbar, wenn es zur Be⸗ 
endigung des Arbeitsverhältniſſes einer Kündigung bedarf. Iſt das 
Arbeitsverhältnis befriſtet, ſo läuft es mit Ablauf der vereinbarten 
Vertragszeit automatiſch ab, eine Kündigung iſt nicht erforderlich und 
das FindSh®. kann nicht Platz greifen. 

Nach dem Tatbeſtand des vorſtehenden Urteils iſt es nun ſo, 


daß zunächſt ein Arbeitsvertrag auf unbeſchränkte Zeit abgeſchloſſen 


war, der mangels vertraglicher Aufhebung (8 305 BGB.) nur durch 
Kündigung beendigt werden konnte. Die Kündigung mußte unter Ein⸗ 
haltung der nach dem KindShG. vorgeſehenen Friſt erfolgen. Das 
iſt auch geſchehen, und zwar iſt die Kündigung v. 29. Sept. 1928 (im 
Urteil heißt es offenbar irrtümlich zweimal 29. Sept. 1929) zum 
31. März 1929 rechtsgültig. Ihre Wirkſamkeit wird, wie das RArbcg. 
zu Anfang der Gründe mit Recht hervorhebt, nicht etwa dadurch be⸗ 
einträchtigt, daß im Kündigungsſchreiben das Wort „vorſorglich“ 
gebraucht iſt. Durch die Kündigung hatte das Arbeitsverhältnis am 
31. März 1929 ſein Ende erreicht. 

Darauf iſt aber der Angeſtellte weiterbeſchäftigt worden, und zwar 
iſt ſein an ſich beendetes Arbeitsverhältnis jeweils auf drei Monate, 
alſo auf beſtimmte Zeit, verlängert worden. Es bedurfte künftig 
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im voraus ausgeſchloſſen werden und greifen auch Platz, wenn nach Kün⸗ 
digung des auf unbeſtimmte Zeit abgeſchloſſenen Dienſtvertrages das 
Dienſtverhältnis fortgeſetzt wird; eine gegenteilige Vereinbarung iſt 
unwirkſam (Urt. v. 27. Nov. 1929, RAG 289/29: ArbRipr. 1930, 81 
und JW. 1930, 30178; Urt. v. 5. Juni 1929, RAG 597/28: JW. 
1930, 45538). Aber alle dieſe Kündigungsbeſtimmungen gelten nur 
für den Fall der wirklichen Kündigung. Endet ein Dienſtvertrag bet“ 
möge der getroffenen Vereinbarung zu einer beſtimmten Zeit ohne 
Kündigung, iſt er alſo auf beſtimmte Zeit eingegangen, ſo können die 
Kündigungsſchutzbeſtimmungen nicht Platz greifen. Wie das NArbch. 
wiederholt grundſätzlich ausgeſprochen hat (RArbcg. 2, 31; Urt. v. 
22. Dez. 1928, RAG 257/28: BenshSamml. 4, 360 und Urt. v. 14. Dez 
1929, RAG 313/29: BenshSamml. 7, 504), iſt es ausſchließlich Sache 
des freien Entſchluſſes des Arbeitnehmers oder Angeſtellten, ob er nach 
Auflöſung des Dienſtvertrages durch Kündigung ein befriſtetes Arbeits“ 
verhältnis eingehen will. Tut er es mit der Verabredung, daß dieſes 
neue Verhältnis mit dem Ablauf der Friſt ohne eine Kündigung enden 
ſoll, ſo erreicht das Arbeitsverhältnis nach Ablauf der Friſt ohne 
weiteres ſein Ende. Die Möglichkeit, durch Vereinbarung der Par⸗ 
teien einen Arbeitsvertrag auf Zeit abzuſchließen, kann allerdings zur 
Umgehung der Kündigungsvorſchriften ausgenutzt werden. Iſt eine 
ſolche Umgehung des Geſetzes beabſichtigt, ſo iſt die Vereinbarung 
nichtig; der vereinbarte Friſtablauf führt dann die Endigung nicht 
herbei, vielmehr iſt dann zur Beendigung des Dienſtverhältniſſes die 
geſetzliche Kündigungsfriſt wiederum zu wahren. Das RArbG. hat 
bereits in RArbG. 1,363 darauf hingewieſen, daß eine Umgehungs⸗ 
abſicht unter Umſtänden darin gefunden werden kann, daß die Be⸗ 
teiligten an Stelle eines einheitlich dauernden Dienſtverhältniſſes eine 
fortgeſetzte Kette kurzfriſtig beſtimmter Dienſtvertrage ſchließen. Um 
aber eine derartige Umgehung als gegeben anzuſehen, bedarf es, wie 
im Urt. v. 22. Dez. 1928 betont wurde, einer entſprechenden tat⸗ 
ſöchlichen Feſtſtellung. Im vorliegenden Falle hat das LArbGG. aus 
den beſonderen Umſtänden keine Anhaltspunkte dafür entnehmen 
können, daß eine Umgehung des Geſetzes beabſichtigt geweſen fei- 
Dieſe auf tatrichterlicher Würdigung beruhende Feſtſtellung läßt einen 
Rechtsverſtoß, insbeſ. eine Verletzung der geſetzl. Auslegungsregeln, 
nicht erkennen und iſt daher für das Rev. bindend. Das LArbG. 
hat ſeine Anſicht, daß eine Umgehung nicht beabſichtigt geweſen ſei, 
damit begründet, daß die Bekl. infolge des Rückgangs an Aufträgen 
in einer ſchwierigen Lage geweſen ſei und daß die Durchführung 
der notwendigen Rationaliſierung eine Reihe von Arbeitskräften 
entbehrlich gemacht habe. Infolge der ſeit einigen Jahren be⸗ 
ſtehenden ungünſtigen Geſchäftslage ſei die Zahl der Arbeiter von 
früher 2500 auf rund 500 und etwa 150 Lehrlinge, die der Au⸗ 
geſtellten von rund 400 auf rund 230 herabgeſetzt worden; der ge 
ringe Auftragsbeſtand habe auch die Kündigung des Kl. zum 31. März 
1929 gerechtfertigt, das Werk habe nach der Geſchaftslage die Kün⸗ 
digungen v. 29. Sept. 1929 ausſprechen müſſen und habe nur aus 
ſozialen Gründen 60 Angeſtellte, darunter den Kl., auf kurzfriſtige 
Verträge wieder einſtellen können, weil ſich bei der Geſchäftslage nicht 
habe überblicken laſſen, ob mit ihnen wieder ein endgültiges Arbeits⸗ 
verhältnis eingegangen werden könne. Dies und die weiteren Er⸗ 
wägungen des BG. tragen ſeine Annahme, daß die Umgehung des 
Geſetzes nicht beabſichtigt geweſen iſt. Wenn die Rev. meint, es komme 
hierauf nicht an, eine Umgehung des KündSh®. liege ſchon dann 


keiner Kündigung mehr, da das Arbeitsverhältnis fortan mit Ablauf 
der Zeit von ſelbſt endete. Es fragt ſich aber, ob in dem Vorgehen 
der Bekl. nicht eine unzuläſſige Umgehung des KündchG. liegt. Nach 
richtiger Meinung wird nämlich die Anwendung dieſes Geſetzes nicht 
ausgeſchloſſen, wenn der Arbeitgeber den Arbeitsvertrag jahrelang 
immer nur auf kurze Zeit abſchließt und ihn jedesmal erneuert, um 
auf dieſe Weiſe die zwingenden Regeln des Geſetzes zu umgehen (vgl. 
Hueck⸗Nipperdey, Lehrb. Bd. I, 3./5. Aufl., S. 324 und die Urt. 
des RArbGG.: BenshSamml. 3, 3 u. 114; 4, 360). Hier handelt es ſich 
aber um einen Grenzfall, der in der Tat ſehr zweifelhaft iſt. Es ſpricht, 
das läßt ſich nicht leugnen, vieles für eine Umgehung des Geſetzes. 
Immerhin ſind die tatſächlichen Feſtſtellungen des LArbch. geeignet, 
die Entf. zu tragen. Man wird zwar im allgemeinen das KündSchch. 
zugunſten des Arbeitnehmers anwenden müſſen, da es einſeitig den 
Schutz der Angeſtellten im Auge hat. Sind aber, wie hier, Feſt⸗ 
ſtellungen getroffen, die das Vorgehen des Arbeitgebers aus anderen, 
namentlich wirtſchaftlichen Gründen vom Standpunkt eines ruhigen, 
ſachlichen Beurteilers motiviert und berechtigt erſcheinen laſſen, ſo iſt 
die Annahme nicht ausgeſchloſſen, daß eine Umgehung des Geſetzes 
nicht vorliegt. Auch darf man auf der anderen Seite den Schutz⸗ 
gedanken des Geſetzes nicht überſpannen. Das würde letzten Endes 
darauf hinauslaufen, daß die Arbeitgeber in wirtſchaftlichen Kriſen⸗ 
zeiten „vorſorglich“ unter Einhaltung der vorgeſchriebenen Friſten 
kündigen, aber nach Ablauf der Kündigungsfriſt nicht wieder den alten 
Angeſtellten, ſondern eine andere gleichwertige Kraft einſtellen. Das 
gilt um ſo mehr, wenn an ſich die Arbeitskraft des betreffenden An⸗ 
geſtellten im Betrieb entbehrlich oder gar überflüſſig iſt, was hier nach 
den tatſächlichen Feſtſtellungen zutrifft. 
Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 
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vor, wenn die Parteien mit dem Vertragsſchluß ein wirtſchaftliches 
oder ſoziales Ziel verfolgt hätten, deſſen Erreichung das KündSchch. 
verhindern wolle, die Unüberſehbarkeit der wirtſchaftlichen Lage be⸗ 
freie den Arbeitgeber nicht von der Innehaltung der Kündigungs⸗ 
ſchutzfriſten, dieſe ſeien gerade dazu beſtimmt, den älteren Angeſtellten 
bei Unſicherheit der Wirtſchaftslage und den Schwierigkeiten des 
Arbeitsmarktes das Riſiko der Beſchäftigungsloſigkeit zu nehmen und 
es als eine ſoziale Laſt dem Arbeitgeber zu übertragen, ſo kann dem 
in dieſer Allgemeinheit nicht beigepflichtet werden. Der ſoziale Zweck 
des Geſetzes hinſichtlich des Schutzes der alteren Angeſtellten gegen 
kurzfriſtige Entlaſſungen beſteht nur für die im Künd Sch. vor⸗ 
geſehenen Friſten. Dieſe Friſt war hier von der Bekl. innegehalten. 
Innerhalb der Friſt konnte alſo der Kl. ſich nach einem anderen 
Arbeitsplatz umſehen. Gelang ihm das nicht oder wollte er es nicht 
tun, ſo hatte er nach Ablauf der Friſt doch keinen Anſpruch darauf, 
wieder auf unbeſtimmte Zeit angeſtellt zu werden. Ging er auf ein 
Rurzbefriſtetes Arbeitsverhältnis ein, fo kam, wie bereits dargelegt, an 
ſich der Kündigungsſchutz des KündSchcz. nicht mehr in Frage. Die 
Ausführung der Rev., die Bekl. habe ſich nicht durch befriſteten Ver⸗ 
trag die ihr wertvolle Arbeitskraft des Kl. für einen gewiſſen Zeit⸗ 
raum ſichern dürfen, geht fehl: ſie überſieht, daß nach der Feſtſtellung 
des BG. die Bekl. für den Kl. an ſich keine Verwendung mehr hatte, 
ihm daher eine Vorarbeiterſtelle angeboten hatte, die er nach der An⸗ 
nahme des BG. aus dem Grunde hatte annehmen können, weil er 
erſt ſeit dem Jahre 1920 Werkmeiſter war, vorher Arbeiter geweſen 
war und bei etwaiger Beſſerung des Geſchäftsganges mit abermaliger 
Beförderung zum Werkmeiſter habe rechnen können. Wenn die Rev. 
einwendet, ein wechſelnder Auftragsbeſtand in Zeiten ſchlechter Kon⸗ 
junktur rechtfertige nicht den Abſchluß kurzfriſtiger Arbeitsverträge, 
das Riſiko der Konjunktur dürfe nicht auf den Arbeitnehmer ab⸗ 
gewälzt werden, geſchehe das, ſo liege auch ohne darauf gerichtete Ab⸗ 
ſicht eine Umgehung der Kündigungsſchutzbeſtimmungen vor, ſo kann 
auch dem in dieſer Allgemeinheit nicht zugeſtimmt werden. Gewiß wäre 
es nicht zu billigen, wenn ein Arbeitgeber aus übertriebener Vorſicht 
in Zeiten ſchlechter Konjunktur ohne weiteres nur kurzfriſtige Arbeits⸗ 
verträge abſchlöſſe und ſie wiederholt auf kurze Friſt verlängerte, und 
es kann deshalb für die Beantwortung der Frage, ob eine Umgehung 
der Kündigungsſchutzbeſtimmungen vorliegt, auch von Bedeutung ſein, 
ob vom Standpunkte eines ruhigen, ſachlichen Beurteilers der ge⸗ 
ſamten Umſtände der Leiter des Unternehmens Anlaß zu den ge⸗ 
troffenen Maßnahmen hatte oder ſie doch wenigſtens für geboten halten 
durfte. Es darf aber keineswegs bergeſſen werden, daß der Leiter des 
Unternehmens für deſſen Beſtand und die Erfüllung der Verbindlich⸗ 
keiten aufzukommen hat, ihm alſo nicht nur den Arbeitern gegenüber 
Pflichten obliegen. Deshalb muß er gerade bei einer Wirtſchaftskriſe 
prüfen, ob, wie lange und in welcher Zahl er den Arbeiter⸗ und An⸗ 
geſtelltenbeſtand halten kann, und demgemäß ſeine Entſchlüſſe faſſen. 
So aber iſt hier verfahren worden. 
(RArbG., Urt. v. 28. Nov. 1930, RAG 286/30. — Augsburg.) [A.] 
* 


18. 1. Schreibt die Arbeitsordnung eine Kündigung 
mit zweiwöchiger Friſt vor, die nur an einem Sonnabend 
ausgeſprochen werden darf, ſo iſt eine Kündigung, die mit 
längerer Friſt an einem anderen Wochentag ausgeſprochen 
wird, wirkſam. 5 | 

2. Nach ſtändiger Verkehrsauffaſſung iſt auch bei 
Arbeitnehmern, die nicht im Monatslohn ftehen, eine zum 
1. April ausgeſprochene Kündigung dahin zu verſtehen, 
daß das Arbeitsverhältnis am 31. März ſein Ende er⸗ 
reichen ſoll. Ein derartig gekündigter Arbeitnehmer hat, 
wenn Stichtag für den Urlaub der 1. April iſt, keinen An⸗ 
ſpruch auf Urlaub. }) 

Das B. hat den 8 4 der auf einer Betriebsvereinbarung be⸗ 
ruhenden ArbD. der Bekl. dahin ausgelegt, daß er die Arbeitgeberin 
nicht hindere, die Kündigungsfriſt im Intereſſe des Arbeitnehmers 


Zu 18. Soweit das NUrGG. ausſpricht, daß die Kündigung zum 
1. April zuläſſig geweſen ift, unterliegt das Urteil keinen Bedenken. 
Der Arbeitgeber wäre berechtigt geweſen, das Arbeitsverhältnis erſt 
am Sonnabend, dem 15. März 1930, zum 1. April zu kündigen. Wenn 
er die Kündigung bereits am 16. Jan. ausſprach, fo iſt der Arbeit⸗ 
nehmer dadurch, trotzdem dieſer Tag kein Sonnabend war, nicht be⸗ 
nachteiligt, ſondern begünſtigt. 1 

Ich kann jedoch dem Urteil inſoweit nicht folgen, als es an⸗ 
nimmt, die zum 1. April ausgesprochene Kündigung müffe nach all⸗ 
gemeiner Verkehrsauffaſſung dahin verſtanden werden, daß das Ar⸗ 
beitsverhältnis am 31. März fein Ende erreichen ſollte. Eine der⸗ 
artige Verkehrsauffaſſung kann m. E. nur angenommen werden bei 
Arbeitnehmern, die im Monatslohn ſtehen oder ſolchen, bei denen 
Geſetz oder Vertrag eine Kündigung nur zum Monatsende zulaſſen. 
Beide Vorausſetzungen find hier nicht gegeben. Es iſt Sache des 
Kündigenden, ſeinen Willen Klar zum Ausdruck zu bringen. Ge⸗ 
ſchieht dies nicht, ſo kann der Gelcündigte die Kündigung ſo auffaſſen, 
wie er es für richtig hält (vgl. Hueck⸗Nipperdey, Lehrb. d. 


über den vereinbarten zweiwöchigen Zeitraum auszudehnen, dann 
aber auch an einem anderen Tage als einem Sonnabend zu kün⸗ 
digen, nur laufe die Kündigungsfriſt in einem ſolchen Falle erſt von 
dem auf die Kündigung folgenden Samstag. Dieſe Auslegung läßt 
nicht nur keinen Rechtsirrtum erkennen, ſondern wird auch allein 
dem Sinn und Zweck des $ 4 a. a. O. und den Belangen des Arbeit⸗ 
gebers und der Arbeitnehmer gerecht. Die Kündigungsfriſt ſoll dem 
Arbeiter das Suchen und Finden einer neuen Stelle erleichtern und 
ermöglichen. Wenn die Bekl. dem Kl. daher hierzu nicht nur die 
vertragliche Friſt von zwei, ſondern eine ſolche von mehr als zehn 
Wochen gewährte, ſo hat dieſer keinen Anlaß, ſich darüber zu be⸗ 
ſchweren, daß ihm nicht ſieben oder acht Wochen ſpäter gerade an 
einem Sonnabend gekündigt wurde. Er verletzt vielmehr Treu und 
Glauben, wenn er die Vergünſtigung, die ihm die Bekl. erweiſen 
wollte und erwieſen hat, ohne in der Zwiſchenzeit gegen die Kündi⸗ 
gung Widerſpruch zu erheben, am Ende der ihm gewährten langen 
Friſt für einen vertragswidrigen Verſtoß gegen 8 4 Arb. erklärt. 
Auch die Annahme des BG., der Kl. hätte das Schreiben v. 16. Jan. 
1930 nach allgemeiner Verkehrsauffaſſung nicht anders verſtehen 
können und auch nicht anders verſtanden als dahin, daß das Arbeits⸗ 
verhältnis am 31. März 1930 ſein Ende erreichen ſollte, unter⸗ 
liegt keinen rechtlichen Bedenken. Damit erweiſt ſich, da er, wie ſchon 
betont, auch dem Endtermin nicht widerſprochen hat, ſein Lohn⸗ 
anſpruch als unbegründet. Das gleiche gilt aber auch von dem Ur⸗ 
laubsanſpruch, da der Kl., wie das BG. zutreffend hervorhebt, am 
1. April nicht berechtigterweiſe, ſondern entgegen der klaren Kündi⸗ 
gungserklärung und dem ihm wiederholt bekanntgegebenen Willen 
der Bekl. in ihrem Betriebe gearbeitet hat. 


(AALDE., Urt. v. 28. März 1931, RAG 510/30. — Jena.) 
( BenshSamml. 11, 533.) 


B. 


4. Schwerkriegsbeſchädigtengeſetz. 


* 19. 88 7, 10, 12, 13 SchwBeſchG.; 88 119, 122 BB. Der 
freie Vertrag, den der Arbeitgeber mit einem Schwer⸗ 
beſchädigten ſchließt, mag er ſeine Einſtellungspflicht 
ſchon erfüllt haben oder nicht, bleibt dem allgemeinen 
Vertragsrecht grundſätzlich unterworfen. — Die Anerken⸗ 
nung als Schwerbeſchädigter i. S. des Gef. gibt der Perſon 
nach der Verkehrsauffaſſung ein dauerndes und typiſches 
Merkmal, haftet der Perſon alſo als Eigenſchaft an. — Für 
die Entſcheidung, ob der Irrtum über dieſe Eigenſchaft 
zur Anfechtung nach 8 119 BGB. führen kann, bedarf es 
jeweils der Prüfung, ob der Arbeitgeber bei Kenntnis 
von der Schwerbeſchädigung und bei verſtändiger Wür⸗ 
digung des Falles die Einſtellung nicht vorgenommen 
haben würde. ) 


Das RUE. hat bereits den Standpunkt eingenommen, daß die 
Rechtsſtellung, die das Geſ. den Schwerbeſchädigten in dem Bereich 
der Einſtellung und Kündbarkeit eingeräumt hat, ihren Schutz gegen 
die Geltendmachung von Willensmängeln bei dem Vertragsſchluß, 
insbeſ. gegenüber der Anfechtung aus 88 119 ff. BGB. nicht um⸗ 
faßt (RAG 633/28: RArbG. 3, 313; RAG 148/29: z. T. in RArbG. 
4, 159). Daß damit der Kündigungsſchutz vereitelt werde, wie die 
Rev. mit Hueck⸗Nipperdey I S. 427 Anm. 22 meint, kann bei 
den feſtumſchriebenen beſonderen Vorausſetzungen der Anfechtung 
ebenſowenig gelten wie die Auffaſſung (vgl. Block: JW. 1930, 
373), daß die öffentlich⸗rechtliche Natur des Schutzes, der eben kein 
allg. Vertragsſchutz iſt, dem entgegenſteht. Wenn auf die Zwangs⸗ 
einſtellung des 8 7 SchweſchcG. hingewieſen wird, die der An⸗ 
fechtung nicht unterliegen könne (Block a. a. O.), fo bedarf es eines 
Eingehens auf die Frage nicht, ob dieſes Verfahren einen Raum für 
Geltendmachung von verborgenen Mängeln des Einſtellungstat⸗ 
beſtandes läßt. Der freie Vertrag, den der Arbeitgeber ſchließt, mag 
er ſeine Einſtellungspflicht ſchon erfüllt haben oder nicht, bleibt 


Arbeitsrechts, 5. Aufl., Bd. 1 S. 303). Der Kl., der ſich, wie aus 
dem Tatbeſtand hervorgeht, zum 1. April zur Arbeit eingefunden 
hatte und den an dieſem Tag verdienten Lohn ausgezahlt erhalten 
hat, hat alſo m. E. Anſpruch auf den tariflichen Urlaub, da das 
Arbeitsverhältnis am Stichtage, dem 1. April, noch beſtand. Daß 
die Bekl. vor dem 1. April ihre Kündigung dahin interpretiert hätte, 
a zum 31. März gelten follte, ift aus dem Tatbeſtand nicht 
erſichtlich. 
RA. Dr. Siegfried Weinberg (0), Berlin. 


Zu 19. Es iſt allgemein anerkannt, daß der Schutz des Schw⸗ 
BeſchcG. wegen feines öffentlich⸗rechtlichen Charakters auf die Ver⸗ 
tragsbeziehungen zwiſchen Schwerbeſchädigten und Arbeitgeber auch 
dann einwirkt, wenn der Arbeitgeber bei der Einſtellung die 
Schwerbeſchädigteneigenſchaft nicht gekannt hat. Ebenſo iſt es 
unbeſtritten, daß die Vorſchriften des BGB. über die Anfechtung 
wegen argliſtiger Täuſchung und Irrtums auch für die ArbvVertr. 
der Schwerbeſchädigten gelten. So hat ſich das RArbGö. m. R. 


1280 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
—— 


jedenfalls dem allg. Vertragsrecht grundſätzlich unterworfen. Im 
übrigen kann im Bereich der Zwangseinſtellung der hier zu er⸗ 
örternde Fall eines Nichterkennens „der Eigenſchaft“ als Schwer⸗ 
beſchädigter naturgemäß nicht vorkommen. Die Frage, ob ein ſolcher 
Irrtum die Vorausſetzungen des § 119 Abſ. 2 BGB., „Eigen⸗ 
ſchaften der Perſon, die im Verkehr als weſentlich angeſehen werden“, 
erfüllt, haben die angezogenen Entf. offen gelaſſen, insbeſ. auch 
RAG 633/28, in dem nur beantwortet (und bejaht) iſt, ob ein 
Irrtum über das Leiden des Schwerbeſchädigten zur Anfechtung 
führen kann. 

Zunächſt kommt es für den Begriff des Irrtums nicht darauf 
an, ob das Vorhandenſein oder Fehlen der „Schwerbeſchädigten⸗ 
eigenſchaft“ überhaupt Gegenſtand der Vertragserwägung des An⸗ 
fechtenden geweſen iſt. Nicht nur die falſche Vorſtellung des Wirk⸗ 
lichen, ſondern auch die bedenkenloſe Nichtkenntnis von dem wirk⸗ 
lichen Sachverhalt, ſofern es ſich um einen für den Abſchluß ent⸗ 
ſcheidenden Punkt — wie um weſentliche Eigenſchaften der Perſon 
des Vertragsgegners — handelt, erfüllt den Irrtumsbegriff des 
BGB. (RG. 62, 205). 

Beachtliche Zweifel können nur in der Hinſicht beſtehen, ob die 
Geſamtheit der tatſächlichen und rechtlichen Stellung eines Schwer⸗ 
beſchädigten als Eigenſchaft einer Perſon angeſehen werden 
kann, die im Verkehr als weſentlich gilt. Das iſt zu bejahen. Die 
Rſpr. des RG. verſteht unter Eigenſchaften einer Perſon nicht nur 
die ihr natürlich anhaftenden, ſondern auch ſolche tatſächlichen oder 
rechtlichen Verhältniſſe, die zufolge ihrer Beſchaffenheit und Dauer 
nach den Anſchauungen des Verkehrs einen Einfluß auf die 
Wertſchätzung in allen oder in gewiſſen Rechtsverhältniſſen zu üben 
pflegen (Rh. 61, 84; 94, 278; 99, 214). Unbedenklich trifft das 
für die Stellung der Schwerbeſchädigten im Arbeitsverkehr zu. 
Neben der von dem BerR. m. R. in den Vordergrund geſtellten 
ſchweren Löslichkeit des einmal geſchloſſenen Arb Vertr. nach 88 13 ff. 
d. Geſ., die rechtlich und nach der übung der Behörden den Schwer⸗ 
beichädigten mit dem Betrieb feſt verbindet, ſtehen andere von der 
Perſon des Schwerbeſchädigten ausgehende Einwirkungen auf den 
Betrieb (88 10, 12). Dazu kommt ſchließlich, und nicht zum 
wenigſten bedeutſam, daß dieſer geſetzlichen Fürſorge ein von der 
Allgemeinheit anerkanntes ſittliches Anrecht der Schwerbeſchädigten 
auf Rückſichtnahme entſpricht, das ſich nicht nur an den Staat als 
ſolchen, ſondern auch an die Volksgemeinſchaft richtet, ſoweit ſie 
mit Schwerbeſchädigten in Verkehr tritt. Alle dieſe Umſtände recht⸗ 
licher und tatſächlicher Art ſtellen außer Zweifel, daß die Anerken⸗ 


auf den Standpunkt geſtellt, daß ein Arbeitgeber zur Anfechtung 
des ArbVertr. wegen Irrtums berechtigt iſt, wenn er den Schwer⸗ 
beſchädigten in Unkenntnis der Natur ſeines Leidens für eine Tätig⸗ 
keit einſtellt, für die jener gerade wegen ſeines Leidens völlig un⸗ 
brauchbar iſt (RAG 633/28: BenshSamml. VI, 305). Die An⸗ 
fechtungsmöglichkeit beſteht in dieſem Falle aber auch dann, wenn 
der Arbeitgeber zwar die Schwerbeſchädigteneigenſchaft als ſolche, 
nicht aber die Art des Leidens kannte. Zweifelhaft iſt dagegen, ob 
beim Fehlen ſolcher beſonderen Umſtände ſchon die bloße Unkenntnis 
über die Schwerbeſchädigteneigenſchaft den Arbeitgeber zur Anfech⸗ 
tung berechtigt. Die Entſch. hängt in erſter Linie davon ab, ob 
die Schwerbeſchädigteneigenſchaft eine Eigenſchaft der Perſon i. S. 
des § 119 BGB. iſt, die im Verkehr als weſentlich angeſehen 
wird. Das RArbGg., das es bisher vermieden hatte, zu dieſer Frage 
Stellung zu nehmen, hat ſie nunmehr bejaht. Es hat als Grund 
die ſchwere Löslichkeit des mit dem Schwerbeſchädigten geſchloſſenen 
ArbVertr. und die anderen von dem Schwerbeſchädigten ausgehen⸗ 
den Einwirkungen auf den Betrieb, daneben aber auch das von 
der Allgemeinheit anerkannte Recht des Schwerbeſchädigten auf 
Rückſichtnahme angeführt. Dabei dürfte das Schwergewicht auf dem 
Entlaſſungsſchutz liegen, der, wie es an einer anderen Stelle des 
Urt. heißt, die Beweglichkeit des Betriebes bedroht. Man kann 
hiergegen einwenden, daß der Entlaſſungsſchutz in ſeinen ver⸗ 
ſchiedenen Formen ein feſter Beſtandteil unſeres Arbeitsrechts ge⸗ 
worden iſt und keine übermäßige Erſchwerung für den Arbeitgeber 
bedeutet, zumal die HFürſcSt. bei ihrer Entſch. auch die Inter⸗ 
eſſen des Arbeitgebers zu berückſichtigen hat. 

Aus der vom NArbG. ausgeſprochenen Anerkennung der 
Schwerbeſchädigteneigenſchaft als eine weſentliche Eigenſchaft i. S. 
des 8 119 BGB. kann aber noch nicht der Schluß gezogen werden, 
daß die Irrtumsanfechtung ſtets durchgreift, wenn der Arbeitgeber 
von der Schwerbeſchädigteneigenſchaft keine Kenntnis gehabt hat. 
8 119 verlangt weiter, daß die wegen Irrtums anzufechtende Er⸗ 
klärung bei Kenntnis der Sachlage und verſtändiger Würdigung 
des Falles nicht abgegeben worden wäre. Man hätte meinen 
ſollen, daß das RArb cg. dieſe Vorausſetzung bei Unkemitnis des 
Arbeitgebers über die Schwerbeſchädigteneigenſchaft ſtets als vor⸗ 
liegend anerkennen würde, da es in der Beſchäftigung Schwer⸗ 
beſchädigter eine ſo ſtarke wirtſchaftliche Belaſtung für den Betrieb 
ſieht. Es hat aber — und das iſt bedauerlich — die Entſch. von 
den Umſtänden des einzelnen Falles abhängig gemacht. In dem zur 
Entſch. ſtehenden Falle hat es die Anfechtungsmöglichkeit bejaht. Da⸗ 


nung als Schwerbeſchädigter i. S. d. Geſ. der Perſon nach der 
Verkehrsauffaſſung ein dauerndes und typiſches Merkmal gibt, 
m. a. W., der Perſon als Eigenſchaft anhaftet. 

Wenn zu entſcheiden iſt, ob der Irrtum über dieſe Eigenſchaft 
zur Anfechtung nach 8 119 BGB. führen kann, fo bedarf es je 
weils der Prüfung, ob der Arbeitgeber bei Kenntnis von der Schwer⸗ 
beſchädigung und bei verſtändiger Würdigung des Falls die Ein⸗ 
ſtellung nicht vorgenommen haben würde. In die Erörterung, welchen 
Standpunkt der Arbeitgeber bei verſtändiger Würdigung des Falls 
eingenommen hätte, gehört nicht nur ſeine ſubjektive Neigung zur 
Einſtellung von Schwerbeſchädigten; die verſtändige Würdigung 
umfaßt vielmehr auch die Erwägung, ob nicht im Wege der Zwangs⸗ 
einſtellung ein Schwerbeſchädigter doch eingeſtellt werden muß — 
inſoweit iſt die Lage derjenigen, die ihre Einſtellungspflicht erfüllt 
haben, anders als die mit der Verpflichtung Rückſtändigen —, ſchließ⸗ 
lich aber auch die allg. ſittliche Pflicht der Rückſichtnahme auf 
Schwerbeſchädigte. 

Die Abwägung, ob der Arbeitgeber in Kenntnis der Sachlage 
und und in verſtändiger Würdigung der Sachlage den Schwer⸗ 
beſchädigten eingeſtellt haben würde, iſt im weſentlichen tatſächlicher 
Art und der Nachprüfung im Wege der Rev. nicht zugänglich. In 
Frage kommen könnte, ob der BerR. ſich zu dem objektiven Teil 
dieſer Erwägung das Maß der dem Arbeitgeber obliegenden Pflichten 
in dem vorerwähnten Sinn gegenwärtig gehalten hat. Der Bert. 
ſtellt aber feſt, daß die Bekl. vor der Einſtellung des Kl. ſchon 
Schwerbeſchädigte über die Pflichtzahl beſchäftigt und deshalb Be⸗ 
denken getragen hätte, die Beweglichkeit ihres Betriebs durch Ein⸗ 
ſtellung noch eines weiter überzähligen Schwerbeſchädigten zu be⸗ 
laſten. Angeſichts dieſer Erwägung iſt der Rev. nicht zuzugeben, daß 
der BerR. den Maßſtab der verſtändigen Erwägung zu Laſten des 
Kl. rechtsirrig angelegt hat. 

(RArbch., Urt. v. 23. Sept. 1931, RAG 119/31. — Düſſeldorf.) 
A. 


* 


20. 58 13, 16 SchwBeſch. Laßt ein Tarifvertrag 
Arbeitszeitverkürzung und entſprechende Lohnkürzung 
nach Ablauf der im Betriebe üblichen Kündigungsfriſt 
zu, jo gilt dieſe Beſtimmung auch gegenüber Schwer- 
beſchädigten. f) 

Der für das Arbeitsverhältnis maßgebende Tar Vertr. beſtimmt 
in 8 18: „Der Arbeitgeber iſt berechtigt, nach Anhörung der geſetz⸗ 


bei darf nicht überſehen werden, daß dem Urt. des RArbGG. ein ziem⸗ 
lich ſelten vrokommender Ausnahmefall zugrunde liegt: der Arbeit⸗ 
geber hatte nicht nur ſeine geſetzliche Einſtellungspflicht erfüllt, ſondern 
beſchäftigte Schwerbeſchädigte über die geſetzliche Pflicht hinaus. Es 
iſt keineswegs ſicher, wie das RArbG. entſcheiden wird, wenn 
der Arbeitgeber gerade die geſetzliche Pflichtzahl von Schwerbeſchädig⸗ 
ten beſchäftigt oder gar mit der Einſtellung im Rüchkſtand iſt. 
Gewiſſe Wendungen des Urt. deuten darauf hin, daß das NArbG. 
im letzteren Falle die Irrtumsanfechtung nicht durchgreifen laſſen 
würde. Aber auch für den in der Praxis häufigſten Fall, daß den 
Arbeitgeber bei der Einſtellung Schwerbeſchädigter ſeine geſetzliche 
Pflicht, aber nicht mehr als dieſe getan hat, laßt ſich das RArbch. 
ſeine Stellung offen. Denn die verſtändige Würdigung des Falles 
ſoll nach dem Urt. nicht nur die wirtſchaftlichen Folgen der Ein⸗ 
ſtellung umfaffen, ſondern darf „auch die allgemeine ſittliche Pflicht 
der Rückſichtnahme auf Schwerbeſchädigte“ nicht vernachläſſigen. 
Gebietet es alſo die ſittliche Pflicht, Schwerbeſchädigte über das ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchriebene Maß einzuſtellen? Hätte der Gedanke an dieſe 
Pflicht, vom Arbeitgeber verſtändig gewürdigt, auch bei Kenntnis der 
Schwerbeſchädigteneigenſchaft zum Abſchluß des Arb Vertr. führen 
müſſen? Das N Arb. läßt all dieſe Fragen unbeantwortet. Die 
Rechtsunſicherheit, die ſeit Schaffung des SchwBeſchch. über die An⸗ 
fechtungsmöglichkeit beſteht, iſt alſo noch nicht beſeitigt. Aber die Ge⸗ 
fahr iſt groß, daß die Entſcheidung mißverſtanden und ſo gedeutet 
wird, als ob die alte Streitfrage nunmehr geklärt ſei. 
ORegR. Dr. Richter, Berlin. 


Zu 20. Die Entſch. behandelt die immer noch nicht reſtlos 
geklärte Frage, welchen Lohnanſpruch der Schwerbeſchädigte hat, 
dem mit Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle auf Grund des 8 16 
SchwBeihb. gekündigt worden iſt. 8 16 SchwBeſchc. beſagt, wie 
bekannt, daß die Hauptfürſorgeſtelle die Zuſtimmung zur Kün⸗ 
digung nicht verſagen darf, wenn der Betrieb eines Arbeitgebers 
nicht nur vorübergehend ſtillgelegt oder weſentlich eingeſchränkt 
wird und zwiſchen dem Tage der Kündigung und dem Tage, bis 
zu dem Gehalt oder Lohn weitergezahlt wird, mindeſtens drei 
Monate liegen. Hier tancht einmal der Zweifel auf, ob dieſe Be⸗ 
ſtimmung dem Schwerbeſchädigten einen abſtrakten Anſpruch auf 
Zahlung einer beſtimmten Lohnſumme für drei Monate ohne Ver⸗ 
längerung des Arbeitsverhältniſſes bis zu dieſem Zeitpunkt und 
ohne Verpflichtung des Schwerbeſchädigten zur Arbeitsleiſtung ge⸗ 
währleiſtet. Dieſe Auffaſſung iſt von mir bereits in der Beſpr., 
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lichen Betriebsvertretung durch Ankündigung eine Verkürzung der 
Arbeitszeit vorzunehmen, ſofern die wirtſchaftlichen Verhältniſſe dies 
verlangen. Die Arbeitskürzung (Streckung) muß mindeſtens 24 Stun⸗ 
den vorher angekündigt werden. Eine Lohnkürzung Kann, ſofern 
mit den Arbeitnehmern keine anderweitigen Vereinbarungen hierüber 
getroffen werden, erſt nach Ablauf der im Betriebe üblichen Kün⸗ 
digungsfriſt eintreten.“ 

Der Kl. erhebt grundſätzl. Bedenken dagegen, daß 8 18 Tar⸗ 
Vertr. auch auf Schwerbeſchädigte anzuwenden ſei. 8 13 Schwoeſchch. 
beſtimmt, daß einem Schwerbeſchädigten nur mit Zuſtimmung der 
HFürſSt. gekündigt werden kann, und ſetzt zugleich die Mindeſt⸗ 
Kündigungsfriſt feſt. Es iſt nicht zu erkennen, inwiefern dieſe Beſt. 
der Möglichkeit einer tariflichen Vereinbarung über die Zuläſſigkeit 
von Lohnkürzungen entgegenſtehen ſoll. 8 16 SchwBeſchch. weiſt 
die Hauptfürſorgeſtelle an, die erbetene Zuſtimmung zur Kündigung 
eines Schwerbeſchädigten dann zu erteilen, wenn der Betrieb, nicht 
nur vorübergehend, vollſtandig eingeſtellt oder weſentlich ein⸗ 
geſchränkt wird, knüpft dieſe Weiſung aber an die weitere Be⸗ 
dingung, daß zwiſchen dem Tage der 1 und dem Tage, 
bis zu dem der Lohn weitergezahlt wird, mindeſtens drei Monate 
liegen müſſen. Auch aus dieſer Beſtimmung iſt nicht zu entnehmen, 
daß dem Schwerbeſchädigten der Lohn unter allen Umſtänden in 
der vollen Höhe weiterzuzahlen iſt, die zur Zeit der Kündigung 
gilt. Der Sinn der Beſtimmung iſt vielmehr nur der, den Schwer⸗ 
beſchädigten auch hinſichtlich der allgemeinen Arbeitsbedingungen 
ebenſo zu ſtellen wie feine Arbeitskollegen (vgl. Beſcheid des 
RArbM. v. 6. Nov. 1924: RArbBl. 1924, amtl. Teil, S. 466; 
Richter, Anm. 6 zu § 16 SchwBeſchc.; Knaak Bem. 2c bb 
S. 111; Entf. des Schwerbeſchädigtenausſchuſſes bei der Reichs⸗ 
arbeitsverwaltung v. 20. März 1925: RArbBl. 1925, amtl. Teil, 
S. 157 Nr. 4). Wenn der Kl. ſich auf die zuletzt erwähnte Entſch. 
des An en ee gerade für ſeine abweichende 
Auffaſſung bezieht, jo hat er fie mißverſtanden. Die Entſch. ſagt 
ausdrücklich, daß dem Schwerbeſchädigten bei einem Ausſcheiden 
aus dem Betriebe vor Ablauf der Dreimonatsfriſt ein Anſpruch 
nur auf denjenigen Lohn gegeben wird, den er bei Arbeitsleiſtung 


RAG 562/29 (Samml. Vereinigung 1930, 438) in übereinſtimmung 
mit der allgemeinen Auffaſſung abgelehnt worden (vgl. hierzu 
auch Kommentar von Schoppen, 2. Aufl., 816 Anm. 4). 

Damit iſt die Frage aber noch nicht entſchieden, in welcher 
Höhe dem Schwerbeſchädigten ein Lohnanſpruch für die im Ge⸗ 
ſetz feſtgelegten drei Monate gegeben iſt. Vertritt man mit mir 
die Auffaſſung, daß der Arbeitsvertrag des Schwerbeſchädigten für 
die genannten drei Monate verlängert wird, ſo ergibt ſich die 
Höhe des zu zahlenden Lohnes aus den Beſtimmungen des 
Arbeitsvertrages, auf den ſelbſtverſtändlich die tariflichen Be⸗ 
ſtimmungen Anwendung finden. Ausgenommen ſind lediglich ſolche 
Beſtimmungen, die etwa bei Betriebsſtillegungen eine Verpflich⸗ 
tung zur Fortzahlung des Lohnes verſagen, denn darin liegt ge⸗ 
rade die Beſonderheit des 8 16, daß jedenfalls aus Anlaß von 
Betriebsſtillegungen und Betriebseinſchränkungen der Lohnanſpruch 
des Schwerbeſchädigten nicht entfallen ſoll. Dieſe zwingende Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift kann weder durch TarVertr. noch durch Einzel⸗ 
arbeitsvertrag abgedungen werden. 

Zu der eben vorgetragenen Auffaſſung nimmt das NA. 
in dem vorliegenden Urteil keinerlei Stellung ein. Es ſagt ledig⸗ 
lich, daß die Schwerbeſchädigten auch hinſichtlich der allgemeinen 
Arbeitsbedingungen ebenſo zu ſtellen ſind wie ihre Arbeitskollegen. 
Es macht ſich weiter die Entſch. des Schwerbeſchädigtenausſchuſſes 
bei der Reichsarbeitsverwaltung v. 20. März 1925 zu eigen, in 
der eine ähnliche Auffaſſung für den Fall vertreten wird, daß der 
Schwerbeſchädigte vor Ablauf der Dreimonatsfriſt aus dem Betrieb 
ausſcheidet. Man könnte aus dieſem Urteil unter Umſtänden den 
Schluß ziehen, daß auch das NMLG. das Fortbeſtehen des 
Arbeitsverhältniſſes annimmt, vor allem deswegen, weil es die all⸗ 
gemeinen Arbeitsbedingungen auch für die Lohnzahlungspflicht 
an einen Schwerbeſchädigten als maßgebend hinſtellt. Aber zweifel⸗ 
frei iſt dies keineswegs, denn die vorſtehende Entſch. beſagt in 
ihren weiteren Gründen, daß die Schwerbeſchädigten ebenſo zu 
ſtellen ſind wie ihre Arbeitskollegen, daß ſie einen Anſpruch auf 
denjenigen Lohn haben, den ſie bei Arbeitsleiſtung im Betrieb 
hätten fordern können und den bisherigen Mitarbeitern gleich⸗ 
zuſtellen ſeien. Damit iſt aber noch nicht einwandfrei geſagt, daß 
auch nach Anſicht des AWLbG. die Arbeitsbedingungen auf Schwer⸗ 
beſchädigte Anwendung finden, durch die einzelnen Arbeitern ein 
Lohnanſpruch dann verſagt wird, wenn ſie durch einen in ihrer 
Perſon liegenden Grund an der Arbeit verhindert werden, wenn 
es ſich alſo um Arbeitsbedingungen handelt, die immer nur ein⸗ 
zelne treffen, nicht aber, wie bei Arbeitszeitverkürzungen, die 
ganze Belegſchaft. An ſich müßte das R ArbG. folgerichtigerweiſe 
den Standpunkt einnehmen, daß auch ſolche Arbeitsbedingungen 
für die Schwerbeſchädigten während der Dreimonatsfriſt gelten, 
da ſie ja ebenfalls für die übrigen Arbeiter gelten und in ihrer 
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im Betriebe hätte fordern können, daß er alſo, ſofern der Betrieb 
nicht völlig eingeſtellt wird, ſeinen bisherigen Mitarbeitern auch 
für die Zeit nach ſeiner Entlaſſung gleichgeſtellt ſein ſoll. „Arbeiten 
ſie verkürzt, ſo erhält auch er den verkürzten Lohn; wird der 
Lohn (3. B. durch übergang zur Vollarbeit oder durch Tarif⸗ 
änderung) erhöht, ſo erhöht ſich auch ſein Lohn.“ Jener Fall 
trifft hier zu. Die Lohnkürzung, die die Mitarbeiter des Kl. ge⸗ 
troffen hat, gilt auch für ihn. 

(RArbch., Urt. v. 8. Nov. 1930, RAG 248/30. — Elberfeld.) [O.] 
= AUS. 7, 99; BenshSamml. 11, 197.) 

* 


** 21. 88 14, 21 SchwBeſch. Der Spruch der Haupt- 
fürſorgeſtelle und des Schwerbeſchädigten-Ausſchuſſes find 
als behördliche Entſcheidungen von dem Reviſionsgericht 
frei auszulegen. — Daß dem Rechtsmittel gegen die Ent⸗ 
ſcheidung der Hauptfürſorgeſtelle eine aufſchiebende Wir⸗ 
kung nicht zukommt, hat die Bedeutung, daß die von der 
Hauptfürſorgeſtelle geordnete Maßnahme durchgeführt 
wird, bis die etwa abändernde Entſcheidung der höheren 
Inſtanz ergangen iſt. Der Spruch der Haupt fürſorgeſtelle 
bleibt aber nach dem Erlaß der abändernden Beſchwerde⸗ 
entſcheidung für die zurückliegende Zeit nicht noch maß⸗ 
geblich. Die Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe kann nur 
einheitlich getroffen werden, und nicht für die Zeit bis 
zur Beſchwerdeentſcheidung i. S. der Billigung der Kün⸗ 
digung, für die ſpätere Zeit im Gegenſinne ergehen. Hat 
der Kläger ſeine Dienſte zur Verfügung geſtellt, die Be⸗ 
klagte aber ihn entlaſſen, und ſteht das durch die endgül⸗ 
tige Entſcheidung gegebene objektive Recht dem Kläger 
zur Seite, ſo kommt es auf den Rechtsſchein nicht an, der 
von der Entſcheidung der Hauptfürſorgeſtelle an bis zu 
deren Abänderung ausging. 5) 


Der ſchwerkriegsbeſchädigte Kl. ſtand gegen Monatsgehalt im 


Auswirkung nur einzelne treffen und nicht gleichzeitig die Ge⸗ 
ſamtheit. 

Demgegenüber ſteht aber die ſchon obenerwähnte Entich. des 
ALS. v. 30. April 1930, RAG 562/29: Samml. Vereinigung 
1930, 438. In dieſer Entſch. erkennt das RArbcg. zunächſt an, 
daß in dem § 16 der Gedanke zum Ausdruck gebracht ſei, daß das 
Arbeitsverhältnis während der Dreimonatsfriſt fortbeſtehe. Es 
ſagt aber dann weiter, der § 16 habe nicht ſowohl die Fort⸗ 
dauer des Arbeitsverhaältniſſes, als vielmehr geradezu die Fort⸗ 
zahlung des Lohnes im Auge. Daraus ſchließt das RArbch. dann 
in dieſer Entſch., daß der Schwerbeſchädigte auch dann während der 
Dreimonatsfriſt Anſpruch auf Lohn habe, wenn er infolge Krank⸗ 
heit arbeitsunfähig geweſen ſei. Eine Tarifbeſtimmung, die in 
dieſem Falle den Lohnanſpruch ausſchließe, verſtoße gegen die 
geſetzlichen zwingenden Vorſchriften des § 16 und ſei daher nicht 
anzuwenden. 

Ein klares Bild über die Auffaſſung des RArbcG̃. läßt ſich 
daher aus dieſen beiden Entſch. nicht gewinnen. Wenn das RArböG. 
die m. E. richtige Anſicht vertritt: „Der Arbeitsvertrag bleibt 
während der Dreimonatsfriſt beſtehen“, dann müßte es folge⸗ 
richtig auch die ſämtlichen Arbeitsbedingungen, die dem Arbeits⸗ 
vertrag zugrunde liegen, für anwendbar und in Verfolg ſeiner 
ſonſtigen Rſpr. den Lohnanſpruch im Krankheitsfalle für abdingbar 
erklären. 

Der Annahme, daß bei einer Tarifbeſtimmung des hier vor⸗ 
liegenden Inhalts eine Lohnkürzung für Schwerbeſchädigte bereits 
nach Ablauf der für die Allgemeinheit der Arbeiter geltenden Kün⸗ 
digungsfriſt eintritt, kann lediglich zugeſtimmt werden. Es ſei nur 
noch auf einen Irrtum hingewieſen, der hier möglicherweiſe auf⸗ 
tauchen könnte und der auch der Beſprechung der Entſch. durch 
Pribe: Dig. 1931, 893 tatſächlich zugrundeliegt. Der Eintritt 
der Lohnkürzung erfolgte hier nicht etwa, wie Pribe annimmt, 
im Wege einer Kündigung zwecks Anderung der Arbeitsbedingun⸗ 
gen, vielmehr iſt auf Grund des 8 18 TarVertr. die Kurz⸗ 
arbeit⸗ und Lohnkürzungsklauſel Inhalt der Einzelarbeitsverträge 
und damit auch Beſtandteil des Vertrages des ſchwerbeſchädigten 
Kl. geworden. Die Lohnkürzung tritt ohne Kündigung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes ein. Der Arbeitgeber hat lediglich von ſeiner im 
Rahmen des Arbeitsvertrages liegenden Befugnis Gebrauch ge⸗ 
macht. Nur iſt die Auswirkung dieſer Anordnung durch den Tar⸗ 
Vertr. auf eine gewiſſe Friſt hinausgeſchoben worden, die nach 
den im Betriebe, d. h. für die Allgemeinheit der Arbeiter üb⸗ 
lichen Kündigungsfriſten bemeſſen iſt. Daß die geſetzlichen Kün⸗ 
digungsfriſten für Schwerbeſchädigte tariflich oder einzelvertrag⸗ 
lich abgedungen und verkürzt werden könnten, hat das RAChG. 
niemals ausſprechen wollen. 

RA. Schoppen, Düſſeldorf. 


Zu 21. Der dem Urt. zugrunde liegende Tatbeſtand des 8 14 
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Dienſt der Bekl. Die Bekl. hat ihm friſtgerecht gekündigt und hat 
von der um Zuſtimmung angegangenen Hauptfürſorgeſtelle den Be⸗ 
ſcheid erhalten: Zur Kündigung des ... wird zugeſtimmt gem. 
8 14 des Geſ. üb. d. Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. Der Be⸗ 
zirksfürſorgeverband D.... wird Ihnen an Stelle des K. einen 
anderen geeigneten Schwerbeſchädigten zuweiſen. 

Auf die von dem Kl. eingelegte Beſchw. erging nach ſeiner 
am 30. Juni geſchehenen Entlaſſung am 23. Sept. 1930 folgende 
Entſch. des SchwerbeſchAusſchuſſes: „Die Beſchw. des Schwer⸗ 
kriegsbeſchädigten K. wegen erteilter Zuſtimmung zu ſeiner Kün⸗ 
digung gem. § 14 Schwöeſchcö. wird zurückgewieſen Nach 8 14 
ShmBelh®. iſt die Firma jedoch verpflichtet, dem Schwerbeſchädigten 
K. ſolange Lohn oder Gehalt weiterzuzahlen, bis ſie an ſeiner Stelle 
einen anderen Schwerbeſchädigten eingeſtellt hat.“ 

Bis zum 30. Sept. 1930 hat die Bekl. einen anderen Schwer⸗ 
beſchädigten nicht eingeſtellt. Sich darauf berufend, hat der Kl. für 
die Monate Juli, Aug. und Sept. 1930 Gehalt eingeklagt. 

Der Spruch der Hauptfürſorgeſtelle und der des Schwerbeſch⸗ 
Ausſch. find als behördliche Entſch. von dem Rev. frei aus⸗ 
zulegen (RG. 102, 1 1)). 

In dem Beſcheid der HFürſct. ſieht der BerR. eine ſchlichte 
Zuſtimmung, mit der die Behörde lediglich das Inausſichtſtellen 
einer anderweiten Zuweiſung verbindet. Aus der BeſchwEntſch. hält 
der BerR. für beſtimmend nur den erſten Satz, in dem die Zurück⸗ 
weiſung der Beſchw. ausgeſprochen, alſo die Erteilung der Zuſtim⸗ 
mung ohne Bedingungen gebilligt ſei. In dem Schlußſatz gebe der 
Ausſchuß lediglich ſeiner irrigen Rechtsmeinung Ausdruck, daß die 
Bekl. nach § 14 verbunden ſei, an den Kl. bis zur Erſatzeinſtellung 
eines anderen SchwBeſch. weiter Gehalt zu zahlen. Die Bekundung 
einer ſolchen Rechtsauffaſſung liege außerhalb der Zuſtändigkeit 
des Ausſchuſſes. Ihre Hinzufügung berühre die Gültigkeit der Zu⸗ 
ſtimmungserklärung nicht. Schon die beſtimmende Faſſung des 
Satzes: „Nach 814 Schweſchch. iſt die Firma jedoch ver⸗ 
pflichtet“ .. ſteht jedoch der Annahme entgegen, es habe ſich um 
einen nur beiläufigen und nach dem Willen der entſcheidenden 
Stelle für das Ergebnis bedeutungsloſen Zuſatz gehandelt. Die 
HFürſSt. hatte ihre Zuſtimmung „gem. $ 14 des Gef.“ erteilt, 
hatte alſo in einem Falle, in dem fie auch nach 8 13 genehmigen 
konnte, auf eine Sonderbeſt. verwieſen, die jedenfalls im Ergebnis 
die Entlaſſung im Austauſch gegen Einſtellung eines anderen 
SchwBeſch. herbeiführen ſoll (vgl. Verh. des RT., Wahlper. 1920, 
Anl. Bd. 375 Aktenſtück 5259 Begr. S. 14). Das RArbcH. hat zu 
814 SchwBeſchcz. in dem zum Abdruck beit. Urt. RAG 622/30 be⸗ 
reits Stellung genommen. Dort iſt entſchieden, daß jedenfalls für 
den Fall der friſtloſen Entlaſſung nach 8 13 Abſ. 2 S. 2 Schwe 
Beſchc. die Zuſtimmung im Rahmen des 8 14 ShwBelhb. auch 
unter der Bedingung erteilt werden kann, daß ein anderer 
SchwBeſch. eingeſtelſt werde. Hingewieſen iſt darauf, daß nach der 
Rſpr. des RArbch. 2, 186 die Zuſtimmung von Vorausſetzungen 
abhängig gemacht werden kann, die ſich in dem von dem Geſ. 
ſelbſt gezogenen Rahmen halten, und weiter darauf, daß das Schw⸗ 
Beih®. i. d. Faſſ. v. 6. April 1920 in 8 18 Abſ. 2 ein von der 
Billigung durch die HFürſcSt. befreites Kündigungsrecht des Arbeit⸗ 
gebers, der die Einſtellungspflicht erfüllt hat, kannte, das un⸗ 
zweideutig in ſeiner Wirkſamkeit durch Wahrung des kollektiven 


SchwBeſchch. — Zuſtimmung der HFürſst. zum Austauſch von 
SchwBeſch. — kommt neuerdings häufiger vor. An die Vorſchr. 
knüpft die Streitfrage an, ob die HFürſSt. ihre Zuſtimmung von 
der Bedingung abhängig machen darf, daß an Stelle des Aus⸗ 
zutauſchenden von einem in der Zukunft liegenden beſtimmten oder 
unbeſtimmten Zeitpunkt ab ein anderer SchwBeſch. eingeſtellt wird; 
denn die Zuſtimmung der HFürſct. iſt als öffentlich⸗rechtlicher 
Verwaltungsakt grundfäglich bedingungsfeindlich. Das RArbch. hat 
es vermieden, zu dieſer Streitfrage in dem vorl. Urt. Stellung zu 
nehmen. Es hat jedoch bereits früher in der in dem Urt. ange⸗ 
zogenen Entſch. 612/30: Amtl. Slg. IX, 13 das Vorliegen einer 
zuläffigen Bedingung in einem Falle angenommen, in dem der 
Arbeitgeber zur friſtloſen Kündigung wegen anhaltender, auf 
Kriegsdienſtbeſchädigung beruhender Krankheit des Schwbeſch. die 
Zuſtimmung gem. $ 14 i. Verb. m. 8 13 Abſ. 2 SchwBeſchcd. be⸗ 
antragt und erhalten hatte. Es erklärt in dieſer Entſch., es ſprächen 
weſentliche Erwägungen dafür, daß es in der durch § 14 a. a. O. 
der Fürſorgebehörde gegebenen Vollmacht liege, die Einſtellung 
eines anderen SchwBeſch. auch bei einer ordentlichen, befriſteten 
Kündigung zur Vorbedingung Vorausſetzung) der Kündigungswir⸗ 
kung zu machen. 

Seine eigentliche Bedeutung gewinnt das Urt. aber erſt durch 
die grundſätzlichen Ausführungen über die Rechtswirkung der 
Entſch. des SchwBeſchAusſchuſſes nach § 21 SchwBeſchch. Los⸗ 
gelöft von dem Sondertatbeſtande des 8 14 erklärt das RArbch.: 


1) JW. 1921, 574. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


SchwBeſch Schutzes (Kündigung von monatlich höchſtens /) bedingt 
war. Das geltende Gef. will in § 14 das gleiche Geſamtintereſſe 
wahren, und es kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Verknüpfung 
von Entlaſſung des einen und Einſtellung des anderen SchwhBeſch. 
das Geſamtintereſſe der SchwBeſch. am einfachſten wahrt und den 
in $ 14 gewollten Austauſch ſchlechthin verwirklicht. Der zu einer 
BeſchwEntſch. im Rahmen des 8 14 Schweſchc. berufene Schw⸗ 
Beſch Ausſchuß überſchritt keinesfalls den Rahmen ſeiner Zuſtän⸗ 
digkeit, noch ſprach er eine abſeits der Entſch. ſtehende Rechts⸗ 
meinung aus, wenn er ſeine Stellungnahme zur Zuſtimmungs⸗ 
frage von der Erſatzeinſtellung abhängig machte. Nun hat freilich 
der SchwBeſchAusſchuß ausdrücklich nur davon geſprochen, daß bis 
zur Erſatzeinſtellung eines anderen SchwBeſch. an den Kl. weiter 
Lohn zu zahlen fei, und dem BerR. ift dahin beizupflichten, daß 
eine von der Vertragsleiſtung des Dienſtverpflichteten gelöſte Zah⸗ 
lungspflicht, wenn im Rahmen des § 16 SchmBeidb., jedenfalls 
nicht in dem hier vorl. Fall in Frage kommt. Für die Auffaſſung 
des von dem Schwĩeſchausſchuß gefaßten Spruchs iſt aber zu er⸗ 
wägen, daß er am 23. Sept. 1930, nahezu drei Monate nach der 
Entlaſſung des Kl. durch die Behl., ergangen iſt, fo daß für die 
Vergangenheit jedenfalls, und bei der Stellungnahme der Bekl. 
vorausſichtlich überhaupt, mit einer Annahme der Dienſte des Kl. 
durch die Bekl. nicht zu rechnen war und der Lohnanſpruch den 
praktiſchen Streitpunkt allein abgab. Die Entſch. des SchwBeſch⸗ 
Ausſchuſſes will deshalb in dem Schlußſatz beſagen, die Zuſtimmung 
ſei mit der Maßgabe zu verſtehen, daß die Vertragsentlaſſung auch 
nach Ablauf der Kündigungsfriſt mit dem Zeitpunkt der Erſatz⸗ 
einſtellung zu erfolgen habe. Dieſe Schlußwendung ſteht nicht im 
Widerſpruch damit, daß der Eingang die Beſchw. gegen den Beſchl. 
der HFürſSt. zurückweiſt. Vielmehr legt die BeſchwStelle den gem. 
814 erlaſſenen Beſcheid des erſten Rechtsgangs dahin aus, daß 
auch die HFürſSt. mit eben der Maßgabe ihre Buftigimung habe 
erteilen wollen. Von dem Erlaß dieſer zweiten, der nach 8 21 
Abſ. 1 SchwBeſchcG. „endgültigen“ Entſch. an lag alſo eine Zu⸗ 
ſtimmung vor, die in der dargeſtellten Weiſe den ſich aus dem Gef. 
ergebenden Zieltermin der Kündigung bis zur Erſatzeinſtellung er⸗ 
ſtreckte. Auch hier iſt nicht zu unterſuchen, ob die Zuſtimmung mit 
einer ſolchen Maßgabe verſehen werden kann oder ob etwa das 
beiderſeitige Parteüntereſſe an einer datenmäßigen Feſtlegung des 
Kündigungszieles dem entgegenftehen könnte (vgl. aber dazu 8 97 
Satz 3 Betri®.). Denn wie der BerR. in uübereinſtimmung mit 
der Rſpr. des RArbG. (R ArbG. 2, 180; 3, 261) nicht verkennt, 
folgt daraus, daß eine Zuſtimmung etwa unzuläſſige Einſchrän⸗ 
kungen enthalt, nicht, daß ſie ſchlicht erteilt wäre, ſondern daß 
ſie als verſagt zu gelten hat. 

Unmittelbar kann mit dieſen Erwägungen nur der Klage⸗ 
anſpruch gerechtfertigt werden, der die Zeit nach dem 23. Sept. 
1930 angeht. In der Zeit v. 1. Juli ab bis zum 23. Sept. 1930 
lag nur der Beſchl. der HFürſct. vor, der anders gefaßt iſt als 
der des SchwBeſcheusſchuſſes und insbef. durch den Schlußhinweis 
auf eine demnächſtige Zuweiſung auch der von dem BerR. ver⸗ 
tretene Auffaſſung Stützpunkte gibt. Daß dieſem Beſchl., falls er 
i. S. der Bekl. als unbedingte Zuſtimmung zu verſtehen iſt, für 
die Zeit v. 1. Juli bis zum 23. Sept. 1930 maßgebliche Ber 
deutung zukommt, kann aus dem Geſichtspunkt vertreten werden, 


Hat die HFürfSt. dem Arbeitgeber die Zuſtimmung zur Kündigung 
eines SchwBeſch. gegeben, der SchwBeſchAusſchuß auf Beſchw. 
jedoch die Zuſtimmung verſagt, ſo hat der Arbeitgeber dem von 
ihm auf Grund der Entſch. der Hgürföt. entlaſſenen Schwgeſch. 
den Lohn auch für die Zeit bis zur Entf. des Schwreſch⸗ 
Ausſchuſſes zu zahlen, wenn ihm der SchwBeſch. ſeine Dienſte für 
dieſe Zeit angeboten hatte. Das RArbG. führt zur Begründung 
ſeiner Stellung aus, die Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe könne 
nur einheitlich getroffen werden und nicht für die Zeit bis zur 
BeſchwEntſch. i. S. der Billigung der Kündigung, für die jpätere 
Zeit im Gegenſinne ergehen. Warum für dieſe beiden Zeiträume 
nicht eine verſchiedene rechtliche Beurteilung der Lohnanſprüche 
möglich ſein ſoll, iſt nicht einzuſehen. Der Hinweis des RArbch. 
auf die von ihm im gleichen Sinne entſchiedenen Streitfälle des 
3 96 Betr. i. Verb. m. § 85 Abſ. 3 ArbGG. (RBeſchw. gegen 
die durch das Arb®. erſetzte Genehmigung zur Entlaſſung eines 
Betriebsratsmitglieds) und des 8 7 Abſ. 2 SchwBeſchch. (Beſchw. 
gegen die Zuweiſung eines SchwBeſch.) iſt nicht zwingend, da in 
dieſen beiden Fällen der Beſchw. nach dem Geſetz aufſchiebende 
Wirkung zukommt, während eine ſolche Vorſchr. hier fehlt. 
Auf jeden Fall wird die Entſch. eine ſehr große Rechts⸗ 
unſicherheit zur Folge haben. Der SchwBeſch. wird, wenn die 
Fürst. feiner Kündigung zugeſtunmt hat, nicht nur Beſchw. 
einlegen, ſondern auch dem Arbeitgeber weiter ſeine Dienſte an⸗ 
bieten, und de Arbeitgeber wird es in einem ſolchen Falle trotz 
der Zuſtimmung der HFürſSt. nicht mehr wagen, den SchwBeld)- 


zu entlaſſen. 
ORegR. Dr. Dr. Richter, Berlin. 
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daß nach 8 21 Abſ. 1 S. 3 die Beſchw., abgeſehen von dem Fall 
des 8 7 (R ArbG. 6, 231), keine aufſchiebende Wirkung hat. Es 
kann dahinſtehen, ob es den Gerichten zuſteht, entgegen der Aus⸗ 
legung der BeſchwInſt. den Spruch des SchwBeſchAusſchuſſes mit 
der Bekl. zu deuten. Wäre er aber ſo zu verſtehen, ſo iſt doch der 
Rev. nicht zuzugeben, daß aus der aufſchiebenden Wirkung der 
Beſchw. folgt, daß die erſte Entſch. auch nach dem Ergehen des 
Spruchs der BeſchwStelle die Rechtsgeſtaltung unter den Parteien 
noch beeinflußt. Die Beſchw. des $ 21 tft das Rechtsmittel gegen 
eine ganze Reihe verſchiedener Entſch. und Maßnahmen der 
HFürſSt., fo hinſichtlich der Pflichtbefreiung von Arbeitgebern 
(8 6 Abſ. 1), der Zählung der Arbeitsplätze (86 Abſ. 2), der 
Freihaltung von Arbeitsplätzen (8 6 Abſ. 4), der Verleihung des 
Geſetzesſchutzes ($ 5), der Siedlung (8 9), der Betriebseinrichtung 
(8 10), der Anträge auf Buße ($ 18). In allen dieſen Punkten 
handelt es ſich im weſentlichen um VerwAkte tatſächlicher Art. 
Daß dem Rechtsmittel eine aufſchiebende Wirkung nicht zukommt, 
hat hier die Bedeutung, daß die von der HFürſst. geordnete 
Maßnahme durchgeführt wird, bis die etwa abändernde Entſch. 
der höheren Inſtanz ergangen iſt. 88 7 Abſ. 2 u. 13—17 haben 
demgegenüber zum Gegenſtand die rechtliche Geſtaltung des ver⸗ 
traglichen Verhältniſſes zwiſchen dem SchwBeſch. und dem ver⸗ 
pflichteten Arbeitgeber. Für den Fall des 87 iſt die aufſchie⸗ 
bende Wirkung geordnet, für die der Fälle des §8 13—17 nicht. 
Damit iſt ſo viel zum Ausdruck gebracht, daß während des Laufs 
der Beſchw. im Kündigungsfalle der nach der Entſch. der HFürſcſt. 
beſtehende Rechtsſtand als der rechtmäßige zu gelten hat. Iſt die 
Zuſtimmung von der HFürſsSt. verſagt, jo darf der Arbeitgeber 
den Schweſch. während der Beſchwerdezeit nicht entlaſſen. Iſt 
ſie erteilt, ſo handelt der Arbeitgeber mit der Entlaſſung nicht 
rechtswidrig und ſetzt ſich einem Bußeantrag nach 8 18 nicht aus. 
Damit iſt aber nicht gejagt, daß auch nach dem Erlaß der Beſchw⸗ 
Entſch. der Spruch der HFürſst. für jene rückliegende Zeit noch 
maßgeblich bliebe. Die Geſtaltung des Rechtsverhältniſſes, die Billigung 
oder Mißbilligung der Kündigung zu einem beſt. Zeitpunkt, kann nur 
einheitlich getroffen und nicht für die Zeit bis zur BeſchwEntſch. i. ©. 
der Billigung, für die ſpätere Zeit im Gegenſinne ergehen. Der 
ſtreitige Gehaltsanſpruch des entlaſſenen SchwBeſch. kann deshalb 
nicht durch eine der Anfechtung unterliegende und angefochtene 
(nach Auffaſſung der höheren Inſtanz irrige) Entſch. zu einem 
Teil mit Dauerwirkung verneint werden. Die Geſichtspunkte, die 
in 832 66. zu einer zeitigen Gewähr des durch die erſte 
Entſch. geſchaffenen Rechtsſtandes für Dritte geführt haben, 
treffen nicht zu, wenn es ſich darum handelt, ob vorläufig an⸗ 
erkannte Rechte gewahrt werden ſollen, die als ſolche der Beteilig⸗ 
ten eben zur Prüfung und Entſch. geſtellt waren. Die Begr. zu 
dem Entw. des SchwBelh®. von 1922 (Verh. des RT., Wahlper. 
1920, Anl. Bd. 375 Aktenſtück N. 5259), der die aufſchiebende 
Wirkung der Beſchw. gegen dieſe Entſch. einführt, betont denn 
auch auf S. 15 nur die zwiſchenzeitliche Fortwirkung des angef. 
Spruchs: „Solange die oberſten Beh. über die Beſchw. noch nicht 
entſchieden haben, iſt daher die Entſch. der HFürſSt. maßgebend.“ 
Schoppen, ErlBuch § 21 Anm. 5, der dieſe grundſätzliche Ge⸗ 
ſtaltung nicht verkennt (ebenſo Lothar Richter 8 21 Anm. 5), 
meint, der Arbeitgeber komme mit Rückſicht auf den beſtehenden 
und zunächſt maßgebenden Spruch der HFürſct. nicht in An⸗ 
nahmeverzug. Auch das iſt nicht zutreffend. Die Frage des An⸗ 
nahmeverzugs iſt zunächſt aus dem Verhältnis und dem Verhalten 
der Vertragsparteien zueinander zu beantworten. Hat der Kl. 
feine Dienfte zur Verfügung geſtelle, die Bekl. aber ihn entlaſſen, 
und ſteht das durch die endgültige Entſch. gegebene objektive Recht 
dem Kl. zur Seite, ſo kommt es, zumal der Annahmeverzug 
Verſchulden des Dienſtberechtigten nicht vorausſetzt, auf den Rechts⸗ 
ſchein nicht an, der von der Entſch. der HFürſSt. an bis zu 
deren Abänderung ausging. Im Ergebnis trägt alſo hier ebenſo 
wie im Fall des § 7 Abſ. 2 Schwöeſchch (RArbch. 5, 235 und 
entſpr. im Betriebsräterecht RArbch. 4, 327) der Arbeitgeber, der 
den SchwBefch. während des ſchwebenden Verfahrens entläßt (nicht 
einftellt), die Gefahr. 
(RArbch., Urt. v. 23. Sept. 1931, RAG 93/31. — Düſſeldorf.) A. 
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22. 8813, 21CHwBeih®. Die Zuſtimmung des Schwer⸗ 
beſchädigtenausſchuſſes zur Kündigung eines Schwerbe⸗ 
ſchädigten hat rückwirkende Kraft. f) 

Einem Schwerbeſchädigten kann nur mit Zuſtimmung der 
HFürſSt. gekündigt werden, dieſe Zuſtimmung muß vom Arbeit⸗ 
geber ſchriftlich beantragt werden, und die Kündigungsfriſt läuft erſt 


Zu 22. Dem Urteil iſt im Ergebnis wie in der Begründung 
in allen Punkten zuzuſtimmen. Mit Recht lehnt das NArböG. 
die Anſicht des BG. ab, daß öffentlich⸗rechtliche Zuſtimmungs⸗ 
erklärungen, von denen die Rechtswirkſamkeit eines bürgerlich⸗ 
rechtlichen Rechtsgeſchäfts abhängt, grundſätzlich nur für die Zu⸗ 


vom Tag der Abſendung dieſes Antrags ab (8 13 Schwheſchch.). 
Das RArbch. hat ſchon im Urt. v. 8. Febr. 1928 (R Arb. 1, 153) 
aus dem letzten dieſer Sätze die Folgerung gezogen, daß die nach⸗ 
trägliche Zuſtimmung rückwirkende Kraft habe. Daran iſt feſt⸗ 
zuhalten, denn jene Schlußfolgerung iſt in der Tat unabweislich. 
8 13 hat bei der Vorſchr., daß die Kündigungsfriſt erſt vom Tag 
der Abſendung des Antrags auf Zuſtimmung laufen ſoll, den Fall 
im Auge, daß der Antrag erſt abgeſandt worden iſt, nachdem die 
Kündigung ausgeſprochen war. Das BG. will aus jener Vorſchr. 
für die hier zu entſcheidende Frage nur ſo viel entnehmen, daß eine 
Kündigung, zu der die Zuſtimmung der HFürſst. nicht ſchon bei 
ihrem Ausſpruch vorliegt, nicht deshalb ſchlechthin wirkungslos ſein 
ſolle, wie das etwa § 6 der Bek. zum Schutz der Mieter vom 
23. Sept. 1918 in bezug auf eine ohne vorherige Zuſtimmung des 
Mes. erklärte Kündigung des Vermieters angeordnet habe, daß 
vielmehr die Zuſtimmung auch nachträglich erteilt werden könne. 
Dem kann nicht beigetreten werden. Zwar ergibt der in Rede 
ſtehende Satz auch das, was das BG. daraus hergeleitet hat. 
Aber darüber hinaus beſagt er unzweifelhaft auch, daß die Kün⸗ 
digungsfriſt zwar nicht immer ſchon vom Zugang des Kündigungs⸗ 
anſpruchs, wie es der geſetzlichen Regel entſpricht, läuft, ſondern 
dann, wenn in dieſem Zeitpunkt der Antrag an die HFürſst. 
noch nicht abgeſandt war, bis zur Abſendung des Antrags ge⸗ 
hemmt iſt, daß ſie dann aber jedenfalls zu laufen beginnt und, da 
eine weitere Hemmung nicht vorgeſehen tft, abläuft ohne Rückſicht 
darauf, wann die Zuſtimmung der HFürſSt. erteilt wird. Allerdings 
kann auch der Ablauf der Friſt das Arbeitsverhältnis dann nicht 
zur Auflöſung bringen, wenn die Zuſtimmung endgültig verſagt 
wird, weil eben nur mit Zuſtimmung der HFürſcSt. gekündigt wer⸗ 
den kann. Wird die Zuſtimmung aber erteilt, ſo übt die Kündigung 
mit Ablauf der Friſt ihre Wirkung. Das iſt unzweifelhaft der 
Wille des Geſetzes für den Fall, daß die Zuſtimmung vor Friſt⸗ 
ablauf, wenn auch nur einen Tag vorher, erteilt wird. Denn § 13 
ſchreibt eben ausdrücklich nur eine Hemmung des Friſtbeginns vor, 
deutet dagegen in keiner Weiſe an, daß der Friſtlauf noch eine 
weitere Hemmung erleiden ſolle. Will alſo das Geſetz für dieſen 
Fall unzweifelhaft eine rückwirkende Kraft der Zuſtimmung, jo 
müßte ein beſtimmter Anhalt dafür gegeben ſein, daß es dieſe rück⸗ 
wirkende Kraft für den Fall nicht gewollt habe, daß die Zu⸗ 
ſtimmung erſt nach Ablauf der Kündigungsfriſt erteilt wird. An 
einem ſolchen Anhalt fehlt es. Daß der Geſetzgeber einem und dem⸗ 
ſelben Verwaltungsakt die rückwirkende Kraft in dem einen Fall 
zuſprechen, in dem andern aber hätte verſagen wollen, kann nicht 
ohne weiteres angenommen werden. 


Das BG. meint, öffentlich⸗rechtliche Rechtsakte der hier in 
Frage ſtehenden Art wirkten grundſätzlich nur für die Zukunft. 
Es verweiſt hierfür auf das Urt. des RG. v. 3. Jan. 1923 (RG. 
106, 145 1)). Nach dieſem Urt. find die rein privatrechtlichen Beſt. 
der 88 183, 184 BGB. auf die nach der Bek. v. 15. März 1918 
über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken erteilte 
ſtaatliche Genehmigung, als einen Staatshoheitsakt, nicht unmittel⸗ 
bar anwendbar. Schon dieſes Urt aber hält eine entſprechende An⸗ 
wendung jener Beſt. auf einen ſolchen Genehmigungsakt nicht 
für ausgeſchloſſen. Und im Urt. v. 23. Febr. 1924 (RG. 108, 94) 
ſowie in zahlreichen ſpäteren Urt. (z. B. NG. 123, 3272), hat 
das RG. gerade für die Genehmigung nach der Bek. v. 15. März 1918 
die rückwirkende Kraft anerkannt. Rückwirkung kommt nach der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des RO. auch der behördlichen Genehmigung nach dem 
PrGrVerkStG. v. 10. Febr. 1923 zu. Es läßt ſich alſo keineswegs, 
wie es das BG. tut, allgemein ſagen, daß öffentlich⸗rechtliche Zuſtim⸗ 
mungserklärungen, von denen die Rechtswirkſamkeit eines bürgerlich⸗ 
rechtlichen Rechtsgeſchäfts abhängt, grundſätzlich keine rückwirkende 
Kraft üben könnten. Es kann vielmehr nur für jede einzelne Art dieſer 
Verwaltungsakte durch Unterſuchung der jeweiligen beſonderen geſetz⸗ 
lichen Beſt. ermittelt werden, ob dieſe eine Rückwirkung anordnen oder 
nicht. Aus dieſem Grunde iſt es auch verfehlt, wenn das BG. den 
letzten Satz des § 97 Betr MG. nicht als Sonderbeſt., ſondern als den 
Ausdruck jenes von ihm angenommenen allgemeinen Rechtsgedankens 
auffaßt. Wenn das RArbG. in feinem Urt. v. 1. März 1930 (RUE. 
5,217) die Rückwirkung einer gem. $ 2 StillegBD. erteilten Geneh⸗ 
migung des Demobilmachungskommiſſars verneint hat, jo hat es das 
lediglich aus einer Prüfung der beſonderen Belt. dieſer VO. heraus 
getan, nicht aber in Anwendung eines allgemeinen Rechtsgrundſatzes des 
vom BG. gewollten Inhalts. 

Wenn, wie dargelegt, nach 8 13 SchwBeſchcz. die Zuſtimmung 
der HFürſst. der Kündigung, ſei es auch nur vom Zeitpunkt der Ab» 
ſendung des Antrags ab, rückwirkend Kraft verleiht, ſo läßt ſich dem⸗ 
gegenüber nicht einwenden, daß dadurch Ergebniſſe ermöglicht werden, 


kunft wirken. Das AAO. führt ſelbſt eine Reihe von Fällen an, 
in denen die rückwirkende Kraft eines ſolchen öffentlich⸗rechtlichen 
Rechtsaktes allgemein anerkannt iſt. Erwähnt ſei noch die Wirkung 
1) JW. 1923, 752. IW. 1929, 1393. 
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bie mit dem allgemeinen Fürſorgezweck des Geſetzes nicht ohne wei⸗ 
teres im Einklang ſtehen. 

Auch aus 8 21 Abſ. 1 SchwBeih®., wo — abgeſehen von einem 
hier nicht in Betracht kommenden Fall — der Beſchw. gegen die 
Entf. der HFürſSt. aufſchiebende Wirkung verſagt wird, läßt ſich 
nichts gegen die rückwirkende Kraft der BeſchweEntſch. herleiten. Das 
RAS. hat ſchon in ſeinem zum Abdruck in der amtl. Sammlung be⸗ 
ſtimmten Urt. v. 23. Sept. 1931 die Bedeutung dieſer Beſt. erörtert. 
Dort hatte — umgekehrt wie hier die HFürſSt. die Zuſtimmung 
zur Kündigung erteilt, der Schwerbeſchädigtenausſchuß auf Beſchw. 
die Zuſtimmung von einer, während der ſtreitigen Zeit nicht ein⸗ 
getretenen Bedingung abhängig gemacht. Das RArbGh. hat die dem 
Schwerbeſchädigten trotz der von der HFürſSt. erteilten Zuſtim⸗ 
mung und trotz § 21 Abſ. 1 den Lohnanſpruch zuerkannt. Das 
Urt. legt dar, daß für die Fälle der 88 13—17 des Geſ., in denen 
die Zuſtimmung — anders als in anderen Fällen — nicht ein Ver⸗ 
maltungsokt weſentlich tatſächlicher Art iſt, ſondern die recht⸗ 
liche Geſtaltung des Vertragsverhältniſſes zwiſchen dem Schwer⸗ 
befchäbigten und dem Arbeitgeber zum Gegenſtand hat, das Ver⸗ 
bot der aufſchiebenden Wirkung der Beſchw. nur einen Rechtsſchein 
für die Dauer des Beſchwerdeverfahrens ſchafft, nicht aber dazu 
führt, daß der von der erſten Inſtanz gebilligte Rechtsſtand auch 
noch nach dem Erlaß der abändernden Beſchwerdeentſch. für die 
rückliegende Zeit noch maßgebend bleibt. Dieſe Rechtsauffaſſung, 
an der feſtzuhalten iſt, verbietet es, in dem hier vorliegenden 
Fall während der Dauer des Beſchwerdeverfahrens, etwa auf 
Grund einer vorläufigen Wirkſamkeit des erſtinſtanzlichen Spruchs, 
einen Lohnanſpruch als beſtehend anzuerkennen, vom Erlaß der 
Beſchwerdeentſcheidung ab aber zu verſagen. 

(RArbG., Urt. v. 17. Okt. 1931, RAG 174/31. — Duisburg⸗Ham⸗ 
born.) B.] 
* 


23. 88 7, 13 SchwBeſchGG. Der Schwerbeſchädigte ift 
auch ſolchen Betriebs vereinbarungen und Arbeitsordnun⸗ 
gen unterworfen, die erſt nad) feiner Einſtellung in Kraft 
getreten ſind. Es kann daher auch für ihn die Kurzarbeit auf 
dem Wege der Betriebs vereinbarung eingeführt werden. 5) 

Das LArbG. berückſichtigt nicht die Wirkungen, welche die 
ArbO. und die behauptete Betriebsvereinbarung gem. $ 78 Ziff. 2 
und 3 Betrag. für den mit dem Schwerbeſchädigten abge⸗ 
ſchloſſenen Einzelarbeitsvertrag hatte. Wenn das LArbcz. darauf 
hinweiſt, daß nur im letzten Satz des § 7 Abſ. 2 SchwBeihb. 


der Genehmigung des Vormcher., der gleichfalls rückwirkende 
Kraft zukommt. Daß das RArbch. — übrigens im Gegenſatz zu 
der bisher herrſchenden Lehre (vgl. Erdmann⸗Anthes, Komm. 
z. BetrStillegVO. zu $ 2 Anm. 9 S. 96; Häußner zu § 2 Anm. 7 
6.66; Höpker, Betriebsſtillegung (Komm.), Erfurt 1926, S. 25 f.; 
Hueck, Die Kündigungsbeſchränkungen auf Grund der Stilleg BO. u. d. 
Schwöeſchch., Stuttgart 1924, S. 15 u. Hueck⸗Nipperdey, Lehrb. 
d. Arbgt. S. 309 f.: Kaskel, Lehrb. d. Arb. S. 175 Ann. 2; 
Beſcheid des RArbMin. v. 5. Febr. 1925: RArbBl. 1925 Nr. 8 
S. 69; Urt. des GewGer. Berlin, Kammer 11, v. 26. Febr. 1925: 
SchlichtW. 1925 Nr. 3 S. 51; Urt. des LG. Erfurt v. 9. Jan. 
1925: JW. 1924, 194) — die Rückwirkung der gem. $ 2 Betr⸗ 
Stillegs O. erteilten Genehmigung der Demobilmachungsbehörde 
verneint (RAG 459/29 v. 1. Jan. 1930: BenshSamml. 9, 37; 
ArbRipr. 1930, 202), kann, wie das KAG. mit Recht feſtſtellt, 
nicht als Ausdruck eines allgemeinen Rechtsgrundſatzes gewertet 
werden. Vielmehr kommt das NALbG. hierzu lediglich deshalb, 
weil es eine Rückwirkung der Genehmigung mit dem beſon⸗ 
deren Sinn und Zweck der Stillegungsſperrfriſt nicht 
für vertraglich hält. Wie allgemein anerkannt iſt, kann auch wäh⸗ 
rend der Sperrfriſt (8 1 Abſ. 2 StillegV O.) die Kündigung als 
ſolche rechtswirkſam ausgeſprochen werden. Nur die als Folge der 
Kündigung (nach Ablauf der Kündigungsfriſt) eintretende Auf⸗ 
löſung des Arbeitsverhältniſſes wird bis zum Ablauf der Sperr⸗ 
friſt gehemmt, d. h. aufgeſchoben, wenn und ſolange nicht eine 
Befreiung von der Entlaſſungsſperre im Wege der behordlichen 
Genehmigung erfolgt. Lediglich auf Grund dieſer Beſonderheit der 
Entlaſſungsbeſchränkungen der StillegVO. kommt das R ArbG. hier 
zu einer Verneinung der Rückwirkung der Genehmigung gem. 8 2 
StillegVO. 

Bereits RArbcg. 1, 153 hat ausgeſprochen, daß 8 13 Abſ. 2 
SchwBeſchc. „ganz deutlich“ die Rückwirkung der Kündigung aus⸗ 
ſpreche und daß in dieſer Vorſchr. „ganz klar hervorgehoben iſt, 
daß die Kündigung, der zunächſt die erforderliche Zuſtimmung noch 
fehlt, vom Tage der Abſendung ab, alſo rückwirkend gilt, 
wenn die HFürſSt. ihr ſpäter die Zuſtimmung erteilt“. In dem 
vorl. Urt. legt das RArbG. mit überzeugender Begründung noch 
ergänzend dar, daß es auch den beſonderen Zwecken des Schw⸗ 
Beſch G. nicht widerſpricht, der Kündigungszuſtimmung rückwir⸗ 
kende Kraft beizulegen. Dies gilt auch — und darin liegt die 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


TarVertr. und Betriebsvereinbarung nebeneinander und als gleich⸗ 
wertig aufgezählt ſeien, und aus der beſonderen Bedeutung dieſer 
Beſtimmung folgert, daß im übrigen TarVertr., Betriebsver⸗ 
einbarung und ArbD. ſich in ihren rechtlichen Wirkungen nicht 
gleichſtehen, ſo iſt dieſer Ausgangspunkt verfehlt und verkennt 
die Bedeutung und Wirkung der ArbD., als einer von der Gejeb“ 
gebung fo bezeichneten ſchriftlichen Betriebsvereinbarung. Die 
ArbD., wie auch die jeweiligen nach $ 78 Ziff. 2 Betrag. gültig 
zuſtande gekommenen Betriebsvereinbarungen, welche keiner ſchrift⸗ 
lichen Form bedürfen (RArbch. v. 30. April 1930, 4/30: Bensh⸗ 
Samml. 9, 140), haben als Geſamtvereinbarungen normativen 
Charakter (RArbch.: BenshSamml. 8, 124), und ihre jeweiligen 
Beſtimmungen wirken unmittelbar auf alle Arbeitsverträge, mit⸗ 
hin auch auf die mit Schwerbeſchädigten abgeſchloſſenen Arbeits 
verträge ein (RArbG. 5, 45). Dies gilt infolge der unmittelbaren 
Normwirkung auch hinſichtlich der jeweils gültigen ArbO. oder 
der für den Einzelfall gem. § 78 Ziff. 2 Betrach. getroffenen Be 
triebsvereinbarung. Es iſt rechtsirrig und verſtößt gegen die Be” 
deutung und die Wirkungen der Geſamtvereinbarungen, wenn das 
LArbG. den Schwerbeſchädigten nur derjenigen ArbO. unterwirft, 
die zur Zeit ſeiner Einſtellung in Geltung war. 

Hat aber die ArbO. die Einführung der Kurzarbeit zugelaſſen 
oder iſt durch Vereinbarung der Werkleitung mit der Betriebs⸗ 
vertretung gem. $ 78 Ziff. 2 Betrag. eine gültige Betriebs- 
vereinbarung über die Einführung von Kurzarbeit zuſtande ge⸗ 
kommen, ſo wird davon auch der mit den Schwerbeſchädigten ge⸗ 
ſchloſſene Arbeitsvertrag unmittelbar berührt, derart, daß der 
Schwerbeſchädigte nur die eingeführte Kurzarbeit zu leiſten hat und 
ihr entſprechend zu entlohnen iſt. Es handelt ſich alſo in einem 
ſolchen Falle nicht um eine einſeitige Anderung eines Einzelarbeits⸗ 
vertrages und ſeine Kündigung durch den Arbeitgeber. Die Mit⸗ 
wirkung der Hauptfürſorgeſtelle kommt daher nicht in Frage. 

(RArbG., Urt. v. 1. Nov. 1930, RAG 243/30.) 
(= NArbG. 6, 308; BenshSamml. 10, 407.) 


5. Arbeitszeitverordnung. 


24. 88 1ff. Arb Z VO.; 8 1 Tar VO. Zuläſſigkeit einer 
zwiſchen Arbeitgeber und Angeſtellten getroffenen Ver 
einbarung über Kurzarbeit mit Gehaltsherabſetzung gegen” 
über einem Tarifvertrag. 


Das R ArbG. hat ſchon in zwei Enkſch. v. 20. Dez. 1930 (RArbch. 


beſondere Bedeutung der vorl. Eutſch.! — für den Fall, daß die 
HFürſSt. die Zuſtimmung zur Kündigung verweigert und dem 
Arbeitgeber erſt in der Beſchwnſt. und erſt nach Ablauf 
der Kündigungsfriſt die Kündigungszuſtimmung ſeitens des 
Schwerbeſchädigtenausſchuſſes erteilt wird. Auch hier er⸗ 
kennt das RArbch. der Entſch. des Schwerbeſchädigtenausſchuſſes 
mit Recht rückwirkende Kraft zu, da das Geſetz keinerlei Anhalt 
dafür bietet, daß der Geſetzgeber ein und demſelben Verwaltungs⸗ 
akt die rückwirkende Kraft in dem einen Fall zuſprechen, in dem 
anderen aber hätte verſagen wollen. 

RA. Dr. Anthes, Berlin. 


Zu 23. Der Entſch. iſt beizutreten. Es handelt ſich nicht um 
eine Anderung der Arbeitsbedingungen des Schwerbeſchädigten 
durch einſeitige Erklärung des Arbeitgebers. Nach 87 Schw⸗ 
Beſchch. wird der Inhalt des Arbeitsvertrages der Schwerbeſchä⸗ 
digten durch die Hauptkfürſorgeſtelle beſtimmk. Iſt der Inhalt der 
Arbeitsverträge des Betriebes, in welchem der Schwerbeſchädigte 
tätig ſein ſoll, jedoch bereits durch TarVertr. oder Betriebsver⸗ 
einbarung beſtimmt, ſo ſind dieſe Beſtimmungen wirkſam, ſo daß 
kein Raum für eine Regelung durch die Hauptfürſorgeſtelle ver⸗ 
bleibt. Im vorliegenden Fall find unſtreitig die Arbeitsbedingun⸗ 
gen durch ArbD. geregelt. Eine ArbD., die zwiſchen der Betriebs 
leitung und Betriebsvertretung vereinbart iſt, tt eine Betriebs“ 
vereinbarung. Das Arbeitsverhältnis auch des Schwerkriegsbeſchä⸗ 
digten, regelt ſich im vorliegenden Fall nach den Beſtimmungen 
der ArbO. Mit Recht weiſt das RArbch. darauf hin, daß nicht 
nur diejenige ArbO. in Frage kommt, die zur Zeit der Ein 
ſtellung des Schwerbeſchädigten in Kraft war. Soweit in einer 
ArbO. zwiſchen Betriebsleitung und Betriebsvertretung der In“ 
halt von Arbeitsverträgen vereinbart wird, hat dieſe Vereinbarung 
normative Bedeutung, ähnlich wie im TarVertr. Wird daher der 
Inhalt der Arb. geändert, fo gelten die abgeänderten Be 
ſtimmungen auch für die einzelnen Arbeitsverträge, wie im Falle 
der Anderung eines TarVertr. Das gilt auch für die Schwer 
beſchädigten, da nach der ausdrücklichen Beſtimmung des Geſetzes 
die Betriebsvereinbarungen auch für ihre Arbeitsverhältniſſe Gel⸗ 
tung haben ſollen. 

RA. Dr. Kurt Braun l, Berlin. 
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7, 215 f. und 241 f.) zu der Frage Stellung genommen, ob ſich mit 
einem AngTar Vertr., der Monatsgehalter feſtſetzt und die regelmäßige 
Wochenarbeitszeit auf 48 Stunden beſtimmt, ein Abkommen vereinigen 
läßt, nach welchem bei herabgeſetzter Arbeitszeit dem Angeſtellten ein 
entſprechend geringeres Monatsgehalt als das tarifliche zuſtehen ſoll. 
Es hat dieſe Frage bejaht. Setzt ein Tar Vertr. die regelmäßige Arbeits⸗ 
zeit auf eine beſtimmte Stundenzahl feſt, ſo iſt damit nur die Höchſt⸗ 
arbeitszeit beſtimmt, zu der der Arbeitnehmer verpflichtet iſt, iſt ihm 
jedoch nicht auch eine bezahlte Beſchäftigung in dieſem Ausmaße ge⸗ 
währleiſtet. Es verſtößt daher nicht gegen eine unabdingbare Norm 
des Tar Vertr., wenn eine kürzere als die im Tarif feſtgeſetzte regel⸗ 
mäßige Arbeitszeit vereinbart wird. Andererſeits iſt auch das Gehalt 
des Angeſtellten dem Grundſatz von Leiſtung und Gegenleiſtung unter⸗ 
worfen, und wird daher das tarifliche Mindeſtgehalt in voller Höhe 
nur dann geſchuldet, wenn der Arbeitnehmer verpflichtet iſt, die tarif⸗ 
liche regelmäßige Arbeitszeit zu arbeiten. Dagegen kann es durch Ver⸗ 
einbarung in dem Umfange ermäßigt werden, in welchem gleichzeitig 
eine Verkürzung der tarifmäßigen Arbeitszeit vereinbart wird. Dem 
ſteht nicht entgegen, daß der Angeſtellte, wie es die Regel iſt, nicht 
ſtundenweiſe bezahlt wird, jonbern ein Monatsgehalt erhält. Auch dieſes 
kann durch Vereinbarung gleichzeitig mit der Arbeitszeit entſprechend 
gekürzt werden. Ein Unterſchied für die Anwendung des Grundſatzes 
von Leiſtung und Gegenleiſtung kann zum mindeſten, ſeitdem die 
Arb Vo. auch dem Angeſtellten einen Anſpruch auf beſondere Zah⸗ 
lung von Mehrarbeit gegeben haben, zwiſchen Arbeitern und An⸗ 
geſtellten nicht mehr anerkannt werden. 


(RArbG., Urt. v. 10. Okt. 1931, RAG 89/31. — Tübingen.) [O.] 
* 


25. 88 1 ff. Arb Z V.; 81 Tar VO. Die Tarifvertrags⸗ 
klauſel: „Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt 8 Stunden 
im Tag und 48 Stunden in der Woche, in beiden Fällen 
ausſchließlich der Pauſen“ begründet, wenn nicht derübrige 
Inhalt des Tarifvertrags einen weitergehenden Willen der 
Tarifparteien erkennen läßt, keinen unabdingbaren An⸗ 
ſpruch auf volle Beſchäftigung und Entlohnung für die 
feſtgeſetzte Zeit, ſondern beſtimmt entſprechend der Arbg⸗ 
BO. nur die regelmäßige Höchſtarbeitszeit; fie läßt die 
Möglichkeit offen, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer auch 
eine kürzere Arbeitszeit unter Einlegung von Feierſchich⸗ 
ten vereinbaren mit der Wirkung, daß ſich die Lohnan⸗ 
ſprüche entſprechend verringern. 


(RArb Gh., Urt. v. 14. Nov. 1931, RAG 193/31. — Dresden.) [O. 


= 


* 26.88 1 Satz 3, 6e ArbZBO. Werden rechtswidrig 
verſäumte Arbeitsſtunden auf Anordnung des Arbeitgebers 
nach Anhörung der Betriebsvertretung ohne Überſchreitung 
der 48ſtündigen Arbeitswoche nachgeholt, ſo beſteht ein Zu⸗ 
ſchlagsanſpruch aus $ 6a Arb. ZV. nicht. (Auslegung eines 
Tarifvertrages). 


(RArbG., Urt. v. 25. April 1931, RAG 445/30. — Bremen.) [A.] 
<= RUbO. 8, 219.) 
* 


* 27. 88 1, 6a Arbg Vo. Wenn bei Kurzarbeit länger 
als 8 Stunden täglich gearbeitet wird, fo ſind die Mehr- 
ſtunden als Überſtunden zu vergüten, auch wenn die 
wöchentliche Arbeitszeit 48 Stunden nicht erreicht. ) 

Nach 86a Arb VO. in der Faſſ. der Bek. v. 7. April 1927 
kann der Arbeitnehmer, wie beide Vorinſtanzen im Anſchluß an das 
Urt. des R ArbG. v. 14. März 1928 (ArbRſpr. 1928, 2831) zu⸗ 
treffend ausführen, wenn er auf Grund des 85 Arb. (Aus⸗ 
dehnung der Arbeitszeit über die durch den Tar Vertr. feſtgeſetzte 
Grenze) Mehrarbeit geleiſtet hat, für die über die Grenze des 81 


Zu 27. Die Entſch. verdient vollen Beifall. Sie bewegt ſich 
in den gleichen Bahnen, wie die Urt. v. 14. März 1928 (Bensh⸗ 
Samml. 2, 236) und v. 3. Nov. 1928 (BenshSamml. 4, 407), 

Die Beſonderheit des gegenwärtigen Falles gegenüber den er⸗ 
wähnten älteren Erkenntniſſen beſteht darin, daß es ſich hier um 
eine längere Periode der Kurzarbeit gehandelt hat und daß die 
durch dieſe Kurzarbeit hervorgerufene Lücke von Nichtarbeit weder 
nach dem TarVertr. noch nach dem Augsburger Abkommen bei 
Errechnung der 48⸗Stundenwoche als anrechnungspflichtig vorge⸗ 
ſehen iſt. g 

Das NArbG. hat mit Recht als weſentlich angeſehen, daß der 
Arbeitgeber zur Herbeiführung der Kurzarbeitsperiode das alte 
Arbeitsverhältnis mit der regelmäßigen 48ſtündigen Arbeitszeit unter 
Einhaltung der vorgeſehenen Kündigungsfriſt aufgekündigt und den 
Arbeitern ein neues Arbeitsverhältnis mit kürzerer Arbeitszeit an⸗ 


1) JW. 1928, 16762 — NNıbO. 1, 318. 


Satz 2 u. 3 (alfo regelmäßig über den achtſtündigen Arbeitstag) 

hinausgehende Arbeitszeit eine angemeſſene Vergütung über den 

Lohn für die regelmäßige Arbeitszeit hinaus beanſpruchen. Hierzu 

beſtimmt der zwiſchen den Parteien maßgebende GAV. in feinem $ 4: 

„Für jede Mehrarbeitsſtunde wird neben dem Lohn ein Zu⸗ 

ſchlag gezahlt, und zwar für die 49.—54. Wochenarbeitsſtunde 
von 20%, für jede weitere von 25%.“ 

Die Bekl. meint, ſie brauche den Mehrarbeitszuſchlag nur dann 
zu zahlen, wenn die Arbeiter in der Woche im ganzen mehr als 
48 Stunden Arbeit leiſten. Das BG. halt dieſe Auslegung für unrichtig. 
Es weiſt auf § 2 Abſ. 1 des Geſamtarbeitsvertr. (G AV.) hin, wonach 
die regelmäßige Arbeitszeit arbeitstäglich 8 Stunden, wöchentlich 48 Stun⸗ 
den beträgt, und meint, daß 84 GAV. unter Heranziehung dieſer in 
8 2 Abſ. 1 enthaltenen Beſt. jo zu verſtehen ſei, daß die Erwähnung 
der wöchentlichen Arbeitszeit von 48 Stunden in $4 nur beſagen 
wolle, daß unter der Annahme der Regel von 6 Arbeitstagen in 
der Woche der achtſtündige Arbeitstag gelte. Faſſe man die Be⸗ 
ſtimmung ſo auf, ſo ſeien als 49. und als die darüber hinaus⸗ 
gehenden Stunden i. S. des TarVertr. diejenigen Arbeitsſtunden 
anzuſehen, die über die Grenzen der in 81 Satz 2 u. 3 Arbg VO. 
feſtgeſetzten Arbeitszeiten, alſo regelmäßig über werktägige Arbeits⸗ 
zeit von 8 Stunden hinaus, geleiſtet ſeien. 

8 2 Abſ. 3 GA V., wonach an einzelnen Arbeitstagen ausfallende 
Arbeitsſtunden auf die Arbeitstage der gleichen oder der folgenden 
Woche umgelegt werden könnten, ändere hieran nichts. Denn wenn 
Kurzarbeit beiſpielsweiſe von 16 Stunden an 2 Tagen mit je 
8 Stunden vereinbart ſei, ſo ſeien eben nur dieſe beiden Tage 
Arbeitstage. An den übrigen 4 Werktagen ſeien die Arbeiter zur 
Arbeit nicht verpflichtet geweſen. Es ſeien alſo an dieſen Tagen für 
ſie auch keine Arbeitsſtunden „ausgefallen“. Mithin handele es ſich, 
wenn die Bekl. an einzelnen Tagen der Kurzarbeitswoche über 
8 Stunden arbeiten laſſe, weder um eine „Umlegung“ i. S. des 
82 Abſ. 3 GAV. noch auch um einen „Ausgleich“ nach § 1 Satz 3 
Arb ZO. 

Die Ausführungen des BG. treffen zu und werden von der Rev. 
mit Unrecht angegriffen. 

Entſcheidend bleibt der Geſichtspunkt, daß von einem Sſtün⸗ 
digen Arbeitstage auszugehen iſt. Es kommt, wie das RArbG. 
bereits in der Entſch. v. 3. Nov. 1928 (RArbG. 176/28) aus⸗ 
geführt hat, nicht darauf an, ob etwa der regelmäßigen Sſtündigen 
Arbeitszeit entſprechend auch 48 Stunden in der Woche gearbeitet 
iſt, ſondern darauf, ob die regelmäßige werktägige Arbeitszeit von 
8 Stunden überſchritten iſt, ohne daß dieſe Überſchreitung in einer 
nach 81 Satz ArbZVD. zuläſſigen Ausgleichung ihren Grund 
hatte. Fällt ein Arbeitstag aus, ſo perwandelt ſich die 48⸗Stunden⸗ 
woche automatiſch in eine 40⸗Stundenwoche; fallen, wie hier, 
2 Tage weg, jo verwandelt ſie ſich in eine 32⸗Stundenwoche. Dieſer 
32ſtündigen Arbeitswoche haben ſich dann zwangsläufig alle anderen 
Tarifbeſtimmungen einzufügen, fo daß alſo unter dieſen Umftänden 
bereits die 33. Stunde in der Woche als Mehrarbeitsſtunde an⸗ 
zuſehen und für ſie der Zuſchlag zu zahlen iſt. 

(RArbG., Urt. v. 7. März 1931, RAG 469/30. — Chemnitz.) 
<= NAHE, 8, 179; BenshSamml. 12, 594.) 


* 


** 28. 85 Arb 3ZVoO.; §1 Tar VoO.; § 1340 GewO. Mehrere 
an dem Abſchluß eines Tarifvertrages beteiligte Arbeit⸗ 
nehmerverbände ſind im Zweifel an dieſem Abkommen 
ſelbſtändig berechtigt und verpflichtet; ſie können es alſo 
auch ſelbſtändig kündigen. — Die Mitglieder des kün⸗ 
digenden Verbandes ſind von dem Augenblick an, in wel⸗ 
chem das Arbeitszeitabkommen für den Verband infolge 
der Kündigung ſeine Wirkſamkeit verloren hat, an ſich 
nicht mehr als verpflichtet zu erachten, die in dem Arbeits⸗ 
zeitabkommen vorgeſehene Mehrarbeit zu leiſten. — 8 5 
Abſ. 1 Arb VO. läßt die Ausdehnung der Arbeitszeit nur 


[DJ] 


geboten hatte. Durch dieſe mittels Kündigung erzielte Neuordnung 
war hinſichtlich der Arbeitszeit das Arbeitsverhältnis inſofern auf 
eine andere Grundlage geſtellt worden, als die bis dahin tarij- 
vertraglich als Regelfall vorgeſehene 48⸗Stundenwoche in eine 
32⸗Stundenwoche verwandelt worden iſt. Damit hatte der Arbeit⸗ 
geber aber nicht das Recht erlangt, den Mehrarbeitszuſchlag für 
Überſtunden, welche über die Sſtündige tägliche Arbeitszeit hinaus 
geleiſtet wurden, um deswillen zu verweigern, weil unter Einrechnung⸗ 
der Überſtunden die 48ſtündige Arbeitszeit in der betr. oder darauf⸗ 
folgenden Woche nicht überſchritten worden it. 

Beſonders bemerkenswert und erfreulich iſt, daß das RATE. 
die Zweifelsfrage, ob während einer Kurzarbeitsperiode eine Ar⸗ 
beitspflicht für diejenigen Tage beſteht, an welchen der betr. Arbeiter 
zur Arbeit nicht herangezogen wird, im verneinenden Sinne klar⸗ 
geſtellt hat. ö 


RA. Dr. Julius Katz, Hannover. 
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durch Tarifvertrag zu. Eine Betriebs vereinbarung kann 
einem Tarifvertrag i. ©. des §81 TarBD., deſſen Begriffs⸗ 
beſtimmung für dieſen Ausdruck in 85 Arb VO. allein 
maßgeblich iſt, nicht gleichgeſtellt werden. 5) 

Zwiſchen den Parteien beſteht ein TarVertr., den auf Arbeit⸗ 
nehmerſeite außer dem kl. Verb. d. Chriſtl. Metallarbeiterverb. in 
H. und der Gewerkverein deutſcher Metallarbeiter Hirſch⸗Duncker in 
D. abgeſchloſſen haben. Im Rahmen dieſes Tar Vertr. iſt durch 
Schiedsſpr. des Schlichters für den Bezirk Weſtfalen v. 29. Dez. 1927 
ein Arbeitszeitabkommen zuſtande gekommen, durch das die regel⸗ 
mäßige Arbeitszeit über das geſetzliche Maß von 48 Stunden wöchent⸗ 
lich hinaus derart verlängert wurde, daß auf Anordnung des Arbeit⸗ 
gebers im einzelnen näher beſtimmte Mehrarbeit zu leiſten iſt. Der 
Kl. hat dieſes Arbeitszeitabkommen zum 31. Mai 1930 form- und 
friſtgerecht gekündigt. Seiner Kündigung iſt der Gewerkverein d. 
Met Arb. Hirſch⸗Duncker in D. beigetreten, nicht dagegen der Chriſtl. 
Met ArbVerb. in H. Mit der gegenwärtigen Kl. begehrt der Kl. die 
Feſtſtellung, daß infolge ſeiner vorbezeichneten Kündigung zwiſchen 
den Parteien ein tarifliches Arbeitszeitabkommen nicht mehr be⸗ 
ſtehe, ſomit für ihn und feine Mitglieder das Abkommen keinerlei 
Bindungen mehr habe und daß die Vorausſetzungen des $5 Arbg⸗ 
VO. (Arbeitszeitnotgeſetz) für die Mitgl. des Kl. nicht mehr vorlägen. 


Das BG. geht davon aus, daß gemäß § 5 Arb3Z VO. die 
Überſchreitung der regelmäßigen achtſtündigen Arbeitszeit, um im 
Einzelarbeitsvertrage wirkſam zu ſein, durch tarifvertragl. Ab⸗ 
machungen geſtützt ſein müſſe. Laufe der TarVertr. ab, jo beſtänden 
bezüglich der Arbeitszeit die Einzelarbeitsverträge nicht mit dem 
Inhalt des abgelaufenen TarVertr. fort, ſondern es trete dann 
nach § 1 a. a. O. der Achtſtundentag wieder in Kraft, da mit der 
Beendigung des TarVertr. die geſetzliche Vorausſetzung für eine 
längere Arbeitszeit i. S. des § 5 entfalle. Das BG. erachtet den 
Kl. auch für befugt, ſelbſtändig den Tar Vertr. zu kündigen, wenn⸗ 
gleich an dieſem auf Arbeitnehmerſeite außer dem Kl. noch zwei 
weitere Verbände beteiligt ſeien, und vertritt ferner den Stand⸗ 
punkt, daß infolge der Kündigung durch den Kl. und den Gewerk⸗ 
verein d. Met Arb. Hirſch⸗Duncker das die Mehrarbeit regelnde tarifl. 
Arbeitszeitabkommen für dieſe beiden Verbände erloſchen jei. Da 
die Rev. dieſe zudem rechtsbedenkenfreien Ausführungen nicht be⸗ 
kämpft, erübrigt es ſich, auf ſie einzugehen. Immerhin ſei bemerkt, 
daß die im Zuſammenhang hiermit ausgeſprochene Meinung der Rev., 
es habe das RArbG. die Nachwirkung eines tarifl. Mehrarbeits⸗ 
abkommens aus § 5 ArbZVD. grundſätzlich bejaht, nicht zutrifft. 
Vielmehr iſt in dem Urt. v. 19. Juni 1929, RAG 552/28, ausdrücklich 
betont, es ſei unhaltbar, bei dem übergang von einem Mehrarbeits⸗ 
abkommen zu dem beſtimmungsgemäß wieder eintretenden Tar Vertr. 
von einer Nachwirkung des Mehrarbeitsabkommens zu ſprechen. 


Nicht mit Unrecht bekämpft die Rev., indem ſie Verletzung des 
85 ArbZVD. und des 81 Tar VO. rügt, die fernere Stellungnahme 
des BG. Das angefochtene Urt. weiſt hierbei in erſter Linie Widerſprüche 
auf; denn obwohl es zunächſt, wie oben wiedergegeben, zum Aus⸗ 
druck bringt, daß im Falle des Ablaufs eines die Überſchreitung der 
achtſtündigen Arbeitszeit beſtimmenden TarVertr. die Einzelarbeits⸗ 
verträge, in welche dieſe Beſtimmung wirkſam übergegangen ſei, 
bezüglich der Arbeitszeit nicht mit dem Inhalt des abgelaufenen Tar⸗ 
Vertr. fortbeſtänden, ſondern für ſie der Achtſtundentag wieder in 
Kraft trete, und daß das die Mehrarbeit regelnde tarifl. Arbeitszeit⸗ 
abkommen für den Kl. und den Gewerkverein Hirſch⸗Duncker durch 
die zufolge ihres ſelbſtändigen Kündigungsrechts erklärte Kündigung 
dieſer beiden Verbände „erloſchen“ ſei, nimmt es nunmehr an, daß 
das Arbeitszeitabzommen trotz der Kündigung für die Mitglieder 
dieſer Verbande noch ſo lange Wirkung habe, als es nicht auch von 
dem Chriſtl. Met ArbVerb. gekündigt und daher noch nicht im ganzen 
erloſchen ſei. Es bezeichnet ferner die „Vereinbarung“ zwiſchen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeberorganiſation über die Ausdehnung der 
Arbeitszeit als den dem § 5 ArbZVD. zugrunde liegenden geſetz⸗ 
geberiſchen Gedanken entſprechend, mißt aber im weiteren Teil 


Zu 28. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen: 

§ 5 ArbZBD. geſtattet jog. erlaubende Tarifbeſtimmungen, über 
die und deren Unterſchied von den normativen Tarifbeſtimmungen 
ich in meinem Komm. zur TarVO. nähere Ausführungen gemacht 
habe. Derartige erlaubende Beſtimmungen, durch die in gewiſſen 
Grenzen Ausnahmen von dem ſonſt geltenden Verbot der Überſchrei⸗ 
tung des Achtſtundenarbeitstages zugelaſſen werden können, ſind aber 
nach 8 5 MbZVD. davon abhängig, daß der betreffende TarVertr. 
den fraglichen Arbeitsvertrag auch normativ beſtimmt. Daran fehlte 
es aber vorliegend, nachdem der fragliche TarVertr. durch Kündi⸗ 
gung einzelner Tarifparteien für die Arbeitsverträge ihrer Mitglieder 
fein Ende erreicht hatte. Denn eine Nachwirkung der erlaubenden Be⸗ 
ſtimmungen findet nicht ſtatt, ſondern die Ausnahme von der ſonſtigen 
Regelung gilt nur fo lange, als ein gültiger TarVertr. vorliegt. 

Zwar kann nach herrſchender, wenn auch in Einzelheiten nicht 
ganz unbeſtrittener Anſicht die Arbeitszeit auch durch Berufung auf 
einen ſonſt für den betreffenden Arbeitsvertrag nicht geltenden 


ſeiner Darlegungen dieſer Vereinbarung nur eine beſchränkte 
Bedeutung bei und will Organiſationen, die an der Vereinbarung 
beteiligt ſind, ganz ausſchalten, insbeſ. ihr damit zuſammenhängen⸗ 
des Kündigungsrecht unbeachtet laſſen, wenn nur überhaupt noch ein 
durch die Vereinbarung erſt möglich gewordener TarVertr. vorhanden 
ſei. Damit verkennt es zugleich, was die Rev. zutreffend betont, 
das Weſen ſowohl des TarVertr. wie die Befugniſſe der TarVertr⸗ 
Parteien. Das Weſen eines TarVertr., welches ſich mit der einem 
ſolchen Vertrag in $1 TarO. gegebenen Begriffsbeſtimmung deckt, 
beſteht, wie in Rſpr. und Schrifttum allgemein anerkannt iſt, in dem 
Abſchluß eines ſchriftl. Vertrags zwiſchen Vereinigungen von Arbeit⸗ 
nehmern und einzelnen Arbeitgebern oder Vereinigungen von Arbeit⸗ 
gebern, durch den mit unmittelbarer und unabdingbarer Wirkung für 
die Einzeilarbeitsverträge Arbeitsbedingungen normativ feſtgeſetzt wer⸗ 
den. Daß zu dem normativen Teil eines TarVertr., der gemäß $ 1 
TarVoO. in die Einzelarbeitsverträge übergeht, auch Beſtimmungen 
über die Arbeitszeit gehören, erſcheint nicht zweifelhaft und iſt auch 
vom RArbcg. ſowohl ohne wie im Zuſammenhang mit der Arb O. 
wiederholt ausgeſprochen worden (vgl. RArbG. 2, 321; 5, 281, 337). 
Ebenſowenig kann davon die Rede fein, daß der Geſetzgeber der Arbg⸗ 
VO., indem er in deren § 5 Abſ. 1 die Ausdehnung der Arbeitszeit 
über die in 8 1 Satz 2 u. 3 feſtgeſetzten Grenzen durch „Tarif⸗ 
vertrag“ zuließ, darunter etwas anderes verſtehen wollte, als der⸗ 
ſelbe Ausdruck in § 1 Tar®D. bedeutet; das zeigt u. a. die amtl. 
Begr. zu § 14 des Entw. eines Arbeitsſchutzgeſetzes i. d. Faſſ. des 
RArbMin. und des Reichsrats, wonach der § 14 dieſes Entw. an 
die Stelle des § 5 der bisherigen Arb. ZVoO. treten ſoll (vgl. 37. und 
44. Sonderheft zum RArbBl. S. 76 f. und 38 f., 57). Auch der Um⸗ 
ſtand, daß die Norm eines TarVertr., wenngleich fie für den Inhalt 
der Einzelarbeitsverträge die Natur einer Rechtsnorm hat, doch auf 
vertragl. Vereinbarung beruht und als ſolche vertragl. Beziehungen 
zwiſchen den vertragſchließenden Parteien auslöſt (RArbG. 1, 299), 
ſteht — wenigſtens ſoweit die hier allein zu entſcheidende Frage 
der Arbeitszeit in Betracht kommt — dem nicht entgegen, daß 
unter „Tarifvertrag“ i. S. des 8 5 Abſ. 1 Arb VO. nur das⸗ 
ſelbe verſtanden werden kann wie im 8 1 TarVo. Muß man 
alſo davon ausgehen, daß „Tarifvertrag“ i. S. des $5 Abi. 1 
ArbZVD. und „Tarifvertrag“ nach §8 1 Tar VO. dasſelbe bedeuten, 
ſo iſt das hier maßgebende tarifl. Arbeitszeitabkommen mangels einer 
dem feſtgeſtellten Sachverhalt nicht zu entnehmenden Allgemeinverbind⸗ 
lichkeitserklärung gemäß 8 5 Abſ. 1 Arb ZZ VO. i. Verb. m. § 1 Tar VO. 
„verbindlich“ nur für die am TarVertr. „beteiligten Perſonen“. 
Solche „beteiligte Perſonen“ find nach § 1 Abſ. 2 Tar VO. Arbeik⸗ 
geber und Arbeitnehmer, die entweder Vertragspartei des TarVertr. 
oder Mitglieder der vertragſchließenden Vereinigungen ſind oder bei 
Abſchluß des Arbeitsvertrags geweſen ſind, oder die den Arbeits⸗ 
vertrag unter Berufung auf den TarVertr. abgeſchloſſen haben. Dieſe 
Rechtsgrundlage iſt, wie das BG., indem es auf Erdmann, 
Komm. z. Arb ZVoO., 4. Aufl., zu 8 5 Anm. 3 Abſ. 7, Bezug nimmt, 
an ſich nicht verkennt, nur jo lange gegeben, als der Tar Vertr. im 
Rahmen des 8 5 auch tatſächlich gilt. Mit feinem ſei es durch Zeit, 
ſei es durch eine in ihm vorgeſehene Kündigung erfolgenden Ablauf 
endet nach dem ganzen Aufbau der im weſentlichen öfſentl.⸗rechtl. Ar⸗ 
beitsſchutzrecht enthaltenden Arb ZV. (vgl. RArbch. 3, 46; 4, 113) 
die Übereinſtimmung der TarVertrpParteien; hinſichtlich der Aus⸗ 
dehnung der Arbeitszeit über die in 8 1 Satz 2 u. 3 feſtgeſetzten 
Grenzen und damit auf Grund des § 1 Tar O. zugleich auch die 
Möglichkeit, die an dem TarVertr. „beteiligten Perſonen“ länger als 
acht Stunden täglich zu beſchäftigen. Als „beteiligte Perſonen“ kom⸗ 
men dann der Natur der Sache nach allerdings nur die einzelnen 
Arbeitnehmer in Frage, welche Mitglieder der vertragſchließenden 
Arbeitnehmerverbände ſind oder bei Abſchluß des Arbeitsvertrags ge⸗ 
weſen ſind, oder die den Arbeitsvertrag unter Berufung auf den 
TarVertr. abgeſchloſſen haben. Die letztere Gruppe von Arbeit⸗ 
nehmern ſoll vorerſt außer Betracht bleiben; es wird auf ſie ſpäter 
zurückzukommen ſein. Die Arbeitnehmer aber, welche Mitglieder der 
vertragſchließenden Arbeitnehmerverb. ſind oder bei Abſchluß ihres 


TarVertr. verlängert werden. Aber wie die vorſtehende Entſch. mit 
Recht feſtſtellt, war eine ſolche Berufung im vorliegenden Fall nicht 
gegeben. 

Daß durch Betriebsvereinbarung, insbeſ. auch eine ArbD. die 
Arbeitszeit richt verlängert werden kann, war bisher wohl unbe⸗ 
ſtritten. Zwar hat das RArbGG. in Einklang mit der herrſchenden 
Meinung auch den materiellen Betriebsvereinbarungen unmittelbar 
normative Mirkung zugeſchrieben. Aber da, wie oben bereits hervor⸗ 
gehoben wurde, die normative Wirkung ſcharf von den erlaubenden 
Beſtimmungen geſchieden werden muß, kann daraus nichts für eine 
die Arbeitszeit verlängernde Wirkung einer ArbD. hergeleitet werden, 
die 8 5 Arb VO. ausdrücklich auf Tar Vertr. beſchränkt. 

Von allgemeinem, auch über die entſchiedene beſondere Frage 
hinausgehendem Intereſſe ſind die Ausführungen am Schluſſe der vor⸗ 
ſtehenden Entſch., die einer übertriebenen Freirechtsbewegung ent⸗ 
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Arbeitsvertrages geweſen ſind, brauchen nach dem Ablauf des Tar⸗ 
Vertr. nicht länger als acht Stunden täglich zu arbeiten. Da nun die 
mehreren im vorliegenden Falle an dem Abſchluß des tarifl. Arbeits⸗ 
zeitabkommens beteiligten Arbeitnehmerverb., wie auch das angefoch⸗ 
tene Urt. annimmt, im Zweifel an dieſem Abkommen felbftändig be⸗ 
rechtigt und verpflichtet ſind (ebenſo Beſcheid des RArb. N. v. 29. Dez. 
1925 in NZArbR. 1926, 438; Hueck, TarR. 39 f. Nipperdey, 
Lehrb. d. ArbR., Bd. II S. 161; Sitzler⸗Goldſcmidt, Tar⸗ 
Vertr., 2. Aufl., S. 34), es alſo auch ſelbſtändig kundigen können 
und der feſtgeſtellte Sachverhalt für das Gegenteil keinen Anhalt 
bietet, ſind die Arbeitnehmer, welche Mitglieder des kl. deutſchen 
Met ArbVerb. und des Gewerkvereins d. Met Arb. Hirſch⸗Duncker 
ſind oder beim Abſchluß ihres Arbeitsvertrags Mitglieder eines der 
beiden Verbände waren, von dem Augenblicke an, in welchem das 
Arbeitszeitabkommen für dieſe Verbände infolge ihrer Kündigung 
ſeine Wirkſamkeit verloren hat, an ſich nicht mehr als verpflichtet 
zu erachten, die in dem Arbeitszeitabkommen vorgeſehene Mehrarbeit 
zu leiſten. Die hiervon abweichende Auslegung, welche das BGG. dem 
§ 5 Abſ. 1 Arb VO. gibt, iſt rechtsirrig; fie läßt ji) weder mit 
dem Wortlaut noch mit Sinn und Zweck dieſer Vorſchrift, insbeſ. 
nicht mit dem vom Geſetzgeber durch fie beabſichtigten öffentlich 
rechtlichen Arbeitsſchutz in Einklang bringen. Daher kann auch der 
Auffaſſung des angefochtenen Urt., daß es nicht ſo ſehr auf das Feſt⸗ 
halten der einzelnen Arbeitnehmerorganiſation an dem TarVertr. 
ankomme als darauf, daß überhaupt ein die Überſchreitung der regel⸗ 
mäßigen geſetzlichen Arbeitszeit zulaſſender Tar Vertr. in Kraft ſei, 
und daß deshalb das Arbeitszeitab kommen, ſolange es von dem 
Chriſtl. Met Arb Verb. nicht aufgelöft ſei, gem. 8 5 Arb VO. für die 
Einzelarbeitsverträge auch der Mitglieder des Kl. noch Wirkung 
habe, nicht beigetreten werden. Das BG. verkennt hierbei, daß der 
Chriſtl. MetArbVerb. als TarVertrPartei nur ſich ſelbſt oder feine 
Mitglieder, nicht aber außerhalb ſeines Verbandes ſtehende Perſonen 
verpflichten kann. Eine derartige Verpflichtung zu begründen, iſt 
lediglich dem RArbM. auf dem Wege der in $ 2 Tar D. verordneten 
AVE. vorbehalten, fie hat indeſſen nach dem oben Geſagten mangels 
entſprechender tatſächlicher Feſtſtellungen hier auszuſcheiden. 

In zweiter Linie ſtützt das BG. feine Annahme, daß die Mit⸗ 
glieder des Kl. trotz deſſen Kündigung des tarifl. Arbeitszeitabkom⸗ 
mens nach wie vor die darin vereinbarte Mehrarbeit zu leiſten hätten, 
auf die in den Betrieben der Mitgliedswerke des Bekl. geltende 
Abo. für die Märk. Eiſen⸗ und Metallind. Der Bekl. mache, ſo 
heißt es in dem angefochtenen Urt., geltend, daß ſeine Mitglieds⸗ 
werke alle Arbeitnehmer bei der Einſtellung ausdrücklich auf die 
Innehaltung der durch die ArbO. verlängerten Arbeitszeit zu ver⸗ 
pflichten pflegten und daß die ArbD. beſtimme: „Die Arbeitszeit 
richtet ſich nach den geſetzlichen und vertraglichen Beſtimmungen.“ In 
der einzelarbeitsvertragl. Verpflichtung der einzelnen Arbeitnehmer 
durch die einzelnen Arbeitgeber jet mit dem Bekl. die rechtl. Grund⸗ 
lage dafür zu erblicken, daß die Mitglieder des Kl., nachdem das 
Arbeitszeitabkommen zwiſchen dem Bekl. und dem Kl. nicht mehr 
gelte, die Arbeitszeit des Schiedsſpr. v. 29. Dez. 1927 zu beobachten 
hätten; denn für den Einzelarbeitsvertrag der Arbeitnehmer ſei nach 
§ 134% GewO. der Inhalt der ArbD. rechtsverbindlich, Inhalt der 
ArbD, aber ſei vorliegend, daß die Arbeitszeit, die der einzelne Ar⸗ 
beitnehmer innezuhalten habe, ſich nach den für den Betrieb geltenden 
tarifvertragl. Beſtimmungen richte. Welcher TarVertr. gemeint ſei, 
beſage die ArbO. nicht, das ergebe ſich jedoch aus dem jeweils be⸗ 
ſtehenden Tarifverhältnis. Daß hier die Arbeitszeit des Schiedsſpr. 
v. 29. Dez. 1927 in Frage komme, ſei klar. Auch wenn die Mit⸗ 
glieder des Kl. daher wegen der oben erörterten Kündigung des 
Arbeitszeitabkommens durch ihren Verband nicht verpflichtet ſein 
ſollten, dieſe Arbeitszeit zu beachten, ſo ſeien ſie es doch auf Grund 
der ArbO. und des Arbeitsvertrags, durch den fie ſich ausdrücklich der 
durch die ArbO. verlängerten Arbeitszeit des TarVertr. unterworfen 
hätten, alſo auf Grund der zuſätzlichen Tarifunterwerfung gem. 8 1 
Abf. 2 Tar O., und zwar jo lange, bis der TarVertr. überhaupt 
erloſchen oder bis ihre Einzelarbeitsverträge infolge von Kündigung 
abgelaufen ſeien. 

Es mag dem BG. zugegeben werden, daß nach $ 134% Gewd. 
der Inhalt der ArbO. für den Einzelarbeitsvertrag au ſich rechts⸗ 
verbindlich iſt und daß dies auch dann gilt, wenn die Beſtimmungen 
des jeweils laufenden Tar Vertr. den Juhalt der Arbo bilden Es 
iſt ferner die hier in Frage kommende Arb, für die Märk. Eiſen⸗ 
und Met Ind. nach ihrem Abſchn. A Abſ. 1 „auf Grund der Beſtinr⸗ 
mungen der Tarifverträge, der Gewerbeordnung und der übrigen, 
das Arbeitsverhältnis ſonſt irgendwie regelnden Geſetze vereinbart“, 
auch beſtimmt Abſchn. A Abſ. 3, daß „für alle Fragen des Lohn⸗ 
und Arbeitsverhältniſſes, über die die Arbeitsordnung nichts enthält, 
die Beſtimmungen des Tarifvertrags für die Märkiſche Eiſen⸗ und 
Metallinduſtrie gelten und entgegenſtehenden Beſtimmungen ber Urs 
beitsordnung vorgehen“. Indeſſen enthält bie Abd. in ihrem 8 9 
Abſ. 1 über die vorliegend allein intereſſierende Frage der Arbeits⸗ 
zeit die Beſtimmung: „Die Arbeitszeit richtet ſich nach den geſetzlichen 
und tarifvertraglichen Beſtimmungen“, und es beſagt Abſchn. G: „Dieſe 
Arbeitsordnung iſt auf Grund des 8 78 Ziff. 3 und 8 104 Ubi. IV 
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des Betriebs rätegeſetzes“ erlaſſen, worauf Ort und Zeit ihres Zu⸗ 
ſtandekommens und die Unterſchriften der „Firma“ und des „Vor⸗ 
ſitzenden des Arbeiterrats“ folgen. Es enthält alſo die im Betrieb der 
Mitgliedswerke des Bel. geltende ArbO. in ihrem 8 9 Abſ. 1 eine 
Beſtimmung über die Arbeitszeit, ſo daß Abſchn. A Abſ. 3 nicht an⸗ 
wendbar iſt, und es ſtellt nach ihrem Abſchnitt G die ArbO. eine 
von der Geſetzgebung ſo bezeichnete ſchriftl. Betriebsvereinbarung 
dar, welche als Geſamtvereinbarung normativen Charakter haben 
und unmittelbar auf alle Arbeitsverträge einwirken könnte (vgl. 
RAG 243/80 Urt. v. 1. Nov. 1930), ſoweit dem nicht geſetzl. Be⸗ 
ſtimmungen entgegenſtehen. Letzteres iſt jedoch der Fall; denn 8 5 
Abſ. 1 Arb ZO. läßt die Ausdehnung der Arbeitszeit über die in 
§ 1 Satz 2 u. 3 feſtgeſetzten Grenzen nur durch „Tarifvertrag“ zu, 
eine Betriebsvereinbarung aber kann einem „Tarifvertrag“ im Sinne 
des § 1 TarVO., deſſen Begriffsbeſtimmung nach dem bereits oben 
Geſagten für dieſen Ausdruck allein maßgeblich it, nicht gleichgeſtellt 
werden, fie wird von der Beſtimmung des § 5 Abſ. 1 Arb VO. 
nicht umfaßt. Es geht daher auch nicht an, daß der Behl., wie das 
36. meint, auf dem Umweg über die als Betriebsvereinbarung an⸗ 
zuſehende ArbO. von den Mitgliedern des Kl. trotz deſſen Kündigung 
des Arbeitszeitabkommens die weitere Leiſtung von Mehrarbeit wie 
bisher. verlangen darf. Es würde damit gegen geſetzl. Beſtimmungen 
verſtoßen, welche zwar noch 8 9 Abf. 1 ArbD. ſelbſt neben den darin 
ebenfalls angeführten tarifl. Beſtimmungen als für die Arbeitszeit 
richtunggebend bezeichnet werden, aber als zwingende öffentlich⸗rechtl. 
Vorſchriften ohne weiteres tarifl. Beſtimmungen und nicht minder 
einer Betriebsvereinbarung nach Art der hier gegebenen Arb. 
vorgehen. Es fragt ſich mithin nur noch, ob die Fortwirkung der 
verlängerten Arbeitszeit für die Mitglieder des Kl., wie das ange⸗ 
fochtene Urt. es will, auf Tarifunterwerfung gem. $ 1 Abſ. 2 Tar VO. 
gegründet werden kann, wonach „beteiligte Perſonen“ im Sinne des 
Abſ. 1 a. a. O. auch Arbeitnehmer find, die den Arbeitsvertrag unter 
Berufung auf den TarVertr. geſchloſſen haben. Die Frage iſt zu 
verneinen. Einerſeits gebührt, wie RArbch. 7, 359 grunbfäglid ent⸗ 
ſchieden hat, in Fällen, in denen zur Zeit der Eingehung des Ar⸗ 
beitsverhältniſſes ein für Arbeitgeber und Arbeitnehmer kraft Ver⸗ 
bandszugehörigkeit verbindlicher Tar Vertr. vorhanden iſt, nach dem das 
ganze Arbeitsrecht, insbeſ. das Tarifvertragsrecht beherrſchenden 
Kollektivgedanken dieſem Tar Vertr. der Vorrang vor einem Tar⸗ 
Vertr. kraft Berufung auf ihn. Andererſeits fehlt nach dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalt jeder Anhalt dafür, daß Mitglieder des Kl., 
nachdem das tarifl. Arbeitszeitabkommen für dieſen infolge der Kün⸗ 
digung erloſchen war, einen Arbeitsvertrag unter Berufung auf 
dieſes dann nur noch mit beſchränktem Wirkungskreis weiter gel⸗ 
tende Abkommen geſchloſſen haben. Daß aber Mitglieder des Kl. 
noch vor der erwähnten Kündigung einen Arbeitsvertrag unter Be⸗ 
rufung auf einen anderen als den von ihrem Verbande abgeſchloſſe⸗ 
nen Tar⸗Vertr. eingegangen wären, widerſpricht jeder Lebens⸗ 
erfahrung. 

Erweiſt ſich ſomit das Feſtſtellungsbegehren des Kl. aus recht⸗ 
lichen Erwägungen als begründet, ſo läßt ſich das angefochtene Urt. 
schließlich auch nicht etwa deshalb aufrechterhalten, weil bei Statt⸗ 
gabe der Klage eine geordnete Betriebsführung ſcheitern müßte. Das 
BG. will damit offenbar Billigkeitserwägungen durchgreifen laſſen. 
Dieſe können indeſſen niemals dazu führen, daß der Richter in Er⸗ 
ledigung der ihm obliegenden Aufgaben, insbeſ. der Anwendung des 
Geſetzes auf einen ſeiner Entſch. unterbreiteten Fall, von dem ihm 
durch das Geſetz geſteckten Rahmen abweicht (RArbG. 5, 70 u. 310). 
Eine ſolche Abweichung würde, wie die obigen, namentlich auf 8 5 
Abſ. 1 ArbZVo. und § 1 Taro. ſich gründenden Darlegungen 
zeigen, hier ohne weiteres eintreten. Es bleibt dem Bekl. unbenom⸗ 
men, etwaigen ſeinen Mitgliedswerken drohenden Störungen in der 
Betriebsführung dadurch entgegenzutreten, daß er die Allgemein⸗ 
verbindlichkeit des von zwei Verbänden gekündigten tarifl. Arbeits⸗ 
zeitabkommens oder die Einleitung eines neuen Schlichtungsver⸗ 
fahrens beantragt. 

(RArbG., Urt. v. 20. Mai 1931, RAG 640/30. — Hagen.) A.] 
* 
** 29. Zeitlohn und Akkordlohn; gemiſchte Syſteme, 
insbeſ. Zeitlohnſyſtem mit Penſumprämie. f) 

Um ein Urteil zu gewinnen, ob der Lohn, den die Bekl. ihren 
Arbeitern zahlt, ein Akkordlohn it, iſt von der reinen Form des 
Akkordlohnes und feiner beſonderen Eigenart, durch die er ſich von 
der anderen Grundform des Lohnes, dem Zeitlohn, unterſcheidet, aus⸗ 
zugehen. Während das Weſen des Zeitlohnes darin beſteht, daß der 
Arbeiter für jede Stunde, die er arbeitet, eine vertraglich feſtgelegte 
Vergütung erhält, iſt der Akkordlohn im weſentlichen auf den Erfolg 
der Arbeit abgeſtellt; ſeine Höhe wird durch den Eifer, die Geſchicklich⸗ 
Reit und durch ſonſtige die Arbeit fördernde Gaben und Eigenſchaften 
des Akkordarbeiters beſtimmt oder wenigſtens mitbeſtimmt (RArbch. 


Zu 29. Der Entſcheidung iſt beizutreten. 
Die Kl. ſind nach einem gemiſchten Syſtem entlohnt worden, 
das ſowohl Elemente des Akkord⸗ als auch des Zeitlohnſyſtems in 
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2, 264, 265). Die Eigenart der Akkordarbeit beruht darauf, daß 
der Akkordarbeiter ſelbſt in der Lage iſt, durch ſeine Arbeitsleiſtung 
eine Steigerung des Lohnes herbeizuführen. Beide Lohnſyſteme, Zeit⸗ 
lohnſyſtem und Alkordlohnſyſtem, find aber vielfach nicht rein durch⸗ 
geführt, ſondern miteinander vermengt. Es ſind gemiſchte Syſteme 
eingeführt, die zum Teil auf den Grundſätzen des Zeitlohnſyſtems be⸗ 
ruhen, zum Teil aber auch die Eigenart des Akkordlöhnſyſtems an 
ſich tragen. Je nachdem welches der charakteriſtiſchen Merkmale über⸗ 
wiegt, wird ein ſolches gemiſchtes Syſtem als Zeitlohn⸗ oder Akkord⸗ 
lohnſyſtem anzuſprechen ſein. Jedenfalls wird von einem Akkordlohn 
nicht immer ſchon dann geſprochen werden können, wenn das an⸗ 
gewandte Lohnſyſtem dem Akkordlohniyiten weſenseigene Momente, 
wenn auch nur in ganz geringem Umfange, enthält, ſondern nur 
dann, wenn der eigenen Arbeitsleiſtung des Akkordarbeiters immer 
noch ein ſo weſentlicher Einfluß auf die Höhe des Lohnes eingeräumt 
iſt, daß dadurch dem Syſtem als Ganzem ſein charakteriſtiſches Ge⸗ 
präge gegeben wird. Geht man von dieſem Grundgedanken aus, ſo 
kann der Auffaſſung des LArbGG., daß das im Betriebe der Bekl. 
geübte Prämienlohnſyſtem ein Akkordlohnſyſtem ſei, nicht beigetreten 
werden. Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen, das auch vom 
LArbG. ſeiner Entſch. zugrunde gelegt ift, iſt die Arbeitsleiſtung des 
einzelnen Arbeiters auf die Lohnhöhe zwar inſoweit von Einfluß, als 
es von ſeiner fleißigen Mitarbeit mit abhängt, ob das der in Be⸗ 
tracht kommenden Abteilung geſetzte Arbeitspenſum in der hierzu 
beſtimmten Zeit erreicht und damit die hierfür in Ausſicht geſtellte 
Zulage in voller Höhe gezahlt wird. Dieſer Einfluß des einzelnen 
Arbeiters iſt aber ſchon infolge der großen Zahl der zu einer Ab⸗ 
teilung gehörenden Arbeiter — zum Teil gehören etwa 60 Arbeiter 
zu einer Abteilung — ein verhältnismäßig geringer. Dem einzelnen 
Arbeiter iſt es nicht möglich, durch ſeine beſondere Geſchicklichkeit und 
die Entwicklung ſonſtiger die Arbeit fördernder Gaben und Eigen⸗ 
ſchaften die Erreichung des der Abteilung geſetzten Penſums weſentlich 
zu fördern und dadurch einen weſentlich beſtimmenden Einfluß auf 
die Höhe ſeines Lohnes auszuüben. Die Erreichung des Penſums der 
Abteilung in der hierfür beſtimmten Zeit hängt vielmehr von der 
Leiſtung der geſamten Abteilung ab. Der einzelne Arbeiter kann zwar 
durch langſantes Arbeiten die Erreichung des Penſums durch die Ab⸗ 
teilungen hindern oder verzögern, und inſofern iſt auch für die Er⸗ 
reichung des Penſums durch die Abteilung von Bedeutung, daß jeder 
einzelne Arbeiter die bei der Errechnung des Penſums von ihm voraus⸗ 
geſetzte Arbeit leiſtet, aber eine weitergehende Möglichkeit, den Er⸗ 
folg der Arbeit durch die eigene Arbeitsleiſtung zu ſteigern, iſt nicht 
vorhanden. Hinzu kommt, daß im Betriebe der Bekl. die Arbeiter 
als Grundlohn einen reinen Zeitlohn erhalten, der den Tariflohn. 
mindeſtens erreicht, daß die eingeführte Zulage nur etwa ½ bis Ya 
des Grundlohnes beträgt, daß weiterhin auch dieſer Zulage nach oben⸗ 
hin eine Begrenzung dadurch geſetzt iſt, daß ſie 45 Pf. pro Stunde 
für den einzelnen Arbeiter nicht überſchreiten darf. Es iſt endlich zu 
berückſichtigen, daß nach dem Gutachten des Sachverſtändigen auch 
für die Höhe der Zulage nicht allein die Arbeitsleiſtung maßgebend 
iſt, ſondern daß die Bekl. bei der Errechnung der Zulage ſtets noch 
andere Geſichtspunkte mitberückſichtigt hat. Nach alledem ſpielt der 
eigene Einfluß des einzelnen Arbeiters auf die Geſtaltung des Arbeits⸗ 


ſich trägt. Der Streit geht darum, ob fie als Akkord⸗ oder als Zeit⸗ 
löhner anzuſehen find. Das LArbG. hat das erſtere, das RArbch. 
das letztere angenommen. Dies erſcheint zutreffend (zuſtimmend auch 
van de Sandt: Samml. Verdeutar 1930, 448). 

Das RArböG. hat, wie es mir ſcheint, bei Abwägung der beider⸗ 
ſeitigen Komplexe unausgeſprochen das aleatoriſche Moment 
analog zugrunde gelegt, das im Strafrecht für die Abgrenzung von 
Glücksſpiel und Geſchicklichkeitsſpiel entſcheidend iſt. Wie 
ſtrafrechtlich ein Spiel dann ein Geſchicklichkeitsſpiel iſt, wenn der 
Erfolg im weſentlichen von der eigenen Leiſtung des Spielers, ein 
Glücksſpiel dagegen dann iſt, wenn er im weſentlichen vom Zufall 
bzw. von außerhalb ſeiner Leiſtung obwaltenden Faktoren beſtimmt 
wird, jo liegt analog bei einem gemiſchten Syſtem nach Auffaſſung 
des RArbcd. Akkordarbeit vor, wenn erſtere, Zeitarbeit 
dagegen, wenn letztere Vorausſetzungen gegeben ſind. Denn, wie das 
R ArbG. bereits in feinem von ihm in Bezug genommenen Urt. in 
RArbG. 2, 264, 265 (= Urt. v. 10. Okt. 1928, RAG 89/28) aus⸗ 
geführt hat, wird die Höhe des Akkordlohns durch den Eifer, die 
Geſchicklichkeit und durch ſonſtige die Arbeit fördernde Gaben und 
Eigenſchaften des Akkordarbeiters beſtimmt oder wenigſteus mit⸗ 
beſtimmt, und wie das RArböG. anſchließend in feinem vorliegenden 
Urt. weiter ausführt, beruht die Eigenſchaft der Akkordarbeit darauf, 
daß der Akkordarbeiter ſelbſt in der Lage ift, durch feine Arbeits⸗ 
leiſtung eine Steigerung des Lohnes herbeizuführen. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen hat das RArbGG. im vorliegenden Falle aus den von ihin 
eingehend und zutreffend erörterten Gründen nicht für erfüllt erachtet 
und daraus den Schluß gezogen, daß der eigene Einfluß des ein⸗ 
zelnen Arbeiters auf die Geſtaltung des Arbeitslohns eine verhältnis⸗ 
mäßig ſo geringe Rolle ſpielt, daß nicht mehr geſagt werden kann, 
das Lohnſyſtem erhalte dadurch ſein charakteriſtiſches Gepräge als 
Akkordlohnſyſtem. Mit Recht bezeichnet das RArbG. daher das hier 
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lohnes eine verhältnismäßig jo geringe Rolle, daß nicht mehr gejagt 
werden kann, das Lohnſyſtem erhalte dadurch fein charakteriſtiſches 
Gepräge als Akkordlohnſyſtem Das Lohnſyſtem, das bei der Bekl. 
geübt wird, iſt vielmehr als ein mit Penſumprämien verbundenes 
Zeitlohnſyſtem zu bezeichnen. 

(RArbGg., Urt. v. 3. Mai 1930, RAG 529/29. — Koln.) [O.] 
= NArbc. 5, 355; BenshSamml. 9, 352.0 


6. Arbeitsvermittlungsgeſetz. 


30. 8 228 Arb VermG. Bei den gemäß § 228 Arb VermG. 
von ihr übernommenen Arbeitnehmerangeſtellten iſt die 
Reichsanſtalt nicht Tarifbeteiligte eines nach der Über⸗ 
nahme von dem bisherigen Arbeitgeber mit rückwirkender 
Kraft abgeſchloſſenen Tarifvertrages. 5) 

Das BG. geht davon aus, daß der Kl. als ſtädtiſcher An⸗ 
geſtellter an ſich dem Tar Vertr. unterſtanden hätte, der am 19. Dez. 
1928 zwiſchen dem Stadtrat von P. und den Angeſtelltenverbänden 
zuftande gekommen ſei. Es prüft dann den 8 29 dieſes TarVertr., in 
deſſen Abſ. 1 beſtimmt iſt, daß die im Vergütungstarif aufgeſtellten 
Gehaltsſätze rückwirkend mit dem 1. Okt. 1927 in Kraft treten, halt 
eine derartige Vereinbarung für gültig und erörtert im Zuſammen⸗ 
hang damit die rechtlichen Folgen der vereinbarten Rückwirkung. 
Hierbei gelangt es unter Bezugnahme auf das Schrifttum zu der Auf⸗ 
faſſung, daß die Rückwirkung auf einer Fiktion beruhe, nach welcher 
die in die Zeit vor dem Tarifabſchluß fallenden Arbeitsverträge in 
gewiſſen Beziehungen der neuen Regelung unterſtellt und daher von 
einem gewiſſen Zeitpunkt ab auf Grund der neuen Regelung be 
urteilt werden ſollten. Dementſprechend ſei kraft der Rückwirkung 
die Erhöhung des Gehalts des Kl. als bereits vom 1. Okt. 1927 ab 
erfolgt anzuſehen und es habe der Kl. an dem als Stichtag geltenden 
1. Okt. 1928 bereits ein höheres Gehalt gehabt. Da nun die Bekl. 
nach $ 228 Arb VermG. in die zu dieſer Zeit beſtandenen Rechte und 
Pflichten des „Klägers“ (richtig: bisherigen „ Arbeitgebers“) ein⸗ 
getreten ſei, ſo hätte ſie den Kl. bei der Entlohnung nach dem höheren 
Gehalt behandeln müſſen. Die Ausnahmevorſchrift des § 228 Satz 2 
greife hier nicht Platz, da die durch den Tar Vertr. v. 19. Dez. 1928 
geſchaffene Gehaltsregelung auf einer allgemeinen Vereinbarung i. S. 
dieſer Vorſchrift beruhe. Ebenſowenig ſei der Einwand der Bekl. ſtich⸗ 
haltig, daß die rückwirkende Kraft des TarVertr. nur zwiſchen den 
Tarifbeteiligten Wirkung haben könne; denn 8 228 Arb VermG. ſtelle 
ja gerade auf das ab, was zur Zeit der übernahme des Angeſtellten 
zwiſchen ihm und ſeinem bisherigen Arbeitgeber Rechtens geweſen ſei, 
und beſtimme, daß dieſe zwiſchen den bisherigen Vertragsparteien 
geltenden Dienſtbezüge weitergezahlt werden ſollten, gleiches ergebe 
fi) aus §S 40 Ang Tar Vertr. Reichsanſtalt. Soweit ſchließlich die Bekl. 
noch geltend mache, daß ein ſolches Ergebnis ſchon aus finanzpolitiſchen 
und organiſatoriſchen Gründen untragbar ſei, ſo ſtehe dem entgegen, 
daß derartige Weiterungen ſich aus dem in die Zeit der allgemeinen 
Beſoldungsänderungen fallenden Zeitpunkt der Übernahme der Arbeits⸗ 
vermittlung durch die Reichsanſtalt ergäben. Im übrigen hätte die 
Bell. mit rückwirkenden Vereinbarungen ſchon deshalb rechnen muſſen, 


zur Anwendung gebrachte Lohnſyſtem als ein „mit Penſum⸗ 
prämien verbundenes Zeitlohnſyſtem“. 
AGR. Caro, Stettin. 


Zu 30. Die Erwägungen des RArbG. über die Rückwirkung 
arbeiten die Problemſtellung nicht klar heraus. 

Es iſt richtig, daß ein TarVertr. unmittelbar rückwirkende 
Kraft nur auf die Rechtsbeziehungen der Parteien des TarVertr. 
oder die ihnen gemäß Tar VO. gleichgeſtellten Perſonen haben kann. 
Das ſchließt aber an ſich nicht aus, daß dieſe Wirkung, wenn ſie 
einmal eingetreten iſt, auch mittelbar weiter wirkt auf den, der 
nach dem Zeitpunkt des Beginns der Rückwirkung als Rechts⸗ 
nachfolger an die Stelle einer der urſprünglichen Parteien getreten 
iſt. Ob dieſe mittelbare Rückwirkung ſich im vorliegenden Falle voll⸗ 
zogen hat, ſoll hier entſchieden werden. Das hat nichts mit der rück⸗ 
wirkenden Kraft des Tar Vertr. zu tun, ſondern hängt lediglich davon 
ab, mit welcher Maßgabe der Rechtsnachfolger in die Rechte und 
Pflichten des Rechtsvorgängers eingetreten iſt. 

Im Ergebnis iſt dem RArbcf. zuzuſtimmen. Der 8 228 
Arb VermG. ſagt nicht nur, daß die Reichsanſtalt in die Rechte und 
Pflichten, die der frühere Arbeitgeber im Zeitpunkt der Übernahme 
hatte, eingetreten iſt, ſondern die Beſtimmung ſagt auch, wie das 
R ArbG. hervorhebt, daß der Eintritt ſich mit dem Tage der Ein⸗ 
gliederung (1. Okt. 1928) vollzogen hat. Das bedeutet: Der Inhalt 
des zwiſchen der Reichsanſtalt und dem Angeſtellten vom 1. Okt. 1928 
ab beſtehenden Einzelarbeitsvertrages deckt ſich vollkommen mit dem⸗ 
jenigen, der bis zu dieſem Tage zwiſchen dem Angeſtellten und dem 
bisherigen Arbeitgeber beſtanden hat; er iſt beſtimmt und begrenzt 
durch den Beſitzſtand des Arbeitnehmers am Eingliederungstage. 
Gewährleiſtet iſt dem Arbeitnehmer aber nur dieſer Inhalt des Ver⸗ 
trages, den er durch Einzelvereinbarung oder durch TarVertr. er⸗ 
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weil derartige Beſoldungstarife oft erſt nach erheblicher Zeit zum 
Abſchluß gebracht werden könnten. 

Die Rev. (Verletzung des § 228 ArbVermG., 5 40 Ang Tarn Vertr.) 
hatte Erfolg. 

Soweit die Rev. darzulegen verſucht, daß die Grundlage des 
Klageanſpruchs die Entſch. des in 813 des TarVertr. der Stadt P. 
v. 19. Dez. 1928 vorgeſehenen paritätiſchen Ausſchuſſes bilde, und 
im Anſchluß daran für ihre Meinung, daß dieſer Ausſchuß, da der 
Kl. bereits mit dem 30. Sept. 1928 aus dem ſtädtiſchen Dienſt aus⸗ 
geſchieden ſei, nicht über einen etwaigen Anſpruch aus einem zur 
Zeit der Entſch. nicht mehr der Tarifgewalt unterſtehenden Arbeits⸗ 
verhältnis habe befinden können, auf das Urt. des RArbcg. v. 29. März 
1930, RAG 485/29 Bezug nimmt, überſieht ſie, daß im vorliegenden 
Fall die Rechtslage anders geſtaltet iſt als in dieſem Urteil und 
in RATG®. 1, 324, da dort keine Fortſetzung des Arbeitsverhältniſſes 
bei einem anderen Arbeitgeber in Frage kam, der, wie nach 8 228 
Arb VermG. die Bekl., an die Stelle des bisherigen Arbeitgebers 
in deſſen Rechte und Pflichten eingetreten iſt, über die Bedeutung 
und Tragweite dieſer Vorſchrift und des mit ihr zuſammenhängenden 
§ 40 Ang Tar Vertr. Reichsanſtalt hat fi das RArbcz. bereits in 
wiederholten Entſcheidungen ausgeſprochen (vgl. das Urt. v. 30. April 
1930, RAG 419/29 ſowie RArbcg. 5, 331 ff. und 6, 354 ff. Es 
hat darin zum Ausdruck gebracht, daß unter den Begriff „bis⸗ 
herige Dienſtbezüge und ſonſtige Rechtsanſprüche“ des genannten 
8 40 alles das fällt, worauf der Angeſtellte in feiner bisherigen 
Stellung als Gegenleiſtung für die von ihm geleiſteten Dienſte 
geſetzlich oder tariflich ein Recht hatte, insbeſ. feine Entlohnung. Es 
hat aber in den genannten Entſch. auch auf die Entſtehungsgeſchichte 
des 8228 ArbVerm®. Bezug genommen, aus der hervorgeht, daß 
nach dem Willen des Geſetzgebers durch dieſe Beſtimmung nur eine 
ungünſtigere Geſtaltung des Arbeitsverhältniſſes als ſolchen ver⸗ 
hütet, alſo keine Verſchlechterung oder Zurückſetzung des übernommenen 
Angeſtellten im Hinblick auf ſeine ganze in einem Arbeitsnachweis⸗ 
amt ausgeübte Tätigkeit eintreten ſollte. Um nun im vorliegenden 
Fall prüfen zu können, ob eine derartige Verſchlechterung oder Zurück⸗ 
ſetzung in Frage kommt, reichen die tatſächlichen Feſtſtellungen des 
BG. nicht aus. Das BG. mußte ſeine Feſtſtellungen auch nach der 
bezeichneten Richtung erſtrecken, da bereits in der Klageſchrift eine 
Gegenüberſtellung der früheren und der ſpäteren Bezüge des Kl. ent⸗ 
halten iſt. Schon wegen dieſes Mangels iſt das Urteil aufzuheben. 

Bei der danach notwendigen erneuten Verhandlung wird das 
BG. zu beachten haben, daß für den Vergleich zwiſchen den früheren 
und den ſpäteren Bezügen des Kl. der Tag maßgebend ſein muß, 
an dem der Kl. zuletzt, d. h. unmittelbar vor ſeinem Übertritt in die 
Reichsanſtalt, bei ſeinem bisherigen Arbeitgeber tätig war, alſo der 
30. Sept. 1928; denn, wie die Rev. mit Recht betont, kann bei ver⸗ 
nünftiger Auslegung des 8 228 ArbBermb. die Bekl. nur mit 
dieſem Beſitzſtande hinſichtlich des übernommenen Angeſtellten 
am 1. Okt. 1928, dem erſten Beſchäftigungstage in ihren Dienſten, 
in die Rechte und Pflichten des bisherigen Arbeitgebers eingetreten 
ſein. Das ergibt ſich zudem eindeutig aus der Wortfaſſung „mit dem 
Tage“ in § 228 Sat 1 a. a. O. Zu dem Beſitzſtande des Kl. in 
dieſem Zeitpunkt gehörte nicht die erſt durch § 29 des Tarvertr. 
v. 19. Dez. 1928 geſchaffene Möglichkeit der nachträglichen Einreihung 
eines Angeſtellten der Stadt in eine höhere als die für ihn bis dahin 
geltende Vergütungsgruppe. Sie war nicht etwa ein „wohlerworbenes 
Recht“ oder — um es mit den Worten des angefochtenen Urteils aus⸗ 
zudrücken — „zur Zeit der Übernahme des Angeſtellten zwiſchen ihm 
und feinem bisherigen Arbeitgeber Rechtens“, zumal der feſtgeſtellte 
Sachverhalt zeigt, daß ſelbſt nach Abſchluß des Tar Vertr. v. 19. Dez. 
1928 diesbezügliche Verhandlungen zwiſchen der Stadt P. und einer 
Anzahl Angeſtellter, darunter auch des Kl., noch nicht zu einem Er⸗ 


halten hat. Von dem Tar Vertr. ſelbſt, der den Einzelarbeitsvertrag 
bis dahin beherrſcht hatte, iſt er nunmehr losgelöſt. Der geſetzliche, 
nämlich durch 8 228 Arb VermG. beſtimmte Inhalt des Einzel⸗ 
arbeitsvertrages kann deshalb nur noch durch Vereinbarung der 
jetzigen Vertragsparteien, nicht aber durch Auswirkungen des früheren 
Tax Vertr. beeinflußt werden. 

Auch dieſes Beispiel ſcheint mir zu zeigen, daß die vom Arbch. 
Berlin ſtändig befolgte, von mir im Arb&. 1931, 166 dargeſtellte 
Praxis für die Beurteilung des Rechtes der Übernahmeangeſtellten 
auf einfachem und klarem Wege zu geſunden Löſungen führt. Dieſe 
Praxis ſtellt ausſchließlich auf den Inhalt des Einzelarbeitsvertrages 
ab, und fie bedarf nicht des auch im vorliegenden RArbGurt. wieder 
verwendeten unklaren Maßſtabes von der „Geſtaltung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes als ſolchem“, das „keine Verſchlechterung oder 
Zurückſetzung des übernommenen Angeſtellten im Hinblick auf ſeine 
ganze in einem Arbeitsnachweisamt ausgeübte Tätigkeit“ mit ſich 
bringen ſoll. Wohin dieſe Praxis führt, zeigt auch dieſer Fall. Es 
iſt nicht einzuſehen, wie es möglich ſein ſollte, daß eine Betrachtung 
des Streitfalles unter den angeführten, vom AALBG. aufgeſtellten 
Geſichtspunkten ein abweichendes Ergebnis rechtfertigen könnte. Das 
ArbGG. verlangt aber eine ſolche Nachprüfung. 

AGR. Auerbach, Berlin. 
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gebnis führten, ſondern die Anrufung des paritätiſchen Ausſchuſſes 
erforderlich machten. Sie wurde es entgegen der Meinung des BG. 
auch nicht durch Rückwirkung. Die von der Rſpr. des RArbG. in 
Übereinſtimmung mit dem maßgebenden Schrifttum anerkannte Rück⸗ 
wirkung eines TarVertr. kann ſich immer nur auf Tarifbeteiligte 
erſtrecken oder doch nur auf ſolche einer wirtſchaftlichen Vereinigung 
angehörende Perſonen, mit denen ein Arbeitsvertrag unter Berufung 
auf den TarVertr. abgeſchloſſen iſt (vgl. RArbcg. 2, 349 u. 3, 239 f.). 
Die Bekl. war und iſt aber unſtreitig an dem TarVertr. v. 19. Dez. 
1928 nicht beteiligt. Sie iſt auch durch ihren gem. § 228 ArbVermG. 
i. Verb. m. § 40 Ang TarVertr. Reichsanſtalt erfolgten Eintritt in 
die „Rechte und Pflichten des bisherigen Arbeitgebers „nicht tarif⸗ 
beteiligt geworden; denn am 1. Okt. 1928, dem Zeitpunkt der Ein⸗ 
gliederung des ſtädtiſchen Arbeitsnachweisamts in die Reichsanſtalt, 
beſtand unftreitig noch kein TarVertr. zwiſchen den dafür in Be⸗ 
tracht kommenden Angeſtelltenverbanden und der Stadt P. Bloße 
auf einſeitige Erklärungen der Stadt ſich ſtützende Anwartſchaften 
auf einen ſolchen Tar Vertr. können, noch dazu wenn die Erklärungen, 
wie der Kl. vorträgt, dahin gelautet haben ſollen, daß ſich die Dienſt⸗ 
bezüge erhöhen würden, „ſobald“ der TarVertr. abgeſchloſſen ſei, den 
fraglichen Rechten und Pflichten des bisherigen Arbeitgebers nicht 
gleichgeſtellt werden. Das um ſo weniger, als nach der Erfahrung 
des täglichen Lebens um den Inhalt eines ZarBertr. meiſt bis un⸗ 
mittelbar vor ſeinem Abſchluß lebhaft geſtritten wird. Was hierzu 
in RArbch. 1, 216 über TarVertr. gejagt ift, die auf einem Schieds⸗ 
ſpruch beruhen, gilt entſprechend auch für andere Tar Vertr. Es 
bleibt alſo lediglich zu prüfen, ob die Stellung, die der Kl. bei dem 
ſtädtiſchen Arbeitsnachweisamt bis zu dieſem Tage innehatte, im 
ganzen beſſer oder ſchlechter war als die Stellung bei der Bekl. 
nach ſeiner mit dem 1. Okt. 1928 erfolgten Übernahme. 


(RArb G., Urt. v. 7. Febr. 1931, RAG 317/30. — Chemnitz Spruch⸗ 
kammer Plauen!) B.] 
= ArbG. 8, 45; BenshSamml. 11, 367.) 

* 

31. 5 228 ArbVermG. Begriff der Günſtigkeits⸗ 
klauſel. Einem gemäß 8 228 ArbVermG. in die Dienſte 
der Reichsanſtalt für Arbeitsloſenvermittlung und Arbeit- 
loſenverſicherung übernommenen Angeſtellten kann zum 
Zwecke der Vereinheitlichung der Arbeitsbedingungen ge⸗ 
kündigt werden, wenn die Kündigung keine ungünſtigere 
Geſtaltung der Arbeitsbedingungen bezweckt und ſich erſt 
nach Beendigung der Übergangszeit auswirkt. f) 

Der Kl. war zur Zeit des am 1. Okt. 1927 erfolgten Inkraft⸗ 
tretens des ArbVermcg. bei dem Arbeitsnachweisamt Breslau Land, 
und zwar zuletzt in Vergütungsgruppe III des Tar Vertr. für die 
Kommunalangeſt. im Reg Bez. Breslau (kurz: KAT V. Breslau) als 
Zeitangeſtellter gegen ein Monatsgehalt von 318,50 AM beſchäftigt. 
Seine dortigen Bezüge deckten ſich annähernd mit denjenigen aus 
Vergütungsgruppe VI des Ang TarVertr. Reichsanſtalt v. 29. Dez. 
1927. Gleichartig mit der Eingliederung des Arbeitsnachweisamts in 
die Reichsanſtalt, nämlich am 1. Okt. 1928, wurde der Kl. in die 
Dienſte dieſer Behörde übernommen und erhielt bei ihr zunächſt ſein 
bisheriges Gehalt weiter. Am 31. Aug. 1929 kündigte ihm die Bekl. 
das Dienstverhältnis zum 31. Dez. 1929, weil feine Tätigkeit nach 
der Vergütungsgruppe J Ang TarVertr. Reichsanſtalt bewertet worden 
ſei. Der Kl. erwiderte darauf am gleichen Tage, daß er mit der Be⸗ 
zahlung nach dieſer Vergütungsgruppe unter der Vorausſetzung der 
Zurücknahme ſeiner Kündigung einverſtanden ſei. Demzufolge wurde 
die Kündigung zurückgenommen und der Kl. erhielt bis Ende 1929 
feine bisherigen Bezüge von monatlich 318,50 RM weiter, bei der 
Gehaltszahlung für Jan. 1930 aber wurden ihm nur 250,17 AM, 


Zu 31. Die End. ſtellt zwar einen Fortſchritt gegenüber der 
bisherigen Rſpr. dar; doch iſt ihr m. E. nur teilweiſe zuzuſtimmen. 

In 8 228 Arb VermG. v. 16. Juli 1927 heißt es: „Bei Angeſt. 
und Arbeitern, die bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes ausſchließlich oder 
überwiegend in einem Arbeits nachweisamte tätig find, ... tritt die 
Reichsanſtalt mit dem Tage, an dem das Arbeitsnachweisamt ihr an⸗ 
gegliedert wird, an Stelle des bisherigen Arbeitgebers in deſſen 
Rechte und Pflichten ein, ſofern der Arbeitnehmer die Übernahme bis 
zu dieſem Tage beantragt.“ In 8 40 Ang Tar Vertr. Reichsanſtalt 
heißt es: „Angeſt., die beim Inkrafttreten des ArbVerm®. v. 
16. Juli 1931 ausſchließlich oder überwiegend in einem Arbeitsnach⸗ 
weisamte tätig waren und unmittelbar in die Dienſte der Reichs⸗ 
anſtalt übergetreten ſind, bleiben die bisherigen Rechtsanſprüche nach 
89 225 ff. d. Gef. gewahrt.“ 

Drei miteinander zuſammenhängende Fragen machen der 
Auslegung anſcheinend Schwierigkeiten und werden in obiger Entſch. 
behandelt: 1. ob die Reichsanſtalt die Rechte des Angeſt. aus den 
beiden angeführten Beſtimmungen durch Kündigung beſeitigen kann, 
2. ob 8 40 Ang Tar Vertr. unabdingbar oder nur eine ſog. „Gün⸗ 
ſtigkeitsklauſel“ iſt, 3. ob ſich aus der Überſchrift „Ubergangsbeſtim⸗ 
mungen“, bie ſowohl 8 40 Ang TarVertr. wie der Abſchnüt trägt, 
in dem § 228 ſteht, für die Reichsanſtalt das Recht ergibt, nach einer 
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alſo 68,33 AM weniger gezahlt. Mit der Klage wird Nachzahlung 
des oben genannten Unterſchiedsbetrags begehrt. 

Das N ArbG. hat aufgehoben und zurückverwieſen. 

Das BG. erachtet die zwiſchen den Parteien am 31. Aug. 1929 
getroffene Vereinbarung für unwirkſam, da fie dem § 40 AngdTar⸗ 
Reichsanſtalt widerſpreche. Allerdings ſtellten tarifliche Beſtimmungen, 
die eine Aufrechterhaltung beſtehender höherer Löhne neben der ſon⸗ 
ftigen tariflichen Lohnregelung vorſähen, in der Regel nur Günſtig⸗ 
keitsklauſeln dar. Dieſe Regel laſſe jedoch Ausnahmen zu, und eine 
ſolche Ausnahme müſſe nach dem Wortlaut und dem Zweck der hier 
fraglichen Tarifbeſtimmung als vorliegend angenommen werden. $ 40 
a. a. O. laute nicht etwa fo, daß die bisherigen Dienſtbezüge „unbe⸗ 
rührt“ blieben, er habe auch keine ähnliche auf eine Günſtigkeits⸗ 
Rlaufel hindeutende Faſſung, ſondern beſagte vielmehr, daß die bis⸗ 
herigen Dienſtbezüge „gewahrt“ bleiben ſollten. Offenbar hätten alſo 
die Tarifvertragsparteien ein Intereſſe daran gehabt, daß die bis⸗ 
herigen Bezüge völlig und unveränderlich aufrechterhalten blieben. 
Dieſes Intereſſe werde verſtändlich, wenn man ſich den Grund des 
§ 40 klar mache. Er ſei mit Rückſicht auf $ 228 ArbVermG. ge⸗ 
ſchaffen, worin der Reichsanſtalt der Eintritt in die Pflichten des bis⸗ 
herigen Arbeitgebers auferlegt ſei, und das könne nur bedeuten, daß 
den übertretenden Angeſt. ihre bisherigen Rechte ungemindert erhalten 
bleiben ſollten. Insbef. habe, wie das Urt. des RArbGG. v. 30. April 
1930, RAG 419/29, und der dort angezogene Ausſchußbericht zeige, 
nach der Abſicht des Geſetzgebers eine Kündigung zum Zwecke der 
ungünſtigeren Geſtaltung des Arbeitsverhältniſſes unmöglich ſein 
ſollen. Eine ſolche ungünſtige Veränderung ſei aber gerade im vor⸗ 
liegenden Fall, und zwar zunächſt in der Form der Kündigung zwecks 
Veränderung der Arbeitsbedingungen erfolgt, ſie könne daher nur 
als tarifwidrig bezeichnet werden. Man könne ſie auch nicht, nachdem 
der Kl. eine Reihe von Monaten ſein bisheriges Gehalt bezogen 
habe, für die Zukunft deswegen rechtfertigen, weil $ 40 Ang Tar Vertr. 
Reichsanſtalt die Überſchrift „Ubergangsbeſtimmungen“ trage. Damit 
fei nicht etwa zum Ausdruck gebracht, daß die Aufrechterhaltung der 
bisherigen Bezüge nur für eine beſtimmte Periode vorgeſehen ge⸗ 
weſen ſei. Die Überſchrift erkläre ſich zwanglos als Folge der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen der §§ 220 ff. ArbVermG., welche die gleiche 
Überſchrift hätten. Sie habe erſichtlich nur den Sinn, daß ſie für die 
in den Dienſt der Reichsanſtalt übergehenden Angeſtellten uſw. in 
Betracht kommen ſolle, und aus der Tatſache, daß § 228 a. a. O. 
keine befriſtete Bindung vorſehe, müſſe man den Schluß ziehen, daß 
das Geſetz den übernommenen Angeſt. für die Dauer der Zugehörig⸗ 
keit ihre bisherigen Rechte habe erhalten wollen. Unter dieſen Um⸗ 
ftänden ſei die Abmachung, daß der Kl. für die Zukunft weniger als 
fein bisheriges Gehalt beziehen folle, gem. $ 1 TarVO. unwirkſam. 
Daß der Kl. etwa ausdrücklich oder durch irgendwelche Handlungen 
nachträglich auf ſein hier ſtreitiges Gehalt für Jan. 1930 verzichtet 
habe, ſei von der Bekl. nicht nur nicht behauptet, ſondern ſogar auf 
richterliches Befragen ausdrücklich verneint worden. Der erſte Richter 
habe ſonach mit Recht die Bekl. zur Zahlung des der Höhe nach nicht 
beſtrittenen Unterſchiedsbetrages verurteilt. 


gemäß billigem Ermeſſen zu beſtimmenden Übergangszeit die Rechte 
aus § 228 und 8 40 zu beſchränken. Dieſe Fragen dürften ſich fol⸗ 
gendermaßen löſen: 

1. Was zunächſt die Kündigung betrifft, ſo hängt dieſe, da 
die Reichsanſtalt an die Stelle des bisherigen Arbeitgebers tritt, 
eben davon ab, ob und unter welchen Vorausſetzungen der bisherige 
Arbeitgeber kündigen konnte. Handelt es ſich um einen „Dauer⸗ 
angeſtellten“, der nur bei wichtigem Grunde gekündigt werden konnte, 
ſo kann auch die Reichsanſtalt nur unter denſelben Vorausſetzungen 
kündigen. Beſtand dagegen für den bisherigen Arbeitgeber die Mög⸗ 
lichkeit, mit geſetzlicher oder vereinbarter Friſt zu kündigen, ſo hat 
die Reichsanſtalt dieſelben Rechte, und gegen Willkür der Reichsanſtalt 
iſt der Angeſt. dann, wie bisher, nur nach Ss 84 ff. Betr. 
geſchutzt. Pr. 

Dagegen wird eingewandt, daß es dann die Reichsanſtalt, ſofern 
nicht $ 84 Betr R®. Platz greife, in der Hand habe, die Rechte ein⸗ 
fach illuſoriſch zu machen, die der Angeſt. nach 8 228 und $ 40 Haben 
ſolle. Dieſer Einwand ſchlägt aber nicht durch. Denn die genannten 
Beſtimmungen wollen doch erſichtlich nur verhindern, daß der Angeſt. 
durch das ArbVermG. und den Ang TarVertr. ohne weiteres ſchlechter 
geſtellt wird als bisher. Wenn aber der bisherige Arbeitgeber das 
Recht hatte, im Wege der Kündigung das Gehalt herabzuſetzen, ſo muß 
doch die Reichsanſtalt dasſelbe Recht haben. Denn ſonſt würde der 
Angeſt. beſſer geſtellt als bisher, und dazu hat das Geſetz doch gar 
keinen Anlaß. Daß es der Reichsanſtalt auf dieſe Weiſe möglich iſt, 
bei den betr. Angeſt. die Rechte aus § 228 und 8 40 illuſoriſch zu 
machen, verliert auch alles Auffallende, wenn man bedenkt, daß ſolche 
Möglichkeit bei allen tariflichen Günſtigkeitsklauſeln beſteht, daß 
alſo aus dem Geſagten nur folgt, daß 8 228 ArbVermG. weiter keine 
Bedeutung hat als die tariflichen Günſtigkeitsklauſeln, die auch nur 
den Sinn haben, daß bisherige beſſere Arbeitsbedingungen nicht 
ohne weiteres infolge des Tarifs in Fortfall kommen, aber 
nicht beſagen wollen, daß dieſe günſtigeren Bedingungen unabding⸗ 


Die Rev. rügt Verletzung des § 228 ArbVermG. und des $ 40 
Ang Tar Vertr. Reichsanſtalt. Ihr kann ein Erfolg nicht verſagt 
werden. 

Das BG. irrt zunächſt darin, daß es bei der Wortauslegung 
des § 40 a. a. O. einen Unterſchied zwiſchen „unberührt bleiben‘ 
und „gewahrt bleiben“ machen will; nach dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch ſind dieſe Wortfaſſungen gleichbedeutend. Fehlſam iſt 
ferner die Auslegung der Überſchrift „übergangsbeſtimmungen“ zu 
§ 40 Ang TarVertr. Reichsanſtalt und zu 88 220 ff Arb VermG. 
Es beſteht nicht der geringſte Anhalt dafür, daß ſie eine andere Be⸗ 
deutung haben ſoll als die auch ſonſt in TarVertr. und Geſetzen 
übliche gleiche Überſchrift, d. h. daß die unter ihr zuſammengefaßten 
Vorſchriften ſchon ihrem Weſen nach nicht einen Dauerzuſtand 
ſchaffen können, ſondern nur für eine gewiſſe Zeit gelten ſollen. Da 
nun weder § 40 Ang Tar Vertr. Reichsanſtalt noch der zu den 88 220 ff. 
gehörende § 228 ArbVermG., ſoweit fie hier in Frage kommen, 
über eine zeitliche Begrenzung ihrer Geltung etwas beſagen, muß dieſe 
von Fall zu Fall im Wege der Auslegung gefunden werden. Be⸗ 
rückſichtigt man das, ſo erſcheint es entgegen der in dem angefochtenen 
Urteil vertretenen Auffaſſung zum mindeſten zweifelhaft, ob 8 40 
Ang Tar Vertr. Reichsanſtalt nicht doch eine bloße „Günſtigkeits⸗ 
klauſel“ i. S. des 8 1 Abf. 1 Satz 2 Tar VO. enthält, die regelmäßig 
nicht zur Folge hat, daß aus ihr ſich ergebende höhere Bezüge unab⸗ 
dingbar wären (vgl. Urt. v. 12. Dez. 1928, RAG 222/28), und daher 
keine weitergehenden Rechte begründet als 8 228 ArbVermG. So⸗ 
dann bezieht ſich das BG. für ſeinen Standpunkt zu Unrecht auf die 
Entſch. des RArbG. v. 30. April 1930, RAG 419/29. Der darin 
(S. 5) und in dem ähnlich gelagerten Urt. vom gleichen Tage, RAG 
437/29: RArbG. 5, 3361) vorkommende Satz „Der Geſetzgeber wollte 
hiermit eine Kündigung zum Zwecke der ungünſtigeren Geſtaltung 
des Arbeitsverhältniſſes verhüten“ darf nicht, wie es das BG. tut, 
für ſich allein betrachtet werden, ſondern nur in dem Zuſammenhang, 
in dem er ausgeſprochen iſt. Dieſer Zuſammenhang laßt erkennen, 
daß der fragliche Satz gerade die hier ſtreitigen „Übergangsbeſtim⸗ 
mungen“ betrifft. Sind ſie aber, wie es auch die in den vorgenannten 
Entſch. angezogene Entſtehungsgeſchichte zeigt, nur für eine gewiſſe 
Zeit gedacht, und zwar gerade für die erſte Zeit des Beſtehens der 
neuen Behörde und ſoll nach dem Willen des Geſetzgebers insbeſ. 
durch $ 228 im Gegenſatz zu der die Dauerangeſtellten davor ſchützen⸗ 
den Vorſchrift des § 225 Abſ. 5 Arb VermG. bei Zeitangeſtellten 
eine — ſogar „jederzeitige“ — Kündigung nicht ausgeſchloſſen wer⸗ 
den (vgl. die unwiderſprochen gebliebene Außerung des Abg. Hoch im 
Sozialpolit. Ausſchuß des RT und die daraufhin erfolgte Zurück⸗ 
ziehung eines auf geſetzliche Feſtlegung des obenerwähnten Satzes 
gerichteten, von dem Abg. Schneider geſtellten Antrags 10850 
zu 5 153g des GejEntw. in RTDruckſ. III. Wahlper. 1924/27 
Bd. 417 Nr. 3622 S. 198 ff., ſo erhebt ſich kein rechtliches Bedenken 
dagegen, daß die Bekl. nach Ablauf der Übergangszeit zum Zwecke 
der in § 39 Arb VermG. vorgeſehenen und auch mit dem Abſchluß 
des AngTarVertr. Reichsanſtalt erſtrebten Vereinheitlichung der 
Dienſtverhältniſſe ihr notwendig erſcheinende und auch wirtſchaftlich 


bar ſeien, alſo den Arbeitgeber nicht hindern wollen, dieſe bisherigen 
Bedingungen zu kündigen und die tariflichen Bedingungen anzubieten. 

2. Weiter fragt ſich, ob ſich an Vorſtehendem durch 8 40 
AngTarVertr. etwas ändert, d. h. ob 8 228 ArbVermG. durch 5 40 
unabdingbarer Tarifbeſtandteil geworden iſt. Das iſt entſchieden zu 
verneinen. Denn $ 40 ſagt ja nichts weiter, als daß die Rechte aus 
88 225 ff. gewahrt bleiben, gibt den Angeſt. alſo nicht mehr Rechte, 
als ſie nach S$ 255 ff., insbeſ. § 228 haben, iſt alſo nach ſeinem 
klaren Wortlaut nichts als eine „Günſtigkeitsklauſel“ in 
obigem Sinne. Daraus folgt, daß die Reichsanſtalt Dauerangeft. 
zwar nicht einſeitig kündigen, aber mit ihnen vereinbaren kann, daß 
fortan die Rechte aus § 228 und § 40 in Fortfall kommen ſollen. 
Im vorliegenden Fall wäre die Klage alſo abzuweiſen geweſen, wenn 
wenn Vorſtehendes richtig iſt. 

3. Endlich fragt ſich, ob ſich insbeſ. für Dauerangeſt. an dem 
Geſagten deshalb etwas ändert, weil § 40 und der Abſchnitt, in dem 
§ 228 ſteht, überſchrieben iſt: „Überg angsbeſtimmungen“. 
Das iſt m. E. zu verneinen. „Übergangsbeſtimmungen“ ſind die ge⸗ 
nannten Beſtimmungen eben deshalb, weil ſie nur ſo lange gelten, 
als Augeſt. der fraglichen Art vorhanden find, die naturgemäß durch 
Tod, Penſionierung uſw. mit der Zeit ſämtlich ausſcheiden. Wäre es 
dagegen die Meinung des Geſetzes, daß die Rechte, insbeſ. der Dauer⸗ 
angeſt., aus § 228 und § 40 nach einer frei zu bemeſſenden Über⸗ 
gangszeit einfach in Fortfall kommen ſollen, ſo hätte doch nichts näher⸗ 
gelegen, als dies ausdrücklich zu ſagen und geſetzlich eine beſtimmte 
Friſt zu beſtimmen. Es hätte doch auch kaum Sinn, dem Gericht 
dieſe Friſtbeſtimmung von Fall zu Fall zu überlaſſen und dadurch 
die größte Rechtsunſicherheit zu ſchaffen. 8 

Vgl. zu 1—3 auch Auerbach, Arbcß. Bd. 36 S. 166 ff. und 
Leutert, ebenda S. 194 ff. 

Gir. Dr. Krönig, Vorſ. des LArbcg. Hamburg. 


1) JW. 1931, 631. 
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erforderliche Maßnahmen ergreift. Als ſolche Maßnahmen können 
nach dem Geſagten an ſich auch Kündigungen von Zeitangeſt. in 
Betracht kommen. Sie werden zur Herbeiführung einer einheitlichen 
Geſtaltung der Dienſtverhältniſſe um ſo angebrachter ſein, je größere 
Unterſchiede bei dem auch dem RArbG. bekannten Umfang des Ver⸗ 
waltungskörpers der Bekl. zwiſchen den bisherigen Rechten und 
Pflichten das von anderen Behörden übernommenen Perſonals und 
den Arbeitsbedingungen der unmittelbar in den Dienſt der Reichs⸗ 
anſtalt und der nachgeordneten Stellen eingetretenen Kräfte beſtehen. 
Immerhin iſt nach den obigen Darlegungen weſentliche Voraus⸗ 
fesung für die Durchführung dieſer Maßnahmen einmal, daß fie 
ſich erſt nach Beendigung der Übergangszeit auswirken, 
und nicht minder, daß mit ihnen keine ungünſtigere Geſtaltung des 
Arbeitsverhältniſſes bezweckt wird. Ob die im vorliegenden Fall 
ausgeſprochene Kündigung des unſtreitig als Zeitangeſt. übernomme⸗ 
nen Kl. gegen eine dieſer Vorausſetzungen verſtößt, kann nun auf 
Grund des bisher feſtgeſtellten Sachverhalts von dem RArböh. recht⸗ 
lich nicht erſchöpfend nachgeprüft werden. Nach beiden Richtungen er⸗ 
ſcheinen vielmehr noch tatſächliche Aufklärungen erforderlich. Das 
BG. hat einerſeits überhaupt nicht feſtgeſtellt, wann etwa die Über⸗ 
gangszeit als beendet gelten kann. Andererſeits iſt die Feſtſtellung 
des angefochtenen Urteils, daß dem Kl. am 31. Aug. 1929 zu dem 
Zwecke gekündigt worden ſei, um ſein Gehalt „bei gleicher Arbeits⸗ 
leiſtung nach einer niedrigeren Vergütungsgruppe herabzuſetzen“, nicht 
ohne weiteres mit dem Inhalt der Kündigungserklärung vereinbar, 
welche als Grund der Kündigung angibt, daß „die Tätigkeit des Kl. 
nach der Vergütungsgruppe bewertet worden“ ſei. Beſteht danach aber 
die Möglichkeit, daß entgegen der Annahme des BG. die Arbeitsleiſtung 
des Kl. nicht die gleiche geblieben iſt, ſo hätte es einer ſorgfältigen 
Prüfung der Tätigkeitsmerkmale bei der Beſchäftigung des Kl. in 
ſeiner früheren, d. h. bei dem Arbeitsnachweisamt innegehabten, und 
ſeiner jetzigen Stellung bedurft. Eine Erörterung dieſes Punktes 
wäre um ſo notwendiger geweſen, als die Bekl. in ihrem zum Gegen⸗ 
ſtand der Ber Verhandlung gemachten Schriftſat v. 1. April 1930 
geltend gemacht hat, daß der Kl. ſelbſt nicht beſtreite, eine den Merk⸗ 
malen der Vergütungsgruppe V entiprechende Tätigkeit auszuüben. 
Trifft das zu, ſo iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die Kündigung einen 
anderen Zweck als die von dem BG. angenommene ungünſtigere Ge⸗ 
ſtaltung des Dienſtverhältniſſes verfolgte, nämlich die im allgemeinen 
Dienſtintereſſe durchgeführte Einreihung des Kl. in die der Art ſeiner 
Tätigkeit entſprechende Vergntungsgruppe, die Anpaſſung ſeiner 
Dienftbezüge an den Ang Tar Vertr. Reichsanſtalt, daß fie alſo nicht 
dem Willen des Geſetzgebers und der Tarifvertragsparteien zuwider⸗ 
läuft, ſondern eine nach den früheren Darlegungen „jederzeit“ zu⸗ 
läſſige und zugleich dem Vereinheitlichungsgedanken Rechnung tra⸗ 
gende Maßnahme bildet. 

(RArbcg., Urt. v. 28. Nov. 1930, RAG 378/30. — Breslau.) [B.] 
= AAG. 7, 183; BenshSamml. 11, 263.) 

* 


32. 88 225, 228 ArbVermGG. Die Reichsanſtalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung iſt bei 
von ihr übernommenen Arbeitsnachweisangeſtellten, die 
erſt nach dem 1. Okt. 1927 in den Dienſt eines Arbeitsnach⸗ 
weiſes getreten ſind, nicht Rechtsnachfolgerin des bis⸗ 
herigen Arbeitgebers. Solche Angeſtellte haben mangels 
beſonderer Vereinbarung nur Anſpruch auf Bezahlung 
nach dem Angar Vertr. Reichsanſtalt. f) 

Das BG. geht unter Hinweis auf das in dieſer Sache er⸗ 
gangene Urteil des RArbGd. davon aus, daß es bei der am 1. Okt. 
1928 erfolgten Eingliederung des Arbeitsnachweisamts B.-W. in 
die Reichsanſtalt an ſich des Abſchluſſes eines neuen Arbeits⸗ 
vertrages mit dem bis dahin bei dieſem Arbeitsnachweis be⸗ 
schäftigten Kl. bedurft hätte, da der Kl. zur Zeit des am 1. Okt. 
1927 erfolgten Inkrafttretens des Arb VermG. noch nicht in einem 


Zu 32. Dem Urteil ift zuzuſtimmen. Es iſt ein weiterer Bei- 
trag zur Auslegung des 8 228 ArbVermG. und zum Rechte der 
fog. „Übernahmeangeſtellten“ der Reichsanſtalt für Arbeitsver⸗ 
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung, das, trotzdem die Über⸗ 
gangszeit in Anbetracht der bereits am 1. Okt. 1928 erfolgten 
Eingliederung der früheren Arbeitsnachweiſe in die Reichsanſtalt 
nunmehr längſt als beendet angeſehen werden muß, noch in 
zahlreichen Fällen die Arbch Behörden beſchäftigt (vgl. auch Auer⸗ 
bach und Leutert: Arb®. 1931, 166 ff. und 194 ff.). Von 
allgemeinerem Intereſſe iſt der Satz, daß bei Wechſel des Ar⸗ 
beitgebers unter Umſtänden, in denen aus allgemeinen recht⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Erwägungen der neue Arbeitgeber als 
Rechtsnachfolger des früheren Arbeitgebers anzuſehen iſt 
(vgl. hierzu die Rſpr. des RArbch. zu 8 2 Ang Kündschch. in den 
Urt. v. 26. Okt. 1927: BenshSamml. 1, 14; v. 16. Jan. 1 929: 
BenshSamml. 5, 113 und v. 13. März 1929: BenshSamml. 5, 
347), der Arbeitnehmer keinen Rechtsanſpruch auf die Weiter⸗ 
gewährung des bisherigen Gehalts hat, wenn ihm der neue 


Arbeitsnachweisamt tätig geweſen ſei. Für den Inhalt des neuen 
Arbeitsvertrags wären mit Rückſicht auf die Zugehörigkeit des 
Kl. zu einem Abſchluß des AngTarVertr. Reichsanſtalt beteilig⸗ 
ten Arbeitnehmerverband nach 8 1 TarVO. die Beſtimmungen 
dieſes Tar Vertr. maßgebend geweſen, ſofern nicht etwa mit dem 
Kl. günſtigere Arbeitsbedingungen vereinbart worden wären oder 
infolge der übernahme als vereinbart zu gelten hätten. Unſtreitig 
ſei nun zwiſchen den Parteien bis zum Dienſtvertrage v. 29. Juni 
1929 kein beſonderer ſchriftlicher Einzelarbeitsvertrag geſchloſſen 
worden. Ebenſowenig bedeute die bloße Weiterbeſchäftigung des 
Kl. bei der Berl. eine ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien 
in dem Sinne, daß die Handlung verurteilt wor⸗ 
den, an die Kl. 100 %% Schadenserſatz zu zahlen und in der 
nächſten Nummer des „Stürmers“ folgende Notiz zu bringen: 

„Zu unſerem Artikel in Nr. 43 vom Okt. 1935: 

Raſſenſchande! Die Tragödie einer deutſchen Familie, 

teilen wir mit, daß die in dieſem Artikel gegen die Penſion 

7 5 Vorwürfe ſich als nicht begründet erwieſen 

aben. 

Soweit dieſe Anſprüche auch gegen den Verlag des 
„Stürmers“ gerichtet worden waren, iſt die Klage dagegen 
abgewieſen worden. 

Gegen dieſes Urteil hat der bekl. Schriftleiter Berufung 
eingelegt. Dieſe iſt begründet. 

Da die deutſche Wochenzeitung „Der Stürmer“ fraglos 
eine politiſche Zeitſchrift iſt (vgl. auch §S 10 der VO. über 
das Inkrafttreten und die Durchführung des Schriftleiter. v. 
19. Dez. 1933 RG Bl. I, 6611), find für die Beurteilung 
des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes in erſter Linie die Vor⸗ 
ſchriften des Schriftleiter. heranzuziehen. 

Nach ihnen (vgl. § 45 a. a. O.) kann der Berichtigungs⸗ 
anſpruch der SS 10 u. 11 Preffe®. wohl gegen den Schrift⸗ 
leiter geltend gemacht werden, aber nur, wie allgemein an⸗ 
erkannt iſt (vgl. Schmidt⸗Leonhard⸗Gaſt, Schrift⸗ 
leiter. zu § 45 Anm. 14; Haentzſchel, Preſſech. § 11 
Anm. 2; OLG. Düſſeldorf: JW. 1924, 1538) und von der 
Kl. auch in der BerInſt. zugegeben wird, nur durch eine 
Strafklage nach 8 9 Preſſecß. und nicht durch eine Klage 
vor den ordentlichen Gerichten, da dieſer Anſpruch nicht zu 
den bürgerlich-rechtlichen Anſprüchen i. S. des § 13 GONE. 
ehört. 

u Nach 8 20 Schriftleiter. trägt der Schriftleiter einer 
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Zeitung aber auch die zivilrechtliche Verantwortung für den 
Inhalt einer Zeitung, ſoweit er ihn ſelbſt verfaßt oder zur 
Aufnahme beſtimmt hat. Dieſe Verantwortlichkeit, deren Vor⸗ 
ausſetzungen von dem Bekl. nicht beſtritten worden ſind, um⸗ 
faßt vor allem auch Anſprüche auf Grund der Vorſchriften 
über unerlaubte Handlungen, auf die ſich die Kl. in der Ber⸗ 
Inſt. ausſchließlich geſtützt hat. Ob für eine derartige Klage 
im Hinblick auf den Berichtigungsanſpruch das Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis verneint werden kann, hängt davon ab, was im 
Einzelfall den Gegenſtand des Klagebegehrens bildet. Die Kl. 
verlangt eine Entſchadigung in Geld und die Aufnahme eines 
Widerrufs in der von dem Bekl. geleiteten Zeitſchrift. Beides 
kann fie auf Grund der Vorſchriften des Preſſech. nicht ver⸗ 
langen. Für den Geldanſpruch iſt das ſelbſtverſtändlich. Der 
Widerrufsanſpruch iſt zwar äußerlich dem Berichtigungs⸗ 
anſpruch ſtark angeglichen, unterſcheidet ſich von ihm aber 
nicht nur durch ſeine Rechtsgrundlage, ſondern auch durch 
ſeinen Inhalt. Während der Berichtigungsanſpruch nur zur 
Aufnahme einer Erklärung führen kann, deren Richtigkeit 
nicht nachzuprüfen it (vgl. Schmidt u. a. zu 845 Anm. 
12), zielt der Widerrufsanſpruch auf die Aufnahme einer Er⸗ 
klärung ab, durch die beſtimmte Tatſachen oder Werturteile 
als unrichtig bezeichnet werden ſollen. Die Aufnahme ſolcher 
Urteile kann im Wege der Berichtigung weder verlangt noch 
erzwungen werden, und deswegen beſteht auch hinſichtlich des 
Widerrufs kein Bedenken gegen das Rechtsſchutzbedürfnis für 
die Klage in ihrer jetzt vorliegenden Geſtalt. 

Für ihre ſachliche Rechtfertigung kommen die Vorſchrif⸗ 
ten des 8 823 Abſ. 2 BGB. i. Verb. m. § 186 StGB. und 8 14 
Ziff. 4 Schriftleiter. ſowie 8824 BGB. in Frage. Insbeſ. 
iſt auf Grund der Vorſchrift des § 14 Ziff. 4 der Schriftleiter 
verpflichtet, aus der Zeitung alles fernzuhalten, was die Ehre 
oder das Wohl eines anderen widerrechtlich verletzt, ſeinem 
Ruf ſchadet, ihn lächerlich oder verächtlich macht. Auch dieſe 
Vorſchrift iſt ein Schutzgeſetz i. S. des § 823 Abſ. 2 BGB. 
(ſo RG.: Höchſtaſpr. 1936 Nr. 679). Daß als Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes i. S. des § 249 BGB. 
unter Umſtänden auch der Widerruf beſtimmter Behauptungen 
oder ſonſtiger Ehrverletzungen gefordert werden kann, iſt in 
der Rſpr., insbeſ. auch der des RG., ein von jeher anerkannter 
Rechtsgrundſatz (vgl. RZ. 88, 129; 97, 343; JW. 1919, 
993; Warn. 13 Nr. 449; RG. 83, 362 — JW. 1914, 244 
und IW. 1929, 245 ſowie das Urteil des erk. Sen. i. S. 
2a 0 441/30 des LG. Wiesbaden). Eine allgemeine Zulaſſung 
einer Widerrufsklage ohne Rückſicht auf das Verſchulden des 
in Anſpruch Genommenen und die Frage der Rechtmäßigkeit 
ſeines Handelns, insbeſ. die der Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen iſt aber mit Recht abgelehnt worden, weil hierdurch 
die Prozeßſucht Rechthaberei und übertriebene Empfindlichkeit 
im öffentlichen Leben gefördert und andererſeits die Freiheit 
der Meinungsäußerung in Wort und Schrift gefährdet und 
der Schutz des § 193 StGB. vielfach zunichte gemacht werden 
könnte (RGZ. 97, 345). Abgeſehen von dem Nachweis des 
Verſchuldens und der Widerrechtlichkeit, alſo den allgemeinen 
Vorausſetzungen eines Schadenserſatzanſpruches auf Grund 
unerlaubter Handlungen, ſetzt der Anſpruch auf Widerruf im 
beſonderen aber weiter voraus, daß erſtens von dem ſchul⸗ 
digen Teil ein Zuſtand geſchaffeu worden iſt, der ſich als ftetig 
neu fließende und fortwirkende Quelle der Ehrverletzung oder 
Vermögensſchädigung erweiſt, und zweitens, daß dieſer Zu⸗ 
ſtand durch Zurücknahme der urſächlichen Kundgebung auch 
beſeitigt werden kann. 

Die allgemeinen Vorausſetzungen des geltend gemachten 
Schadenserſatzes ſind ebenſo wie die beſonderen Vorausſetzun⸗ 
gen des Widerrufsanſpruchs nicht gegeben. Hinſichtlich der all⸗ 
gemeinen Vorausſetzungen fehlt es ſchon an der Widerrecht⸗ 
lichkeit des Handelns des Bekl. Rechtswidrigkeit iſt nicht ge⸗ 
geben, ſoweit der Schriftleiter einer Zeitung ſich auf den 
Schutz des § 193 StGB. berufen kann, was insbeſondere auch 
für den Anſpruch auf Widerruf einer ehrverletzenden Auße⸗ 
rung gilt (vgl. RG.: ZW. 1919, 993°). Solange die Preſſe 
allerdings nur der Förderung perſönlicher Erwerbsintereſſen 
oder politiſcher, häufig dem Staatswohl abträglicher Beſtre⸗ 
bungen beſonderer Volkskreiſe diente, war ihr in der Rſpr. 
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das Recht zur Wahrnehmung fremder Intereſſen nicht im 
weiteren Umfange als Privatperſonen zugebilligt worden. Zur 
Erörterung von Angelegenheiten, die keine eigenen waren, 
erſchien der Schriftleiter im Geſetz alſo nur dann befugt, wenn 
tie ihn perſönlich nahe angingen (RGSt. 59, 415; Entſch. in 
RG. 115, 80 = JW. 1927, 770). Dieſer Rechtsgrundſatz 
kann aber für die heutige Preſſe keine Geltung mehr haben, 
nachdem das Preſſeweſen auf eine durchaus neue Grundlage 
geſtellt worden iſt und gemäß 8 1 Schriftleiter. der Schrift⸗ 
leiter Träger einer öffentlichen Aufgabe mit beſonderen Rech⸗ 
ten und Pflichten geworden iſt und die Preſſe vornehmlich die 
öffentliche Erziehung und Belehrung zur Aufgabe hat. Dieſe 
Aufgabe und das ihm übertragene Amt und damit ein berech⸗ 
tigtes Intereſſe i. S. des § 193 StGB. nimmt der Schrift⸗ 
leiter auch dann wahr, wenn er fremde Angelegenheiten er⸗ 
örtert. Ohne dieſe Befugnis könnte er das ihm übertragene 
Amt überhaupt nicht ausüben. Gewiſſe Beſchränkungen des 
Rechts zur Wahrnehmung fremder Angelegenheiten beſtehen 
allerdings auch für den Schriftleiter. Er wird ſich auf die 
Wahrnehmungen eines berechtigten Intereſſes nur dann be⸗ 
rufen können, weun er innerhalb des ihm übertragenen Auf⸗ 
gabenbereiches gehandelt hat, während die Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen dann nicht vorliegen wird, wenn der 
fragliche Gegenftand mit dem geiſtigen Inhalt der von ihm 
geleiſteten Zeitung in keiner Beziehung ſteht und ſeine Erörte⸗ 
rung zur Erfüllung ſeiner Berufspflichten nicht notwendig 
war. Es iſt ferner notwendig, daß die Behandlung eines be: 
ſtimmten Lebensvorganges, durch den ein anderer gekränkt 
werden kann, nach den Umſtänden geboten iſt und nicht ohne 
ausreichende Veranlaſſung erfolgt. Mit einer gewiſſenhaften 
Amtsausübung durch den Schriftleiter unvereinbar und daher 
widerrechtlich ſind ſchließlich auch leichtfertige Ehrverletzungen, 
für die ſchon von jeher der Schutz des § 193 nicht in Anſpruch 
genommen werden konnte (RGSt. 66, 1). 

Hiernach erweiſt ſich das Verhalten des Bekl. als recht⸗ 
mäßig. Seine Befugnis als Schriftleiter des „Stürmers“, 
eine Angelegenheit der fraglichen Art zu erörtern, iſt nach 
dem gerichtsbekannten Aufgabenbereich des „Stürmers“ offen⸗ 
bar und auch von dem erſten Richter mit zutreffenden Grün⸗ 
den bejaht worden. Bei der notwendigen vollſtändigen Offen⸗ 
legung des Sachverhaltes war eine Schädigung der Kl. nicht 
zu vermeiden. Von jeder übertriebenen Beeinträchtigung hält 
lie) der Artikel fern. Wenn ausgeführt wird, „daß die Pen⸗ 
ſion der Kl. anſcheinend das Vertrauen der jüdiſchen Raſſe 
beſitze“, ſo iſt damit die Behauptung, daß die Kl. etwa 
judenfreundlich ſei, keineswegs ausgeſprochen. Es handelt ſich 
vielmehr nur um eine an ſie und alle anderen gerichtete Ver⸗ 
mahnung, in ähnlichen Fällen mit mehr Aufmerkſamkeit zu 
verfahren und das gemutmaßte Vertrauen von Raſſenſchän⸗ 
dern durch ſchleunige Benachrichtigung der zuſtändigen Staats⸗ 
oder Parteidienſtſtelle zu enttäuſchen. Die Kl. kann nicht be⸗ 
haupten, daß ſie irgend etwas in dieſer Richtung unternom⸗ 
men habe, und wenn ſie ausführt, daß ſie ihre Penſion ſtets 
ohne Bevorzugung der Juden geführt habe, ſo iſt das keine 
Widerlegung der Ausführung des „Stürmers“. Die Annahme, 
daß der Bekl. etwa leichtfertig gehandelt hätte, iſt nicht be⸗ 
gründet. Dafür fehlt es an jedem beſtimmten Anhaltspunkt. 
Inwiefern etwa ſelbſt bei der gewiſſenhafteſten Prüfung die 
Unrichtigkeit der Angaben über die Zahl der Beſuche des Ju⸗ 
den U. in der Penſion der Kl. hätte anerkannt werden können, 
iſt nicht erſichtlich. Aus dem Umſtand, daß die Meldung 
nicht auf einem Bericht der Eltern des fraglichen Mädchens 
beruhte, kann die Kl. nichts für ſich herleiten. Da die Eltern 
in dem Bericht nicht genannt ſind, war der Bekl. auch nicht 
gehindert, den Bericht ſo zu geſtalten oder zur Aufnahme zu 
beſtimmen, wie er es zur Erfüllung der beſonderen Aufgabe, 
die der „Stürmer“ ſich geſtellt hat, die Raſſenſchande in 
Deutſchland auszumerzen, für richtig hielt. Die Frage, ob 
der Jude U. einmal oder mehrere Male in der Penſion der 
Kl. war, iſt auch von derart untergeordneter Bedeutung, daß 
auch bei ſorgfältigſter Nachprüfung des Berichtes in dieſem 
Punkt ein Irrtum unentdeckt bleiben konnte. Da ſomit keinerlei 
Bedenken gegen die Gewiſſeuhaftigkeit des Bekl. erſichtlich find, 
iſt dieſer auch nicht gehalten, ſich ſeinerſeits durch den Nach⸗ 
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weis der Zuverläſſigkeit ferner Gewährsmänner und der Wirt 
ſamkeit ſeiner Kontrolle zu entlaſten. Ihm war daher der 
Schutz, der ſich für ihn aus der Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen ergibt, zuzubilligen, und die gegen ihn gerichtete 
Klage erweiſt ſich daher ſchon wegen der fehlenden Rechtswidrig⸗ 
keit ſeines Handelns im vollen Umfange als unbegründet. 
Zugunſten des Bekl. fällt aber auch weiter ins Gewicht, 
daß der Bericht über die Kl. keineswegs im vollen Umfange 
unzutreffend iſt und insbeſ. die weſentliche Tatſache, daß der 
Jude das Mädel in der Penſion der Kl. beſucht hat, nicht 
beſtritten werden kann. Es iſt aber in der Rſpr. des RG. 
anerkannt (vgl. RGSt. 55, 132), daß eine beleidigende Tat⸗ 
ſache ſchon dann bewieſen iſt, wenn ſie in den weſentlichen 
Punkten richtig iſt, und es daun genügt, wenn aus ihr der 
den Kern der Beleidigung bildende nachteilige Schluß auf die 
Würdigkeit des Beteiligten gezogen werden kann. 

Es kommt hinzu, daß die Veröffentlichung einer Erklä⸗ 
rung, wie ſie von der Kl. gefordert wird, überhaupt keine 
geeignete Maßnahme zur Beſeitigung einer Vermögensſchädi⸗ 
gung oder einer Ehrenkränkung wäre. Der Bekl. hat vielmehr 
durch die Aufnahme der Berichtigung alles getan, was er 
zugunſten der Kl. tun konnte und was dieſe billigerweiſe 
verlangen kann. Für einen unbefangenen Leſer macht die Er⸗ 
klärung, die in dem „Stürmer“ veröffentlicht worden iſt, und 
die Erklärung, die nach dem Willen der Kl. noch einmal ber- 
oͤffentlicht werden ſoll, durchaus den gleichen Eindruck. Es 
kann daher nur ſo ſein, daß entweder bereits durch die Be⸗ 
richtigung, die in dem „Stürmer“ geſtanden hat, die von der 
Kl. geltend gemachte Schädigung beſeitigt iſt, oder aber daß 
eine derartige Mitteilung überhaupt kein geeignetes Mittel 
iſt, eine eingetretene Schädigung wieder zu beſeitigen. In 
beiden Fällen wäre aber das Verlangen des Widerrufs nicht 
begründet. Es fehlt auch an einem ausreichenden Anhaltspunkt 
dafür, daß die Kl. ſich ſtändig von neuem gekränkt fühlen 
könnte oder in ihrem Vermögen geſchädigt würde. 

(OLG. Frankfurt a. M., Urt. v. 4. März 1937, 3 U 7/37.) 


* 


30. OLG. — 81 Un!WE.; §1 Zugabe VO. Gabe 
und Zugabe ſind nicht dasſelbe. Auf den Zweck, 
ereine unentgeltliche Zuwendung beherrſcht, 
kommt tes entſcheidend au. Die Warenprobe, 
die vorübergehend zu Einführungszwecken 
erfolgende unentgeltliche Zuwendung von 
Ware, verletzt weder §1 UnlWG. noch die Zu⸗ 
gabe VO. Daß eine Werbung Koſten erfordert, 
denen der Mitbewerber nicht gewachſen iſt, 
macht ſie noch nicht ſittenwidrig i. S. des 81 
Un LWG. f) 


Die Werbeaktion der Antragsgegnerin mit Melitta- 
Schnellfilter hat im Frühjahr 1935 eingeſetzt und dauert auch 
letzt noch an. Die Werbeaktion findet bezirksweiſe ſtatt. In 
einem beſtimmten Gebiet von gewiſſem Umkreis kommt immer 
nur ein Händler für die Aktion in Betracht. Bei dem ein⸗ 
zelnen Händler dauert die Aktion nur vier Wochen. 1% der 
geſamten Produktion der Firma wird für die Werbeaktion ver⸗ 
wandt. Nur 10% der in Frage kommenden Betriebe eines Be⸗ 
US erhält die Schnellfilter. Die Filter werden bei der 
Serbeaftion zum Zwecke der Probe abgegeben, aber nicht 
zurückverlangt. 

Eine Zugabe im Sinne der Zugabe O. liegt bei der Hin⸗ 
a des Schnellfilters und des dazugehörigen Spezialpapiers 
a) die Antragsgegnerin nicht vor. Denn der Begriff der 
dasd dee ſetzt, wie es ſchon die Bezeichnung beſagt, voraus, 
Gab eine Hauptleiſtung vorhanden iſt, zu der ſie als beſondere 
nur 9 hinzutritt, zu der ſie demnach in irgendeinem, wenn auch 
J stem Zuſammenhang ſteht (vgl. NÖ. v. 10. Dez. 1935: 
unten 986, 713% m. Anm GRUR. 1956, 191 Sp. 2 
iede Je, as ist hier tatsächlich nicht der Fall, denn es fehlt 
ſtrei; erbindung der Gabe zu einer Hauptleiſtung. Da der 
dumm se Schnellfilter nebſt Papier von der Antragsgegnerin 

9 ihre Händler alten und neuen Kunden koſtenlos ge- 


he 
"fert wird, fo liegt es näher, denſelben als eine ſog. Werbe» 


gabe aufzufaſſen. Folgt man der Auffaſſung, welche das zit. 
Rec Urt. v. 10. Dez. 1935: IW. 1936, 7131 m. Anm. in der 
Wiſſenſchaft, wenigſtens in beachtlichen Kreiſen derſelben ge⸗ 
funden hat, ſo ergibt ſich aus ihm, daß die Werbegabe nicht 
anders als eine Zugabe zu behandeln iſt (vgl. Überjchrift des 
Urt.: GRUR. 1936, 190; Anm. der Schriftleitung: GRllR. 
1936, 703 Sp. 2 und Stellungnahme des Fachausſchuſſes der 
Akademie für Deutſches Recht daſelbſt). Denn es befindet 
ſich in dem Urt. der Ausſpruch: „Es kann auch nicht ein 
Unterſchied gemacht werden zwiſchen einer bloßen ‚Werbe- 
gabe“ und einer „Zugabe“. Der Werbung dient die unter das 
Verbot fallende Zugabe ſo gut wie ein kleines Geſchenk, das 
vom Verbot ausgenommen iſt. Der ſog. „Wertreklame“ ent⸗ 
gegenzutreten, iſt gerade der Zweck der Zugabe O.“ 


Der Senat vermag der eingangs angeführten Auffaſſung 
in der Wiſſenſchaft nicht zu folgen. Denn es kann nach ſeiner 
Anſicht nicht die Abſicht des Geſetzgebers geweſen ſein, die 
freie Initiative des Kaufmanns auf der ſchließlich der Fort⸗ 
ſchritt der geſamten Wirtſchaft in Deutſchland beruht, der⸗ 
geſtalt zu unterbinden, daß jede Werbung, wenn bei ihr auch 
nur rein äußerlich betrachtet, ein unentgeltlich überlaſſener 
Gegenſtand Träger des Werbegedankens iſt, ſchon um diefer 
Gabe willen, als eine unzuläſſige Werbung zu betrachten iſt. 
Es kommt vielmehr bei ſolchen weſentlich auf den Zweck an, 
der in erſter Linie mit einer derartigen Wirtſchaftswerbung 
verfolgt wird und darauf, ob dieſer Zweck oder die zu ſeiner 
Verfolgung angewandten Mittel, weil gegen die Anſchauung 
des ehrbaren Kaufmanns verſtoßend, unerlaubt ſind. Erſt 
wenn das der Fall iſt, liegt ein Verſtoß gegen 8 1 Unl Weh. 
vor. In dem hier zur Entſcheidung ſtehenden Fall liegt nun 
der Sachverhalt tatſächlich jo, daß die Antragsgegnerin eine 
Erfindung betreffend einen Porzellanſchnellfilter in ihrem 
Betriebe gemacht hat. Sie hat darauf ein Patent erhalten. 
Sie hat ferner ein dieſem Filter angepaßtes Spezialpapier 
geſchaffen, das eine erfinderiſch neue Raumform aufweiſt und 
auf das ſie ein Gebrauchsmuſter in Deutſchland erworben hat. 
Jener Schnellfilter iſt eine Neuerſcheinung auf dem Filter⸗ 
markt. Er muß ſich erſt gegenüber den bereits im Verkehr 
befindlichen älteren Syſtemen die Anerkennung im Verkehr 
verſchaffen und in der Praxis bewähren. Um dieſes Ziel zu 
erreichen, bedarf es der Reklame. Die Antragsgegnerin er⸗ 
ſtrebt nach ihren Rundſchreiben an ihre Händlerkundſchaft 
eine beſchleunigte Einführung des Filters bei den inter⸗ 
effierten Kreiſen. Wenn fie dieſe Einführung nun in der 
Weiſe betreibt, daß ſie gebietsweiſe durch die Händler ein⸗ 
zelne Filter an beſonders intereſſierte Wirtſchaften — 10% 
ihrer Produktion zur Ausprobung koſtenlos verteilen läßt, ſo 
kann darin noch nicht eine gegen die guten Sitten des Wett⸗ 
bewerbs verſtoßende Handlung gefunden werden. Es handelt 
ſich lediglich um eine vorübergehende Maßnahme in einzelnen 
Bezirken, um eine patentierte Erfindung möglichſt ſchnell in 
den Verkehr einzuführen. 


Es liegt darin allerdings ein ſehr wirkſames Mittel der 
Reklame, das ſich nicht jeder Fabrikant wegen der Koſten, die 
damit verbunden ſind, geſtatten kann, das aber deswegen noch 
nicht gegen die Auffaſſung des ehrbaren Kaufmanns von dem, 
was im Geſchäftsleben erlaubt iſt, verſtößt, mag es auch dem 
Konkurrenten, der gleichartige Waren herſtellt oder vertreibt, 
noch ſo läſtig im Wettbewerb erſcheinen. Das iſt ſchließlich die 
Folge bei jeder auf dem Markt erſcheinenden neuen Erfindung, 
durch die auf dem Markt befindliche Erzeugniſſe gleicher Art 
ſtets zurückgedrängt werden. Der Senat legt das ſpäter er⸗ 
gangene Urt. des RG. v. 25. März 1936, das eine unent⸗ 
geltliche Werbegabe behandelt (GRUR. 1936, 810ff.), dahin 
aus, daß das NG. in dieſer Entſcheidung zu der vorſtehend 
vertretenen Anſicht ebenfalls neigt. Denn es weiſt in dem 
Urteil (S. 813 Sp. 1 oben) den Einwand der Bekl., welche die 
Zuläſſigkeit der unentgeltlichen Warenangabe damit rechtfer⸗ 
tigen wollte, daß es ſich um eine ihrer Natur nach vor⸗ 
übergehende Einführungsmaßnahme gehandelt 
habe, als tatbeſtandswidrig zurück. Aus dieſer Begründung 
der Zurückweiſung iſt zu entnehmen, daß das RG. jenem 
Einwand eine Bedeutung beigemeſſen hat, die an ſich eine 
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andere Entſcheidung gerechtfertigt hätte. Denn wäre der Ein⸗ 
wand für die Beurteilung des Sachverhalts unerheblich ge⸗ 
weſen, ſo hätte ein dahingehender Ausſpruch im Urteil ge⸗ 
nügt, und es wäre nicht erforderlich geweſen, ihn als tat⸗ 
beſtandswidrig zurückzuweifen. 

Auch darin kann ein Verſtoß gegen die guten Sitten des 
Wettbewerbs nicht erblickt werden, daß die Antragsgegnerin 
die Filter nach Ablauf der Probezeit nicht zurückfordert, ſon⸗ 
dern den Empfängern befäßt. Denn es handelt ſich um voll⸗ 
ſtändig aus Porzellan hergeſtellte Filter, von denen ein Teil 
bei dem Hochbetrieb, wie er in jeder großen Kaffeeküche zeit⸗ 
weiſe herrſcht, zerbrochen oder wenigſtens ſo beſchädigt wird, 
daß er ſchon deswegen eine Eutwertung erleidet. Der Reſt 
aber iſt durch den Gebrauch zur Altware geworden, für die 
ſchwerlich noch ein Käufer zu finden ſein wird. Es liegt daher 
auch nichts Unſittliches im Sinne des Wettbewerbs. vor, 
wenn die Antragsgegnerin die verteilten Filter nicht nur in 
den Händen der Intereſſenten beläßt, ſondern ſie hierauf von 
vornherein hinweiſt, um ſie für die Probeverſuche willfähriger 
zu machen, indem ſie das Riſiko für den Verluſt oder die Ab⸗ 
nutzung des Filters übernimmt. 

(OLG. Hamm, 3. ZivSen., Urt. v. 11. Jan. 1937, 3 U 
209/36.) 


Anmerkung: Das Urt. iſt in Begründung und Ergebnis 
richtig. Es behandelt einen Fall der Warenprobe, die nach 
dem Sprachgebrauch etwas anderes iſt als die Werbegabe. 
Zugabe iſt die unentgeltliche Zuwendung einer zweiten Ware 
zu der erſten entgeltlich gewährten Ware hinzu um des 
Hauptkaufs willen. Werbegabe iſt die unentgeltliche Zuwen⸗ 
dung eines Gegenſtandes, die ohne Rückſicht auf einen Haupt⸗ 
kauf, aber zu dem Zwecke geſchieht, dem Schenker das Wohl⸗ 
wollen des Beſchenkten zu verſchaffen. Die Warenprobe iſt 
die unentgeltliche Zuwendung eines Gegenſtandes, um dem 
Beſchenkten die Möglichkeit zu geben, ohne eigene Aufwen⸗ 
dungen die Brauchbarkeit und Güte der Ware zu erproben. 

Die Bedeutung der Entſch. des RG. v. 10. Dez. 1935 
(JW. 1936, 715) hat das Urteil zutreffend gewürdigt. Mit 
Reſchreiter: GRllR. 1936, 705 iſt davon auszugehen, 
daß die Entſch. vom 10. Dez. 1935 den Unterſchied zwiſchen 
Werbegabe und Zugabe durchaus beſtehen läßt: „Zugabe iſt 
die an die Abnahme einer Ware gebundene (unentgeltliche) 
Zuwendung (einer anderen Ware oder einer gewerblichen Lei⸗ 
ſtung). Werbegabe iſt die bedingungslos gegebene (unentgelt⸗ 
liche) Zuwendung (einer Ware oder einer gewerblichen Lei⸗ 
ſtung), das wirkliche Geſchenk.“ Die Lehre vom Zuſammen⸗ 
hang, die das RG. im Urt. v. 10. Dez. 1935 aufgeſtellt hat, 
iſt anfangs mißverſtanden worden. Wie ich in JW. 1936, 
2929 und in der Schrift „Kopplungsgeſchäfte“, Verlag 
W. Moeſer, Leipzig 1937, ausgeführt habe, will das RE. 
den Einwand des Dentalhändlers, der unter Benutzung einer 
beſonders geſchaffenen Organiſation jahraus, jahrein das 
Taſchenbuch den Zahnärzten, die im abgelaufenen Jahre bei 
ihm gekauft haben, unentgeltlich zuwendet, er habe das Buch 
nicht zu einem beſtimmten Einkauf hinzu und alſo nicht um 
eines beſtimmten Einkaufs willen gewährt, erledigen. Die 
Erledigung geſchieht, indem die in einem beſtimmten abge⸗ 
laufenen Zeitraum vereinigte Geſamtzahl von Einkäufen dem 
Einzeleinkauf des Abſ. 1 Satz 1 8 1 Zugabe O. gleichgeftelft 
wird. Denn in dem Dentalfalle tritt die Abhängigkeit der 
Zuwendung des Taſchenbuches von den im vorausgegangenen 
Sammelzeitraum getätigten Einkäufen genau ſo deutlich zutage 
wie der Zuſammenhang der Zuwendung des Luftballons mit 
dem ſoeben erfolgten einzelnen Einkauf. 

Dieſe Auslegung des Urt. v. 10. Dez. 1935 iſt inzwiſchen 
Allgemeingut geworden. Die uferloſe Ausweitung der Zu⸗ 
ſammenhangslehre war nur in den erſten Monaten nach Be⸗ 
kanntwerden des Urt. v. 10. Dez. 1935 hier und da ver⸗ 
treten und iſt ſeither überall aufgegeben worden. 

Die Auffaſſung, als ſei jegliche unentgeltliche Zuwen⸗ 
dung, die im geſchäftlichen Verkehr erfolge, eine Zugabe im 
Sinne der Zugabe O., wird nur noch vom Reichsausſchuß 
für das Zugabeverbot, von der Wiſſenſchaft indeſſen nicht 


vertreten. Erſt der Zweck, der mit einer unentgeltlichen Zus 
wendung verfolgt wird, entſcheidet über ihren Rechtscharakter. 
Der Zweck kann ſein, Werbeträger in das Publikum hinein zu 
praktizieren. Beherrſcht, was Tatfrage iſt, dieſer Zweck die 
unentgeltliche Zuwendung, ſo ſcheidet die Beurteilung nach 
zugaberechtlichen Geſichtspunkten aus. (So OLG. Hamburg 
vom 16. Okt. 1935, 1 U 150/1935, 0 36/1935: AWR. 1936, 
59; ferner Culemann: IW. 1936, 2369 ff. und 2969 ff.) 
Beherrſcht die Abſicht, durch maſſenhaftes, geſchenkweiſes Ver⸗ 
teilen einer bereits eingeführten Ware die Mitbewerber vom 
Markte zu verdrängen und den vorhandenen Bedarf durch 
unentgeltliche Befriedigung aufzuzehren, den Charakter der 
Zuwendung, ſo iſt ſelbſt dann von einer Zugabe keine Rede, 
wenn ſich unter den Beſchenkten vergangene, gegenwärtige 
oder zukünftige Kunden des Schenkers befinden. Es kann 
dann vielmehr allein 8 1 UnlWG. angewendet werden, wie 
dieſes in der Entſch. v. 27. März 1936: IW. 1936, 2073 ff. 
geſchehen iſt. Herrſcht aber bei der Zuwendung die Abſicht 
vor, eine neue Ware dadurch in den Markt einzuführen, daß 
die Abneigung der in Betracht kommenden Kundenkreiſe, auf 
eigene Koſten ein neues Erzeugnis auszuprobieren, durch un⸗ 


entgeltliche Verabfolgung von Proben überwunden werden 


toll, jo iſt ebenfalls für die Anwendung der Zugabe O. kein 
Raum mehr. Ebenſowenig aber für die Anwendung des 81 
UnlWG. Die Entſch. v. 27. März 1936 bekämpft die niemals 
beanſtandete kaufmänniſche Gepflogenheit, vorübergehend zu 
Einführungszwecken Proben der Ware zu verabfolgen, nicht. 
Die Eutſch. ſtellt feſt: „Die Bekl. hat früher ſelbſt vorgetra⸗ 
gen, daß fie wie auch die Güte ihrer Waren in den mit 
ihrem Werbeſyſtem bedachten Orten aus früherer Zeit durch⸗ 
aus bekannt geweſen ſeien und es ſich für ſie nicht um die 
Einführung irgendwelcher neuer Waren, ſondern lediglich 
darum gehandelt habe, ihr möglicherweiſe untreu gewordene 
Kunden wieder zu gewinnen.“ Das RG. unterſcheidet hier 
alſo deutlich zwiſchen der Gewährung von Warenproben zu 
reinen Einführungszwecken und der unentgeltlichen Vertei⸗ 
lung bereits eingeführter Waren. 

Der uferloſen Anwendung der Zugabe O. auf jeden Fall 
des unentgeltlichen Zuwendens eines Gegenſtandes, wie ſie 
der Reichsausſchuß für das Zugabeverbot und AWR. betrei⸗ 
ben, tritt das OLG. Hamm mit dem treffenden Satz entgegen, 
daß es niemals die Abſicht des Geſetzgebers geweſen fein 
könne, die freie Initiative des Kaufmannes, auf der der Fort⸗ 
ſchritt der deutſchen Wirtſchaft beruht, dergeſtalt zu unter⸗ 
binden, daß regelmäßig Gabe gleich Zugabe geſetzt, daß jede 
Werbung für unzuläſſig erachtet wird, weil der Gegenſtand, 
der ſie trägt, unentgeltlich ins Land geht. 

Irreführend wirkt der Name des Reichsausſchuſſes „für 
das Zugabeverbot“ immer daun, wenn von dieſem „Ausſchuß“ 
eine Anzeige, ein Gutachten erſtattet wird, das eine Wett⸗ 
bewerbshandlung betrifft, die die Merkmale der Zugabe zwar 
nicht aufweiſt, die aber der Reichsausſchuß oder ſeine Auf⸗ 
traggeber mit Hilfe der Zugabe VO. zu unterdrücken ſich be⸗ 
mühen. Der Richter ſteht unter dem Eindruck, daß es ſich doch 
um einen Fall der Zugabe handeln müſſe, da er ja von denen 
aufgegriffen werde, die — mit längſt vergeſſenen Mitteln — 
für die Unterdrückung von Zugaben gekämpft haben und ihrem 
Namen nach immer noch kämpfen. Die Bezeichnung „Reichs⸗ 
ausſchuß“ iſt ebenfalls irreführend, ſtellt man ſich doch unter 
dieſer Bezeichnung zum mindeſten eine halbamtliche Organi⸗ 
ſation vor. Auch glauben die Stellen, die Gutachten von die⸗ 
ſem Reichsausſchuß entgegennehmen, daß die Gutachten von 
einem mehrgliedrigen Gremium beſchloſſen und ausgearbeitet 
ſeien, während in Wirklichkeit ein und derſelbe Mann oder 
einer ſeiner Aſſiſtenten die „Gutachten“ anfertigt. Ein Be⸗ 
dürfnis für einen Reichsausſchuß für das Zugabeverbot oder 
eine ſolche Organiſation, mag ſie auch ihren Namen wechſeln, 
beſteht nicht. Sie dient allzu leicht dazu, Deckmantel für wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche Sonderziele abzugeben, die unter eigener 
Flagge nicht auftreten mögen. 

RA. Dr. Culemann, Düffeldorf. 
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31. OLG. — 8 2 Abi. 3 GebrMuſtG. a. F. Wird die 
Verwendung eines beſtimmten Stoffes zu 
einem beſtimmten Gegenſtand unter Gebrauchs 
muſterſchutz geſtellt, fo kann die Schutzfähig⸗ 
keit der Erfindung nicht ſchon deshalb ber- 
neint werden, weil der Anmeldung ftatteines 
vollſtändigen Modells oder einer Nach- oder 
Abbildung nur eine Probe des Stoffes bei⸗ 
gegeben wurde. 

88 6, 1, 2 GebrMuſt G. a. F. Die Löſchungs⸗ 
klage gem. $ 6 GebrMuſt G. kann mit Erfolg 
nicht darauf geſtützt werden, daß der Anmel⸗ 
dung ein unvollſtändiges Modell oder eine 
unvollſtändige Nach⸗ bzw. Abbildung beige 
geben wurde. f) 

Die Kl. meldete am 8. März 1934 beim RPatA. ein Ge⸗ 
brauchsmuſter für Werkſtoff zur Herſtellung von Lampenſchir⸗ 
men, Lampenglocken und ⸗ſchalen an, das ihrem Antrag ent⸗ 
ſprechend am 11. April 1934 unter der laufenden Nr. 1297 520 
in die Gebrauchsmuſterrolle eingetragen wurde. 

Der Anmeldung fügte ſie außer einem Stück dieſes Werk⸗ 
ſtoffes noch folgende Angaben bei: 

„Die Neuerung beſteht darin, daß Zubehörteile für Be⸗ 
leuchtungskörper, wie Schirme, Glocken, Schalen aus Leinen, 
Seide oder einem ſonſtigen Stoff oder auch aus farbigem Pa⸗ 
pier hergeſtellt werden, welches auf einer oder auf beiden Sei⸗ 
ten mit transparenten Folien aus Zelluloid, Azetylzelluloſe oder 
anderen durchſichtigen Kunſtſtoffen kaſchiert iſt. Durch die Ver⸗ 
wendung dieſer Materialien wird ein für die Augen äußerſt 
angenehmes Licht neben einer geſchmackvollen Ausführung er⸗ 
zielt. Die Oberfläche der Folien kann poliert oder auch mat⸗ 
tiert bzw. neumatt ſein. Ebenſo können auch eine oder beide 
Folien gefärbt ſein. Zur Veranſchaulichung wird ein Muſter 
überreicht. Schutzanſprüche: 

1. Schirme, Glocken, Schalen für Beleuchtungskörper, da⸗ 
durch gekennzeichnet, daß ſie aus bedrucktem Leinen, Seide oder 
einem ſonſtigen Stoff oder auch aus farbigem Papier beſtehen, 
das auf einer oder auf beiden Seiten mit transparenten Folien 
aus durchſichtigem Kunſtſtoff kaſchiert iſt. 

2. Schirme, Glocken, Schalen für Beleuchtungskörper, da⸗ 
durch gekennzeichnet, daß die zur Verwendung kommenden 80: 
lien poliert, mattiert, neumatt oder auch gefärbt ſein können. 

Als die Bekl. in der Folgezeit den gleichen Werkſtoff an⸗ 
fertigte und zur Herſtellung von Lampenſchirmen u. dgl. in den 
Verkehr brachte, verbat ſie ſich dies und erhob ſchließlich gegen 
fie Klage auf Unterlaſſung, auf Rechnungslegung und auf Feſt⸗ 
ſtellung dahingehend, daß dieſe verpflichtet ſei, ihr den aus der 
Rechnungslegung ſich ergebenden Schaden zu erſetzen. 

Das LG. wies die Klage ab. Das OLG. gab ihr im weſent⸗ 
lichen ſtatt. Aus den Gründen: 

1. Zwar geht das LG. mit Recht davon aus, daß die Kl. 
nicht den Stoff als ſolchen unter den Schutz des Geſetzes ſtellen 
wollte, ſondern vielmehr die Verwendung dieſes Stoffes für 
Lampenſchirme u. dgl.; denn das ergibt ſich — wenn vielleicht 
auch nicht aus dem Eintrag in die Gebrauchsmuſterrolle — 10 
doch zweifelsfrei aus der Beſchreibung und aus den Schutzan⸗ 
ſprüchen. Und das genügt; denn der Inhalt des Gebrauchs⸗ 
muſterſchutzes richtet ſich nicht nach dem Eintrag in der Ge⸗ 
brauchsmuſterrolle, ſondern nach der Anmeldung, d. h. nach der 
Bezeichnung, nach der Beſchreibung und nach den etwa vor⸗ 
handenen Schutzanſprüchen i. Verb. m. der Nach⸗ oder Abbil⸗ 
dung des Modells § 2 Abſ. 2 und 3 GebrMuſtG. (vgl. RGg. 
48, 73; 120, 224 = ZW. 1928, 1294 und PatMuſt Zeich Bl. 
1934, 37). 

Es kann weiter auch nicht beanſtandet werden, wenn das 
LG. Lampenſchirme, Lampenglocken und ⸗ſchalen, die aus ka⸗ 
ſchiertem Stoff hergeſtellt ſind, gegenüber den bisher bekann⸗ 
ten Modellen aus Glas, Porzellan, Seide, Papier uſw. als 
Neuerung i. S. des GebrMuſtG. anſieht. 

Freilich iſt kaſchierter Stoff, insbeſ. kaſchierter Leinenſtoff, 
ſchon lange bekannt; denn er wurde nicht nur von der Kl., 
ſondern auch von der Bekl. und anderen Fabriken ſchon ſeit 
Jahrzehnten für Krägen, Manſchetten u. dgl. hergeſtellt und in 
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den Handel gebracht. Und noch langer ſind Lampenſchirme, Lam⸗ 
penglocken und Lamvenſchalen bekannt. Aber all das iſt nicht 
entſcheidend; denn auch die Verwendung eines bekannten Stof⸗ 
fes zu einem bekannten Gegenſtand kann die Schutzfähigkeit des 
ſo geſchaffenen Erzeugniſſes begründen, vorausgeſetzt jedoch, daß 
dieſes gerade infolge der Auswahl des Stoffes die im Raume 
verkörperte Darſtellung eines dem Arbeits- oder Gebrauchszweck 
dienenden Erfindungsgedankens iſt (val. RG. 41, 40; 48, 24; 
70, 162; 84, 66; 86, 227 = ZW. 1915, 406 und Pat Muſt⸗ 
Zeich Bl. 1925, 239). Daß aber die Verwendung von kaſchier⸗ 
tem Stoff zu Lampenſchirmen u. dgl. eine im Raum verkörperte 
Darſtellung eines dem Gebrauchszweck dienenden Erfindungs⸗ 
gedankens iſt, hat die Bekl. noch nie beſtritten und ſie kann 
es auch ernſtlich nicht beſtreiten; denn Lampenſchirme, Lampen⸗ 
glocken und ⸗ſchalen, die aus kaſchiertem Stoff hergeſtellt ſind, 
vereinigen in ſich ſowohl die Vorzüge ſolcher aus Glas oder 
Porzellan, wie auch die Vorzüge ſolcher aus Tuch, Papier uſw. 
und ſie ſtellen ſomit eine Erfindung dar, die — mag ſie auch 
nicht allzu groß ſein — doch über eine rein handwerksmäßige 
Maßnahme weit hinausgeht (vgl. RG.: ZW. 1898, 514; 1929, 
1193; 1931, 402; RG. 41, 37; 84, 66; 86, 227 = JW. 1915, 406 
uſw.). Denn dieſe Lampenſchirme, Lampenglocken und ⸗ſchalen 
ſind ebenſo leicht zu reinigen, nicht aber ſo zerbrechlich wie die aus 
Glas oder Porzellan, andererſeits ſind ſie aber nicht ſo empfind⸗ 
lich wie ſolche aus Tuch oder Papier und können trotzdem wie 
dieſe jeder Zimmereinrichtung angepaßt werden. 

2. Dagegen kann dem LG. nicht beigetreten werden, wenn 
es die Schutzfähigkeit der Erfindung deshalb verneint, weil 
die Kl. der Anmeldung ſtatt der Nach- oder Abbildung eines 
aus. kaſchiertem Stoff hergeſtellten Lampenſchirms lediglich eine 
Folie dieſes Stoffes beigefügt hat. 

a) 82 Abſ. 3 GebrMuft®. ſchreibt allerdings vor, daß jeder 
Anmeldung eine Nach- oder Abbildung des Modells, und zwar 
des fertigen Modells beizufügen iſt; denn was die Anmeldung 
mit Worten beſchreibt, ſoll durch die Nach- oder Abbildung des 
Modells körperlich bzw. bildlich dargeſtellt werden, damit jeder 
Zweifel über die Art und den Inhalt der Erfindung und ſomit 
des Muſterſchutzes ausgeſchloſſen iſt. Daraus folgt aber nicht, 
daß die Nach⸗ oder Abbildung die Erfindung aus ſich heraus in 
vollem Umfang erkennen laſſen muß; denn das kann ſchon 
deshalb nicht gefordert werden, weil der Erfinder das Modell 
in allen Fällen ſtatt in einer Nach⸗, auch in einer Abbildung 
vorlegen kann und weil als ſchutzfähige Modelle auch die kör⸗ 
perlichen Darſtellungen anerkannt werden, welche ſich der zeich⸗ 
neriſchen Darſtellung durchaus entziehen, wie z. B. die Verwen⸗ 
dung eines neuen Stoffes oder eines neuen Materials zu einem 
Zweck, zu dem ſie bisher nicht benutzt wurden (vgl. RG.;: Pat⸗ 
MuſtZeich Bl. 1934, 335). 

Braucht aber die Nach- oder Abbildung des Modells das 
Neue, d. h. die Erfindung ſelbſt nicht direkt zu offenbaren, ſo 
ſchadet es auch nichts, wenn fie unvollkommen oder unvollſtän⸗ 
dig iſt; denn entſcheidend iſt nur, daß die Erfindung aus dem 
geſamten Inhalt der Anmeldung, d. h. aus dem Inhalt der Be⸗ 
zeichnung, der Beſchreibung und der etwaigen Schutzanſprüche 
in Verbindung mit der Nach- oder Abbildung des Modells er⸗ 
kennbar iſt. Daß aber die Neuerung, die die Kl. unter Schutz 
geſtellt hat, aus dem geſamten Inhalt der Anmeldung erkenn⸗ 
bar iſt, wird von der Bekl. nicht beſtritten und kann ernſtlich 
auch nicht beſtritten werden; denn die Beſchreibung läßt keinen 
Zweifel darüber zu, daß Lampenſchirme, Lampenglocken und 
Lampenſchalen, die aus kaſchierten Web⸗ oder Papierſtoffen her⸗ 
geſtellt werden, Muſterſchutz genießen ſollen, und dieſe Beſchrei⸗ 
bung wird durch die beigefügte Materialprobe, die allerdings 
nur einen Bruchteil des fertigen Modells darſtellt, in hinreichen⸗ 
der Weiſe illuſtriert, ſo daß über Art und Inhalt der Erfindung 
bei einem Sachverſtändigen, ja ſogar bei einem Laien, irgend⸗ 
welche Zweifel nicht entſtehen können, zum mindeſten aber dann 
nicht, wenn er noch die Erfahrungen des täglichen Lebens be⸗ 
rückſichtigt. Denn die Form von Lampenſchirmen, Lampen⸗ 
glocken und Lampenſchalen iſt allgemein bekannt, und es bedarf 
keiner beſonderen techniſchen Kenntniſſe oder Erfahrungen, um 
ſich auf Grund der Beſchreibung im Zuſammenhalt mit der der 
Anmeldung beigefügten Materialprobe von dem unter Schutz 
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geitellten Gegenstand ein hinreichend genaues Bild machen zu 
können. 

Die Bekl. hat allerdings geltend gemacht, daß ein rechts⸗ 
wirkſames Gebrauchsmuſter ſchon deshalb nicht entſtanden ſei, 
weil die Materialprobe kein Modell darſtelle, nach dem Geſetz 
aber nur „Modelle“ geſchützt werden könnten. Sie verkennt hier⸗ 
bei jedoch, daß der Schutz des Geſetzes nicht dem vorgelegten 
Modell, ſondern nur dem Erfindungsgedanken zukommt, wie er 
in den aus kaſchiertem Stoff hergeſtellten Lampenſchirmen, Lam⸗ 
penglocken und ⸗ſchalen raummäßig verkörpert iſt. Daß aber die⸗ 
ſer Erfindungsgedanke ſchutzfähig iſt, hat ſie ſelbſt in keiner 
Weiſe beſtritten. 

Unter dieſen Umſtänden kann aber kein Zweifel beſtehen, 
daß die Kl. den Vorſchriften des §82 GebrMuft®. Genüge ge⸗ 
leiſtet hat und daß ſomit die von der Bekl. erhobene Wider⸗ 
klage auf Löſchung des eingetragenen Gebrauchsmuſters un⸗ 
begründet iſt. Sie war deshalb unter Aufhebung des erſtrichter⸗ 
lichen Urteils als unbegründet abzuweiſen. 

b) Aber ſelbſt wenn man davon ausgehen wollte, daß die 
Kl. der Anmeldung ein vollſtändiges Lampenſchirm⸗ bzw. Lam⸗ 
penglocken oder ⸗ſchalenmodell habe beifügen muſſen, jo könnte 
aus dem Umſtand, daß ſie dies nicht getan, doch auf keinen Fall 
die Rechtsunwirkſamkeit des Muſterſchutzes hergeleitet werden. 
Das ergibt ſich zweifelsfrei aus dem Wortlaut des 86 Gebr- 
Muftcg., der die Löſchungsklage nur dann gewährt, wenn die 
Erforderniſſe des §S 1 GebrMuft®. nicht gegeben find, nicht aber 
auch dann, wenn die Formalitäten des §2 GebrMuſtG. nicht 
erfüllt wurden; denn dieſe Beſtimmung iſt in §6 GebrMuſtG. 
nicht erwähnt, da die Prüfung dieſer Formalitäten gem. § 3 
des Geſ. ausſchließlich Sache des Pat A. iſt. 

Die Bekl. hat allerdings noch geltend gemacht, daß die 
Löſchungsklage auch auf Mängel der Anmeldung geſtützt werden 
könne, ſoweit dieſe zugleich einen Mangel gem. § 1 GebrMuft®. 
darſtellen würden. Von einem ſolchen Mangel kann aber keine 
Rede ſein, wenn — wie im vorl. Fall — davon Abſtand ge⸗ 
nommen wurde, der Anmeldung die Nach- oder Abbildung eines 
vollſtändigen Modells beizufügen, da der Erfindungs⸗ 
gedanke — wie ſchon erwähnt — von jedem Fachmann ohne 
weiteres aus dem Geſamtinhalt der Anmeldung erkannt wer⸗ 
den kann, und er nicht nur neu, ſondern auch im Raum kör⸗ 
perlich darſtellbar iſt. 

3. Iſt aber davon auszugehen, daß der für die Kl. ein⸗ 
getragene Muſterſchutz nicht zu Fall gebracht werden kann und 
ſomit rechtswirkſam it, fo ſteht dieſer gem. §4 GebrMuſtG. 
das ausſchließliche Recht zu, das Muſter gewerbsmäßig nach⸗ 
zubilden bzw. durch andere nachbilden zu laſſen. Wird dieſes Recht 
durch Dritte verletzt, ſo kann ſie dieſelben in entſprechender An⸗ 
wendung der 8812, 862, 1004 BGB. auf Unterlaſſung und, 
falls ſie vorſätzlich oder grobfahrläſſig gehandelt haben, gem. 
§ 9 GebrMuft®. auch auf Schadenserſatz verklagen. 

Davon hat die Kl. Gebrauch gemacht. 

a) Nun hat die Bekl. allerdings das Gebrauchsmuſter 
nicht unmittelbar verletzt; denn ſie hat das unter Schutz 
geſtellte Modell nicht ſelbſt nachgebildet und in den Verkehr ge- 
bracht, ſondern ſie hat lediglich von Nov. 1934 an die von ihr 
fabrizierten Stoffolien an andere Firmen verkauft, die ſie dann 
ihrerſeits zu Lampenſchirmen u. dgl. weiterverarbeiteten. Da 
dieſe Folien aber auch für andere Gegenſtände verwendet wer⸗ 
den können, mithin alſo als ſog. „neutrale“ Teile angeſehen 
werden müſſen, ſo hat ſie ſich nur dann einer Gebrauchsmuſter⸗ 
verletzung ſchuldig gemacht, wenn ſie wußte, daß dieſelben von 
ihren Abnehmern zur Herſtellung von Lampenſchirmen, Lam⸗ 
penglocken oder ⸗ſchalen verwendet werden (vgl. RG. 133, 329 
und 141, 336). Daß ſie dies aber wußte, hat ſie ſelbſt zu⸗ 
gegeben. 

Hat die Bekl. ſich aber auf dieſe Weiſe einer objektiv rechts⸗ 
widrigen Gebrauchsmuſterverletzung ſchuldig gemacht, ſo iſt die 
gegen ſie erhobene Unterlaſſungsklage doch nur dann begründet, 
wenn die Beſorgnis beſteht, daß ſie gegen das Recht der Kl. 
auch in Zukunft noch verſtoßen werde. Dieſe Vorausſetzung iſt 
aber gegeben; denn die Bekl. hat ſich von Anfang an auf den 
Standpunkt geſtellt, daß ſie berechtigt ſei, die erwähnten Folien 
zur Herſtellung von Lampenſchirmen, Lampenglocken und ⸗ſcha⸗ 
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len zu fabrizieren und in den Handel zu bringen, und ſie hat 
dieſen Standpunkt auch auf das Warnungsſchreiben der Kl. 
v. 27. Febr. 1935 nicht aufgegeben, ihn vielmehr bis heute auf⸗ 
rechterhalten (vgl. RG. 51, 246; 96, 245 uſw.). 

b) Aber auch der Klage auf Rechnungslegung 
war ſtattzugeben, wenn auch nicht in dem Umfang, in dem ſie 
von der Kl. erhoben wurde, ſondern mit Rückſicht darauf, daß 
fie Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit vorausſetzt (vgl. RG. 46, 
14 und 70, 249) nur für die Zeit, während deren ſich die Bekl. 
zum mindeſten einer groben Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht hat. 

Nun liegen aber keine Anhaltspunkte dafür vor, daß der 
Bekl. das Gebrauchsmuſter ſchon vom Tage der Eintragung be⸗ 
kannt bzw. daß es ihr von da an nur deshalb unbekannt ge⸗ 
weſen iſt, weil fie in grobfahrläſſiger Weiſe nicht die erforder⸗ 
lichen Erkundigungen eingezogen hat. Deshalb muß davon aus⸗ 
gegangen werden, daß ſie erſt durch das Warnungsſchreiben der 
Kl. darauf aufmerkſam wurde, das dieſe am 27. Febr. 1935 an 
ſie geſchrieben hat und das am 2. März 1935 bei ihr eingelau⸗ 
fen iſt. Wurde ſie aber durch dieſes Schreiben auf das Ge⸗ 
brauchsmuſter aufmerkſam, ſo hat ſie, wenn nicht vorſätzlich, ſo 
doch grobfahrläſſig gehandelt, wenn ſie ungeachtet dieſes Schrei⸗ 
bens weiterhin Stoffolien zur Herſtellung von Lampenſchirmen 
angefertigt und weiterverkauft hat; denn ſie konnte und durfte 
nicht annehmen, daß dieſes Schreiben jeder Berechtigung ent⸗ 
behre, und ſie hat dies auch nicht angenommen, wie ſich ſchon 
daraus ergibt, daß ſie ſich mit der Auskunft des Patentanwalts, 
den ſie um Rat gefragt, nicht zufrieden gegeben, ſondern daß 
ſie denſelben in der Folgezeit mit Schreiben v. 15. April, 
24. April und 29. Juni 1935 immer und immer wieder um 
„die klare Beantwortung“ der Frage erſuchte, ob fie 
auf Grund des für die Kl. eingetragenen Muſterſchutzes ver⸗ 
pflichtet ſei, die Fabrikation und den Vertrieb von kaſchierten 
Folien überhaupt oder nur inſoweit einzuſtellen, als dieſe zur 
Herſtellung von Lampenſchirmen verwendet würden. 

Iſt ſo aber davon auszugehen, daß die Bekl. erſt v. 2. März 
1935 an von dem Gebrauchsmuſter erfahren hat, ſo hat ſie ſich 
nur dann gem. SI GebrMufi®. ſchadenserſatzpflichtig gemacht, 
wenn ſie in der Folgezeit weiterhin kaſchierte Folien zur Her⸗ 
ſtellung von Lampenſchirmen angefertigt und in den Handel ge⸗ 
bracht hat, und ſie braucht deshalb der Kl. auch nur infoweit 
Rechnung zu legen, ſo daß die Klage im übrigen als unbegrün⸗ 
det abgewieſen werden mußte. 

c) Inſoweit war deshalb auch der Feſtſtellungsklage ſtatt⸗ 
zugeben, gegen deren Zuläſſigkeit ſchon deshalb gem. § 256 ZRO. 
keine Bedenken beſtehen, weil die Kl. zur Zeit noch nicht in der 
Lage iſt, den ihr entſtandenen Schaden zu beziffern und ſie ein 
erhebliches rechtliches Intereſſe daran hat, daß die Schadens- 
erſatzpflicht der Bekl. zuſammen mit der in erſter Linie geltend 
gemachten Unterlaſſungsklage ſchon in dieſem Verfahren feſt⸗ 
geſtellt wird. Zwar hat ſie ſich die Geltendmachung dieſes Scha⸗ 
dens nicht ausdrücklich vorbehalten. Daß ſie aber dieſe Abſicht 
hat, geht zweifelsfrei aus den ganzen Umſtänden des Falles 
hervor. 


(OLG. Zweibrücken, Urt. v. 12. Okt. 1936, 1 U 76/36.) 


Anmerkung: Der Entſch. kann, ſoweit ſie die Schadens⸗ 
erſatzpflicht mangels Vorliegens eines Verſchuldens des Ver⸗ 
letzers verneint, nicht beigetreten werden; im übrigen iſt das 
Urteil richtig und auch in den Gründen im weſentlichen zutref- 
fend. Im einzelnen iſt folgendes zu bemerken: 

1. Bei der Begründung des Schutzbereiches eines Ge⸗ 
brauchsmuſters fällt auf, daß der Stand der Technik, der wohl 
die entſcheidendſte Rolle bei der Frage des Schutzbereiches eines 
gewerblichen Schutzrechtes ſpielt, nicht mitgenannt iſt. Der 
Schwerpunkt der inſoweit eingehenden Begründung liegt in dem 
Nachweis des Gebrauchszweckes. 

2. Gegenüber dem formellen Standpunkt des Bekl., daß zum 
Beſtehen eines Gebrauchsmuſters das Niederlegen eines Model⸗ 
les als Anlage zur Anmeldung notwendig ſei, iſt richtig ent⸗ 
ſchieden, daß dies nicht zwingend iſt. Es iſt erfreulich, daß das 
Urteil dies nicht formal dadurch begründet, daß 86 (Löſchungs⸗ 
klage) nur auf 8 1 verweiſt, während die Verpflichtung zur Bei⸗ 
fügung einer Nach- oder Abbildung im 82 enthalten iſt, ſon⸗ 
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dern darüber hinaus auf den inneren Sinn eingeht, der darin 
beſteht, daß alle Vorſchriften nur dazu dienen, ein möglichſt ge⸗ 
naues Bild von dem Gegenſtand des Schutzes zu erhalten. Für 
den Gegenſtand des Klage⸗Gebrauchsmuſters hätte aber die Bei⸗ 
fügung z. B. eines Lampenſchirmes oder dergleichen keinen Sinn 
gehabt, weil ſich das Gebrauchsmuſter nicht nur auf Lampen⸗ 
ſchirme erſtreckt. Das Urteil erkennt richtig, daß S2 nur eine 
Verdeutlichungsfunktion beſitzt, was vom LG. ver⸗ 
kannt war. a 

Unter Schutz geſtellt iſt ein beſtimmter Stoff zu einem 
beſtimmten Verwendungszweck. Die Begründung hätte daher 
beſſer nicht von unvollſtändigen und unvollkommenen Anlagen 
bei der Anmeldung geſprochen. 5 

3. Das Urteil bejaht mittelbare Verletzung. Es ſind eine 
ganze Reihe Entſch. bekannt, die im Anſchluß an die Sägemehl⸗ 
entſcheidung des RG. ergangen ſind, bei denen mittelbare Ver⸗ 
letzung dann angenommen wurde, wenn ſowohl verletzende als 
auch neutrale Teile vorhanden waren. Es beſtehen Bedenken 
gegen die Begründung, wenn hier als Erfordernis für die mit⸗ 
telbare Verletzung Kenntnis vom Verwendungszweck ver⸗ 
langt wird. Die gefeſtigte Rſpr. nimmt mit Recht auch bei 
„Kennenmüſſen“ des Verwendungszweckes mittelbare Ver⸗ 
letzung an. 

4. Das Urteil ſpricht dem Kl. Schadenserſatz erſt 
ſeit der Verwarnung zu. Dieſe Auffaſſung iſt bedenk⸗ 
lich. Grundſätzlich muß verlangt werden, daß ſich eine Firma 
über die gewerblichen Schutzrechte ihres Gebietes ſtändig unter⸗ 
richtet. Tut ſie dies nicht, ſo handelt ſie ſchuldhaft. Nur in be⸗ 
ſonderen Fällen kann das Verſchulden ausgeſchloſſen ſein. Sonſt 
käme man zu folgendem unannehmbaren Ergebnis: 

Wer ſich darum kümmert, welche Schutzrechte auf ſeinem 
Arbeitsgebiet beſtehen, ſich aber nach Prüfung über die Trag⸗ 
weite der Schutzrechte irrt, würde ſchuldhaft handeln, weil er 
das Schutzrecht gekannt hat und ein ſolcher Irrtum im all⸗ 
gemeinen nicht entſchuldbar iſt. 

Wer ſich dagegen um die beſtehenden Rechte ſeines Ar⸗ 
beitsgebietes nicht kümmert, würde erſt von einer Verwarnung 
ab Schadenserſatz leiſten müſſen. 

Es iſt daher nicht richtig, wenn das Urteil als Zeitpunkt 
des Eintritts der Schadenserſatzfolge die Erlangung der Kennt⸗ 
nis von dem Vorhandenſein des Gebrauchsmuſters annimmt. 

5. Die Eutſch. iſt nach dem früheren GebrMuſtG. ergangen. 
Sie hat auch Geltung für das neue v. 5. Mai 1936. 

RA. Dr. Riſto w, Berlin. 
* 

32. KG. — 81 Zu ſt VO. v. 23. Marz 1936; 8 199 
RJ GG.; Art. 7, 8 Pr§ GG. In allen Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit hat 
über das Rechtsmittel der weiteren Beſchw. 
gegen eine Entſcheidung des LG. Hechingen 
(Hohenzollern) ſeit dem 1. April 1936 nicht mehr 
das KG., ſondern das OLG. in München zu ent⸗ 
ſcheiden. 

81 ZuſtV O. beſtimmt für alle Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit, daß über das Rechtsmittel der wei⸗ 
teren Beſchw. gegen die Entf). eines LG. an Stelle des ſonſt 
zuſtändigen OLG. allein das KG. in Berlin oder das OsG. 
in München entſcheiden ſoll. Zwiſchen beiden iſt die Zuſtändig⸗ 
keit danach begrenzt, zu welchem OSG. das LG. „gehört“, von 
dem die angefochtene Entſch. erlaſſen iſt. Es kommt alſo hier 
darauf an, zu welchem OLG. das LG. in Hechingen gehört. 
Da es an einer reichsrechtlichen Beſtimmung hierüber fehlt und 
die Hohenzollernſchen Lande, in denen es liegt, zu Preußen ge⸗ 
hören, ſo iſt die Frage nach preußiſchem Landesrecht zu beant⸗ 
worten. Das Pra. beſtimmt in 88 37, 38, daß die Sitze 
und Bezirke der LG. und OLG. durch Geſetz beſtimmt werden. 
Das Pıef. v. 4. März 1878 (GS. 109) ordnet unter anderem 
in $1 die Errichtung eines OLG. in Frankfurt (Main) und in 
§ 2 die Errichtung eines LG. in Hechingen an und verordnet in 
88, daß die Bezirke des OLG. und des 2G. nach Maßgabe des 
anliegenden Verzeichniſſes gebildet werden, nach dem zum Ober⸗ 
landesgerichtsbezirk Frankfurt (Main) das LG. Hechingen ge⸗ 


hört, dem als Bezirk die Hohenzollernſchen Lande zugeteilt ſind. 
Rechtsmittel gegen die Entſch. des LG. Hechingen gingen alſo 
an das Os G. Frankfurt (Main). Abgeſehen von ſchon früher 
gemachten Ausnahmen wurde dieſer Grundſatz des normalen 
Rechtszuges für das Gebiet des Grundbuchrechts und der übri⸗ 
gen freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſoweit es durch Reichsgeſetz den 
Gerichten übertragen war, ſeit dem 1. Jan. 1900 dadurch durch⸗ 
brochen, daß § 102 GBO. und § 199 RG. für Länder, die 
mehrere OLG. haben, zuließ, die Entſch. über das Rechtsmittel 
der weiteren Beſchw. einem dieſer OLG. zu übertragen, wovon 
nach Art. 7, 8 PrßcGG. für Preußen Gebrauch gemacht worden 
iſt, ſo daß weitere Beſchw. in Grundbuchſachen und in Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit an das KG. liefen. 

Durch Gerichtsgemeinſchaftsvertrag der Länder Preußen 
und Württemberg v. 14. und 15. Dez. 1922 wird das OLG. 
Stuttgart zum OLG. für den Landgerichtsbezirk Hechingen be⸗ 
ſtellt. Nach Art. 1 Abſ. 1 S. 2 erſtreckt ſich die Zuſtändigkeit 
auf alle Sachen, für die das OLG. nach Reichsrecht und, ſoweit 
das Landesrecht nicht Ausnahmen vorſieht, nach dem Landes⸗ 
recht der unterſtellten Gebiete zuſtändig iſt. Abſ. 2 beſtimmt, daß, 
ſoweit dieſe Zuſtändigkeit reicht, das LG. Hechingen aus 
dem Bezirk des OLG. Frankfurt (Main) ausſcheidet. Abſ. 3 
ſchließlich verlangt die Zuſtimmung des Württ JuſtMin., wenn 
die Zuſtändigkeit des OLG. Stuttgart für die ihm unterſtell⸗ 
ten Gebietsteile nach dem Inkrafttreten des Vertrages landes⸗ 
rechtlich erweitert werden ſoll. Danach ſchied mit dem Abſchluß 
des Vertrages das LG. Hechingen aus dem Bezirk des OLG. 
Frankfurt (Main) aus und es gehörte nunmehr zum OLG. 
Stuttgart, ſoweit nicht landesrechtliche Ausnahmen beſtanden. 
Der Senat hat angenommen, daß eine ſolche Ausnahme durch 
Art. 7, 8 PröchG. gebildet wurde (Jurgidſch. 1926 Nr. 1048). 
JDiieſer Rechtszuſtand hat ſich mit dem 1. April 1936 ge⸗ 
ändert. Die G Bund O. v. 5. Aug. 1935 hob in Art. 1 Nr. 25 
mit Wirkung v. 1. April 1936 den § 102 der alten GBO. auf. 
Damit verlor der Art. 8 Pr§G. für Grundbuchſachen feine 
rechtliche Grundlage. Es beſtand mit Beginn des 1. April 1936 
keine landesrechtliche Beſtimmung mehr, welche die Zuſtändig⸗ 
keit für die Entſcheidung weiterer Beſchw. in Grundbuchſachen 
abweichend von dem normalen Inſtanzenwege regelte. In dieſem 
Augenblick ging deshalb die Zuſtändigkeit auf das OLG. Frank⸗ 
furt (Main) und damit zugleich auf Grund des noch fortgel⸗ 
tenden Gemeinſchaftsvertrages auf das OLG. Stuttgart über, 
weil dieſes ohne weiteres alle reichsrechtlichen Zuſtändigkeiten 
von Frankfurt (Main) an ſich zog. Gehörte aber hiermit ſeit 
dem 1. April 1936 hinſichtlich Grundbuchſachen das LG. Hechin⸗ 
gen zum OLG. Stuttgart, ſo ging wiederum nunmehr im glei⸗ 
chen Augenblick die Zuſtändigkeit gem. § 1 ZuſtVO. v. 23. März 
1936 auf das OLG. München über, weil es die Zuſtändigkeit 
von Stuttgart übernahm. 

Für die übrigen Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
welche durch Reichsgeſetz den Gerichten übertragen worden ſind, 
iſt die Rechtslage allerdings nicht ſo eindeutig. Es handelt ſich 
inſofern um § 199 R§c G. i. Verb. m. Art. 8 Prö GG. und für 
Aufwertungsſachen um § 74 Abſ. 1 Aufiv®. i. Verb. m. Art. 1 
Tre. v. 4. Aug. 1924 und 27. Aug. 1925 (GS. 1924, 595; 
1925, 109). Inſoweit haben jedenfalls formell die landesrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen, welche die alleinige Zuſtändigkeit des KG. 
für alle Gebietsteile zur Entſch. über weitere Beſchw. anordnen, 
ihre Geltung noch nicht verloren, weil § 199 RG. und 874 
Arfiv®. förmlich noch nicht aufgehoben find. Der Senat trägt 
aber kein Bedenken, eine ſtillſchweigende Aufhebung anzunehmen. 
Hinſichtlich des Grundbuchrechts ergab ſich der klare Wille des 
Geſetzgebers aus der Aufhebung des alten § 102 GBO. Es fehlt 
ſchlechterdings jeder einleuchtende Grund dafür, annehmen zu 
ſollen, der Geſetzgeber habe durch Nichtaufhebung des 8199 
RG. und des § 74 Aufm®. deren Weitergeltung geradezu au⸗ 
ordnen wollen. Es erſcheint dem Senat undenkbar, daß bei der 
einheitlichen Regelung für alle Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in SL ZuſtBO. irgendwelche Sonderregelungen 
ihre Kraft behalten ſollten. Es fehlt auch jeder Anlaß, die übri⸗ 
gen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit anders als 
das Grundbuchrecht zu behandeln. Im Gegenteil hätte die Viel⸗ 
geſtaltigkeit des formellen Grundbuchrechts in den einzelnen Län⸗ 
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dern eher zu vorſichtiger Neuregelung der Zuſtändigkeiten füh⸗ 
ren konnen als bei den übrigen Gebieten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit, wo ſolche Schwierigkeiten in weit geringerem Maße 
beſtanden. 
(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 18. Dez. 1936, 1 a Wx 2004/36.) 
* 


33. OSG. — Die Organe des Handelsſtandes 
ſind auch im Fall des § 140 F GG. beſchwerdebe⸗ 
rechtigt, ſofern das Verfahren mittelbar auf Be⸗ 
richtigung des Handelsregiſters gerichtet iſt. 
Unzuläſſige Abweichungen bei der Firma 
einer Zweigniederlaſſung von der Haupt⸗ 
firma. f) 

Die im Handelsregiſter des AG. B. eingetragene H. 
Waren⸗ und Kaufhaus GmbH. hat durch ihre Geſchäftsführer 
bei dem AG. P. die Errichtung einer Zweigniederlaſſung in 
P. zur Eintragung angemeldet, deren Firma lauten ſollte: 

„Haus Vogtland“ Zweigniederlaſſung der H. Waren⸗ 
und Kaufhaus GmbH., Berlin.“ 

Im Geſellſchaftsvertrag iſt eine Beſtimmung über die 
Firma der Zweigniederlaſſung nicht enthalten. Die angemel⸗ 
dete Firma iſt am 29. März 1935 eingetragen worden. 

Auf Grund einer Anregung der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer P., die die eingetragene Firma als unzuläſſig bean⸗ 
ſtandete, hat das AG. P. am 22. Juni 1935 den Geſchäfts⸗ 
führern der Geſellſchaft unter Androhung einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe von 100 AM und Setzung einer Einſpruchsfriſt gemäß 
§ 37 HGB., § 140 FGG. aufgegeben, den ferneren Gebrauch 
der eingetragenen Firma zu unterlaſſen oder den Weiter⸗ 
gebrauch zu rechtfertigen. Das AG. nahm an, daß die Firma 
der Zweigniederlaſſung nicht ausreichend mit der der Haupt⸗ 
niederlaſſung übereinſtimme, weil ſie durch die betonte Vor⸗ 
anſtellung der Worte „Haus Vogtland“ den Eindruck eines 
ſelbſtändigen eigentümlichen Geſchäftsnamens erwecke. Den 
Einſpruch der Geſellſchaft hat das AG. am 29. Nov. 1935 
verworfen. Auf die ſofortige Beſchw. der Geſellſchaft hat das 
LG. P. am 30. Mai 1936 die Verfügung des AG. v. 22. Juni 
und den Beſchl. v. 29. Nov. 1935 aufgehoben mit der Be⸗ 
gründung, daß der vorangeſtellte Zuſaz „Haus Vogtland“ 
weder gegen die für die Bildung von Zweigniederlaſſungs⸗ 
firmen geltenden Grundſätze noch gegen den Grundſatz der 
Firmenwahrheit verſtoße. 

Gegen dieſen Beſchluß hat die Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer P. weitere Beſchw. eingelegt. 

Die Geſellſchaft hat beantragt, die weitere Beſchw. als 
unzuläſſig, hilfsweiſe als unbegründet abzuweiſen. Es ſei an⸗ 
erkannten Rechtes, daß die Induſtrie⸗ und Handelskammern 
im Ordnungsſtrafverfahren nach §S 37 HGB., § 140 FGG. 
nicht beſchwerdeberechtigt ſeien. 

Der weiteren Beſchw. konnte jedoch der Erfolg nicht ver⸗ 
ſagt werden. 

Was zunächſt die Frage betrifft, ob die Induſtrie⸗ und 
Handelskammer beſchwerdeberechtigt iſt, ſo iſt es richtig, daß 
eine ſolche Beſchwerdeberechtigung nach § 126 FGG. nur 
inſoweit beſteht, als es ſich um die Verhütung unrichtiger 
Eintragungen im Handelsregiſter oder um die Berichtigung 
und Vervollſtändigung des Handelsregiſters handelt. Mit 
Recht hat daher die Rſpr. angenommen, daß die Organe des 
Handelsſtandes an einem Ordnungsverfahren nach $ 140 
FGG. als ſolchem nicht beteiligt ſeien. Würde dieſer Grundſatz 
jedoch auch auf die Fälle erſtreckt, in denen mittels des Ord⸗ 
nungsſtrafverfahrens, wie hier im Ergebnis, der Erſatz einer 
im Handelsregiſter eingetragenen, für unzulaſſig gehaltenen 
Firma durch eine zuläſſige Firma herbeigeführt werden ſoll, 
fo würde dies einen Verſtoß gegen § 126 FG. darſtellen. 
Das Verfahren nach § 140 FGG. iſt zweiteilig. Im erſten 
Teil des Verfahrens — Gebot, Strafandrohung, Einſpruch, 
Beſchwerde — wird die Frage der Zuläſſigkeit der eingetra⸗ 
genen Firma, im zweiten Teil des Verfahrens — Straffeſt⸗ 
ſetzungen — die Frage ausgetragen, ob dem rechtskräftig mit 
einer Strafdrohung verſehenen Gebot zuwidergehandelt wurde. 
Es mag ſein, daß die Organe des Handelsſtandes gegenüber 
den im zweiten Verfahrensteil ergehenden Entſch. nicht be⸗ 
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ſchwerdeberechtigt ſind; die Verſagung des Beſchwerderechts 
auch im erſten Teil des Verfahrens würde jedoch, wenn das 
Ziel des Verfahrens die Berichtigung des Handelsregiſters 
iſt, den Organen des Handelsſtandes den Einfluß aberkennen, 
den fie nach 8 126 FGG. hinſichtlich der Berichtigung des 
Handelsregiſters auszuüben befugt ſein ſollen. Denn die 
Grundfrage, über die in ſolchen Fällen im erſten Verfahrens⸗ 
teil zu befinden iſt, iſt gerade die, ob eine im Regiſter ein⸗ 
getragene Firma in dieſem belaſſen werden oder als gegen die 
Vorſchriften über die Firmenbildung verſtoßend durch eine an⸗ 
dere erſetzt werden ſoll; das Verfahren betrifft alſo die Be⸗ 
richtigung des Handelsregiſters und kann inſoweit, was die 
Beſchwerdeberechtigung der Organe des Handelsſtandes an⸗ 
geht, nicht anders beurteilt werden als ein unmittelbar auf 
die Berichtigung des Regiſters gerichtetes Löſchungsverfahren 
(5 142 FGG.). Es ſteht feſt, daß gegen eine eingetragene un⸗ 
zuläſſige Firma, wenn die Vorausſetzungen gegeben ſind, nicht 
nur nach $ 142 FGG., ſondern auch nach § 140 eingeſchritten 
werden kann (Schlegelberger, Anm. 20 zu § 140 
366.). Warum bei gleichem Tatbeſtand und Entſcheidungs⸗ 
gegenſtand die Organe des Handelsſtandes nur im Falle des 
$ 142, nicht auch in dem des § 140 FGG. beſchwerdebefugt 
ſein ſollen, iſt um ſo weniger zu erſehen, als dann, wenn eine 
eingetragene Firma erſt nachträglich unzuläſſig geworden iſt, 
nur das Verfahren nach § 140 FGG. für zuläſſig erachtet 
wird (KG.: IF G. 12, 248 = ZW. 1935, 4362), den Or⸗ 
ganen des Handelsſtandes alſo in dem Falle der nachträglich 
eingetretenen Unzuläſſigkeit jede Einwirkung auf die Ent⸗ 
ſcheidung über die Berichtigungsbedürftigkeit des Regiſters 
entzogen wäre. Wenn die Organe des Handelsſtandes nicht 
zur Beſchw. befugt ſind, ſobald die Berichtigung des Handels⸗ 
regiſters nicht unmittelbar auf dem Wege des § 142, ſondern 
auf dem Umweg des § 140 FGG. herbeigeführt wird, jo ſind 
fie doch jedenfalls berechtigt, in dem Verfahren nach 8 140 
FGG. eine Anregung nach SS 142, 143 FGG. zu geben; ihre 
Beſchw. könnte alſo in eine ſolche Anregung umgedeutet wer⸗ 
den. Ob dies gegenüber einer weiteren Beſchw. gleichfalls 
noch angängig wäre, mag allerdings zweifelhaft ſein; aber 
um fo unausweichlicher iſt es, die Beſchwerdebefugnis im Ver⸗ 
fahren nach 8 140 FGG. anzuerkennen, wenn es ſich um die 
Beanſtandung einer Firmeneintragung handelt. Die über die 
Frage des Beſchwerderechts der Organe des Handelsſtandes 
gangenen Entſch. zu § 140 FG. beziehen ſich denn auch 
ſtets auf Fälle, in denen das Ordnungsſtrafverfahren nicht 
die Unzuläſſigkeit eines Eintrags im Handelsregiſter betraf 
(RIA. 8, 196; 11, 39; Iich. 1, 182); die Entſch. des KG.: 
OLG. 16, 188 ſpricht einer Stadtgemeinde die Beſchwerde⸗ 
befugnis ab und verweiſt nur nebenbei, alſo auf eine dem 
§ 28 Abſ. 2 FGG. nicht genügende Weiſe (NGZ. 76, 171 
JW. 1911, 597; 127, 77 JW. 1930, 2701) darauf, 
daß im gegebenen Falle auch ein Organ des Handelsſtandes 
nicht beſchwerdebefugt geweſen wäre. Nach all dem iſt die 
Beſchwerdebefugnis der Induſtrie⸗ und Handelskammer inſo⸗ 
weit anzuerkennen, als die Frage zur Entſcheidung ſteht, ob 
die eingetragene Firma zuläſſig iſt oder ihre Anderung durch 
die Androhung von Ordnungsſtrafen erzwungen werden darf. 

Auf ſeiten der Geſellſchaft ſtand der Einſpruch gegen die 
Strafandrohung des AG. und die Beſchw. gegen die Ein⸗ 
ſpruchsverwerfung ſowohl den Geſchäftsführern als auch der 
Geſellſchaft zu (IFG. 12, 258). ‘ 

Die ſachliche Würdigung der weiteren Beſchw. führt zu 
folgendem Ergebnis. * 

Die Firma „Haus Vogtland Zweigniederlaſſung der H. 
Waren⸗ und Kaufhaus GmbH.“ it an ſich als Firma einer 
Zweigniederlaſſung möglich. Der ſtrenge Grundſatz, daß die 
Firma einer Zweigniederlaſſung nicht anders als die der 
Hauptniederlaſſung lauten und nur einen Zweigniederlaſſungs⸗ 
zuſatz aufweiſen dürfe, iſt mit Recht aufgegeben worden (KG.: 
IFG. 8, 146; vgl. RGS. 113, 215 JW. 1926, 1961; 
JFG. 13, 62), weil ein erhebliches und berechtigtes Intereſſe 
an wahrheitsgemäßen Zuſätzen tatſächlichen Inhalts und na⸗ 
mentlich daran beſtehen kann, daß ein übernommenes, früher 
ſelbſtändig und unter ſeiner Firma bekannt geweſenes Ge⸗ 
ſchäft auch als nunmehrige Zweigniederlaſſung ſeine alte 
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Firma neben der Hauptfirma fortführe; aus dieſem Grunde 
iſt auch die Voranſtellung des Namens der Zweigniederlaſſung 
erlaubt. Die für die Ber Zweigniederlaſſung der H. GmbH. 
eingetragene Firma verſtößt alſo nicht gegen $4 GmbHG. 
und die Vorſchriften, die für die formelle Bildung einer 
Zweigniederlaſſungsfirma gelten. g 

Die Firma iſt jedoch geeignet, eine Täuſchung über die 
Art und den Umfang des Geſchäfts herbeizuführen (8 18 
Adi. 2 HGB.). 

Wie jeder Name hat auch die Firma den Zweck, den 
Namensträger von anderen zu unterſcheiden (vgl. auch $ 18 
Abſ. 2 a. E. HGB.). Ein Zuſatz, der nach ſeinem Wortſinn 
auf die Angabe eines dem Bereich der Tatſachen angehbren⸗ 
den Unterſchiedes abgeſtellt iſt und nicht etwa eine bloße Phan⸗ 
taſiebezeichnung darſtellt, iſt daher als wahrheitswidrig un⸗ 
zuläſſig, wenn er einen Unterſchied zum Ausdruck bringt, der 
tatſächlich nicht beſteht. Dies muß auch für die Unterſchiede 
gelten, die eine Zweigniederlaſſungsfirma gegenüber der 
Hauptfirma aufweiſt. Die Firma einer Zweigniederlaſſung 
muß alſo, wenn ſie von der Hauptfirma abweicht, nicht nur 
erkennen laſſen, daß es ſich um eine bloße Filiale han⸗ 
delt — dieſem Erfordernis iſt hier genügt —, fie darf 
auch nicht Abweichungen (vgl. § 30 Abſ. 3 HGB.) von der 
Hauptfirma enthalten, die zwar, wenn die. tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe entſprechend gelagert ſind, berechtigt ſein können, 
im gegenteiligen Falle aber, mangels einer tatſächlichen Unter⸗ 
lage für die Abweichung, unzuläſſig ſind. Eine Zweignieder⸗ 
laſſung unterſcheidet ſich von der Hauptniederlaſſung in der 
Regel örtlich. Die Ortsverſchiedenheit wird durch einen ent⸗ 
ſprechenden Zuſatz zur Hauptfirma (Zweigniederlaſſung P.) 
zum Ausdruck gebracht; bei entſprechender Bedeutung der 
Zweigniederlaſſung kann auch der Zuſatz „Zweigniederlaſſung 
Vogtland“ berechtigt ſein. Aber wenn zwiſchen der Haupt⸗ 
niederlaſſung und der Zweigniederlaſſung kein anderer Unter⸗ 
ſchied beſteht, als daß dieſe letztere als Filiale an einem an⸗ 
deren Ort betrieben wird, liegt keinerlei berechtigender An⸗ 
laß vor, in die Firma der Zweigniederlaſſung Worte aufzu⸗ 
zunehmen, die zur Bezeichnung des einzigen vorhandenen 
Unterſchiedes überflüſſig und der Hauptfirma fremd ſind. Es 
wird dadurch unvermeidlich der Eindruck erweckt, daß ſich die 
Zweigniederlaſſung auf irgendeine ſonſtige Weiſe von dem 
Geſamtunternehmen unterſcheide; anderenfalls würde der Zu⸗ 
ſatz des von ihm in Anſpruch genommenen tatſächlichen Sin⸗ 
nes entbehren. Eine Rechtſertigung für eine derartige weiter⸗ 
gehende Unterſcheidung könnte z. B. darin liegen, daß es ſich 
bei der Zweigniederlaſſung um ein bisher ſelbſtändig ge— 
weſenes Geſchäft handelt, deſſen Firma, ſei es auch nur zu 
einem weſentlichen Teil, neben der der Hauptniederlaſſung 
erhalten bleiben ſoll. Dann beſtände ein der Wahrheit ent⸗ 
ſprechender Anlaß, die Firma der Zweigniederlaſſung unter 
bloßer Erſichtlichmachung der Tatſache, daß es ſich jetzt um 
eine Zweigniederlaſſung handelt, von der Hauptfirma durch 
Worte, die dieſer fremd ſind, zu unterſcheiden. Die einfache 
Filiale eines Geſamtunternehmens aber hat nicht das Recht, in 
ihre Firma einen wie ein eigener Name wirkenden Zuſaß auf⸗ 
zunehmen, der, anſtatt nur eine örtliche Beſtimmung oder 
etwa eine ſachliche Erläuterung des Geſchäftszweiges zu ent⸗ 
halten, die Filiale auf eine in Wahrheit nicht beſtehende, zur 
Bildung eines beſonderen, nur auf ſie zutreffenden Schlag⸗ 
wortes geeignete Weiſe von dem Hauptgeſchäft abhebt und ſie 
dadurch ihm gegenüber verſelbſtändigt. 

Dies wollte das AG. ausdrücken, wenn es ſagte, es werde 
der Anſchein eines ſelbſtändigen eigentümlichen Ge⸗ 
ſchäftsnamens oder eines bodenftändigen vogtländiſchen Unter⸗ 
nehmens erweckt, und damit hatte es recht. Nicht das ſteht in 
Frage, daß die Firma nicht erkennen läßt, daß ihre Vor⸗ 
gängerin eine Filiale des T.⸗Konzerns war; eine Pflicht zur 
Aufnahme derartiger Angaben in die Firma beſteht weder 
für die Hauptniederlaſſung noch für die Zweigniederlaſſung. 
Sondern unzuläſſig iſt es, daß ſich die einfache Filiale eines 
Warenhausunternehmens, das über das ganze Reich verbreitet 
iſt, eines eigens für fie erfundenen Namenszuſatzes bedient, 
der ſo klingt, als handle es ſich bei ihr um ein Geſchäft, das, 
wenn auch Beſtandteil des Großunternehmens, von dieſem 


ſich doch durch irgendeinen zur Führung auch eines eigenen 
Namens berechtigenden Umſtand unterſcheide, obwohl ein 
ſolcher Umſtand nicht vorliegt. 

Dadurch, daß das LG. die Täuſchungsgefahr verneint hat, 
iſt das Rechtsbeſchwerdegericht nicht gehindert, ſie zu bejahen. 
Denn die Frage, ob eine Firma i. S. des auch für Kapital⸗ 
geſellſchaften geltenden $ 18 Abſ. 2 HGB. zur Täuſchung geeignet 
ſei, gehört nur zu einem hier nicht betroffenen Teil dem Bereich 
der tatſächlichen Feſtſtellungen, im Weſentlichen dagegen dem 
Bereich der auf ihre Anwendung nachprüfbaren Erfahrungs⸗ 
grundſätze (vgl. RG. 128, 267 = JW. 1930, 1703; 148, 151 
JW. 1935, 2885) und der rechtlichen Erwägungen an. Aber 
ſelbſt wenn man in der Annahme des LG., die Firma ſei nicht 
täuſchend, eine tatſächliche Feſtſtellung erblicken wollte, wäre 
dieſe nicht bindend, weil ſie von einem Rechtsirrtum beein⸗ 
flußt wäre. Das LG. hat unterſucht, ob der Zuſatz „Haus 
Vogtland“, für ſich betrachtet, täuſchend ſei, und hat dies 
verneint, weil es ſich um ein bedeutendes Unternehmen handle, 
das im Vogtland betrieben werde. Daß ein großes Einzel⸗ 
handelsunternehmen ſich als Haus bezeichnen darf, iſt in der 
Tat nicht zu beſtreiten; ebenſowenig iſt der geographiſche Teil 
des Zuſatzes als ſolcher zu beanſtanden. Hierauf kam es jedoch 
nicht an, ſondern darauf, ob der Zuſatz „Haus Vogtland“, 
ſeiner eigenen Unanfechtbarkeit unerachtet, als Zuſatz einer 
Filialfirma zur Firma des Geſamtunternehmens durch die 
Sachlage gerechtfertigt werde oder als zur Täuſchung geeignet 
anzuſehen ſei, und hierauf iſt das LG. nicht oder doch nur in 
Verkennung der Tragweite des 8 18 Abſ. 2 HGB. eingegan⸗ 
gen. Unerheblich iſt auch, ob der Zuſatz ſich vom Standpunkt 
des Werbebedürfniſſes aus empfehlen mag. Denn dieſes Be⸗ 
dürfnis kann nur befriedigt werden, wenn dies nicht zu einem 
Verſtoß gegen § 18 Abſ. 2 HGB. führt. 

Daß die Irreführung durch die Voranſtellung des Zu⸗ 
ſages verſtärkt wird, liegt auf der Hand. Doch wäre auch die 
Hintanſtellung des Zuſatzes nicht genügend, um die Firma zu 
rechtfertigen. Denn es würde auch dadurch der Eindruck eines 
in Wahrheit zwiſchen dem Geſamtunternehmen und der Filiale 
beſtehenden Unterſchiedes erweckt, ohne daß ein ſolcher beſtände. 
Das Wort „Zweigniederlaſſung“ könnte auch in einem der 
Hauptfirma angefügten Zuſatz nicht etwa durch das Wort 
„Haus“ erſetzt werden, da der Sprachgebrauch zwar z. B. mit 
dem Worte „Werk“, nicht aber mit dem Worte „Haus“ den 
Sinn von „Zweigniederlaſſung“ verbindet. 

Hiernach war der landgerichtliche Beſchluß aufzuheben 
und die ſofortige Beſchw. der Geſellſchaft gegen den Beſchluß 
des AG. v. 29. Nov. 1935 zurückzuweiſen. 

(OLG. München, 8. ZivGen., Beſchl. v. 24. Nov. 1936, 
WX 147/36.) [9.] 


Anmerkung: Nach § 50 Abi. 3 S. 1 HGB. iſt die Be⸗ 
Beſchränkung der „Prokura“ auf den Betrieb einer von meh⸗ 
reren Niederlaſſungen wirkſam, wenn „die Niederlaſſungen 
unter verſchiedenen Firmen betrieben“ werden (vgl. 
noch 88 126 Abſ. 3, 161 Abſ. 2, 320 Abi. 2 HGB.). Unter 
Aufgabe der älteren Rſpr., die noch an dem Grundſatz der 
Firmengleichheit für Haupt- und Zweigniederlaſſung feſt⸗ 
hielt, hat daher das KG. im Anſchluß an RG. 113, 213 
JW. 1926, 1361; RG. 114, 320 JW. 1927, 115 in 
JFG. 8, 146 offen ausgeſprochen: Einzelkaufleute und Han⸗ 
delsgeſellſchaften ſind „in der Wahl der Firma der 
Zweigniederlaſſung grundſätzlich ganz frei, 
ſofern nur in dieſer zum Ausdruckkommt, daß 
ſie die Firma eines Zweigunternehmens iſt 
und ſofern fie ferner die Firma der Haupt⸗ 
niederlaffung klar erkennen läßt.“ 

Die vorſtehende Entſch. des OLG. München macht ſich 
dieſe neuere Rſpr. zu eigen, engt fie aber durch Anforderun⸗ 
gen wieder ein, die m. E. im Geſetze keine Stütze finden. 

Es vermißt namlich einen „berechtigenden An⸗ 
laß, in die Firma der Zweigniederlaſſung Worte aufzu⸗ 
nehmen, die zur Bezeichnung des ... Unterſchiedes über⸗ 
flüſſig (1) und der Hauptfirma fremd ſind“, und meint, es 
würde dadurch „unvermeidlich der Eindruck erweckt, daß ſich 
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die Zweigniederlaſſung auf irgendeine ſonſtige Weiſe“ (sc. als 
bloß durch den verſchiedenen Sitz) „von dem Geſamtunter⸗ 
nehmen unterſcheide“, ſo daß die Firma „geeignet ſei, eine 
Täuſchung über die Art und den Umfang des Geſchäfts her⸗ 
beizuführen (8 18 Abſ. 2 HGB.)“. Als Beiſpiel eines „be⸗ 
rechtigenden Anlaſſes“, der hier aber nicht vorliege, ſieht es 
die bisherige Selbſtändigkeit eines Geſchäfts an, 
deſſen Firma nach Erwerb durch die nunmehrige Hauptnieder⸗ 
laſſung in der Firma der nunmehrigen Zweigniederlaſſung 
fortgeführt werden ſoll. Es ſpricht im übrigen aber „der ein⸗ 
fachen Filiale“ das Recht ab, „einen wie ein eigener Name 
wirkenden Zuſatz aufzunehmen, der, auſtatt nur (1) eine ört⸗ 
liche Beſtimmung oder etwa eine ſachliche Erläuterung des 
Geſchäftszweigs zu enthalten, die Filiale auf eine in Wahrheit 
nicht beſtehende .. Weiſe von dem Hauptgeſchäft abhebt und 
ſie dadurch ihm gegenüber verſelbſtändigt (2).“ 

Dieſe Anführungen bedeuten unverkennbar einen Rück⸗ 
zug gegenüber der eingangs erwähnten freieren Rſpr. des 
RG. und KG., nach der der Unternehmer in der Wahl der 
Firma „grundſätzlich ganz frei“ iſt und dies als Wille 
des Geſetzgebers aus 850 HGB. hervorgeht. Da an ſich im 
vorliegenden Falle, wie auch das OLG. anerkennt, klar zum 
Ausdruck gebracht iſt, daß „Haus Vogtland“ ein Zweig⸗ 
unternehmen der vollſtändig angegebenen Firma der Haupt⸗ 
niederlaſſung fein ſoll, liegen auch die Einſchränkungen der 
Entſch. IG. 8, 146 nicht vor. Es iſt daher nicht erſichtlich, 
inwiefern die Geſamtfirma der Zweigniederlaſſung täuſchungs⸗ 
geeignet ſein ſoll. Das lediglich negative Erforder⸗ 
nis des ſubjektven „Nichteindrucks der Verſelbſtändigung“ 
trägt in die Frage der Firmenbildung der Zweigniederlaſſung 
ein dem Geſetz fremdes Rechtselement hinein und hat auch, 
da der objektive Zuſatz „Haus Vogtland“ nicht darüber täuſcht, 
daß im Vogtland ein Haus (Unternehmen) beſteht, mit der 
Frage der Täuſchungseignung nach § 18 Abſ. 2 HGB. m. E. 
nichts zu tun: die Frage des organiſatoriſchen Ver⸗ 
hältniſſes von Haupt⸗ und Zweigniederlaſſung iſt mit der 
Frage des Firmen rechts unzuläſſigerweiſe verquickt. 

Gleichwohl iſt die Eutſch. im Ergebnis richtig. Die 
Gründe dafür liegen aber an anderer Stelle: „Haus Vogt⸗ 
land“ iſt überhaupt keine „Firma“, insbeſ. nicht i. S. 
des $ 4 GmbH., ſondern lediglich ein Etabliſſements⸗ 
name. Die Ausführung des OLGG.: „Die Firma ‚Haus 
Vogtland Zweigniederlaſſung der H. Waren- und Kaufhaus 
GmbH. it an ſich als Firma einer Zweigniederlaſſung mög⸗ 
lich“ leidet an dem üblichen Fehler, daß die Gefaml⸗ 
bildung als „Firma“ der Zweigniederlaſſung betrachtet wird, 
obwohl i. S. der Entſch. IG. 8, 146 das Wort „Zweig⸗ 
niederlaſſung“ lediglich zum Ausdruck bringt, daß „Haus 
Vogtland“ ein Zweig unternehmen ſein ſoll und der Zuſatz 
„der H. Waren- und Kaufhaus GmbH.“ lediglich die Firma 
der Haupt niederlaſſung erkennen läßt. Die angemel⸗ 
dete Firma war alſo allerdings abzulehnen, aber aus dem 
Grunde, daß fie weder übereinſtimmte mit der Firma der 
Hauptniederlaſſung noch als GmbH.-Firna der Zweignieder⸗ 
laſſung zuläſſig gebildet war. Sie könnte indes z. B. als 
Sachfirma lauten: „Haus Vogtland Waren- und Kaufhaus, 
Zweigniederlaſſung P. der H. Waren⸗ und Kaufhaus Gmbh ., 
Berlin“. 

Den übrigen Ausführungen der Entſch., die der Indu⸗ 
ſtrie⸗ und Handelskammer ein beſchränktes Beſchwerderecht im 
Firmenmißbrauchverfahren einräumen, iſt unbedenklich zu⸗ 
zuſtimmen AGR. Groſchuff, Berlin. 

* 


34. 28. — 5 62 GmbHG. Für die Auflöſung 
einer GmbH. iſt in Preußen der Rechtsweg zu⸗ 
läſſig. 

Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs folgt hier nicht aus 8 13 
GVG. (ogl. RG. v. 14. Nov. 1936, I 124/36: JW. 1937, 690 ® 
[691 zu II = D. 1936, 1942), da es ſich um einen öffentlich- 
rechtlichen Anſpruch handelt. Sie ergibt ſich aber aus der Son⸗ 
dernorm des § 62 Abſ. 2 Ziff. 2 Gmb. ſelbſt. Denn danach 


kann, „wo ein Verwaltungsſtreitverfahren nicht beſteht“, „die 
Auflöſung nur durch gerichtliches Erkenntnis auf Betreiben 


der höheren Verwaltungsbehörde erfolgen“. Wo alſo in einem 
deutſchen Lande überhaupt kein Verwaltungsſtreitverfahren be⸗ 
ſteht, iſt zweifelsohne das ordentliche Gericht zur Auflöſung und 
damit zur Entſch. der damit zuſammenhängenden öffentlich⸗ 
rechtlichen Fragen berufen. Daß der Geſetzgeber dieſe Möglich⸗ 
keit hat in Kauf nehmen wollen, ergibt ſich außer aus dem 
Geſetz ſelbſt auch aus den Kommiſſionsberatungen („Dt. Reichs⸗ 
tag 1890 —92“, Anl. Bd. 6, S. 4011), wo darauf hingewieſen 
wurde, „daß ein Verwaltungsſtreitverfahren in allen deutſchen 
Staaten nicht beſtehe“. Daß die ordentlichen Gerichte auch ein⸗ 
mal öffentlich⸗rechtliche Fragen zu entſcheiden haben, iſt zwar 
ſelten, aber doch gelegentlich der Fall, z. B. in Anwendung der 
$$ 525 Abj. 2, 679 ), 2194 S. 2 BGB. Wenn durch 8 62 GmbHG. 
die Entſch. ſolcher öffentlich-rechtlichen Fragen u. U. dem ordent⸗ 
lichen Richter zugewieſen iſt, ſo beruht dies vorwiegend auf 
politiſchen Erwägungen, einem in der Kommiſſion hierüber 
aufgetauchten Meinungsſtreit und einem danach zuſtandegekom⸗ 
menen Kompromiß. Der 8 62 Abſ. 2 Ziff. 2 hatte — entſpre⸗ 
chend dem $ 43 Abſ. 1 Ziff. 2 BGB. und dem $ 81 Abſ. 2 Ziff. 2 
(ehemals § 79) Gen®. — in der Vorlage gelautet: „Wo ein 
Verwaltungsſtreitverfahren nicht beſteht, finden die Vorſchrif⸗ 
ten in 85 20, 21 GewO. mit der Maßgabe Anwendung, daß 
die Entſch. in erſter Inſtanz durch die höhere Verwaltungsbe⸗ 
hörde erfolgt“ (Druckſ. S. 4029). Gegen dieſe Beſtimmung des 
Entwurfs erhoben einige Mitglieder lebhaften Widerſpruch. Die 
Entſch. über die Auflöfung dürfe weder der Verwaltungsbehörde 
noch dem VerwGer. überlaſſen werden. Sie beantragten völlige 
Streichung des $ 62, notfalls eine Beſtimmung dahin, daß die 
Auflöſung in dieſem Fall nur durch gerichtliches Erkenntnis er⸗ 
folgen dürfe. Es kam dann ſchließlich das aus der endgültigen 
Geſetzesfaſſung erſichtliche Kompromiß zuſtande, durch das die 
Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörde beſeitigt und die Entſch. 
entweder dem VerwGer. oder dem ordentlichen Gericht zuge⸗ 
wieſen wurde. Es folgt hieraus, daß die GmbH. ihre eigenen 
Wege geht und 8 62 GmbHG. eine Sondervorſchrift darſtellt 
(jo auch Baumbach, Anm. 1 zu $ 62). Das ergibt ſich auch 
aus Art. 2 Abſ. 2 EGHGB., fo daß der ſich nur auf die AktG. 
und KommcGeſ. beziehende Art. 4 PrAG HGB. hier ebenſowenig 
Anwendung finden kann wie der ausſchließlich einen Verein 
i. S. der $$ 43, 44 BGB. behandelnde Art. 2 AVO. z. BGB. 

Der § 62 Abſ. 2 GmbHG. gibt nun über das Verfahren 
und die Zuſtändigkeit nur Normativbeſtimmungen, ohne damit 
die verwaltungsgerichtliche Zuſtändigkeit reichsrechtlich zu be⸗ 
gründen. Daher iſt auch die Bedeutung des Satzes „Wo ein 
Verwaltungsſtreitverfahren nicht beſteht“, landesrechtlich aus⸗ 
zulegen. Nach dem durch das Geſ. v. 13. Dez. 1933 (GS. 479) 
unberührt gebliebenen § 7 Abſ. 2 LVerwG. gilt aber im preußi⸗ 
ſchen Verwaltungsrecht der Aufzählungsgrundſatz (Enumera⸗ 
tionsmethode), d. h. es muß eine beſondere geſetzliche Regelung 
vorliegen, welche die betreffende Streitſache dem Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren zuweiſt. Von dieſer durch PrGeſ. v. 27. April 
1885 (GS. 127) gegebenen Befugnis iſt verſchiedentlich Ge⸗ 
brauch gemacht worden, ſo durch VO. v. 12. Sept. 1885 (GS. 
333), v. 26. Juli 1886 (GS. 213), v. 23. März 1888 (GS. 73), 
v. 28. Mai 1890 (GS. 135, 181), v. 9. Aug. 1892 (GS. 239), vom 
19. Aug. 1897 (GS. 401), v. 23. Aug. 1899 (GS. 166), nicht aber 
auf dem Gebiet des GmbH®., wo lediglich reichsrechtlich neben 
5 62 GmbHG. durch § 4 Kartell VO. v. 2. Nov. 1923 (RG Bl. 1, 
1067) die Auflöſung einer KartelGmbH. durch den RWiM. 
zugelaflen iſt. Eine ſolche, den ordentlichen Rechtsweg ausſchlie⸗ 
ßende VO. hätte landesherrlich oder ſpäter durch das Staats⸗ 
miniſterium oder jetzt durch den zuſtändigen RMin., der in 
Perſonalunion das preußiſche Reſſort mitverwaltet, jederzeit 
erlaſſen werden können. Man hat dies aber entweder vergeſſen 
oder mangels einer bisherigen Anwendung des 8 62 nicht für 
erforderlich oder — was das Wahrſcheinlichſte iſt — dies mit 
Rückſicht auf die politiſche Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchrift 
nicht für opportun gehalten. Jedenfalls iſt eine ſolche VO. bis⸗ 
her nicht ergangen. Daraus folgt nach den Grundſätzen des 
preußiſchen Verwaltungsrechts, daß ein Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren hier nicht vorhanden iſt. Denn ohne beſondere geſetzliche 
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Vorſchrift, die ja hier fehlt, befteht in Preußen ein Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren nicht (vgl. auch Kuntze, „Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren“, S. 2). Man braucht daher nicht einmal ſo weit 
zu gehen wie der Kommentar von Crecelius⸗Krüger 
(VI., Anm. 3 zu $ 62), der meint: Dem Falle des Nichtbeſtehens 
des Verwaltungsſtreitverfahrens ſei der Fall gleichzuſtellen, daß 
die VerwGer. aus beſonderen Gründen für Entſch. wie die hier 
in Frage ſtehende nicht zuſtändig ſeien. Denn nach dem vor⸗ 
ſtehend dargelegten Verwaltungsgrundſatz beſteht hier über⸗ 
haupt kein Verwaltungsſtreitverfahren (vgl. auch Brau⸗ 
chitſch, Anm. 3 zu § 7 LVerwG.; OVG. 37, 399). 

Daraus ergibt ſich für den vorl. Fall, daß in Preußen 
die Entſch. über die Auflöſung von GmbH. nach § 62 Abf. 2 
Ziff. 2 GmbHG. einſtweilen noch vor die ordentlichen Gerichte 
gehört, der Rechtsweg alſo zuläſſig iſt. 

Das entſpricht auch allein dem praktiſchen Bedürfnis. 
Denn andernfalls käme man zu dem nicht annehmbaren Er⸗ 
gebnis, daß ein ſolcher Auflöſungsanſpruch auch da, wo etwa 
das Wohl der Volksgemeinſchaft ſeine ſchleunige Durchführung 
dringend fordert, mangels eines dafür beſtehenden ordentlichen 
oder Verwaltungsrechtswegs überhaupt nicht durchgeführt wer⸗ 
den könnte. Das geht aber nicht an; denn, wo ein Kläger iſt, 
muß auch ein Richter ſein. 

(KG., 9. ZivSen., Urt. v. 14. Jan. 1937, 9 U 6126/36.) 


| Zandgerihte: Zivilfachen | 


Berlin 


35. LG. — 88 9ff. Umwandl G. v. 5. Juli 1934. 
Zuläſſigkeit der Umwandlung mehrerer Ka⸗ 
pitalgeſellſchaften auf eine einzige von den 
Geſellſchaftern zu errichtende Perſonalge⸗ 
ſellſchaft. f) 

Die Eheleute St. ſind die alleinigen Geſellſchafter der 
O.⸗Theater⸗Betriebsgeſellſchaft mbH. Sie find ebenfalls al⸗ 
leinige Geſellſchafter der Kinobetriebsgeſellſchaft mbH. In der 
notariellen Verhandlung v. 21. Jan. 1937 haben beide Ehe⸗ 
leute eine OHG. unter der Firma Kinobetriebe St. & Co. 
gegründet und die Umwandlung der beiden Gmbh. durch 
Übertragung ihres Vermögens auf die OHG. beſchloſſen. 
Der Ehemann St. hat als Geſchäftsführer die Umwandlung 
zur Eintragung im Handelsregiſter angemeldet. Das Regiſter⸗ 
gericht hat die Anmeldung beanſtandet. Es hält die Umwand⸗ 
lung zweier Gmbc. auf dieſelbe von den Geſellſchaftern ge⸗ 
gründete OHG. im Hinblick auf 8 11 Abſ. 2 UmwandlG. vom 
5. Juli 1934 für unzuläſſig. Die hiergegen in zuläſſiger 
Weiſe erhobene Beſchwerde des anmeldenden Geſchäftsführers 
iſt von Erfolg. 

Die Auffaſſung des Regiſtergerichts, es könnten mehrere 
Kapitalgeſellſchaften, deren Geſellſchafter dieſelben ſind, nicht 
auf eine einzige von ihnen gegründete OH®. (Perſonalgeſell⸗ 
ſchaft) umgewandelt werden, vermag das BeſchwG. nicht zu 
teilen. Das UmwandlG. und die dazu erlaſſenen Durchf VD. 
behandeln ausdrücklich allerdings nur den Fall, daß die Ge⸗ 
ſellſchafter einer Kapitalgeſellſchaft eine Perſonalgeſell⸗ 
ſchaft gründen und auf dieſe das Vermögen der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft übertragen. Dem Sinne des Geſetzes widerſpricht es 
jedoch nicht, ſeine Beſtimmungen auch auf den Fall der Um⸗ 
wandlung mehrerer Kapitalgeſellſchaften auf eine von den 
Geſellſchaftern gebildete Perſonalgeſellſchaft entſprechend an⸗ 
zuwenden. Zweck des UmwandlG. tft, die Überführung an⸗ 
onhmer Kapitalgeſellſchaften auf verantwortliche Einzelunter⸗ 
nehmen, zu denen auch OHG. und Kommbef. gehören, durch 


Schaffung gewiſſer Erleichterungen anzustreben. Zugleich will 


das Geſetz eine Handhabe bieten, übermäßige Verſchachtelun⸗ 
gen rückgängig zu machen. Im Sinne dieſer Beſtrebungen 
liegt auch die Überführung mehrerer Kapitalgeſellſchaften 
auf dieſelbe Perſonalgeſellſchaft. Wenn hierbei zugleich eine 
Verſchmelzung mehrerer Unternehmungen in der Weiſe ein⸗ 
tritt, daß von vornherein nur eine Perſonalgeſellſchaft ent⸗ 
ſteht, während dieſes Ziel ſonſt nur dadurch erreicht werden 


könnte, daß entweder die mehreren Kapitalgeſellſchaften auf 
ebenſo viele Perſonalgeſellſchaften umgewandelt und dieſe 
durch beſondere Vereinbarungen zuſammengelegt werden müß⸗ 
ten, oder zunächſt die eine Kapitalgeſellſchaft in eine Per⸗ 
ſonalgeſellſchaft umgewandelt wird, dieſe die Anteile der 
anderen Kapitalgeſellſchaften erwirbt und dann eine Umwand⸗ 
lung nach $ 2 Umwandl. vornimmt, fo iſt demgegenüber 
darauf hinzuweiſen, daß eine ſolche Verſchmelzung dem Um⸗ 
wandlG. nicht fremd iſt. Sie entſteht ohne weiteres in allen 
Fällen, wo die Perſonalgeſellſchaft als alleinige Geſellſchaf⸗ 
terin mehrerer Kapitalgeſellſchaften dieſe im Wege der Um⸗ 
wandlung nach § 2 des Gef. erwirbt. Aus der Beſtimmung 
des § 11 Abi. 2 UmwandlG. läßt ſich die Annahme der Un⸗ 
zuläſſigkeit der Umwandlung mehrerer Kapitalgeſellſchaften 
auf dieſelbe unter den Geſellſchaftern oder Aktionären zu er⸗ 
richtende Perſonalgeſellſchaft nicht herleiten. Dieſe Beſtim⸗ 
mung verlegt in Abweichung von den handelsrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften die Entſtehung der Perſonalgeſellſchaft auf den Zeit⸗ 
punkt der Eintragung des Umwandlungsbeſchluſſes im Regiſter 
der umgewandelten Kapitalgeſellſchaft. Dieſe Regelung war 
erforderlich, weil nach §S 4 des Gef. das Vermögen der Kapi⸗ 
talgeſellſchaft im Zeitpunkt der Eintragung des Umwandlungs⸗ 
beſchluſſes auf die Perſonalgeſellſchaft übergeht und die Kapi⸗ 
talgeſellſchaft erliſcht. Um die Geſamtrechtsnachfolge der Per⸗ 
ſonalgeſellſchaft durchzuführen, mußte der Zeitpunkt des Er⸗ 
löſchens der Kapitalgeſellſchaft mit dem Zeitpunkt des Ent⸗ 
ſtehens der Nachfolgegeſellſchaft zuſammengelegt werden. Wenn 
das Geſetz aus dieſem Grunde die übernehmende Perſonalge⸗ 
ſellſchaft ſo eng an die erlöſchende Kapitalgeſellſchaft geknüpft 
hat, fo kann aus dieſer rein konſtruktiven Regelung der Ent⸗ 
ſtehung der Perſonalgeſellſchaft nicht gefolgert werden, daß 
eine für die Umwandlung neu errichtete Perſonalgeſellſchaft 
nur einer einzigen Kapitalgeſellſchaft nachfolgen dürfe. Die 
entſprechende Anwendung dieſer Beſtimmung auf den Fall 
der Umwandlung mehrerer Kapitalgeſellſchaften auf dieſelbe 
zu errichtende Perſonalgeſellſchaft läßt die übernehmende 
DHGS. in dem Augenblick entſtehen, in welchem die Umwand⸗ 
wird auch nur bei einer der Kapitalgeſellſchaften eingetragen 
wird. 


Ein weſentliches Bedenken gegen die hier vertretene Auf⸗ 
faſſung liegt allerdings darin, daß das UmwandlG. ein Aus⸗ 
nahmegeſetz iſt, welches in Abweichung von den allgemeinen 
handelsrechtlichen Beſtimmungen zur Erreichung eines be⸗ 
ſtimmten Zweckes vorübergehend die liquidationsloſe und dar⸗ 
über hinaus gebühren⸗ und ftenerbegünftigte Auflöſung von 
Kapitalgeſellſchaften geſtattet und deshalb einer Anwendung 
über den Kreis der ausdrücklich zugelaſſenen Fälle hinaus 
nicht fähig iſt. Unter dieſem Geſichtspunkt hat z. B. das er⸗ 
kennende Gericht in einer anderen Entſch. die Umwandlung 
durch übertragung des Vermögens einer Kapitalgeſellſchaft 
auf die Erbengemeinſchaft nach dem verſtorbenen alleinigen 
Geſellſchafter für unzuläſſig erklärt. Im vorl. Falle die Um- 
wandlung zuzulaſſen, liegt aber, wie bereits ausgeführt iſt, 
gerade im Sinne des Geſetzes. An die Stelle zweier oder meh⸗ 
rerer Kapitalgeſellſchaften tritt eine einzige Perſonalgeſellſchaft. 
Daß dieſe nicht von vornherein alleinige Inhaberin aller Ge⸗ 
ſchäftsanteile der Kapitalgeſellſchaften geweſen (§ 2 a. a. O.), 
ſondern von den Geſellſchaftern zum Zwecke der Umwandlung 
gegründet worden iſt, kann nicht von entſcheidender Bedeutung 
ſein, nachdem das Geſetz die Umwandlung einer Kapitalge⸗ 
ſellſchaft auf eine von den Geſellſchaftern oder ihrer Mehrheit 
gegründete Perſonalgeſellſchaft überhaupt für zuläſſig er⸗ 
klärt hat. 

(LG. Berlin, Beſchl. v. 5. März 1937, 408 7 1732/37.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

I. Das UmmwandlG. und feine DurchfVO. bezeichnen in 
ſcharf umriſſenen Tatbeſtänden die Fälle, in denen eine Um⸗ 
wandlung zuläſſig iſt. Das Gericht hatte vorliegend die Fragen 
zu prüfen, a) ob einer dieſer Fälle vorliegt und b) wenn 
dies abgelehnt wurde, 1. ob überhaupt im Wege der Aus⸗ 
legung ein neuer Umwandlungstatbeſtand geſchafſen werden 
kann und 2. wenn ja, ob im gegebenen Falle die Voraus- 
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ſetzungen für eine ſolche Auslegung vorhanden waren. Das 
Gericht hat die Frage zu a verneint, die beiden Fragen zu b 
bejaht. Auch die Frage zu a konnte jedoch bejaht werden. Der 
Tatbeſtand des § 9 i. Verb. m. § 14 UmwandlG. iſt für die 
Umwandlungsbeſchlüſſe der beiden Kapitalgeſellſchaften er⸗ 
füllt. Beide Beſchlüſſe ſind auf die Errichtung einer OHG. 
und die Übertragung des Vermögens der Kapitalgeſellſchaft 
an dieſe gerichtet. Der Zweck der neu gegründeten OHG. be⸗ 
ſteht nicht in der Übernahme des Vermögens einer Kapi⸗ 
talgeſellſchaft, ſondern in der Übernahme des Vermögens 
beider Geſellſchaften. Das iſt rechtlich ſehr wohl denkbar und 
daher zuläſſig. Das AG. hat ſich denn auch offenbar weniger 
hieran, als an der Vorſchrift des § 11 Abi. 2 Halbſatz 1 
Ummwandl®. geſtoßen. 

Dieſe Vorſchrift beſtimmt, daß die OHG. mit der Ein- 
tragung des Umwandlungsbeſchluſſes in das Handelsregiſter 
entſteht. Da in dieſem Zeitpunkt die Kapitalgeſellſchaft er⸗ 
liſcht und die Geſamtrechtsnachfolge ſtattfindet (88 4, 5 Um⸗ 
wandlG.), fo mußte dafür geſorgt werden, daß die OHG. als 
nunmehriger Vermögensträger ſpäteſtens in dieſem Zeitpunkt 
vorhanden iſt und nicht etwa erſt mit ihrer Eintragung ins 
Handelsregiſter oder mit dem Beginn ihrer Geſchäfte Dritten 
gegenüber in Wirkſamkeit tritt (vgl. § 123 Abſ. 1, 2 HGB.). 
Dieſem Zweck des § 11 Abſ. 2 Halbſatz 1 UmmandlG. wider⸗ 
ſtreitet es nun nicht, daß die OHG. ſchon vor Eintragung 
des Umwandlungsbeſchluſſes entſteht, weil ſie dann ja auch 
und erſt recht im Zeitpunkt des Vermögensüberganges vor⸗ 
handen iſt. Daß dieſe „Entſtehung“ nichts anderes als der 
Beginn der Wirkſamkeit nach außen i. S. des § 123 HGB. 
it und daß die OHG. nach innen ſchon mit dem Umwand⸗ 
lungsbeſchluſſe ſelbſt entſteht, wie ich an anderer Stelle aus⸗ 
geführt habe ( Bergmann, „Umwandlung, Auflöfung und 
Löſchung von Kapitalgeſellſchaften“ S. 89), ſei hier nur neben⸗ 
bei bemerkt. 

Da das Gericht den Tatbeſtand der 88 9, 14 UmwandlG. 
nicht für erfüllt erachtete, ſo hatte es die grundſätzlich be⸗ 
deutſame Frage zu entſcheiden, ob auch in anderen als den 
geſetzlichen Fallen eine Umwandlung zuzulaſſen iſt. Der Um⸗ 
ſtand, daß es ſich bei der Umwandlungsgeſetzgebung um eine 
Ausnahmeregelung handele, die der ausdehnenden Aus⸗ 
legung unzugänglich ſei, kann dem nicht entgegenſtehen. Denn 
auch ſinguläre Rechtsvorſchriften ſind im Rahmen des Lebens⸗ 
gebiets, das ſie ordnen, der ausdehnenden Auslegung fähig 
(Enneccerus, Lehrbuch Bd. I 8 48). Das muß vor al⸗ 
lem gelten, wenn vom Geſetzgeber ein beſtimmtes wirtſchafts⸗ 
politiſches Ziel verfolgt wird, deſſen Erreichung durch aus⸗ 
dehnende Auslegung gefördert werden kann. Nachdem der Ge⸗ 
ſetzgeber ſelbſt eine Breſche in das ſtarre Syſtem unſeres Ge⸗ 
ſellſchaftsrechts geſchlagen hat, um die anonyme Form des 
Kapitalbeſitzes einzuſchränken, muß es daher im Rahmen des 
Geſetzeszwecks als zuläſſig erachtet werden, neue Tatbeſtände 
im Wege der Geſetzesanalogie der Umwandlung zu erſchlie⸗ 
ßen, ſoweit dies ohne erhebliche Abweichung von allgemeinen 
geſellſchaftsrechtlichen Grundſätzen und von dem Geſamtauf⸗ 
bau des Umwandlungsrechts möglich iſt. 

Wenn alſo das LG. auf dem Standpunkt ſtand, 8 9 Int 
mandl®. erfaſſe nur die Umwandlung einer Rapitalgejell- 
ſchaft in eine DHG., fo war es nach dem Vorgeſagten jeden⸗ 
falls unbedenklich, dieſe Vorſchrift auch auf die Umwandlung 
zweier Kapitalgeſellſchaften in eine DH®. entſprechend 
anzuwenden. 

II. Es iſt nicht leicht, die richtige Grenze für die 
ausdehnende Auslegung im Umwandlungsrecht zu ziehen. In 
dieſem Zuſammenhang iſt es bemerkenswert, daß der Beſchluß 
nicht etwa ſo argumentiert: weil die Beteiligten durch Über⸗ 
tragung der Anteile einer Kapitalgeſellſchaft auf die andere 
und ſodann Umwandlung zunächſt nach § 9, dann nach 8 2 
Ummandl®. dasſelbe Ziel hätten erreichen können, ſo muß 
die Umwandlung auch auf direktem Wege zufäffig fein. 
Wollte man dieſem Gedanken Raum geben, ſo würden ſich 
die Umwandlungsfälle geradezu ins Uferloſe vermehren laſſen. 
Man wird vielmehr als Grundſatz feſtzuhalten haben, daß bei 
der verſchmelzenden Umwandlung der Allein- oder Haupt⸗ 
geſellſchafter und der Vermögeusübernehmer identiſch fein 


müſſen; in gleicher Weiſe müſſen bei der errichtenden Um⸗ 
wandlung die Geſellſchafter der Kapitalgeſellſchaft einerſeits 
und die Geſellſchafter der errichteten Perſonengeſellſchaft an⸗ 
dererſeits dieſelben Perſonen ſein, ſoweit nicht — bei der 
Umwandlung durch Mehrheitsbeſchluß — eine Minderheit 
ausſcheidet. Beſitzveränderungen können alſo grund⸗ 
ſätzlich nicht durch die Umwandlung erſetzt werden (vgl. LG. 
Berlin: JW. 1937, 56), deren Weſen in der liquidations⸗ 
loſen Übertragung des Geſellſchaftsvermögens auf die Ge⸗ 
ſellſchafter zu finden iſt. Aus dieſem Grunde iſt es z. B. 
nicht zuläſſig, daß A. und B., die alleinige Geſellſchafter 
einer Kapitalgeſellſchaft und gleichzeitig alleinige Geſell⸗ 
ſchafter einer OHG. find, die Kapitalgeſellſchaft durch Über⸗ 
tragung ihres Vermögens auf die OHG. umwandeln. 
Ebenſowenig kann eine OHG, die im Alleinbeſitz der 
Anteile einer Kapitalgeſellſchaft iſt, dieſe unter Errichtung 
einer neuen Oßĩ G., an der ihre Geſellſchafter beteiligt find, 
umwandeln, weil ihr dies etwa zur Erhaltung der Firmen⸗ 
namen erwünſcht iſt. Der OHG. kommt eben vermöge ihrer 
Selbſtändigkeit im Rechtsverkehr (8 124 HGB.) und ihrer 
Organiſation eine von ihren Geſellſchaftern weſentlich ver⸗ 
ſchiedene Individualität handels⸗ und umwandlungsrechtlich 
zu. — Fraglich kann ſein, ob die mehreren Erben des 
Geſellſchafters einer Kapitalgeſellſchaft, die ſich über ſeinen 
Geſellſchaftsanteil noch nicht auseinandergeſetzt haben, bei 
der Umwandlung nunmehr als Einzelne Geſellſchafter der 
errichteten Perſonengeſellſchaft werden können. Das iſt m. E. 
zu bejahen, da die einzelnen Erben vorher, wenn auch in 
geſamthänderiſcher Verbundenheit, Geſellſchafter der Kapital⸗ 
geſellſchaft waren und die Erbengemeinſchaft als ſolche (anders 
als die DHG.) handelsrechtlich keine ſelbſtändige Einheit 
bildet. 

III. Der Beſchluß erwähnt als Beiſpiel für eine un⸗ 
zuläſſige Auslegung des Umwandlcß. die Übertragung des 
Vermögens einer Kapitalgeſellſchaft auf eine Erbenge⸗ 
meinſchaft. Das iſt zutreffend, wenn es ſich um ein voll⸗ 
kaufmänniſches Geſchäft handelt, da ein ſolches von einer 
Erbengemeinſchaft rechtsgeſchäftlich nicht erworben und fort⸗ 
geführt werden kann. Dagegen iſt m. E. die Umwandlung 
für zuläſſig zu erachten, wenn es ſich nicht um ein voll⸗ 
kaufmänniſches Geſchäft handelt, insbeſ. alſo bei Grund⸗ 
ſtücksgeſellſchaften. Die Beibehaltung der Rechtsform der Erben⸗ 
gemeinſchaft iſt von erheblicher praktiſcher Bedeutung, weil 
dann z. B. das Vermögen (Grundſtück) unter der Verwalt wing 
des Teſtamentsvollſtreckers oder des Nachlaßverwalters bleibt, 
die beſchräukte Erbenhaftung geltend gemacht werden kann uff. 

RA. Dr. Bergmann, Frankfurt a. M. 


* 


36. LG. — 811 Umwandl G. v. 5. Juli 1934; 81 
der Durchf VO. v. 14. Dez. 1934. 

1. Die formloſe Errichtung der BGB. ⸗Ge⸗ 
ſellſchaft, auf welche das Vermögen der um⸗ 
zuwandelnden Kapitalgeſellſchaft übertra⸗ 
gen werden ſoll, genügt, wenn in dem nota⸗ 
riell beurkundeten UÜmwandlungsbeſchluß 
auf dieſe Gründung Bezug genommen wird 
und die Einzelheiten des Geſellſchaftsver⸗ 
trages in den Hauptpunkten wiedergegeben 
ſind. 

2. Bei der Umwandlung auf eine BG B. 
Geſellſchaft iſt die Einreichung einer Liſte 
der Geſellſchafter nicht erforderlich. ) 

Die alleinigen Geſellſchafter der GinbH., einer Grund⸗ 
ſtücksgeſellſchaft, haben in notarieller Verhandlung folgenden 
Umwandlungsbeſchluß gefaßt: 

„Wir haben eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, die 
ihren Sitz in Berlin hat und deren Zweck die Verwaltung 
des ihr als Geſellſchaftsvermögen zu übertragenden Grund⸗ 
ſtücks L.⸗Straße 25 iſt, begründet. An der Geſellſchaft iſt 
die Erſchienene zu 1 zu 50% und die Erſchienene zu 3 
gleichfalls zu 50% beteiligt. Die Vertretung der Geſell⸗ 
ſchaft iſt der Erſchienenen zu 1 übertragen. 


65. Jahrg. 1937 Heft 19] 
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Hierauf beſchloſſen die Erſchienenen zu 1 und 3 zu 
Punkt 1 der Tagesordnung: 
a) die Umwandlungsbilanz, die dem Protokoll als An⸗ 
lage beigefügt iſt, wird genehmigt; 
b) die Geſellſchaft wird dadurch umgewandelt, daß ...“ 


Das Regiſtergericht hat die von dem Geſchäftsführer der 
GmbH. vorgenommene Anmeldung des Umwandlungsbeſchluf⸗ 
ſes dahin beanſtandet, daß der urkundliche Nachweis der 
Errichtung der BGB.⸗Geſellſchaft, auf die in der notariellen 
Verhandlung Bezug genommen worden ſei, und die Liſte 
der Geſellſchafter der BGGB.⸗Geſellſchaft fehle. Die gegen 
dieſe Beanſtandungsverfügung von der Geſellſchaft eingelegte 
Beſchwerde, die als Beſchwerde ihres Geſchäftsführers an⸗ 
zuſehen iſt, iſt zuläſſig und auch begründet. 


Nach § 1 der DurchfVoO. v. 14. Dez. 1934 zum Um⸗ 
wandlch. kann die Geſellſchafterverſammlung in dem hier vorl. 
Falle, daß der Gegenſtand des Unternehmens der Kapital⸗ 
geſellſchaft nicht den geſetzlichen Vorſchriften für die Errich⸗ 
tung einer OHG. oder Kommmbef. genügt, die Errichtung 
einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts zum Zwecke der 
Umwandlung beſchließen. Nach dem Wortlaut des Geſetzes 
kann es nicht zweifelhaft ſein, daß die Errichtung der Ge⸗ 
ſellſchaft bürgerlichen Rechts in der Geſellſchafterverſamm⸗ 
lung zu erfolgen hat, alſo in der notariellen Urkunde über 
die Geſellſchafterverſammlung enthalten ſein muß. Eine münd⸗ 
liche Geſellſchaftsgründung iſt aus Gründen der Verkehrs- 
ſicherheit abzulehnen (Criſolli⸗Groſchuff, Anm. 22 
zu § 10 UmwandlG.). Im vorl. Falle iſt jedoch in der 
notariellen Urkunde über den Umwandlungsbeſchluß der In⸗ 
halt des zwiſchen den Geſellſchaftern formlos geſchloſſenen 
Vertrages über die Errichtung einer Geſellſchaft bürgerlichen 
Rechts in ſeinen weſentlichen Punkten wiedergegeben worden. 
Damit ift der Inhalt dieſes Geſellſchaftsvertrages auch zum 
Beſtandteil des notariell beurkundeten Beſchluſſes der Ge⸗ 
ſellſchafterverſammlung geworden und den Anforderungen des 
§1 der DurchfVO. genügt. Das Verlangen des Regiſtergerichts 
nach einem beſonderen urkundlichen Nachweiſe der Errichtung 
der BGG B.⸗Geſellſchaft iſt bei dieſer Sachlage ungerechtfertigt. 

Der Vorlegung einer beſonderen Liſte der Geſellſchafter 
der BGGB.⸗Geſellſchaft bedarf es nicht. Wenn § 11 Abſ. 1 
UmwandlGz. vorſchreibt, daß der Anmeldung des Umwand⸗ 
lungsbeſchluſſes eine von dem Anmeldenden unterſchriebene 
Lifte der Geſellſchafter der OHG. beizufügen iſt, aus der 
die Geſellſchafter mit Namen, Vornamen, Stand und Wohn⸗ 
ort erfichtfich find, fo geſchieht dies deswegen, weil die OHG. 
vor ihrer Eintragung im Handelsregiſter A bereits mit der 
Eintragung des Umwandlungsbeſchluſſes im Handelsregister B 
entſteht und nach 8 106 HGB. die Anmeldung einer OHG. 
dieſe Angaben zu enthalten hat. Da 8 11 UmwandlG. für die 
Umwandlung auf eine BGGB.⸗Geſellſchaft nur entſprechende 
Anwendung findet, eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts aber 
nicht im Handelsregiſter eingetragen wird, ſo iſt die Ein⸗ 
reichung einer Liſte in dieſem Falle nicht erforderlich (Bött⸗ 
cher-Meilicke, 3. Aufl., S. 158 Ziff. 3). 


(LG. Berlin, Beſchl. v. 12. März 1937, 408 T7 2248/7.) 


Anmerkung: Das LG. verkennt nicht, daß nach § 1 der 
DurchfVO. v. 14. Dez. 1934 die Errichtung der Geſellſchaft 
bürgerlichen Rechts in der Geſellſchafterverſammlung er⸗ 
lolgen, alſo in der über ſie aufgenommenen notariſchen 
Niederſchrift enthalten ſein muß. Aus der Anm. bei Cri⸗ 
ſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel, S. 138 unten, 139 oben: 
„Eine mündliche Errichtung der Perſonalgeſellſchaft mit an⸗ 
ſchließender bloßer Anmeldung iſt vom Geſetzgeber aus Grün⸗ 
den der Verkehrsſicherheit für den Fall der Umwandlung 
abgelehnt“ glaubt aber das LG. in vorl. Falle, in dem in der 
Urkunde über den Umwandlungsbeſchluß der Inhalt des zwi⸗ 
ſchen den Geſellſchaftern formlos geſchloſſenen Vertrages über 
die Errichtung einer Geſellſchaft bürgerlichen Rechts in ſeinen 
weſentlichen Punkten wiedergegeben worden iſt, herleiten zu 


ſollen, daß damit den Anforderungen des § 1 der DurchfVO. 
genügt iſt. 


Jedoch iſt folgendes zu beachten: Das Umwandlungsrecht 
trennt ſcharf zwiſchen verſchmelzender und errichtender Umwand⸗ 
lung, zwiſchen Umwandlung durch Übertragung des Vermögens 
auf eine beſtehende OHG. oder KommöGeſ. (88 2—7 u. 12 
UmtwandIG.), den alleinigen Geſellſchafter ($ 8 Umivandl®.), 
jetzt auch den Hauptgeſellſchafter, und der Umwandlung unter 
gleichzeitiger Errichtung einer OHG. (SS 9—11 Umwandl sh.). 
SS1, 2 der DurchfVO. v. 14. Dez. 1934 laſſen in Erweite⸗ 
rung dieſer Beſtimmungen nur die Umwandlung der 
Kapitalgeſellſchaft unter gleichzeitiger Er⸗ 
richtung einer Geſellſchaft bürgerlichen Rechts zu, ſehen 
aber nicht vor die Umwandlung durch Übertragung des Ver⸗ 
mögens auf eine beſtehende BGB.⸗Geſellſchaft. Das LG. 
hätte daher nur dann zu ſeinem Ergebnis im erſten Teil des 
Beſchluſſes kommen können, wenn es extra legem dahin inter⸗ 
pretiert hätte, daß zwar durch § 1 der DurchfVO. v. 14. Dez. 
1934 für eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts nur die errich⸗ 
tende Umwandlung zugelaſſen, jedoch der Wille des Geſetz⸗ 
gebers geweſen fei, die BGGB.⸗Geſellſchaft ganz allgemein 
der OHG. oder Rommel. gleichzuſtellen, um den Kapital⸗ 
geſellſchaften, „für die der Weg einer Umwandlung nach dem 
UmwandlG. mit Rücksicht auf den geringen Umfang ihres 
Kapitals und die geringe Anzahl ihrer Geſellſchafter beſonders 
geeignet iſt“, denen aber „die Handelsgewerbeeigenſchaft fehlt 
und dieſer Weg daher verſperrt“ war, „die Möglichkeit der 
Umwandlung“ zu eröffnen (Ouaſſowski: DJ. 1934, 
1628). Die zur Entſch. ſtehende Frage iſt alſo nicht, ob die 
BGGB.⸗Geſellſchaft auch mündlich errichtet werden kann — 
was das LG. zutreffend mit Criſolli-Groſchuff⸗ 
Kaemmel verneint — ſondern, ob eine Kapitalumwandlung 
auf eine ſchon beſtehende Geſellſchaft bürgerlichen Rechts zu⸗ 
läſſig iſt. Iſt es aber ſchon angeſichts des klaren, nur die 
errichtende Umwandlung vorſehenden 8 1 der Durchf VO. 
ſchwer, extra legem dem Geſetzgeber zu ſubſumieren, daß er 
über den § 1 der DurchfVoO. hinaus die BGB.⸗Geſellſchaft 
ganz allgemein der OHG. gleichſtellen wollte, fo dürfte 
entſcheidend gegen eine ſolche Unterſtellung die offenſichtlich 
den Beratungen zum $ 1 der DurchfVO. entnommene Bemer⸗ 
kung Quaſſowskis: D. 1934, 1630 links oben ſprechen: 
„Int Gegenſatz zu der Umwandlung unter gleichzeitiger Er⸗ 
richtung einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts iſt die Um⸗ 
wandlung durch Übertragung des Vermögens auf eine be⸗ 
ſtehende Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts nicht zugelaſſen, 
da ſich ein Bedürfnis hierfür nicht gezeigt hat.“ Es müſſen 
daher beide Vorgänge, Errichtung der BGB.⸗Geſellſchaft und 
Übertragung des Vermögens der Kapitalgeſellſchaft auf fie in 
einem — notariſch zu beurkundenden — Beſchluß, in einem 
„geſellſchafts rechtlichen Geſamtakt“ beſchloſſen 
werden, der „gleichzeitig den Charakter eines Geſellſchafts⸗ 
vertrags“ hat (Böttcher⸗Meilicke, 3. Aufl., S. 128). 


Der weiter vom LG. getroffenen Entſch., daß der An⸗ 
meldung des Umwandlungsbeſchluſſes eine vom Anmeldenden 
unterſchriebene Lifte der BGB.⸗Geſellſchafter nicht beigefügt 
zu werden braucht, weil eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts 
nicht in das Handelsregiſter eingetragen wird, wird zuzuſtim⸗ 
men ſein. Nicht nur Böttcher⸗Meilicke vertreten an der 
vom LG. zitierten Stelle dieſe Auffaſſung, auch nach Quaſ⸗ 
ſowski: D. 1934, 1629 oben rechts ſind der Anmeldung 
nur eine Ausfertigung des Protokolls und die der Umwaud⸗ 
lung zugrunde gelegte Bilanz beizufügen (8 3 UmmandlG.). 
Zwar bemerken Criſolli⸗Groſchuff S. 144: „die Liſte 
iſt auch bei der Umwandlung in eine BGB. ⸗Geſellſchaft er⸗ 
forderlich.“ Doch ſind ihre Gründe nicht aus dem Geſetz ab⸗ 
geleitet; es ſind Zweckmäßigkeitserwägungen nicht gerade 
durchſchlagender Art, wenn fie ausführen: Die Liſte „it ge⸗ 
eignet, bei Unklarheiten des Beſchluſſes Zweifel zu beſeitigen 
oder hervortreten zu laſſen, fie erhöht die Überficht und erleich⸗ 
tert die Eintragung einer BGGB.⸗Geſellſchaft bei der Um⸗ 
wandlungseintragung im B⸗Regiſter..“ . 

RA. u. Notar Dr. jur. et rer. pol. Hugo Dietrich, Berlin. 
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37. AG. — Durch die VO. überdie Gebühren⸗ 
befreiung beim Kleinwohnungsbau v. 27. Aug. 
1936 (RG Bl. I, 702) iſt die landesrechtliche Ge⸗ 
bührenfreiheit des Wohnungsbaues auf dem 
Gebiet der ſtreitigen Gerichtsbarkeit be⸗ 
ſeitigt. 

In dem Offenbarungseidsverfahren ſind von der Gläubi⸗ 
gerin 2 HR, Gebühren und 0,62 N Auslagen erfordert. Die 
Gläubigerin erhebt bzgl. der 2 % Erinnerung. Dieſe iſt jedoch 
nicht begründet. 


Allerdings iſt die Gläubigerin nach dem Beſchl. des Reg⸗ 
Präs. zu Breslau v. 30. Dez. 1933 auf Grund der VO. des 
RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen v. 1. Dez. 
1930 (RGBl. I, 593) als gemeinnützig anerkannt und deshalb 
nach $ 1 VO. über die Gebührenbefreiung beim Kleinwoh⸗ 
nungsbau v. 27. Aug. 1936 (RGBl. I, 702) von der Zahlung 
der in der Koſtenordnung beſtimmten Gerichtsgebühren 
befreit. Aus dieſer ausdrücklichen neueſten Regelung folgt, daß 
die Gläubigerin als gemeinnütziges Wohnungsunternehmen von 
den vorliegend in Rede ſtehenden Gerichtsgebühren nicht befreit 
iſt. Insbeſ. find nach der ausdrücklichen Beſtimmung des § 3 
BO. v. 27. Aug. 1936 die früheren landesrechtlichen Befreiungs⸗ 
vorſchriften beim Wohnungsbau (vgl. §§ 8, 115 PrGͤcg.) mit 
dem 1. Okt. 1936 außer Kraft getreten. Es iſt daher rechtsirrig, 
wenn das AG. Berlin⸗Schöneberg im Beſchl. v. 2. Jan. 1937 
(88 M 4305/36: JW. 1937, 274 1) im Gegenſatz zu dem dort an⸗ 
geführten Beſchl. v. 10. Dez. 1936 (38 M 4714/36) auszuführen 
verſucht, daß die landesrechtlichen Vorſchriften über die Gebith- 
renbefreiung noch auf dem Gebiete der ſtreitigen Gerichtsbar⸗ 
keit weiter gelten ſollen. Dementſprechend haben ſich u. a. auch 
ſchon die Abteilungen 310 und 305 des AGG. Berlin im Anſchluß 
an die Ausführungen des AGR. Hornig: DJ. 1936, 1365 
gegen die abgedruckte Entſch. des AG. Schöneberg gewandt (310 
M 526/37 und 305 M 81/37). Auf die Ausführungen von Hor⸗ 
nig hat auch der AGPräſ. des AG. Berlin in der Vfg. vom 
30. Sept. 1936 (5603 F 24/36) hingewieſen und ausgeführt, daß 
die Befreiung nur für die Gebühren der RKoſtO. gilt, die ſich 
nur auf die Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen erſtreckt, 
daß dagegen in der ſtreitigen Gerichtsbarkeit die im § 1 Abſ. 1, 
§ 2 WO. v. 27. Aug. 1936 bezeichneten Wohnungsunternehmun⸗ 
gen und Körperſchaften des öffentlichen Rechts keinerlei Ge⸗ 
bührenfreiheit genießen. Bei der ausdrücklichen Regelung durch 
die VO. v. 27. Aug. 1936 ſind Erörterungen darüber, wie ſie 
das AG. Berlin⸗Schöneberg anſtellt, ob die jetzige Regierung 
den Wohnungsbau habe ſchlechter ſtellen wollen als die Regie⸗ 
rung der Syſtemzeit, abwegig und ſind auch nach der heutigen 
Rechtsauffaſſung die heute noch gültigen und insbeſ. die von 
der jetzigen Regierung erlaſſenen Vorſchriften ohne Rückſicht 
auf zweckmäßige Erwägungen für die Rechtsanwendung aus⸗ 
ſchlaggebend. 


Grundſätzlich iſt davon auszugehen, daß die Gebühren für 
das Offenbarungseidsverfahren reichsrechtlich durch § 33 Ziff. 5 
DERG. geregelt find und Befreiungsvorſchriften hiervon nur 
nach § 90 DOGNKG. i. d. Faſſ. des Art. 1 VO. v. 27. März 1936 
(REBEL. I, 319; Rittmann⸗Wenz, 16. Aufl., S. 477) be⸗ 
ſtehen. Danach ſind von der Zahlung der Gerichtsgebühren be⸗ 
freit das Reich und die Länder, die Nationalſozialiſtiſche Deut⸗ 
ſche Arbeiter-Partei ſamt ihren Gliederungen, ſowie die nach 
dem Haushaltsplan des Reichs und der Länder für Rechnung 
des Reichs oder eines Landes verwalteten öffentlichen Anſtalten 
und Kaſſen. Unberührt bleiben nur die reichs rechtlichen Vor⸗ 
ſchriften, durch die für beſtimmte Angelegenheiten oder be⸗ 
ſtimmte Perſonengruppen Gebührenfreiheit gewährt wird (vgl. 
ebenſo $ 10 Abſ. 2 RKoſtO. v. 25. Nov. 1935). Unter § 90 
DKG. fallen daher nicht die gemeinnützigen Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften, wie vorliegend die Siedlungsgeſellſchaft Breslau AG. 


oder in 310 M 526/37 die Gemeinnützige Siedlungs⸗ und Bau⸗ 
geſellſchaft Berlin GmbH. Bezirk Heerſtraße Berlin. Von reichs⸗ 
rechtlichen Befreiungsvorſchriften kommt für dieſe Geſellſchaften 
vor allem der $ 29 RSiedlGG. v. 11. Aug. 1919 (RG Bl. I, 1429) 
i. d. Faſſ. v. 7. Juni 1923 (RGBl. I, 364) in Frage. Er ge⸗ 
währt Gebühren- und Stempelfreiheit aber nur für alle Ge⸗ 
ſchäfte und Verhandlungen, die zur Durchführung von Sied⸗ 
lungsverfahren i. S. dieſes Geſetzes gemacht werden, macht 
jedoch ausdrücklich eine Ausnahme für die im Wege des ordent⸗ 
lichen Rechtsſtreits vorgenommenen Geſchäfte und Verhand⸗ 
lungen. Die Befreiung erſtreckt ſich vor allem auf Umſatz⸗ und 
Wertzuwachsſteuer, ferner u. a. auch auf Kataſtergebühren, da⸗ 
gegen nach der ausdrücklichen Vorſchrift nicht auf die Gerichts⸗ 
koſten der ordentlichen Prozeſſe. Die Befreiung iſt eine objektiv 
ſachliche und nicht eine ſubjektive. Es genießen alſo nicht die 
Siedlungsunternehmen als ſolche trotz ihrer Gemeinnützigkeit 
Gebühren- und Stempelfreiheit, ſondern nur ſoweit es ſich um 
die ausdrücklich beſtimmten Angelegenheiten handelt (vgl. 
Ponfick⸗Wenzel, 3. Aufl., § 29 Anm. 1 und 4). Bemerkt 
ſei noch, daß § 36 NHeimftätt®. eine ähnliche Befreiungsvor⸗ 
ſchrift enthält und daß das KG. auch bzgl. einer Heimſtätten. 
Gmbh. entſchieden hat, daß ſie keine öffentliche Behörde iſt und 
als ſolche keine Gebührenfreiheit genießt. Die Übertragung 
ſtaatlicher Aufgaben an die Geſellſchaften zur eigenen felbftän- 
digen Erledigung macht ſie noch nicht zu öffentlichen Behörden 
(KG. v. 1. Okt. 1936, 1 WX 322/36: JW. 1937, 114 = Höchſt⸗ 
RRſpr. 1937, 112). 


(AG. Berlin, Beſchl. v. 15. März 1937, 308 M 456/37.) 
* 


38. AG. — 850, 850 b 3 P O.; Gef. v. 13. Dez. 

RE 88 3 P f. 3 
1. Es iſt nach 8 850b ZPO. nicht möglich, 
dem Schuldner lediglich aus Gründen des tat⸗ 
ſächlichen Mehrbedarfs einen weitergehen⸗ 
den Lohnpfändungsſchutz als geſetzlich vor⸗ 
geſehen zu gewähren. 

2. Ein erwerbsloſer Schuldner wird von 
der Unterhaltspflicht für ein uneheliches 
Kind nicht befreit. Dasſelbe gilt, wenn ein 
Schuldner wegen Krankheit ſeiner Angehöri⸗ 
gen nicht zahlen kann, obwohl er Arbeit hat. 


Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Entſch. des AG. 
Hamburg v. 9. Nov. 1936: JW. 1937, 126% für den dor⸗ 
tigen Fall zutreffend iſt, wonach ein Schuldner für die 
Zeit, wo er erwerbslos iſt, auf Grund des VollſtrMißbrG. 
v. 13. Dez. 1934 von der Unterhaltszahlung nachtraglich 
durch das VollſtrGer. befreit werden kann. Anſcheinend han⸗ 
delt es ſich in dem dortigen Falle um den Unterhalt der Frau 
oder früheren Ehefrau des Schuldners. Für den vorl. Fall, 
wo es ſich um das uneheliche Kind des Schuldners handelt, 
kann dieſe Entſch. des AG. Hamburg jedenfalls nicht ge⸗ 
billigt werden. Der gegenteilige Standpunkt würde nur dahin 
führen, daß die oft böswilligen Schuldner in ihrem Be⸗ 
ſtreben, ſich von ihrer Unterhaltspflicht gegenüber den un⸗ 
ehelichen Kindern zu drücken, noch mehr unterſtützt werden. 
Würde man allgemein die erwerbsloſen Schuldner als un⸗ 
eheliche Väter von ihrer Unterhaltspflicht befreien, fo wür⸗ 
den ſie im Gegenſatz zu den ſonſtigen Volksgenoſſen, die von 
ihren Schulden nicht befreit werden, wenn ſie keinen Verdienſt 
haben, ungerecht bevorzugt werden. Nach anerkannter Rſpr. 
greift das VollſtrMißbrcß. nur ſubſidiär ein. In erſter 
Linie iſt die Beſtimmung des § 323 ZBD. die geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift, falls eine Abänderung der Unterhaltsbeträge ver⸗ 
langt wird, und es entſcheidet dann hierüber nicht das Vollſtr⸗ 
Ger., ſondern das Prozeßgericht. 

(AG. Berlin, Abt. 309, Beſchl. v. 12. Febr. 1937, 309 M. 
3947/36.) 
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Es Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt] 


39. 81 StAnp G.; 85 6 A bſ. 1, 13 A b ſ. 2 Umf- 
StG. 1932. Für die Umſatzbeſteuerung kommt es 
nicht in erfter Linie auf die bürgerlich⸗ 
rechtliche Geſtaltung, ſondern auf den wirt⸗ 
ſchaftlichen Inhalt der Vorgänge an. f) 

Der BeſchwF. betreibt eine Malzfabrik. Die Brauerei 
ſeines Bruders hat 1932— 1934 von ihm Malz bezogen. 
Streitig iſt, wie die Umſatzſteuer aus den Entgelten zu be⸗ 
rechnen iſt, die die Brauerei an den BeſchwF. entrichtet hat. 
Der Beſchwß. hat nach ſeiner eignen Darſtellung Gerſte 
eingekauft, an die Brauerei verkauft, für dieſe geſondert ge⸗ 
lagert, geſondert und nach beſonderen Angaben der Brauerei 
bermälzt und das Malz an die Brauerei hinausgegeben. Er 
will hiernach für das, was er von der Brauerei als Kauf⸗ 
preis für die Gerſte erhalten hat, nur nach dem ermäßigten 
Steuerſatz in § 13 Abi. 2 UmſStGG. 1932 Umſatzſteuer be⸗ 
zahlen — d. i. 8½ % für die Zeit vor dem 1. Okt. 1933, 
don da ab 1% — und nur den Mälzlohn nach dem Satz 
von 20% verſteuern. Das FinGer. hingegen hat den Beſchwß. 
aus allen dieſen Beträgen mit 20% zur Umſatzſteuer heran⸗ 
gezogen, weil es der Auffaſſung iſt, daß der BeſchwF. ſelbſt⸗ 
beſchaffte Gerſte vermälzt und der Brauerei geliefert habe, 
daß alſo eine Werklieferung gem. § 6 Abſ. 1 UmſStG. 1932 
vorliege. 

Der erk. Sen. tritt dem FinGer. bei. Wenn man bei 
der Beurteilung des vorl. Tatbeſtandes nicht ausſchließlich 
die gewählte bürgerlich⸗rechtliche Geſtaltung betrachtet, ſon⸗ 
dern den Zweck und die wirtſchaftliche Bedeutung des 
Steuergeſetzes, nämlich des § 6 Abſ. 1 UmſStG. 1932, ins 
Auge faßt (1 StAnp®.), wird man mit dem Finder. zu 
folgendem Ergebnis kommen: Der Brauerei kam es nicht 
darauf an, erſtens vom Beſchwe. Gerſte zu kaufen, zweitens 
dieſe Gerſte beim BeſchwF. zu lagern, drittens dieſe Gerſte 
vom BeſchwF. vermälzen zu laſſen; ebenſo wollte der 
BeſchwF. im wirtſchaftlichen Endziel nicht Gerſte kaufen, 
derkaufen, für den Käufer lagern und vermälzen; das wirt⸗ 
ſchaftliche Ziel beider Beteiligten war vielmehr die Malz⸗ 
lieferung vom BeſchwF. an die Brauerei. Hieran ändert nichts 
die Tatſache, daß die Brauerei dem BeſchwF. den Kaufpreis 
für die Gerſte alsbald nach dem Einkauf gezahlt hat, was 
wohl deswegen geſchah, weil der BeſchwF. nach feinem eigenen 
Vorbringen weniger kapitalkräftig iſt als die Brauerei. Dem 
Zweck der genannten Geſetzesvorſchrift aber entſpricht es, 
nicht nur ſolche wirtſchaftlichen Vorgänge als Werklieferun⸗ 
gen zu erfaſſen, bei denen die Beteiligten gewillt find, den. 
ſteuergefetzlichen Tatbeſtand genau in Übereinſtimmung mit 
en Merkmalen des bürgerlichen Rechts herzuſtellen, ſondern 
alle wirtſchaftlichen Vorgänge, die im wirtſchaftlichen Ergeb⸗ 
nis den ſteuergeſetzlichen Tatbeſtand als erfüllt erkennen laſſen. 
Hiernach hat der Beſchw§. der Brauerei Malz geliefert. Er 

at alles, was er für die Malzlieferung von der Brauerei 
erhalten hat, mit 2% zu verſteuern, ſowohl den als Gerſten⸗ 
kaufpreis wie auch den als Mälzlohn bezeichneten Teil. 
v Der Senat hat mit Urt. v. 5. Okt. und 21. Dez. 1934, 
4 36/32 (RStBl. 1935, 712), in einem ähnlich liegenden 
Fall ebenſo entſchieden. Der Tatbeſtand lag inſofern etwas 
anders, als dort die Malzfabrik die Gerſte nicht vor der 
Vermälzung an die Brauerei verkauft, ſondern von vorn⸗ 
herein für die Brauerei eingekauft hat, nach eignem Vor⸗ 
oringen in deren Stellvertretung, nach Feſtſtellung des Fin⸗ 

er. aber im eignen Namen. Im Endergebnis iſt aber der 
dorf. Fall dem damals beurteilten umſatzſteuerrechtlich gleich- 
zuſtellen. 

(Rp., 5. Sen., Urt. v. 29. Jan. 1937, V A 302/36 U.) 


Anmerkung: Die vorſtehende, für das alte UmſStG. er⸗ 
gangene Entſch. hat Bedeutung ebenſo für das neue Recht. 
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Ihre Bedeutung erſtreckt ſich auch nicht nur auf die Frage 
der Anwendbarkeit verſchiedener Steuerſätze, ſondern ſie hat 
noch ſonſtige bedeutſame Auswirkungen, insbeſ. hinſichtlich 
der Frage der Zwiſchenbearbeitung im Sinne der Groß⸗ 
handelsbegünſtigungen. Sie iſt grundſätzlicher und weittra⸗ 
gender Art. 

Sachlich konnte die Eutſch. nicht anders ausfallen als 
geſchehen. Sie ſteht im Einklang mit den bisherigen Recht⸗ 
ſprechungsgrundſätzen des RFH. und der Praxis der FinGer., 
und auch nur ſie wird dem Gedanken der Umſatzbeſteuerung 
gerecht. Denn bei der Umſatzbeſteuerung werden ja nicht etwa 
bürgerliche Rechtsakte beſteuert; Gegenſtand der Umſatzbe⸗ 
ſteuerung iſt vielmehr ein Leiſtungsaustauſch. Das aber iſt 
ein wirtſchaftlich zu deutender Begriff. Dieſer Begriff, der 
danach fragt, was die eine der beiden am Austauſch beteilig⸗ 
ten Perſonen (oder Perſonenmehrheiten) von der anderen 
will, läßt es nicht zu, daß eine Leiſtung, die der Natur der 
Sache nach in zwei oder mehrere Phaſen zerfällt, für die 
umſatzſteuerliche Betrachtung aufgeteilt wird in ebenſo viele 
Teilleiſtungen; denn auf die einzelne Teilleiſtung (Phaſe) 
kommt es ja dem Leiſtungsempfänger nicht an. Im konkreten 
Falle geht, wie der Rö. klar herausſtellt, das Intereſſe des 
Leiſtungsempfängers auf Belieferung mit Malz (nicht etwa 
mit Gerſte!). Die Beſchaffung von Gerſte iſt nur eine Phaſe 
auf dem Wege zur Malzlieferung und kann daher, ſoferne 
ſie in die Hand eines und desſelben Leiſtungs⸗ 
gebers gelegt iſt, umſatzſteuerlich nicht von der Ver⸗ 
mälzung getrennt werden, und zwar auch dann nicht, wenn 
bürgerlich⸗rechtlich die Leiſtungsverpflichtung durch mehrere 
in verſchiedene Vertragskategorien des bürgerlichen Rechts 
einzureihende Rechtsgeſchäfte geregelt iſt. Es iſt alſo nicht 
etwa der an ſich naheliegende Geſichtspunkt der Verhinderung 
von Steuerumgehungen, aus dem heraus das Vorhandenſein 
einer Mehrheit ſolcher Verträge (die nämlich zuweilen ſehr 
wohl durch die Art der gegenſeitigen Geſchäftsbeziehungen, 
beſondere Verrechnungs⸗ oder Buchungsmethoden u. ä. be⸗ 
dingt, alſo durchaus ernſt gemeint ſein kann) ignoriert wird; 
ſondern es iſt der Geſichtspunkt des einen, aus mehreren 
Ehe Teilleiſtungen ſich zuſammenſetzenden End⸗ 
effekts. 

Der Gruppe dieſer Fälle ſteht jene andere gegenüber, bei 
der ſich eine (oft einheitlich abgegoltene) Geſamtleiſtung aus 
zwei oder mehreren einander nicht notwendig bedingenden, 
mithin ſelbſtändigen Leiſtungen zufammenſetzt. Beiſpiele: Ein 
Unternehmer liefert einem anderen verſchiedene Waren, für 
die verſchiedene Steuerſätze beſtehen; oder jemand vermietet 
einem anderen ein Gebäude (ſteuerfrei) und liefert gleich⸗ 
zeitig elektriſchen Strom für gewerbliche Zwecke (nicht be⸗ 
freit, NFH.-Urteil in RStBl. 1933, 1326 Nr. 1111). In 
dieſen Fallen ſetzt alſo die eine Leiſtung die andere nicht vor⸗ 
aus. Die mehreren Leiſtungen ſind nicht „Phaſen“ einer 
Leiſtung, die ſich zu einem Endeffekt vereinigen, ſondern das 
Intereſſe des Leiſtungsempfängers geht — um bei der glei⸗ 


chen Ausdrucksweiſe zu bleiben — auf mehrere Endeffekte. 
Für dieſe Fälle iſt — gleichviel, ob das Entgelt einheitlich 
oder getrennt ausgeworfen wird — die getrennte umſatz⸗ 


ſteuerliche Betrachtung der mehreren Leiſtungen geboten und, 
wie die eben angeführte Entſch. zeigt, auch vom RF. am 
erkannt. 
ORegR. Dr. Nieberl, Düſſeldorf. 
* 


x 40. 88 1,6 St An p G.; § 11 Abf. 1 Nr. 3 Körp⸗ 
St G. 1925; § 9 A bſ. 1 KörpSt G. 1934 (Schachtel⸗ 
privileg). Die Gründung einer zur Verwal⸗ 
tung von Aktienbeſitz beſtimmten Familien⸗ 
GmbH. auf die die Vorausſetzungen für das 
Schachtelprivileg zutreffen, als mißbrauch⸗ 
liche Rechtsgeſtaltung i. S. des 8 6 St An p G. f) 

I. Nach § 1 Abſ. 3 StAnpG. ſind die Tatbeſtände nach 
nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung und unter beſonderer 
Berückſichtigung der Volksanſchauung zu beurteilen. Das gilt 
nach ſtändiger Rſpr. auch dann, wenn der zu beurteilende Tat⸗ 
beſtand vor dem Inkrafttreten des StAnpG. und fogar vor 
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dem 30. Jan. 1933 liegt (val. z. B. das Gutachten des GrSen. 
v. 11. Juli 1936, GrS D 5/36: JW. 1936, 2955 6 Rh. 39, 
342; RStBl. 1936, 903; StW. 1936 Nr. 402 und die dort an⸗ 
geführten Entſch., insbeſ. Urt. v. 7. April 1936, 1 A 227/35: 
JW. 1936, 22648 Ri. 39, 202; RStBl. 1936, 442; StW. 
1936 Nr. 239). 

Nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung iſt auch zu be- 
urteilen, ob ein Mißbrauch von Formen und Geſtaltungsmög⸗ 
lichkeiten des bürgerlichen Rechts i. S. von $ 6 StAnp®. vor⸗ 
liegt, durch den die Steuerpflicht nicht umgangen oder vermin⸗ 
dert werden kann. Dabei ſind die im Volk beſtehenden geſunden 
Anſchauungen zu berückſichtigen ($ 1 Abſ. 2 StAnpcg.; vgl. die 
amtliche Begründung zu $ 6 StAnpG.: RStBl. 1934, 1402). 

Für die Beurteilung der Frage, ob im vorl. Falle die 
Gründung der L.⸗Familien⸗ GmbH. einen Geſtaltungsmißbrauch 
i. S. von § 6 StAnpG. bedeutet, iſt von folgenden grundſätz⸗ 
lichen Erwägungen auszugehen. Auch die neuen Steuergeſetze 
vom 16. Okt. 1934 (EinfSt®. 1934 und KörpSt®. 1934) haben 
grundſätzlich an der Maßgeblichkeit der Rechtsform feſtgehalten 
und unterwerfen die in die Form einer juriſtiſchen Perſon 
(Aktiengeſellſchaft, GmbH. od. dgl.) gekleideten Rechtsgebilde 
grundſätzlich der Körperſchaftſteuer. Es handelt ſich hier um eine 
von der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung getroffene Ge⸗ 
ſetzesregelung. Daher kann die von den Beteiligten gewählte 
Rechtsform einer GmbH. nicht ohne weiteres unter Be⸗ 
rufung auf den allgemeinen Beurteilungsgrundſatz des § 1 Abſ. 3 
StAnp®. ſchon deshalb beiſeite geſchoben werden, weil die 
Gründung der Gmbh. ſich für die Beteiligten ſteuerlich vorteil⸗ 
haft auswirkt. Dabei wird es übrigens oft erſt von der wei⸗ 
teren Entwicklung abhängen, ob die Zwiſchenſchaltung einer 
juriſtiſchen Perſon im Endergebnis den Beteiligten ſteuerliche 
Vorteile bringt. 

Andererſeits iſt gegenüber dem früheren Recht aber auch 
folgendes zu beachten. Der Nationalſozialismus ſieht die ano⸗ 
nyme Rechtsform in all den Fällen als unerwünſcht an, in 
denen ſie nicht etwa, wie z. B. wegen eines erheblichen Kapital⸗ 
bedürfniſſes, das von einem einzelnen oder einigen wenigen 
Unternehmern nicht befriedigt werden kann, volkswirtſchaftlich 
notwendig oder berechtigt erſcheint. Aus dieſer Grundanſchauung 
erklären ſich insbeſ. auch die Geſetze vom 5. Juli 1934 über die 
Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften und über Steuererleich⸗ 
terungen bei der Umwandlung und Auflöſung von Kapital⸗ 
geſellſchaften (RStBl. I, 569, 572) nebſt den zu dieſen Geſetzen 
ergangenen DurchfVO., die die Auflöſung der beſtehenden und 
als erhaltungswürdig nicht anzuſehenden Kapitalgeſellſchaften 
und ihre Umwandlung in Einzelunternehmen oder Perſonal⸗ 
geſellſchaften handelsrechtlich und ſteuerlich erleichtern und da⸗ 
mit einen Anreiz zum Erſatz der anonymen Geſellſchaftsform 
durch Unternehmungen mit eigener Verantwortung des In⸗ 
habers bieten ſollen (vgl. die im RStBl. 1934, 803, 804 ab- 
gedruckten Begründungen zu den beiden Geſetzen). Als uner⸗ 
wünſcht werden vor allem die Grundſtücksgeſellſchaften ſowie 
die Einmann⸗ und die Familiengeſellſchaften angeſehen, beſon⸗ 
ders wenn es ſich bei ihnen um reine Vermögensverwaltungs⸗ 
geſellſchaften handelt. 

II. 1. Betrachtet man unter den zu J erörterten allgemei⸗ 
nen Geſichtspunkten den zu entſcheidenden Fall näher, ſo iſt 
zunächſt feſtzuſtellen, daß es ſich bei der L. Familien⸗Gmbh. 
um eine Familienverwaltungsgeſellſchaft han⸗ 
delt. Die GmbH. iſt von dem BeſchwF. und feiner Mutter als 
alleinigen Geſellſchaftern gegründet worden, an ihr können auch 
ſpäter grundſätzlich nur Abkömmlinge des BeſchwF. als Geſell⸗ 
ſchafter beteiligt werden. Einen eigentlichen Geſchäftsbetrieb hat 
die GmbH. nicht, nach dem Geſellſchaftsvertrag iſt ihr die Aus⸗ 
übung einer gewerblichen Tätigkeit irgendwelcher Art ausdrück⸗ 
lich verboten. Sie ſtellt ſomit an ſich ſchon ein Rechtsgebilde 
dar, das nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung unerwünſcht iſt. 

2. Weiter ſpringen beſonders die erheblichen 
Steuererſparniſſe in die Augen, die die Gründung der 
GmbH. und die Einbringung des Beſitzes an S. & L. Att®.- 
Aktien in die GmbH. für die Beteiligten, den Beſchw§. und 
ſeine Mutter, zur Folge haben würden, wenn die bürgerlich⸗ 
rechtliche Geſtaltung auch der ſteuerlichen Beurteilung zugrunde 


gelegt würde. Die von der Aktiengeſellſchaft auf den in die 
Gmbh. eingebrachten Aktienbeſitz ausgeſchütteten ſehr erheb⸗ 
lichen Gewinne — die in dem hier in Rede ſtehenden Kalender⸗ 
jahr 1932 mehr als 404 000 %% betrugen und ſomit faßt 50 % 
des Nennwerts der nominell 815 000 % Aktien ausmachten — 
würden weder der Einkommenſteuer noch — bei der GmbH. — 
der Körperſchaftſteuer unterliegen. Eine Einkommenſteuer, die 
angeſichts der Höhe des Geſamteinkommens des BeſchwF. und 
auch ſeiner Mutter nach den hochſten Tarifſätzen zu berechnen 
wäre, würde nicht in Betracht kommen, weil Ausſchüttungen 
aus der GmbH. entſprechend dem vom BeſchwF. dargelegten 
Zweck der GmbH. im Jahre 1932 nicht erfolgt find und auch 
für abſehbare Zeit, wenigſtens in irgendwie nennenswertem 
Umfange, nicht erfolgen ſollen, im übrigen auch von den Be- 
teiligten wegen der Höhe ihres übrigen Einkommens offenbar 
nicht benötigt werden. Eine Körperſchaftſteuer würde ſeitens der 
GmbH. für die aus dem Aktienbeſitz fließenden Dividenden 
wegen Eingreifens des Schachtelprivilegs nach § 11 Abſ. 1 
Nr. 3 KörpStG. 1925 ($ 9 Abſ. 1 KörpStG. 1934) nicht zu 
zahlen ſein. Allein für das hier in Rede ſtehende Jahr 1932 
würde der Beſchw. bei Anerkennung der GmbH. mehr als 
90 000 RA weniger an Einkommenſteuer zu zahlen haben als 
ohne das Vorhandenſein der GmbH.; für feine Mutter — deren 
Einkommenſteuerakten nicht vorliegen — ergibt ſich offenbar 
ein noch höherer Betrag. In den ſpäteren Jahren hat die Ak 
tiengeſellſchaft zwar nicht immer gleich hohe Dividenden ausge 
ſchüttet — fo hat fie im Jahre 1935 die Ausſchüttungen im 
Hinblick auf das AnlStod®. vermindert, dafür aber die an ſich 
für eine Ausſchüttung zur Verfügung ſtehenden Beträge zum 
Erwerb einer Tuchfabrik (zum Preiſe von 2,5 Millionen . 
verwendet —; die für die Beteiligten durch die Zwiſchenſchaltung 
der Gmbh. eintretende Steuererſparnis würde daher in den 
ſpäteren Jahren nicht immer die gleiche Höhe erreichen wie für 
1932. Insgeſamt aber handelt es ſich um außerordentlich nam 
hafte Steuerbeträge, die infolge dieſer Rechtsgeſtaltung von 
den Beteiligten erſpart, auf der anderen Seite aber für das 
Reich und damit für die Volksgeſamtheit ausfallen würden, 
ein Ausfall, der gerade in der heutigen Zeit des geſteigerten 
Finanzbedarfs beſonders fühlbar wäre. Demgegenüber kann es 
nicht ausſchlaggebend ins Gewicht fallen, daß bei Anerkennung 
der GmbH. die dort aufgeſpeicherten Gewinne vielleicht ſpäter 
einmal in größerem Umfange ausgeſchüttet und ſteuerlich er⸗ 
faßt werden. 

3. Angeſichts dieſer außerordentlich gewichtigen ſteuer⸗ 
lichen Vorteile, die ſich bei Anerkennung der GmbH. für die 
Beteiligten ergeben würden, ſpricht ſchon eine ſehr ſtarke Ver⸗ 
mutung dafür, daß für die Gründung der GmbH. gerade dieſe 
Steuererſparnis ausſchlaggebend geweſen iſt. Beſtärkt wird 
dieſe Annahme noch durch folgendes. Als Zweck der Gmbh. hat 
der BeſchwF. vor allem die Zuſammenfaſſung und Zuſammen⸗ 
haltung des Aktienbeſitzes der Familie L. gegenüber dem aus⸗ 
ländiſchen Fremdaktionär ſowie die Verhinderung einer Über⸗ 
fremdung durch dieſen Fremdaktionär geltend gemacht. Zur Er⸗ 
reichung dieſes Zweckes wäre, wie das FinGer. zutreffend be⸗ 
tont, in erſter Linie eine Bindung des Aktienbeſitzes des Kurt 
S. erforderlich. An einer ſolchen aber fehlt es. (Wird im Urteil 
näher ausgeführt.) 

III. Zuſammengefaßt iſt das Ergebnis folgendes: Die 
Gmbh. iſt eine Familiengeſellſchaft, die lediglich den Anteils⸗ 
beſitz des BeſchwF. und feiner Mutter zu verwalten hat. Für 
eine Zuſammenfaſſung des Aktienbeſitzes des Beſchwg. und ſei⸗ 
ner Mutter war die Gründung der GmbH. nicht erforderlich. 
Zur Verhinderung einer Überfremdung durch den ausländiſchen 
Aktionär, die ja letzten Endes das Ziel der GmbH.-Gründung 
ſein ſoll, iſt ſie unzureichend. Denn die Aktien des S. ſind nicht 
eingebracht und es fehlt auch ſonſt an einer wirkſamen Bin⸗ 
dung gerade hinſichtlich dieſes Teiles des Aktienbeſitzes, von 
dem her am eheſten eine Überfremdung drohen kann. 

Bei dieſer Sachlage vermag der Senat die vom Belhiwf. 
für die Zwiſchenſchaltung der GmbH. vorgebrachten Gründe 
als wirtſchaftliche Rechtfertigung für eine Maßnahme nicht an⸗ 
zuerkennen, die ſich, insbeſ. infolge des Schachtelprivilegs, in 
der Hauptſache dahin auswirkt, daß der Beſchw§. und feine 
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Mutter auf Koſten der Volksgeſamtheit auf Jahre hinaus hohe 
Steuerbeträge erſparen. Der Senat iſt vielmehr der Über⸗ 
zeugung, daß für die von den Beteiligten gewählte Rechtsge⸗ 
ſtaltung im weſentlichen ſteuerliche Gründe maßgebend geweſen 
ſind. Die Gründung und Einſchiebung der — nach nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Auffaſſung an ſich ſchon unerwünſchten — Familien⸗ 
GmbH. ſtellt daher im vorl. Fall einen Mißbrauch einer Ge⸗ 
ſtaltungsmöglichleit des bürgerlichen Rechts i. S. des 8 6 
StAnpG. dar. 

Aus dieſen Ausführungen darf nicht gefolgert werden, daß 
die Gründung der GmbH. unter allen Umſtänden anzuerken⸗ 
nen wäre, wenn auch die Aktien des S. in die GmbH. einge⸗ 
bracht worden wären. Auch in dieſem Fall würde gegen die 
Anerkennung ſprechen, daß es ſich um eine ausgeſprochene Fa⸗ 
milien⸗Verwaltungsgeſellſchaft handelt, daß die Gründung in⸗ 
folge des Schachtelprivilegs die Einkünfte aus dem eingebrach⸗ 
ten Aktienbeſitz auf Jahre hinaus im weſentlichen nicht nur 
der Einkommenſteuer, ſondern auch der Körperſchaftſteuer ent⸗ 
ziehen würde, und daß der befürchteten Überfremdungsgefahr 
auch in anderer Weiſe wirkſam begegnet werden könnte, z. B. 
durch Hinterlegung der Aktien bei einer als Körperſchaft ge⸗ 
ſtalteten Bank als Treuhänder mit der auch auf die Erben der 
Beteiligten erſtreckten Vereinbarung, daß Aktien nur mit Zu⸗ 
ſtimmung aller Beteiligten herausgegeben und veräußert wer⸗ 
den dürfen. Auch in dem genannten Fall läge die Annahme 
ſehr nahe, daß bei der von den Beteiligten gewählten Geſtal⸗ 
tung der Geſichtspunkt der Steuererſparnis entſcheidend im 
Vordergrund geſtanden hat. Das würde aber für die Anwen⸗ 
dung des § 6 StAnp®. und die Beiſeiteſchiebung der GmbH. 
als einer mißbräuchlichen Geſtaltung genügen. Für die An⸗ 
nahme eines ſolchen Mißbrauchs braucht nicht unbedingt feſt⸗ 
geſtellt zu werden, daß ausſchließlich ſteuerliche Gründe 
für die gewählte Rechtsgeſtaltung maßgebend geweſen ſind. Es 
würde mit der nach $ 1 Abſ. 2 StAnp®. zu berüdfichtigenden 
Volksanſchauung in Widerſpruch ſtehen, wollte man die von 
einem StPfl. vorgenommene, zu einer erheblichen Steuer⸗ 
erſparnis für ihn führende Rechtsgeſtaltung ſtets dann ſteuerlich 
als maßgeblich hinnehmen, wenn der Stpfl. zur wirtſchaftlichen 
Rechtfertigung der von ihm gewählten Rechtsgeſtaltung Gründe 
geltend machen kann, die ihn vielleicht mit zu dieſer Rechts⸗ 
geſtaltung veranlaßt haben, während tatſächlich — wenn auch 
vielleicht nicht ausſchließlich — die ſteuerlichen Auswirkungen 
für ihn maßgebend geweſen ſind. 

Stellt ſomit die Gründung der L.⸗Familien⸗GmbH. einen 
Mißbrauch bürgerlich⸗rechtlicher Formen und Geſtaltungsmög⸗ 
lichkeiten dar, ſo haben die Vorbehörden bei der ſteuerlichen Be⸗ 
urteilung mit Recht die Gmbh. als nicht vorhanden angeſehen 
und infolgedeſſen die 205 121 K als Einkommen des Beſchw . 
behandelt. 


(RF H., 6. Sen., Urt. v. 21. Okt. 1936, VI A 30/36.) 


Anmerkung: Dieſes Urteil verdient zweifellos das außer⸗ 
ordentliche Aufſehen, das es in der praktiſch oder theoretisch 
intereſſierten Offentlichkeit erregt hat. 

Dieſes Aufſehen liegt nicht in der in dem Urteil erfolgten 
Charakteriſierung gewiſſer Geſellſchaften als „unerwünſchte 
Kapital geſellſchaften“ (unter welchem Kennwort z. B. 
auch in DEZ. 1937, 287 und in der Tagespreſſe auf das Urteil 
hingewieſen wurde). Denn welche Kapitalgeſellſchaften nach der 
nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung unerwünſcht ſind, das iſt ja 
ängſt bekannt. Aufſehenerregend ſind vielmehr allein die Fol⸗ 
gen, die das Urteil aus dieſem Umſtande zieht. 

1. Der konſequente Kampf gegen die „unerwünſchten Ka⸗ 
vitalgeſellſchaften“ iſt bisher in der Geſetzgebung dadurch ge⸗ 
97 worden, daß das neue AktG. durch ſtarke Erhöhung der 
deindeſttapitalsgrenze (auf 500 000 %) das Entſtehen neuer 
erartiger Aktiengeſellſchaften erſchwert und die beſtehenden 
Aktiengeſellſchaften mit einem Aktienkapital unter 100 000 «Auf 
En 1941 zur Auflöſung zwingt, daß die Geſetzgebung vom 
„Juli 1934 die Auflöſung und Umwandlung beſtehender Ka⸗ 
licalgeſellſchaften handelsrechtlich erleichtert und mit ſteuer⸗ 
ichen Vergünſtigungen bedenkt; weiter wurde durch die Ab⸗ 
ſchwächung des Schachtelprivilegs (vgl. hierzu RF. 39, 285), 


durch die Erhöhung der Körperſchaftſteuer auf 30 und die 
Einführung der Gewerbeſteuer auch für nicht gewerbetreibende 
Kapitalgeſellſchaften der Druck nach der gewünſchten Richtung 
noch erheblich verſtärkt. In neuerer Zeit beteiligt ſich auch die 
ſteuerliche Rſpr. an dieſem konzeutriſchen Kampf, indem ſie 
3. B. — zuerſt nur verſuchsweiſe bei Einmanngeſellſchaften, 
dann ſehr bald weiterſchreitend auch bei den ſonſtigen Kapital⸗ 
geſellſchaften — mißbräuchliche Kapitalherabſetzungen als ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttungen zu erfaſſen erlaubt, und endlich 
neueſtens mit dem vorl. Urteil, in dem ſie derartige uner⸗ 
wünſchte Kapitalgeſellſchaften überhaupt als ſteuerlich nicht 
vorhanden betrachten läßt, wenn ſie zu erheblichen Steuer⸗ 
erſparniſſen führen würden. (Die frühere Rſpr. zur Frage der 
ſteuerlichen Anerkennung oder Nichtanerkennung zwiſchen⸗ 
geſchalteter Kapitalgeſellſchaften hat im weſentlichen die Aner⸗ 
kennung nur dann verſagt, wenn die Zwiſchenſchaltung bzw. 
die Ausgeſtaltung des Verhältniſſes zu der zwiſchengeſchalteten 
Geſellſchaft nur vorgetäuſchter Schein, materiell aber gar nicht 
ernſtlich gewollt war [ogl. z. B. RStBl. 1934, 51]. Um der⸗ 
artiges handelt es ſich natürlich im Bereich des hier beſproche⸗ 
10 wi und meiner nachſtehenden Ausführungen keines⸗ 
alls. 

Daß ſich im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland auch die 
ſteuerliche Rſpr. nach der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung von 
der Erwünſchtheit bzw. Unerwünſchtheit einer Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft ausrichten muß, bedarf als ſelbſtverſtändlich keiner Er⸗ 
örterung mehr. Überraſchend iſt in der Sache nur das Mit⸗ 
tel, mit dem der 6. Sen. dieſer Einſtellung dienen zu müſſen 
glaubt. Die ganze — oben angedeutete — einſchlägige Geſetz⸗ 
gebung des Dritten Reiches geht nämlich doch von dem Wunſche 
aus, daß die vorhandenen unerwünſchten Kapitalgeſellſchaften 
verſchwinden (alſo durch geſtaltende Maßnahmen der zu⸗ 
ſtändigen Geſellſchaftsorgane aufgelöſt oder umgewandelt wer⸗ 
den) ſol len. Der 6. Sen. geht aber darüber weſentlich hinaus, 
indem er anzunehmen erlaubt, daß das Steuerrecht auf das 
tatſächliche Verſchwinden ſolcher Geſellſchaften gar nicht mehr 
zu warten braucht. Er erklärt ſie unter gewiſſen Vorausſetzun⸗ 
gen einfach ſchlankweg für nicht mehr vorhanden. Liegt 
das aber noch in der Linie der erwähnten Geſetzgebung? 
Wenn eine ſolche Geſellſchafttrotzihres Fort⸗ 
beſtehens bereits als nicht mehr vorhanden 
angeſehen wird, dann braucht ſie ja gar nicht 
mehr effektiv zu verſchwinden, alſo auch gar nicht 
die (wenn auch erleichterten) Steuerlaſten der Umwandlung 
oder Auflöſung auf ſich zu nehmen? (Mir ift tatſächlich auch 
ſchon kurz nach Bekanntwerden des hier beſprochenen Urteils 
von einer ihre Auflöſung vorbereitende GmbH. die Frage vor⸗ 
gelegt worden, ob man denn nun auf dem Boden dieſer Be⸗ 
trachtungsweiſe die beabſichtigte Auflöſung nicht unterlaſſen 
ſollte!) Durchkreuzt nicht alſo gerade der Standpunkt des 6. Sen. 
die Ziele des nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebers hinſichtlich der 
Beſeitigung der „unerwünſchten Kapitalgeſellſchaften“? 

2. Man wird mir auf dieſes Bedenken vielleicht entgegnen, 
daß ja der 6. Sen. die unerwünſchte Kapitalgeſellſchaft nur 
hinſichtlich der Einkommensbeſtenerung ihrer 
Geſellſchafter als nicht vorhanden anſehe und daß damit 
noch nicht geſagt ſei, daß die gleiche Betrachtung auch hinſicht⸗ 
lich der Beſtenerung der Geſellſchaft ſelbſt zu 
gelten habe, weshalb alſo die „nicht vorhandene“ Geſellſchaft 
ihrerſeits gleichwohl zur Körperſchaft⸗, Vermögen⸗ und Ge⸗ 
werbeſteuer, Aufbringungsumlage uſw. herangezogen werden 
könne. Aber dieſer Einwand wäre auf der Baſis des gel⸗ 
tenden Steuerrechts kaum haltbar. Unſer Steuerrecht iſt 
doch eine homogene Einheit, die in al! ihren Teilen der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Weltanſchauung Rechnung zu tragen hat. 
Wenn alſo dieſe Betrachtungsweiſe nach 5 6 StAnpc. eine 
Kapitalgeſellſchaft als Mißbrauch anſieht und deshalb eine Be⸗ 
ſteuerung verlangt, wie ſie bei einer nicht mißbräuchlichen Ge⸗ 
ſtaltung zu erheben wäre (§ 6 Abſ. 2 a. a. O.), dann muß doch 
die geſam te perſönliche Beſteuerung der mißbräuchlichen Ge⸗ 
ſellſchaft wegfallen, alſo z. B. auch ihr Vermögen nur anteilig 
in der Hand ihrer Geſellſchafter als deren Vermögen beſteuert 
werden. Müller bezeichnet ſolche Geſellſchaften ja in DStz. 
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1936, 1161 vom Standpunkt der heutigen Betrachtungsweiſe 
aus geradezu als „Scheingründung“, was auf § 5 StAnpG. 
hinweiſen würde. Aber ob man nun mit § 5 oder § 6 a. a. O. 
argumentiert, das bedeutet im Ergebnis keinen Unterſchied.) 
Man kann jedenfalls — von den in dieſer Hinſicht anders zu 
betrachtenden Verkehrsſteuern abgeſehen — ein als Mißbrauch 
oder bloßen Schein anzuſehendes Rechtsgebilde nicht im Wider⸗ 
ſpruch zu der ausdrücklichen Regelung der 88 5, 6 StAnp®. 
nur in ſeinen ſteuerſparenden Auswirkungen als nicht 
vorhanden, in feinen ſteuermehrenden Auswirkungen aber 
als vorhanden behandeln. 

Zu welchen Komplikationen die Einſtellung des 6. Sen. 
alſo ſchon in dieſer Hinſicht in der Praxis zu führen geeignet 
iſt, dürfte ohne weiteres erkennbar ſein (ogl. dazu Zitzlaff: 
DSB. 1937, 199/5013 S. 9). 

3. Aber darüber hinaus ergeben ſich für den beſtmöglichen 
praktiſchen Vollzug unferer Steuergeſetze (an dem doch 
die Volksgeſamtheit weſentlich mehr als an irgendwelchen 
Theorien intereſſiert iſt) aus dem Standpunkt des 6. Sen. 
die größten Schwierigkeiten, worauf ich an dieſer Stelle nur 
ganz kurz hinweiſen möchte. Das Urteil ſieht die dort zwiſchen 
die gewerblich ſchaffende Kapitalgeſellſchaft und einige ihrer 
Aktionäre zwiſchengeſchaltete unerwünſchte Familien⸗Gmbh. 
nur deshalb als Mißbrauch i. S. des § 6 StAnp®. (und da- 
mit als nicht vorhanden) an, weil dieſe Konſtruktion ſehr er⸗ 
hebliche Steuereinſparungen zur Folge hätte, alſo auch anzu⸗ 
nehmen ſei, daß dieſe ſteuerſparenden Folgen der überwiegende 
Anlaß für die Geſtaltung der Dinge (d. h. die Gründung dieſer 
Gmbh.) geweſen find. Danach muß alſo auf den Grün⸗ 
dungs vorgang zurückgegriffen werden. Es iſt aber doch in 
vielen Fällen ſo, daß die ſteuerſparende Wirkung der aus ganz 
anderen Gründen (3. B. Zuſammenhaltung der Familienbetei⸗ 
ligung an einem oder mehreren Unternehmen) errichteten Ka⸗ 
pitalgeſellſchaft erſt ſpäter erkennbar oder überhaupt möglich 
geworden iſt (3. B. weil urſprünglich das Ausmaß der gehal⸗ 
tenen Beteiligungen noch nicht für die Anwendung des Schach⸗ 
telprivilegs ausreichte oder noch gar keine größeren Gewinn⸗ 
ausſchüttungen zu erwarten waren bzw. die vereinnahmten Ge⸗ 
winne im weſentlichen wieder an die Geſellſchafter ausgeſchüttet 
wurden uſw.). Wenn alſo in eine ſolche Familien⸗ Gmbh. ur⸗ 
ſprünglich nur ein 20 % éiges Aktienpaket eingelegt und ſpäter 
nach Jahren erſt bei ſich bietender Gelegenheit weitere 6% 
hinzuerworben wurden, fo daß nun m ehr das Schachtelprivi⸗ 
leg anwendbar wurde, ſoll die — vorher nur ſteuer mehrende 
Wirkungen auslöſende — GmbH. jetzt auf einmal infolge der 
Auswirkungen des Schachtelprivilegs als „z u Stenerer- 
ſparungszwecken errichtet“ oder der Erwerb der wei⸗ 
teren 6% als „Mißbrauch“ angeſehen werden? Oder wenn die 
Familien- GmbH. zwar von Anfang an eine weſentliche Betei⸗ 
ligung beſaß und damit die Vorteile des Schachtelprivilegs ge- 
noß, aber ihre Schachteldividende immer voll ausſchüttete, alſo 
die Zwiſchenſchaltung der Gmbh. überhaupt keine ſteuerſparen⸗ 
den Wirkungen auslöſte, ſoll nun dieſe Geſellſchaft i. S. des 
neueſten Urteils behandelt werden, wenn ſie einmal eine hohe 
Dividendenausſchüttung empfängt, dieſe aber ganz oder größten 
teils nicht wieder ausſchüttet? Oder ſoll nur die einzelne Nicht, 
ausſchüttung als Mißbrauch behandelt werden? (Und das aus⸗ 
gerechnet in der heutigen Zeit, die aus allgemeinwirtſchaftlichen 
und ſonſtigen Gründen hohe Gewinnausſchüttungen gerade zu 
verhindern ſucht?) Der Schritt von der „un er wü nſchten 
Kapitalgeſellſchaft“ zu dem unerwünſchten 
Verhalten einer durchaus nicht zu Steuerumgehungszwecken 
errichteten Kapitalgeſellſchaft iſt ja nicht groß (vgl. StW. 1936 
Nr. 498: „Es kann nicht zugelaſſen werden, daß 
eine GmbH. keine oder nur verhältnismäßig geringe Ansſchüt⸗ 
tungen macht und dann verſucht, die unterlaſſenen Ausſchüt⸗ 
tungen durch eine ſteuerfreie Kapitalherabſetzung nachzuholen.“). 
Wie lange wird es noch dauern, bis ein findiger Kopf nach⸗ 
weiſt, jede Gewinnreſervierung einer Kapitalgeſellſchaft fei ein 
ſteuerſparender Mißbrauch und deshalb ſteuerlich als einkom⸗ 
menſteuerpflichtige Gewinnausſchüttung an die Geſellſchafter 
und als geſellſchaftsſteuerpflichtige Wiedereinlegung des Be— 
trages in die Geſellſchaft zu betrachten? 


4. Ich möchte nicht mißverſtanden werden. Es liegt mir 
vollkommen fern, eine Lanze für Steuerſchiebungen zu brechen; 
ich bekämpfe bzw. verhindere derartiges ſelbſt ſyſtematiſch in 
der Praxis ſchon ſeit Schaffung der RAbgO. Aber ich halte 
den Weg des 6. Sen., mit immer neuen Fiktionen rein 
ſteuerrechtlicher Art das Auseinanderklaffen von wirk⸗ 
lichem Geſchehen und ſteuerlicher Betrachtung ſtändig zu ver⸗ 
größern, für verfehlt, weil er uns immer mehr von dem er⸗ 
ſtrebenswerten Reinhardtſchen Ziel einer Verein fachung 
unſeres Steuerrechts entfernt. Der 1. Sen. hat m. E. durchaus 
recht, wenn er (z. B. RF. 39, 219, 224) davor warnt, in der 
ſteuerlichen Betrachtung auch da über die bürgerlich⸗ rechtliche 
Geſtaltung einfach hinwegzugehen, wo es ſich um We ſen und 
Struktur des Steuerſubjektes handelt. Hier muſſen 
und können Mißbräuche auf anderem Wege abgeſtellt oder 
verhindert werden. Wenn man z. B. (vgl. StW. 1936 Nr. 498) 
mißbräuchliche Kapitalrückzahlungen „nicht zulaſſen kann“, dann 
wäre es in einem Land mit ſo ſtarker Regierungsgewalt wie 
Deutſchland weſentlich richtiger, für Kapital rückzahlun⸗ 
gen eine Genehmigungspflicht einzuführen, wie ſie ja für 
Kapitals erhöhungen (durch Art. 4 Abſ. 4 der 2. DurchfVO. 
zum Anl Stocks.) auch möglich war. Dann unterbleiben 
eben „unerwünſchte Kapitalrückzahlungen“, und es bedarf keiner 
unſicheren Fiktionen. Und wenn man gewiſſe unerwünſchte Ka⸗ 
pitalgeſellſchaften nicht dulden will, dann zwinge man ſie zur 
Auflöſung bzw. Umwandlung und verbiete ihre Errichtung. 
Dann wird es ſehr bald keine „unerwünſchten Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften“ in Deutſchland mehr geben. Aber wie ſoll ſich die 
ſteuerliche Praxis im Zeitalter der Steuervereinfachung 
bei all der an ſich ſchon gegebenen ungeheueren Vielgeſtaltigkeit 
des modernen Wirtſchaftslebens und ſeiner Glieder auch noch 
zurechtfinden zwiſchen vorhandenen und „nicht vorhandenen“ 
Kapitalgeſellſchaften, zwiſchen ſteuerlich anzuerkennenden und 
nicht anzuerkennenden Kapitalsherabſetzungen uſw., die alle in 
handels-, regiſter⸗ und bürgerlich⸗rechtlicher Hinſicht gar keine 
Unterſchiede aufweiſen? 

RA. Dr. Fürnrohr, München. 
* 
41. 88 1, 6 Abſ. 1 RFI StVO.; § 13 St An pG. 
a) Der Wohnſitz erfordert im allgemeinen 
eine angemeſſene Wohnung. 

b) Aufaabedes inländiſchen Wohnſitzes und 
gewöhnlichen Aufenthalts mit der Ausreiſe. 

E e) Die Erhebung der Zuſchläge zur Reids- 
luchtſteuer ſetzt kein Verſchulden des St Pfl. 
voraus. 4 

Die BeſchwF. iſt im Dezember 1934 oder Anfang Jauuar 
1035 in die Schweiz gereiſt und bisher nicht zurückgekehrt; ſie 
hat auch ſelbſt zugegeben, daß ſie an einer Rückkehr nach 
Deutſchland jetzt kein Intereſſe mehr habe. Damit iſt der Tat⸗ 
beſtand des §S 1 RFlStVO. — Aufgabe des Wohnſitzes und des 
gewöhnlichen Aufenthalts im Inland — erfüllt, und es kann 
ſich nur darum handeln, in welchem Zeitpunkt es geſchehen 
iſt. Das Finder. hat als Tag der Auswanderung den 1. Jan. 
1955 angenommen, während die Beſchw. einen — nicht näher 
bezeichneten — ſpäteren Zeitpunkt maßgebend ſein laſſen will. 
Sie habe ſich lediglich zur Pflege ihrer erkrankten Kinder in 
die Schweiz begeben und ſei dann ebenfalls erkrankt; auf An⸗ 
ordnung ihres Arztes habe ſie ſich einige Monate in einem 
Höhenklima aufhalten müſſen. Außerdem habe ſie, da ſie wegen 
Deviſenvergehens zu Gefängnis und Geldſtrafe verurteilt wor⸗ 
den ſei, in der Schweiz die von ihr nachgeſuchte Anerkennung 
ihrer Amneſtierung abwarten wollen. Dieſer Einwand iſt nicht 
begründet. In welchem Zeitpunkt der Stpfl. ſeinen Wohnſitz 
und ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland aufgegeben hat, 
iſt im weſentlichen eine Frage der tatſächlichen Würdigung, die 
der RH. nicht nachzuprüfen hat. Die Beſchw. hatte ihre in⸗ 
landiſche Wohnung bereits vor der Ausreiſe aufgegeben. 
Seitdem bewohnte ſie einige Zimmer, ohne Küche und ſonſtige 
Nebenräume, im Dachgeſchoß ihres Hauſes, wo bisher die Haus⸗ 
angeſtellten untergebracht waren. Dieſe Räume hat das FinGer. 
nicht als ſtandesgemäße Wohnung angeſehen, die geeignet wäre, 
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den inländiſchen Wohnſitz aufrechtzuerhalten. Hierin liegt keine 
Verkennung des Begriffs der Wohnung; der RF. hat wieder⸗ 
holt ausgeſprochen, daß der Wohnſitz eine angemeſſene, den 
Lebensverhaältniſſen des Inhabers entſprechende Wohnung vor⸗ 
ausſetzt. Daß die BeſchwF. die Dachgeſchoßwohnung vor ihrer 
Ausreiſe tatſächlich bewohnt hat, kann an dieſer Beurteilung 
nichts ändern. Demgemäß hat die Beihiv. ſpäteſtens mit ihrer 
Ausreiſe zum mindeſten ihre inländiſche Wohnung aufge⸗ 
geben. Selbſt wenn man aber die Dachgeſchoßwohnung als an⸗ 
gemeſſene Wohnung anerkennen wollte, würde dies zu keinem 
anderen Ergebnis führen. Eine Wohnung i. S. der Steuergeſetze 
hat jemand dort, wo er eine Wohnung unter Umſtänden 
inne hat, die darauf ſchließen laſſen, daß er die Wohnung bei⸗ 
behalten und benu Ben wird ($ 13 StAnpG.). Deshalb iſt 
das FinGer. mit Recht davon ausgegangen, daß es bei der 
Entſch. über den Wohnſitz nicht ſowohl auf die inneren Abſichten 
des Stpfl., als auf die äußeren Umſtände ankommt. Nach 
der Rſpr. des RH. iſt regelmäßig anzunehmen, daß ein Stpfl., 
der ins Ausland reiſt und nicht wieder zurückkommt, ſeinen 
Wohnſitz und gewöhnlichen Aufenthalt im Inland bereits mit 
der Ausreiſe aufgegeben hat; die trotzdem beibehaltene inlän⸗ 
diſche Wohnung iſt in einem ſolchen Falle uur eine „Schein⸗ 
wohnung“, die für den Wohnſitz bedeutungslos iſt. Eine an⸗ 
dere Beurteilung iſt nur dann gerechtfertigt, wenn beſondere 
Umſtände vorliegen, die darauf ſchließen laſſen, daß der Stpfl. 
zunächſt nur vorübergehend im Ausland verweilen wollte und 
ſich erſt ſpäter, infolge nachträglich eingetretener Tatſachen, ent⸗ 
ſchloſſen hat, nicht mehr ins Inland zurückzukehren. Derartige 
Umſtände find hier nicht gegeben; insbeſondere nötigt weder 
die Erkrankung der Kinder noch die eigene Erkrankung 
der BeſchwFy. zu dem Schluß, daß die BeſchwF. zu⸗ 
mächſſt nur vorübergehend im Ausland hatte bleiben 
wollen. Außerdem wollte ſie nach ihrer Angabe zum min⸗ 
deſten für den Fall dauernd im Ausland bleiben, daß ihr keine 
Amneſtie gewährt würde. Ferner hat die BeſchwF. nicht einmal 
den Zeitpunkt angegeben, in dem ſie den Entſchluß gefaßt haben 
will, dauernd im Ausland zu bleiben. Endlich iſt ſie auch nicht 
zurückgekehrt, nachdem ſie und ihre Kinder wiederhergeſtellt 
waren und ſie im Juni 1936 die Amneſtie erlangt hatte, viel⸗ 
mehr hat ſie ausdrücklich erklärt, daß ſie an einer Rückkehr kein 
Intereſſe mehr habe. Wenn das FinGer. auf Grund dieſes 
Sachverhalts zu der Feſtſtellung gekommen ift, daß die Beſchw§. 
bon Anfang an nicht die beſtimmte Abſicht gehabt hat, alsbald 
wieder zurückzukehren, und daß ſie daher ihren Wohnſitz und 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt ine Inland ſchon mit der Aus⸗ 
reiſe aufgegeben hat, jo iſt das nicht zu beanſtanden. Damit er⸗ 
weiſen ſich auch die Einwendungen der RBeſchw. als gegen⸗ 
kandslos, daß die BeſchwF. durch die verſpatete Entſch. über die 
Amneſtie von der Rückkehr abgehalten worden ſei, und daß das 
FinGer. die angebotenen Beweiſe über den Geſundheitszuſtand 
der BeſchwF. hätte erheben müſſen. Ebenſowenig iſt der Ein⸗ 
wand der RBeſchw. begründet, daß die BeſchwF. durch die Hal⸗ 
tung der Staatsanwaltſchaft in der Amneſtieſache gehindert 
worden ſei, die Reichsfluchtſtener rechtzeitig zu bezahlen, und 
daß daher die — von ihr nicht verſchuldeten — Zuſchläge uner⸗ 
hoben bleiben müßten. Die Zuſchläge ſind vom Zeitpunkt der 
Fälligkeit an zu entrichten (8 6 Abſ. 1 RFl StVO.); fie ſetzen 
ein Verſchulden des Stpfl. voraus. 
Nach alledem war die RBeſchw. als unbegründet zurüd- 
zuweiſen. 
(AFH,, 3. Sen., Urt. v. 8. Jan. 1937, III A 218/36 U.) 
* 
42. 88 5, 12 EinfSt®. 1934. Ein ſteuerfreier 
Sanierungsgewinn kann für die Einkom⸗ 
menſteuer auch dann angenommen werden, 
wenn durch den Gläubigerverzicht dem Schuld⸗ 
dé ermögligt wird, feinen Betrieb ſchul⸗ 
enfrei zu ligquidieren. 


RES, 6. Sen., Urt. v. 16. Dez. 1936, VI A 723/36.) 


* 


x 43.8516 Eink StG. 1925. Werden Privatange⸗ 
ſtellte von ihrem Arbeitgeber an einen ande⸗ 
ren Dienſtort verſetzt, fo beſtimmt fig die An⸗ 
gemeſſenheit der als Werbungskoſten abzu⸗ 
ſetzenden Umzugskoſten nach den für die 
Reichsbeamten und Angeſtellten maßgeben⸗ 
den Umzugskoſtenbeſtimmungen. 

(RFi., 6. Sen., Urt. v. 11. Nov. 1936, VI A 579/36.) 

K 


44. 5 82 A bſ. 2 Ziff. 1e und Ziff. 2 letzter Satz 
EinkStG. 1934. Ein Pflegekindſchaftsverhält⸗ 
nis liegt nur vor, wenn das Pflegekind im 
Haushalt des Pflegevaters feine Heimat hat; 
die alleinige Übernahme der geldlichen Für- 
ſorge für das Kind genügt nicht. 

(R., 6. Sen., Urt. v. 3. Febr. 1937, VI A 80/37.) 

* 

x 45. 8 11 Ziff. 4 Körp StG. 1934. 

I eee eee ee e e es e en ee 
Körp StG. 1934 find Maßnahmen zu verſtehen, 
die die finanzielle Geſundung eines notlei⸗ 
denden Unternehmens bezwecken, alſo Maß⸗ 
wahmen, die geeignet ſind, ein Unternehmen 
vor dem Zuſammenbruch zu bewahren und wie⸗ 
der ertragsfähig zu machen. 

2. Eine Sanierung kann ohne weiteres an⸗ 
genommen werden, wenn die Gläubiger eines 
Unternehmens durch allgemeinen Akkord auf 
ihre Forderungen ganz oder teilweiſe ver 
zichten. Werden dagegen Schulden von einem 
oder einzelnen Gläubigernganz oder zum Teil 
erlaſſen, fo find die Vorausſetzungen für die 
Notwendigkeiteiner „Sanierung“ darzutun. ) 

Die beſchwerdeführende Geſellſchaft hat Dollarſchulden, die 
aus Baumwolllieferungsverträgen ſtammten, im Jahre 1934 
mit Zuſtimmung der Gläubiger unter Umrechnung des Dollars 
zum Tageskurs in Reichsmark zurückgezahlt und hierdurch einen 
buchmäßigen Gewinn von 381 058,44 RM erzielt. Streitig iſt 
die Einrechnung dieſes Gewinns in das ſteuerpflichtige Ein⸗ 
kommen. 

Die Beſchweß. hat unter Berufung auf die Vorſchrift des 
$ 11 Ziff. 4 KörpStG. 1934 die Steuerfreiſtellung des Gewinns 
verlangt. Die Vorbehörden haben dieſes Verlangen abgelehnt, 
da der Gewinn nicht auf einen Schuldenerlaß, ſondern auf das 
Abſinken der ausländiſchen Währung zurückzuführen ſei. 

Die RBeſchw. der Geſellſchaft iſt unbegründet. 

Nach 8 11 Ziff. 4 KörpSt®. 1934 find bei der Ermittlung 
des Einkommens Vermögensmehrungen abzuziehen, die da⸗ 
durch eutſtehen, daß Schulden zum Zweck der Sanierung ganz 
oder teilweiſe erlaſſen werden. Die Steuervergünſtigung ſetzt 
hiernach voraus, einmal, daß ein Schuldenerlaß ſtattgefunden 
hat, und ſodann, daß der Zweck des Schuldenerlaſſes die Sanie⸗ 
rung des Schuldners geweſen iſt. In der Vorentſcheidung iſt 
die Zubilligung der Steuervergünſtigung deshalb verweigert 
worden, weil es ſchon an der erſten dieſer beiden Vorausſetzun⸗ 
gen fehle. Dieſer Feſtſtellung kann die BeſchwF. wirkſam nicht 
mit dem Einwand begegnen, daß ihre beiden Gläubiger einen 
Anſpruch auf Zahlung in Dollar gehabt hätten. Denn ſelbſt 


wenn man dies — abweichend von der Auffaſſung des Fin⸗ 
Ger. — anerkennen müßte, ſo wäre hierdurch das Verlangen 


der BeſchwF. nicht gerechtfertigt. Der Anſpruch hätte ſich nur 
verwirklichen laſſen, ſoweit dem nicht die damals geltenden 
Deviſenbeſtimmungen entgegengeſtanden hatten. Inſoweit hätte 
dann aber die Beſchw§. die zur Abtragung ihrer Schulden er⸗ 
forderlichen ausländiſchen Zahlungsmittel zum Tageskurs er⸗ 
werben können. Das finanzielle Ergebnis wäre in dieſem Fall 
für die Beſchw§. das gleiche geweſen, wie fie es durch die Zu⸗ 
ſtimmung der Gläubiger zur Rückzahlung der Schulden in 
Reichsmark erreicht hat. Ein Schuldenerlaß hätte dann nicht 
vorgelegen. In der RBeſchw. wird nun allerdings noch vor⸗ 
gebracht, daß zur Sicherung der Dollarkredite auf dem Grund⸗ 
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beſitz der Beſchw§. eine Grundſchuld eingetragen war, die auf 
Feingoldmark gelautet habe. Die BeſchwF. folgert hieraus, daß 
ihren Gläubigern eine Forderung in Höhe des Goldſtandes des 
alten Dollars zugeſtanden habe. Es iſt zweifelhaft, ob die Gläu⸗ 
biger mit der Geltendmachung eines derartigen Anſpruches im 
Prozeßverfahren durchgedrungen wären. Darauf hingewieſen fei 
nur, daß die BeſchwF. ſelbſt wiederholt geltend gemacht hat, 
daß es bei Umwandlungen von Dollarſchulden in Reichsmark 
im Jahre 1934 üblich geweſen ſei, die Umwandlung nicht zum 
Tageskurs vorzunehmen, ſondern zu einem weſentlich hoheren 
Kurs, der etwa in der Mitte zwiſchen dem Tageskurs und der 
ehemaligen Goldparität gelegen habe. Hieraus muß gefolgert 
werden, daß der Gewinn, deſſen Steuerpflicht ſtreitig iſt, 
jedenfalls zum Teil nicht auf einem Schuldenerlaß beruht, nam⸗ 
lich inſoweit, als er auf dem Unterſchied zwiſchen dem Buchwert 
und dem nach dem hiernach üblichen Umrechnungskurs ſich be⸗ 
rechnenden Wert der Schulden zurückzuführen iſt. Ob nicht auch 
im übrigen mit den Vorbehörden das Vorliegen eines Schul⸗ 
denerlaſſes zu verneinen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Denn 
der Vorentſcheidung muß zum mindeſten im Ergebnis beige⸗ 
treten werden, da jedenfalls die zweite der für die Steuer⸗ 
befreiung verlangten Vorausſetzungen, der Sanierungszweck des 
etwaigen Schuldenerlaſſes, nicht gegeben war. 

Das Geſetz hat den Begriff der Sanierung nicht feſtgelegt. 
Wie der RF. in dem Urt. v. 3. Juli 1936, I A 168/36: JW. 
1936, 2885 = StW. 1936 Nr. 378) ausgeführt hat, werden 
darunter zu verſtehen ſein alle Maßnahmen, die die finanzielle 
Geſundung eines notleidenden Unternehmens bezwecken, alſo 
Maßnahmen, die geeignet ſind, ein Unternehmen vor dem Zu⸗ 
ſammenbruch zu bewahren und wieder ertragsfähig zu machen. 
Eine Sanierung wird ohne weiteres anzunehmen ſein, wenn 
die Gläubiger eines Unternehmens durch allgemeinen Akkord 
auf ihre Forderungen ganz oder teilweiſe verzichten. Werden 
dagegen Schulden von einem oder einzelnen Gläubigern ganz 
oder zum Teil erlaſſen, ſo muß im Einzelfall geprüft werden, 
ob dem Schuldenerlaß die Abſicht der Gläubiger zugrunde ge⸗ 
legen hat, die Geſundung der Geſellſchaft herbeizuführen oder 
dieſe vor dem Zuſammenbruch zu bewahren. Die Annahme 
einer ſolchen Abſicht ſetzt für ihre ſteuerliche Anerkennung ſtets 
voraus, daß die Schuldnergeſellſchaft vor dem Schuldenerlaß 
überhaupt ſanierungsbedürftig in dem bezeichneten Sinn ge⸗ 
weſen iſt. Im Streitfall hat die BeſchwF. nach der Kapital⸗ 
zuſammenlegung von 1000 000 %% auf 200 000 RA im Jahre 
1932 einen Gewinn von 7446 RA und im Jahre 1933 einen 
Gewinn von 216000 RA ausgewieſen. Wenn in dem Gewinn 
1933 auch der Gewinnvortrag von 11700 7% und außerordent⸗ 
liche Erträge von 153 200 RA ſteckten, jo ſtammten doch rund 
52000 % aus dem eigentlichen Geſchäftserträgnis. Ebenſo 
hätte die Beſchw§y. im Jahre 1934 auch ohne den Gewinn, 
deſſen Eigenſchaft im Steuerſtreit zur Erörterung ſteht, noch 
mit Gewinn abgeſchloſſen. Ein Unternehmen in ſolcher Lage 
mag in ſeiner Kreditpolitik beengt ſein, als ſanierungsbedürftig 
kann es nicht bezeichnet werden. Damit entfällt aber die Mög⸗ 
lichkeit, als Zweck des etwaigen Schuldenerlaſſes eine „Sanie⸗ 
rung“ anzunehmen. Die Steuervergünſtigung des § 11 Ziff. 4 
KörpSt®. muß der Beim. daher verſagt werden, ohne daß 
noch unterſucht zu werden braucht, welche Abſicht die beiden 
Gläubiger bei dem der BeſchwF. bewieſenen Entgegenkommen 
geleitet hat. 

(Rö H., 1. Sen., Urt. v. 2. März 1937, I A 305/36.) 


Anmerkung: 1. Der RFH. ſchließt ſich hinſichtlich des Be⸗ 
griffs „Sanierung“ der Begriffsbildung von Kennerknecht, 
„Komm. z. KörpStG.“, Anm. 45 zu § 11 an. 

Aus der bisherigen Rſpr. des RF. iſt hervorzuheben, daß 
das Begriffsmerkmal der „Geſundung der finanziellen Verhält- 
niſſe“ nicht erfüllt wird, wenn ein Schulderlaß z. B. erfolgt, um 
ſich die Kundſchaft des Schuldners zu erhalten (R§cH., VI A 
733/30 v. 10. Dez. 1930), oder wenn der Schulderlaß im Hin⸗ 
Me die Zweifelhaftigkeit der Rechtslage im Vergleichswege 
erfolgt. 

2. Nach der Begriffsbeſtimmung des RF. ſetzt jede Sa⸗ 
nierung eine „Sanierungsbedürftigkeit“ voraus. Sanierungs⸗ 
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bedürftigkeit verlangt alſo einen Zwang zur finanziellen Ge— 
ſundung, um den Betrieb vor dem Zuſammenbruch zu bewahren 
und wieder ertragsfähig zu machen. 

Eine ſolche Sanierungsbedürftigkeit war im vorl. Falle 
noch nicht gegeben, weil nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
das Unternehmen lediglich in ſeiner Kreditpolitik beengt war. 

3. Währungsgewinne ſind grundſätzlich nicht Sanierungs 
gewinne. Der realiſierte Währungsgewinn iſt ein echter Ge⸗ 
twin, Dem Schuldner gelingt es, eine Schuld ausländiſcher 
Währung infolge Wertverringerung dieſer Währung im Ver⸗ 
hältnis zur deutſchen Mark durch Aufwendung geringerer Mark⸗ 
beträge zurückzuzahlen. 

Bereits im Urt. v. 30. Jan. 1935, VI A 456/34 hat der 
6. Sen. die Auffaſſung vertreten, daß ein Sauierungsgewinn 
nicht gegeben ſei, wenn es einem Stpfl. durch Ausnutzung des 
günſtigen Kursſtandes der Dollarbonds gelungen iſt, für die 
Tilgung einer in ſolchen Bonds rückzahlbaren Schuld einen 
geringeren Betrag aufzuwenden als den, mit dem die Schuld 
zu Buch geſtanden iſt. 

Auch die Reichsfinanzverwaltung vertritt die gleiche Auf 
faſſung. Dies ergibt ſich aus den Auslegungsrichtlinien zur Ein⸗ 
kommenſteuer und Körperſchaftſteuer. Es iſt bei den Einkünften 
aus Landwirtſchaft ausdrücklich vorgeſchrieben (0 1 9), daß 
Währungsgewinne auf Grund des § 131 Abf. 1 RAbgO., die 
auf den Gewinn aus der Tilgung von Schulden durch Dollar⸗ 
bonds oder Bonds der deutſchen Landesbankzentrale — Un 
ſchuldungsanleihe von 1928 — entfallen, erlaſſen werden, wenn 
die Erhebung der Steuer für dieſe Gewinne eine Härte be⸗ 
deuten würde. Der Erlaß kann in der Weiſe durchgeführt wer 
den, daß der Währungsgewinn von dem an ſich der Beſteuerung 
zugrunde zu legenden Einkommen abgeſetzt wird. Auch in an⸗ 
deren Fällen, in denen Währungsgewinne durch Ablöſung von 
Pfandbriefen, die durch die Hypotheken⸗ oder Grundſchulden 
fahren find, entſtehen, können die Fine. entſprechend ver⸗ 
ahren. 

4. Es würde mit dem Geſichtspunkt des Grundſatzes der 
Gleichmäßigkeit der Beſteuerung nicht vereinbar ſein, wenn 
Währungsgewinne ſchlechthin einkommen und körperſchaft⸗ 
ſteuerfrei gelaſſen werden würden. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 
E 

x 46. $ 12 Ziff. 1 KörpStG. 1934. Iſt der ſat⸗ 
zungsmäßige Zweck einer Stiftung auf die 
Zahlung von Verſorgungsrenten gerichtet, 
ſo dürfen die in Erfüllung dieſes Zwecks ge⸗ 
zahlten Renten bei der ſteuerlichen Ein⸗ 
kommens ermittlung nicht abgezogen werden, 
gleichgültig ob die Verpflichtung zur Ren⸗ 
tenzahlung erſt durch die Errichtung der 
Stiftung begründet worden tft oder ſchon 
vorher (3. B. auf Grund der Beſtimmungen 
eines Teſtaments) beſtanden hat. 

Die beſchwerdeführende Stiftung iſt zur Erfüllung von Be— 
ſtimmungen des Teſtaments des Grafen A. L. v. 23. Mai 1696 
errichtet worden. Nach der durch eine Vereinbarung zwiſchen 
den beteiligten Linien des gräflichen Hauſes v. 11—17. April 
1794 geſchaffenen Stiftungsſatzung dient ſie der Verſorgung 
unverheirateter weiblicher Mitglieder der Familie. Die perſön⸗ 
liche Steuerpflicht der Stiftung iſt im Rechtsbeſchwerdeverfah⸗ 
ren nicht mehr beſtritten und zweifelhaft. Streitig iſt nur noch 
die Frage, ob die von der Stiftung gezahlten Renten bei der 
Ermittlung des ſteuerpflichtigen Einkommens abgezogen wer⸗ 
den dürfen. Die Vorbehörden haben dieſen Abzug bei der Ver⸗ 
anlagung für 1934 verweigert, da die Renten Aufwendungen 
für die Erfüllung des Zweckes der Stiftung darſtellten, die durch 
die Satzung vorgeſchrieben und daher nach 8 12 Ziff. 1 Körp⸗ 
StG. 1934 nicht abzugsfähig ſeien. 

Die RBeſchw. der Stiftung konnte keinen Erfolg haben. 

Unbeſtritten iſt, daß die Renten, um deren Abzug es ſich 
handelt, von der Beſchwß. in Erfüllung ihres ſatzungsmäßigen 
Zweckes gezahlt worden ſind. Damit iſt aber der Tatbeſtand ge⸗ 
geben, der unter das Abzugsverbot des § 12 Ziff. 1 KörpStG. 
1934 fällt. Hieran vermag auch der Einwand der RBeſchw. 
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nichts zu ändern, daß der Verpflichtungsgrund zur Rentenzah⸗ 
lung bereits durch das Teſtament v. 23. Mai 1696 geſchaffen 
worden ſei. Nach dem Urt. v. 23. Sept. 1930, TA 266/30 (REN. 
1930, 758; StW. 1930 Nr. 1292) ſind zwar bei einer auf Grund 
eines Teſtamentes vom Erben errichteten Stiftung, die mit nicht 
zum Stiftungszweck gehörigen Rentenvermächtniſſen belaſtet iſt, 
die Aufwendungen für die Vermächtnisnehmer abzugsfähig. Im 
Streitfall iſt jedoch der Sachverhalt anders. Hier bildet die Er⸗ 
füllung der Rentenvermächtniſſe gerade den einzigen Zweck der 
Stiftung. Die gezahlten Renten ſind daher Aufwendungen zur 
Erfüllung des ſatzungsmäßigen Zweckes der Stiftung und wer⸗ 
den damit durch das Abzugsverbot des § 12 Ziff. 1 Körp StG. 
1934 getroffen. Deun für die Anwendung dieſes Abzugsverbots 
macht es keinen Unterſchied, ob die Verpflichtung zur Renten⸗ 
zahlung erſt bei der Errichtung der Stiftung begründet worden 
iſt oder ob ſie ſchon vorher beſtanden hat und von der Stiftung 
im Rahmen ihrer Zweckbeſtimmung übernommen worden iſt. 
Fehl geht auch der Einwand der RBeſchw., daß das Stiftungs- 
vermögen bereits mit der Verpflichtung zur Rentenzahlung be⸗ 
laſtet eingebracht worden ſei. Auch dies hindert die Anwendung 
des ſteuerlichen Abzugsverbotes nicht. Denn eine derartige Be⸗ 
laſtung des Stiftungsvermögens iſt in jedem Fall gegeben, in 
dem der Zweck einer Stiftung auf die Zahlung von Reuten ge⸗ 
richtet iſt. Den Abzug ſolcher Laſten bei der ſteuerlichen Ein⸗ 
kommensermittlung will aber gerade die Vorſchrift des § 12 
Ziff. 1 KörpStG. 1934 verhindern, wie aus ihrer Entſtehungs⸗ 
geſchichte hervorgeht. In § 12 Ziff. 1 a. a. O. iſt die Vorſchrift 
des § 17 Nr. 2 KörpStcg. übernommen, die wieder der Vorſchrift 
des 58 Nr. 1 Körp StG. 1920 entſprach. Zu der letztgenann⸗ 
ten Vorſchrift aber war in der Begründung zum Entwurf des 
Geſetzes ausgeführt: „Der Ausſchluß des Abzugs der Aufwen⸗ 
dungen für die eigenen ſtiftungs⸗ oder ſatzungsmäßigen Zwecke 
war für die Fälle, in denen dieſe Aufwendungen als dauernde 
Laſt bei der Zuwendung des Vermögens auferlegt ſind, beſon⸗ 
ders auszuſprechen, da andernfalls das Einkommen der meiſten 
Stiftungen und ſonſtigen Zweckvermögen durch ſolche Laſten 
ſteuerfrei geworden wäre.“ 
(RFH., 1. Sen., Urt. v. 16. Febr. 1937, VI A 14/37.) 
* 


47. § 13 KörpSt®. 1925; SS 13, 19 und 20 Eink⸗ 
StG. 1925 (8 6 Körp StG. 1934; 88 5, 6 EinkSt G.). 
Uberläßt der Verpächter dem Pächter einen 
eiſernen Beſtand an Wirtſchaftsgütern, deren 
beſtimmungsmäßiger Gebrauch im Verbrauch 
beſteht, mit der Verpflichtung, am Ende der 
Pacht einen gleichen Beſtand zurückzugeben, 
ſo ſind dieſe Wirtſchaftsgüter vom Pächter 
zu aktivieren. Die Verpflichtung zur Rück⸗ 
gabe des eiſernen Beſtandes bei Beendigung 
des Pachtverhältniſſes iſt durch Aufnahme 
eines dem jeweils aktivierten Betrag ent⸗ 
ſprechenden Gegenpoſtens in den Paſſiven 
zu berückſichtigen. f) 

Am 31. Juli 1922 hat die Beſchwerdegegnerin mit der 
Kommanditgeſellſchaft L., deren Geſellſchafter zugleich ihre 
Hauptaktionäre ſind, einen Pachtvertrag abgeſchloſſen, deſſen 
§ 9 beſtimmt: 

„Die Verpächterin hat laut dem dieſem Pachtvertrag als 
weſentlicher Beſtandteil beiliegenden Verzeichnis einen eiſernen 
Beſtand von 15000 Häuten, die ſich in den verſchiedenen 
Stadien der Fabrikation von der Rohhaut bis zum fertigen 
Fabrikat nebſt den zur Verarbeitung derſelben erforderlichen 
Materialbeſtänden, insbeſ. Gerbſtoffen, befinden. Die Ver⸗ 
pächterin überläßt dieſe der Pächterin mit der Verpflichtung, 
bei Beendigung der Pacht eine gleiche Anzahl Häute und 
Materialien gleicher Art und Güte und auf ungefähr die 
gleichen Fabrikationsſtadien verteilt, zurückzugeben.“ 0 

Streitig iſt die Auswirkung dieſer Beſtimmung für die 
Körperſchaftsſteuer, insbeſ. die buchmäßige Behandlung. Die 
Pflichtige hat den ſogenannten eiſernen Beſtand au Häuten 
ei ihren Bilanzen zunächſt ganz unberückſichtigt gelaſſen. 
Bei einer Buchprſfung im Nov. 1929 hat der Prüfer unter 
Anwendung des § 5 RAbgO. a. F. den eiſernen Beſtand jo 
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behandelt, wie wenn er bei der Gründung der Beſchwerde⸗ 
gegnerin eingebracht worden wäre. Das Fin A. hat die Be⸗ 
ſchwerdegegnerin entſprechend der Auffaſſung des Buchprüfers 
für die Jahre 1926 und 1927 veranlagt. Im Berufungs⸗ 
verfahren über dieſe beiden Steuerabſchnitte hat das FinGer. 
die Vorausſetzungen der Anwendung des 8 5 RAbgoO. a. F. 
nicht für gegeben gehalten. Es hat anderſeits auch nicht das 
Verfahren der Beſchwerdegegnerin gebilligt, jeweils 15000 
Häute in ihren Juventuren und Bilanzen unberückſichtigt zu 
laſſen; die Häute ſeien daher zu aktivieren. Dieſem Aktivum 
ſtehe aber die Verpflichtung zur Rückgabe einer entſprechen⸗ 
den Warenmenge bei Ablauf des Pachtverhältniſſes gegenüber. 
Dieſe Verpflichtung ſei eine paſſivierungsſähige Laſt. Sie 
beſtehe während der ganzen Dauer des Pachtverhältniſſes und 
ſei daher in jeder Schlußbilanz zu berückſichtigen, wenn auch 
die Höhe ihres Geldwerts endgültig erſt bei Ablauf des 
Pachtverhältniſſes feſtſtehen werde. Der Laſt ſtehe anderjeit3 
bei der Verpächterin (der Kommanditgeſellſchaft) ein ent⸗ 
sprechendes Warenforderungsrecht gegenüber; die beiden Po⸗ 
ſten müßten daher jeweils übereinſtimmen. Das Finger. 
hielt es daher für richtig, den Paſſivpoſten bei der Beſchwerde⸗ 
gegnerin auf den Schluß jedes einzelnen Steuerabſchnitts jo 
zu bemeſſen, wie wenn zu dieſem Zeitpunkt die Rückgabepflicht 
eintreten würde, alſo auf den Schluß des einzelnen Steuer⸗ 
abſchnitts den Anſchaffungspreis oder den geringeren ge⸗ 
meinen Wert der 15000 Häute in die Paſſiven einzuſtellen. 
Entſprechend dieſer Rechtsauffaſſung wurde dann vom Fin A. 
die Veranlagung für 1926 und 1927 durchgeführt. Sie iſt 
auch rechtskräftig geworden. 

Bei der Veraulagung der ſtreitigen Steuerabſchnitte 
(19281931) iſt das Fin A. ebenfalls nach der Rechtsauf⸗ 
faſſung des FinGer. verfahren. Im Einſpruchsverfahren be⸗ 
kämpfte nunmehr die Beſchwerdegegnerin die Bemeſſung des 
Paſſivpoſteus. Sie hielt es nicht für zuläſſig, die Verpflich⸗ 
tung zur Rückgabe der Häute zu dem für den jeweiligen 
Bilanzſtichtag gültigen Anſchaffungspreis der Häute oder 
ihrem niedrigeren gemeinen Wert einzuſetzen. Die Schuld 
(Rückgabeverpflichtung) ſei erſtmalig mit ihrem Anſchaffungs⸗ 
kreis einzuſetzen. Sei der gemeine Wert der Schuld inzwiſchen 
geſtiegen und dieſer Wert in einer Bilanz eingeſetzt, ſo müſſe 
dieſer Wert beibehalten werden, ohne Rückſicht auf die Markt⸗ 
preiſe der Häute am Bilanzſtichtag. Eine Herabſetzung der 
Schuld würde auf den ſteuerrechtlich unzuläſſigen Ausweis 
eines noch nicht realiſierten Gewinns hinauslaufen. Das Fin A. 
beharrte jedoch auf ſeinem Standpunkt. 

Die Berufung hatte Erfolg. Das FinGer. hat auch nach 
ernenter Prüfung an der Auffaſſung feſtgehalten, daß der Wert 
der Häute unter den Aktiven erſcheinen müſſe. Dagegen hat 
es ſeinen Standpunkt, daß in den Paſſiven ein dem jeweiligen 
Wert der Häute entſprechender Poſten erſcheinen müſſe, nicht 
aufrechterhalten. Es iſt nunmehr der Meinung, daß die Ver⸗ 
pflichtung zur Rückgabe der Häute bei Beendigung des Pacht⸗ 
verhältniſſes in allen Bilanzen mit dem Geſtehungspreis am 
1. Jan. 1925 zu paſſivieren ſei. 

Die RBeſchw. des Fin A. iſt begründet. 

Die Auffaſſung des Fincger., die i. J. 1922 überlaſſenen 
Häute und die in der Folge als Erſatz für die überlaſſenen 
und verbrauchten Häute neu beſchafften ſeien Eigentum der 
Beſchwerdegegnerin geworden und daher von dieſer zu akti⸗ 
vieren, iſt zutreffend. Sie wird auch von der Beſchwerde⸗ 
gegnerin nicht bekämpft. Die Werte, mit denen die Häute 
jeweils in den Bilanzen zu aktivieren ſind, ſind nicht beſtritten. 

Es iſt auch nicht zu beanſtanden, daß das FinGer. die 
Rückgabepflicht als eine paſſivierungsſähige Laſt augeſehen hat. 
Nicht frei von Bedenken iſt aber die Auffaſſung des Finder. 
über die Höhe des Paſſivpoſtens. Das Fincher iſt der Au⸗ 
ſicht, fein früherer Standpunkt, der für die Rückgabepflicht 
einzuſetzende Paſſippoſten ſei bei der Beſchwerdegegnerin auf 
den Schluß jedes einzelnen Steuerabſchnitts ſo zu bemeſſen, 
wie wenn zu dieſem Zeitpunkt die Rückgabepflicht eingetreten 
wäre, ſei mit Rückſicht auf die Entſch. des RH. v. 21. Juni 
1933: RSt Bl. 1933, 1279 und v. 16. Juni 1932: RStBl. 
1932, 948 nicht mehr gerechtfertigt. Er habe auf der nach 
dieſen Urteilen nicht mehr oder doch nicht unbedingt aufrecht— 
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zuerhaltenden Anſicht beruht, daß ein Wechſel im Wert der 
Schuld bei der Bilanzierung zum Ausdruck gebracht werden 
müſſe. Es iſt richtig, daß der aus § 20 EinfSt®. 1925 zu 
entnehmende Grundſatz des Verbots der Verſteuerung unreali 
ſierter Gewinne auch für die Bewertung der Schulden gilt und 
daß deshalb eine bloße Wertminderung der Schuld gegenüber 
den Bilanzwerten des Vorjahrs und dem Einſtandswert, alſo 
dem Nennwert im Zeitpunkt der Entſtehung, ſteuerlich nicht 
zu berückſichtigen iſt. Wenn das FinGer. nunmehr im feiner 
neuen Entſch. die Schuld (Rückgabepflicht) erſtmals mit ihrem 
Geſtehungswert einſetzt und trotz Sinkens der Schuld dieſen 
Wert in den ſpäteren Bilanzen beibehalten will, ſo befände 
es ſich im Einklang mit dieſem Grundſatz, wenn eine Schuld 
im Sinne der genannten Entſch. vorläge. Das trifft aber nicht 
zu. Es handelt ſich nicht um eine nach dem Wert der Häute 
am Ende der Pachtzeit ſich bemeſſende Geldſchuld, ſondern um 
die Verpflichtung zur Rückgabe der als eiſernen Beſtand zu 
führenden Häute uſw. ſelbſt. Dieſe Verpflichtung zur Rück 
gabe ſtellt alſo einen Gegenpoſten zu den in den Aktiven auf⸗ 
genommenen 15000 Häuten uſw. dar, der nicht höher bemeſſen 
werden kann als der Wert der Häute. Das hat das FinGer. 
verkannt; feine Entſch. mußte daher aufgehoben werden. 


Die Sache iſt ſpruchreif. Das Fin A. hat bei der Ver⸗ 
anlagung und in ſeiner Einſpruchsentſcheidung die 15000 Häute 
zu Tagespreiſen in die Aktiven aufgenommen und als Paſſiv⸗ 
voſten ebenfalls den Wert der Häute zu Tagespreiſen ein⸗ 
gelegt. Sein Verfahren deckt ſich daher mit der Rechtsauffaſ⸗ 
ſung dieſes Urteils. Da die Berechnung nicht angegriffen wird, 
war die Berufung der Beſchwerdegegnerin gegen die Ein⸗ 
ſpruchsentſcheidung des Fin A. als unbegründet abzuweiſen. 


(RTH., 1. Sen., Urt. v. 26. Jau. 1937, 1A 111/86.) 


Anmerkung: Vergleicht man die urſprünglich von der 
Firma vertretene Auffaſſung mit der endgültigen Stellung⸗ 
nahme des Rh., fo ergibt ſich eine bemerkenswerte Überein⸗ 
ſtimmung. Die Firma wollte den ſogenannten eiſernen Beftand 
an Häuten überhaupt nicht in ihre Bilanz aufnehmen, alſo auch 
die Verpflichtung zur Rückgabe der Häute nicht paſſivieren. 
Der RF. ſtellt feſt, daß die Häute zu aktivieren Find und 
daß für die Verpflichtung zur ſpäteren Rückgabe ein Paſſiv⸗ 
poſten zu bilden iſt, der nicht höher bemeſſen werden kann als 
der Wert der Häute, wie dieſer auf der Aktivſeite der letzten 
Bilanz ſteht. 


Dieſes Ergebnis dürfte auf jeden Fall zutreffend ſein, 
und der Rc. hat auch recht, wenn er es mit dem Hinweis 
darauf begründet, daß es ſich nicht um eine Geldſchuld han⸗ 
delt, ſondern um eine Verpflichtung zur Rückgabe der Häute 
ſelbſt. 


Es iſt alſo unmöglich, etwa in der Weiſe vorzugehen, 
daß der Wert der Häute, wie er bei Beginn des Pachtverhält⸗ 
niſſes war, als feſter Betrag unter den Paſſiven ſtehenbleibt, 
ſelbſt wenn auf der Aftivfeite infolge der inzwiſchen eingetre⸗ 
tenen Preisveränderungen eine Herabſetzung des Wertes er- 
folgt iſt. Im Intereſſe einer klaren Bilanzierung würde es 
daher das richtigſte ſein, ſowohl auf der Aktivſeite als auch 
auf der Paſſipſeite einen unveränderlichen feſten Wert für 
den eiſernen Beſtand der Häute zu führen. Dann ergibt ſich 
weder während der Dauer des Pachtverhältniſſes noch bei 
feiner Beendigung ein Gewinn oder ein Verluſt aus den Preis- 
ſchwankungen. Geht man den vom RF. als richtig bezeich⸗ 
neten Weg, jo wird man Dabei beachten müſſen, daß natürlich 
auch jede Erhöhung des Wertanſatzes auf der Aktivſeite eine 
entſprechende Erhöhung des Paſſivpoſtens zur Folge haben 
muß. Ob der RF. dieſe Schlußfolgerung ziehen will, läßt 
ſich aus dem Wortlaut des Urteils nicht mit Beſtimmtheit 
erkennen, es wird aber aus dem Zuſammenhaug geſchloſſen 
werden dürfen. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
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x 48.53 GrErw St G.; § 4 A b. 1 der 2. Durchf⸗ 
VO. z. Umwandl StG. (StD VO. II). Wird eine 
Akt G. unter gleichzeitiger Errichtung einer 
Komm Geſ. umgewandelt und gehen bei der 
Umwandlung ſämtliche Geſchäftsanteile einer 
Perſonen vereinigung i. S. des §8 3 GrErw⸗ 
StG. von der AktG. auf die Komm Geſ. über, 
ſo ſind auf die Beſteuerung des Übergangs 
der Anteile nach 83 GrErw StG. die Steuer- 
erleichterungen des 84 Ab ſ. 1 StD VO. II an⸗ 
zuwenden. ) 

Bei der Gründung der J. & Co. Ute. (künftig „AG.“ 
i. J. 1928 mit einem Grundkapital von 100000 %% wurden 
die geſamten Geſchäftsanteile der Baugeſellſchaft Z. GmbH. 
(künftig „GmbH .“) im Nennwerte von 20000 RK in die 
AG. eingebracht. Die GmbH. iſt Eigentümerin des Grund⸗ 
ſtücks L.⸗Straße 1. Die Einbringung der Geſchäftsauteile 
wurde ſeinerzeit gemäß $3 Gr&rwSt®. zur Grunderwerb⸗ 
feuer herangezogen. In der GenVerſ. der AG. vom 28. Nov. 
1935 wurde die Umwandlung der AG. in eine Kommef. auf 
Grund des Gef. v. 5. Juli 1934 (RZ Bl. I, 569) beſchloſſen. 
Der Kaufmann G. war bereits am 1. Juli 1934 Geſellſchafter 
der AG. mit Aktien im Nennbetrage von 50000 AM geweſen 
und wurde nunmehr Kommanditiſt. Der Umwandlungs⸗ 
beſchluß wurde am 4. Dez. 1935 in das Handelsregiſter 
eingetragen, die neue Kommcheſ. — die Beſchw. — ain 
9. Dez. 1935. Das Bezirksamt ſah den Übergang der GmbH.- 
Anteile auf die BeſchwF. bei der Veranlagung nach 83 
GrErwStG. als ſteuerpflichtg an und feste Grunderwerb⸗ 
ſteuer nach dem Einheitswert des Grundſtücks v. 1. Jan. 1935 
gegen die BeſchwF. feſt. 

Die BeſchwF. legte Einſpruch ein und trug zur Begrün⸗ 
dung vor: 

24 Es handle ſich um eine Geſamtrechtsnachfolge, und bei 
einer ſolchen trete keine Grunderwerbſteuerpflicht ein; 

b) nach § 4 (1) der St DO. II v. 8. März 1935 (RG⸗ 
Bl. I, 354) ſei der Vorgang ſteuerbegünſtigt. Der Anteil des 
G. müſſe deshalb außer Anſatz bleiben. 

Das Bezirksamt wies den Einſpruch zurück. Auch die 
Ber. wurde als unbegründet zurückgewieſen. Der Rechts⸗ 
beſchwerde muß ſtattgegeben werden. 

Durch den Generalverſammlungsbeſchluß der Kaufhaus 
J. & Co. WEG. v. 29. Nov. 1935 iſt die Errichtung der 
J. & Co. Kommckeſ. (künftig KommcGeſ.), der BeſchwF., an 
der nur die zuſtimmenden Aktionäre als Geſellſchafter be⸗ 
teiligt find, und zugleich die Übertragung des Vermögens der 
Al. auf die Konmdef. beſchloſſen worden. Es handelt ſich 
alſo um die Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft durch Mehr⸗ 
heitsbeſchluß i. S. des Art. 2 86 i. Verb. m. 83 1. Durchf⸗ 
BU. zum Gef. über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften 
(DVD. I) v. 14. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1262). Auch die 
88 4 und 5 der DO. find beachtet worden. Nach § 12 
i. Verb m. 883 und 4 Ummwandl®. v. 5. Juli 1934 (Um⸗ 
wandl®.; RGBl. I, 569) ging mit der Eintragung der Um⸗ 
wandlung im Handelsregiſter am 4. Dez. 1935 das Vermögen 
der AG. kraft Geſetzes im Wege der Geſamtrechtsnachfolge auf 
die Kommcheſ. über, und die AG. wurde damit aufgelöſt. 
Gleichzeitig gingen auch ohne weiteres, d. h. ohne beſondere 
Abtretung ſämtliche Geſchäftsanteile der AG. an der ein 
Grundſtück beſitzenden Baugeſellſchaft Z. GmbH. auf die 
Kommcheſ. über. Mit dem Übergang ſämtlicher Anteile an der 
Grundſtücks⸗Gmbc. von der AG. auf die Kommer. ift grund⸗ 
ſätzlich Steuerpflicht der Kommceſ. aus 83 GrErwSteh. 
eingetreten. Denn die Übertragung dieſer Anteile wird nach 
§ 3 GrErwStch. dem Übergang des Eigentums an dem Grund⸗ 
ſtück gleichgeachtet, und nach 81 GrErwStGh. iſt die Grund⸗ 
erwerbſteuer beim übergang des Grundſtückseigentums zu ent⸗ 
richten, gleichgültig, ob dieſer Eigentumsübergang ſich im 
Wege der Einzelrechtsnachfolge oder im Wege der Geſamt⸗ 
rechtsnachfolge vollzieht, und ob es zum Eigentumsübergang 
einer Eintragung der Rechtsänderung im Grundbuch bedarf 
oder nicht. Iſt letzteres nicht der Fall, fo wird die Steuer 
pflicht begründet durch den Vorgang, der die Rechtsänderung 
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bewirkt (§S 4 GrErwStch. und Urt. des RFH. II A 110/23 
RH. 12, 209). Das FinGer. hat daher die Einwendung 
der beſchwerdeführenden KommGef. gegen ihre Beſteuerung 
aus § 3 GrErwStG., daß im Falle des Eigentumsüberganges 
im Wege der Geſamtrechtsnachfolge überhaupt keine Grund⸗ 
erwerbſteuer entſtehen könne, mit Recht als unbegründet ab- 
gelehnt. 

Iſt hiernach der Übergang ſämtlicher Anteile an der 
Grundſtücks⸗Gmbsd. von der AG. auf die BeſchwF. an ſich 
nach 83 GréErwStG. ſteuerpflichtig, jo bleibt nur noch zit 
prüfen, ob der BeſchwF. die Steuererleichterungen des 8 4 
Abſ. 1 der StD. II v. 8. März 1935 (RGGBl. I, 354) zu⸗ 
zubilligen ſind oder nicht. 8 4 Abf. 1 der St DO. II gewährt 
nach ſeinem Wortlaut allerdings gewiſſe Steuererleichterungen 
nur, wenn bei der Umwandlung einer AG. in eine gleichzeitig 
errichtete KommGeſ. „Grundſtücke“ auf die Rommel. über⸗ 
gehen, nicht aber Anteile einer Perſonenvereinigung i. S. 
des § 3 GrErwStG., zu deren Vermögen Grundſtücke gehören. 
Das kann jedoch nicht von ausſchlaggebender Bedeutung ſein. 
Wie der Senat in ſtändiger Rſpr. (vgl. Urt. des RH. II A 
210/35 v. 7. Febr. 1936: ZW. 1936, 2269 = NEL. 
1936, 219 und die dort angeführten Entſch.) ausgeſprochen 
hat, beſteuert 83 Gr&rwSt®. einen Erſatztatbeſtand des 8 4 
GréErw St. Dies ergibt ſich daraus, daß nach 8 3 die Über⸗ 
tragung der Anteile dem Übergang des Eigentums am Grund⸗ 
ſtück gleichgeachtet wird. Es müſſen deshalb wie bei der Be⸗ 
ſteuerung des Haupttatbeſtandes auch bei der des Erſatztat⸗ 
beſtandes alle Steuervergünſtigungsgründe berückſichtigt wer⸗ 
den, die eine Steuererhebung für den Haupttatbeſtand aus⸗ 
ſchließen. Es müſſen ſomit auf die Fälle des §3 GrErwStG. 
auch die Steuererleichterungsvorſchriften der StVO. II an⸗ 
gewendet werden. 

Der Umſtand, daß die Beſtimmung über die Steuer⸗ 
pflicht in 83 GrErwStG., die Vergünſtigungsvor⸗ 
ſchrift aber im UnmwandlSt®. bzw. der St DO. II ent⸗ 
halten iſt, kann, wie die Vorinſtanzen meinen, keine Rolle 
ſpielen. Die Steuererleichterungsbeſtimmungen des Umwandl⸗ 
StG. und der dazu ergangenen DurchfVO., die hinſichtlich 
der Grunderwerbſteuer die Grundſtücksübergänge bei Umwand⸗ 
lung und Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften ſteuerlich begün⸗ 
ſtigen, müſſen auf alle einſchlägigen Rechtsvorgänge in glei⸗ 
cher Weiſe angewendet werden, wie wenn fie im GrErwStsh. 
ſelbſt enthalten wären. 

Ebenſowenig iſt es zutreffend, wie die Vorinſtanzen aus⸗ 
führen, daß durch die bloße Umwandlung der AG. in eine 
Kommcbeſ. i. S. des Umwandl StG. im gegebenen Falle noch 
keine eine Steuervergünſtigung rechtfertigende Sachlage ge⸗ 
ſchaffen würde, da die i. S. des Geſetzgebers unerwünſchte 
Tochtergeſellſchaft, die Grundſtücks⸗ GmbH. beſtehen blieb. 

Die Vorausſetzungen der Steuererleichterung des 8 4 
Abſ. 1 der St DO. II ſind gegeben, wenn, wie hier, eine AG. 
unter gleichzeitiger Errichtung einer Perſonalgeſellſchaft mit 
übertragung ihres Vermögens umgewandelt wird. Der Zweck 
des Umwandlß. und UmwandlStG., die Zahl der anonymen 
Kapitalgeſellſchaften zu verringern, iſt damit erreicht, auch 
wenn die GmbH. dabei beſtehen bleibt. 

Da die Vorentſcheidungen Vorftehendes verkannt haben, 
ſind ſie wegen Rechtsverſtoßes aufzuheben. Bei freier Be⸗ 
urteilung iſt die Sache aber nicht ſpruchreif. | 

Bei der Beſteuerung des Überganges der Geſchäftsanteile 
an der Banugeſellſchaft Z. GmbH. von der AG. auf die BeihwF- 
gemäß § 3 GrErwStG. find nach obigen Ausführungen die 
Steuererleichterungsvorſchriften des §4 Abſ. 1 der StVO. II 
anzuwenden. Da bisher aber nicht feſtgeſtellt iſt, in welchem 
Verhältnis die einzelnen Geſellſchafter, insbeſ. G., am Ver⸗ 
mögen der Kommcheſ. beteiligt find, iſt die Sache zur wei⸗ 
teren diesbezüglichen Ermittlung und erneuter Entſch. an die 
Stenerſtelle zurückzuverweiſen. 

(RTH., 2. Sen., Urt. v. 29. Jan. 1937, II A 227/68.) 

Anmerkung: 1. Wäre die GmbH, deren ſämtliche An⸗ 


teile bei der AG. lagen, zunächſt umgewandelt worden, fo wäre 
für den Übergang der der GmbH. gehörenden Grundſtücke auf 
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die AG. keine Grunderwerbſteuer entſtanden, weil die AG. an 
der GmbH. ſeit dem 1. Juli 1934 ununterbrochen zu 100% 
beteiligt war (§S 4 Abſ 1 UmwandlSt DO.). 


Die alsdann notwendig gewordene Umwandlung der AG. 
auf eine KommöGeſ., an der nur die zuſtimmenden Aktionäre 
der AG. beteiligt waren, wäre alsdann inſoweit ſteuerfrei ge⸗ 
weſen, als die zuſtimmenden Aktionäre bereits am 1. Juli 
1934 an der AGG. beteiligt waren und nunmehr im gleichen 
Verhältnis an der Kommcgeſ. beteiligt worden wären. Soweit 
ſich eine Beteiligung geändert hätte, wäre dagegen eine Grund⸗ 
erwerbſteuerpflicht entſtanden. 


2. Die Beteiligten find den zu 1 ſkizzierten Weg einer 
Konzernvereinfachung von oben nach unten nicht gegangen, 
ſondern haben den umgekehrten Weg gewählt, von unten nach 
oben zunächſt die Muttergeſellſchaft, dann die Tochtergeſell⸗ 
ſchaft umzuwandeln. 


a) Durch die Umwandlung der Muttergeſellſchaft auf eine 
Kommceſ. ſind zugleich die Anteile an der Grundſtücks⸗ 
tochtergeſellſchaft auf die KommGef. übergegangen. Der RH. 
ſtellt mit Fug auch den Übergang von Anteilen an einer Grund⸗ 
ſtücke beſitzenden Geſellſchaft dem Übergang von Grundſtücken 
gemäß § 4 UmwandlSt DO. gleich. Dies entſpricht der Auf⸗ 
faſſung im Schrifttum (vgl. Böttcher⸗Meilicke, „Um⸗ 
wandlung, Auflöſung und Anleiheſtock von Kapitalgeſellſchaf⸗ 
ten“, 3. Aufl., S. 193). 


b) Wird ſpäter die Grundſtücke beſitzende Tochtergeſell⸗ 
ſchaft auf die KommGeſ. als nunmehrige alleinige Anteils⸗ 
eignerin umgewandelt, fo tritt nach meiner Auffaffung auch 
hierfür Grunderwerbſteuerfreiheit ein, auch wenn die Komm⸗ 
Geſ. am 1. Juli 1934 die Anteile an der Grundſtücks⸗ Gmbh. 
noch nicht beſeſſen hat. Dies ergibt ſich aus dem Geſichts⸗ 
punkt, daß bei ſteuerfreien übergängen darauf abzuſtellen iſt, 
ob der Rechtsvorgänger am 1. Juli 1934 die Anteile beſeſſen 
hat (vgl. Böttcher-Meilicke a. a. O. S. 193 oben). 

RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 


* 


49. § 8 Nr. 9 Gr&rwStß. 

1. Der Senat hält an feiner Rſpr. RF H. 
19, 278 feſt, daß erſtmalige Übertragungen be⸗ 
bauter Grundſtücke durch Perſonenvereini⸗ 
gungen zur Verwirklichung des ſatzungs⸗ 
gemäßen Zwecks der Bereitſtellung neuer 
Kleinwohnungen nur dann von der Grund⸗ 
erwerbſteuer befreit ſind, wenn der Grund⸗ 
ſtückser werber Mitglied der veräußernden 
Perſonenvereinigung iſt. 

2. Die nutzbare Wohnfläche eines Eigen⸗ 
heims darf die einer Kleinwohnung nicht 
überſchreiten. f) 

Die G., Gemeinnützige Aktiengeſellſchaft für Angeſtellten⸗ 
Heimſtätten in B., hatte in J. an der Tſtraße Häuſer errichtet, 
die nach Fertigstellung weiterveräußert wurden. So hat die G. 
auch ein Hausgrundſtück an den Beſchwerdegegner verkauft und 
übereignet. Das gekaufte Haus beſteht in Erd⸗ und Obergeſchoß 
aus je einer Wohnung mit zwei kleinen Zimmern und Küche; 
zu jeder Wohnung gehört im Dachgeſchoß noch eine Kammer. 
Eine Wohnung wird von dem Beſchwerdegegner bewohnt; die 
zweite Wohnung — als „Einliegerwohnung“ bezeichnet — iſt 
einem Mieter überlaſſen. 

Der Beſchwerdegegner wurde zur Grunderwerbſteuer her⸗ 
angezogen. Der Einſpruch des Beſchwerdegegners, mit dem er 
Steuerfreiſtellung nach 88 Nr. 9 GrErwStG. begehrte, ift als 
unbegründet zurückgewieſen worden. 

Das Finder. hat freigeſtellt. 

Die RBeſchw. der Steuerſtelle iſt begründet. 


J. Anwendbarkeit des §8 Nr. 9 Satz 1 be⸗ 
treffend. 


Daß die als Veräußerin in Betracht kommende Aktien⸗ 
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geſellſchaft als gemeinnützige Perſonenvereinigeing i. S. des 88 
Nr. 9 Satz 2 GrErwStG. anzuſehen tft, iſt ſchon bei anderer 
Gelegenheit feſtgeſtellt worden (RYH. II A 289/34 v. 28. Juni 
1935). 

Für die für die Entſtehung der Steuerſchuld maßgebende 
Zeit ſchreibt Art. 9 VO. zur Ausführung der Gemeinnützigkeits⸗ 
BO. v. 20. März 1931 (RGBl. I, 73) eine Höchſtgrenze von 
90 qm vor, die, beiläufig bemerkt, durch Art. III Nr. 3 Geſ. 
zur Sicherung der Gemeinnützigkeit im Wohnungsweſen vom 
14. Juli 1933 (RG Bl. I, 485) inzwiſchen auf 75 qm herabgeſetzt 
worden iſt. Jede der beiden Wohnungen hält ſich jedenfalls 
unter den angegebenen Freigrenzen. Die Merkmale von Klein⸗ 
wohnungen i. S. des SI Nr. 9 GrErwStG. find ſomit an ſich 
gegeben. 

Im übrigen müſſen Grundſtücksübertragungen i. S. § 8 
Nr. 9 GrErwStG., wenn ſie ſteuerfrei fein ſollen, grundſätzlich 
darauf hinzielen, Kleinwohnungen, die als ſolche bisher nicht 
vorhanden waren, bereit zu ſtellen (RF. II A 1/24 v. 11. Jan. 
1924: RES. 13, 144 = SW. 1924 Nr. 12). Im allgemeinen 
kommt deshalb für die Steuerbefreiung nur un bebauter 
Grundbeſitz in Betracht. Für die Übertragung von bebautem 
Grundbeſitz hat der Senat ausnahmsweiſe dann Steuerbefrei⸗ 
ung zugelaſſen, wenn entweder der Erwerber die Stellung eines 
Bauherrn bzw. eine dieſem ähnliche Stellung gehabt hat (R§H. 
IT A 200/25 v. 13. Mai 1925: RF. 16, 182 = StW. 1925 
Nr. 3988 = JW. 1925, 2059), oder wenn der Verkauf in Aus⸗ 
übung des Geſchäftszwecks der Wohnungsgeſellſchaft erfolgt und 
der Erwerber das fertige Haus auf Grund eines ihm ſatzungs⸗ 
mäßig zuſtehenden Erwerbsrechts an fi bringt (RF. II A 
395/26 v. 17. Sept. 1926: Ric. 19, 278 = SW. 1926 Nr. 631 
= 3%. 1927, 1448). Dieſe beiden Ausnahmefälle hat der RF. 
deshalb der Neuſchaffung von Kleinwohnungen durch Grund⸗ 
ſtücksübertragung gleichgeſtellt, weil im erſten Falle der Erwer⸗ 
ber wirtſchaftlich der Erbauer iſt, und im zweiten Falle die 
Geſellſchaft nur ſeine Vermittlerin beim Bau und Erwerb des 
Hauſes iſt. 


Hier iſt jedenfalls der erſte dieſer beiden Ausnahmefälle 
nicht gegeben; denn der Erwerber (Beſchwerdegegner) hat hier 
nicht die Stellung eines Bauherrn gehabt. 


Es iſt aber weiter zu prüfen, ob die Vorausſetzungen des 
zweiten Ausnahmefalles gegeben ſind. Es fragt ſich alſo zunächſt, 
ob der Verkauf des Hauſes an den Beſchwerdegegner in Aus 
übung des Geſchäftszwecks der Wohnungsgeſellſchaft (G.) ge- 
ſchehen iſt. Es handelt ſich hierbei um eine Vorausſetzung, die 
auf jeden Fall für die Steuerbefreiung nach §8 Nr. 9 nach der 
oben erwähnten Rſpr. des Sen. (Ri. 19, 278) verlangt wer⸗ 
den muß. Nach dem Wortlaut des Geſetzes muß zwiſchen der 
Grundſtücksübertragung und der Schaffung von Kleinwohnun⸗ 
gen ein urſächlicher Zuſammenhang beſtehen. Durch die Übertra⸗ 
gung muß die Herſtellung von Kleinwohnungen bezweckt und be⸗ 
werkſtelligt werden. Wie der Senat ſchon in der eben erwähnten 
Entſch. ausgeführt hat, richtet ſich die Art, in welcher eine Ge⸗ 
ſellſchaft Kleinwohnungen ſchafft, nach ihren Geſchäftsbedingun⸗ 
gen; und nur Grundſtücksübertragungen, welche nach Maß- 
gabe dieſer Geſchäftsbedingungen neu erſtellte 
Kleinwohnungen erſtmalig den Erwerbern zur Verfügung ſtel⸗ 
len, können deshalb als unter die Befreinngsvorſchrift des 88 
Nr. 9 GrErwStG. fallend erachtet werden. Denn der Zweck der 
Befreiungsvorſchrift beſteht in einer Begünſtigung derjenigen 
Grundſtücksübertragungen, welche die gemeinnützigen. Unterneh⸗ 
mungen zur Verwirklichung ihres Satzungs⸗ 
zwecks vornehmen. Es fragt ſich alſo, ob es ſich bei dem Ver⸗ 
kauf des Grundſtücks um die Verwirklichung eines ſolchen Sat⸗ 
zungszwecks handelt. Der Senat hat bei dem Verkauf eines an⸗ 
deren Grundſtücks ſeinerzeit dieſe Frage verneint, alſo den 
Standpunkt vertreten, daß die Veräußerun g von Woh⸗ 
nungsbauten nach dem Geſellſchaftsvertrag der G. nicht zu dem 
ſatzungsmäßigen Zweck und Gegenſtand des Unternehmens ge- 
hört. Der Senat hat dies aus dem 82 des Geſellſchaftsvertrages 
entnommen, nach deſſen Abſ. 1 „Gegenſtand und Zweck des Un⸗ 
ternehmens der Bau und die Betreuung von Kleinwohnnngen 
im eigenen Namen iſt“, wogegen die Veräußerung von Woh- 


nungsbauten in Abſ. 4 nur beiläufig erwähnt iſt mit dem Be⸗ 
merken, daß in einem ſolchen Falle eine Sicherung gegen un⸗ 
gerechtfertigte Preiserhöhungen zu beſtellen iſt. Es handelt ſich 
hierbei um eine Auslegungsfrage; und jedenfalls hält ſich die 
damalige Auslegung des §2 des Geſellſchaftsvertrags der G. 
im zuläſſigen Rahmen der Auslegung. Im Hinblick auf die im 
vorl. Falle gemachten neuerlichen Ausführungen des Beſchwerde⸗ 
gegners über die ſatzungsmäßigen und tatſächlichen Zwecke der 
G., ſowie die zweite VO. zur Ausführung der Gemeinnützig⸗ 
keitsBO. v. 11. Febr. 1933 (ROLL. I, 70), wonach ein Woh⸗ 
nungsunternehmen auch die Veräußerung von Grundſtücken be⸗ 
treiben darf (vgl. Meier Draeger, „Die Gemeinnützigkeit 
im Wohnungsweſen“, Berlin 1931, S. 70 Anm. 6 und S. 78 
Anm. 3), trägt der Senat keine grundſätzlichen Bedenken, im 
vorl. Falle den § 2 des Geſellſchaftsvertrags der G. dem Be⸗ 
gehren des Beſchwerdegegners entſprechend dahin auszulegen, 
daß zu dem ſatzungsmäßigen Zweck der G. auch die Veräuße⸗ 
rung von Kleinwohnungsbauten gehört, und daß daher die 
Grundſtücksübertragung an den Beſchwerdegegner als zur Ver⸗ 
wirklichung des Satzungszwecks der G. vorgenommen angeſehen 
werden kann. 


Will man hiernach die Grundſtücksveräußerung an den Be⸗ 
ſchwerdegegner als in Ausübung des Geſchäftszwecks der G. ge⸗ 
ſchehen anſehen, ſo kann dies gleichwohl für ſich allein nach der 
Rſpr. des Senats (Rip. 19, 278) die Steuerfreiheit aus 88 
Nr. 9 GrErwStG. nicht begründen. Denn der Beſchwerdegegner 
war nicht Mitglied der G., hat alſo das Haus nicht auf Grund 
eines ihm ſatzungsmäßig zuſtehenden Erwerbsrechts an ſich ge⸗ 
bracht; er war vielmehr der G. gegenüber ein unbeteiligter 
Fremder. 


Die Frage aber, ob die Steuerbefreiung des §8 Nr. 9 Gr⸗ 
ErwStG. auch auf den Fall auszudehnen iſt, wenn die ver⸗ 
äußernde Perſonenvereinigung nach der Erſtellung eines Hau⸗ 
jes mit Kleinwohnungen dieſes in Ausübung ihres Geſchäfts⸗ 
zwecks an ein Nichtmitglied verkauft, muß verneint wer⸗ 
den. Auch die Entſch. des Sen. II A 617/31 v. 26. Juli 1932 
(RF. 31, 288 = StW. 1932 Nr. 1055) ſetzt in dem dort be⸗ 
handelten Sonderfall zur Gewährung der Steuerfreiheit vor⸗ 
aus, daß von den in häuslicher Gemeinſchaft lebenden das 
Grundſtück erwerbenden Ehegatten der eine Ehegatte Mitglied 
des veräußernden Wohnungsunternehmens iſt. Daran, daß in 
den in Betracht kommenden Fällen der Erwerber Mitglied der 
veräußernden Perſonenvereinigung ſein muß, muß auch im Hin⸗ 
blick auf die Beſtimmung des 88 Nr. 9 Satz 3 GrErwStG. feſt⸗ 
gehalten werden. Denn würde man ſich für die Gewährung der 
Steuerfreiheit mit der Vorausſetzung begnügen, daß der Ver⸗ 
kauf des Hauſes in Ausübung des Geſchäftszwecks des Woh⸗ 
nungsunternehmens erfolgt, ohne daß es darauf ankäme, ob der 
Grundſtückserwerber Mitglied des veräußernden Wohnungs⸗ 
unternehmens iſt und als ſolches ein ſatzungsmäßiges Erwerbs⸗ 
recht hat, ſo wäre die Steuerbefreiungsvorſchrift des Satzes 3 
des 88 Nr. 9 GrErwStG., die die Steuervergünſtigung davon 
abhängig macht, daß es ſich um den Erwerb eines Eigenheims 
handelt, überflüſſig und unverſtändlich eim gleichen Sinne RES. 
13, 146 letzter Abſ.). Es muß ſomit an der in AS. 16, 182 
und 19, 278 veröffentlichten Rſpr. feſtgehalten werden; d. h. bei 
Veräußerungen von Kleinwohnungen tritt Steuerfreiheit nur 
ein, wenn der Erwerber als Bauherr oder als Mitglied des 
veräußernden Wohnungsunternehmens anzuſehen iſt. Iſt der 
Erwerber — wie hier — keines von beiden, ſo kann Steuerfrei⸗ 
heit nur in Betracht kommen, wenn es ſich um die Veräuße⸗ 
rung eines Eigenheims handelt (vgl. Ott, „Handbuch des ge⸗ 
ſamten Grunderwerbſteuerrechts“ S. 268 Anm. 17). 


II. Anwenbarkeit des 88 Nr. 9 Satz 3 Gr⸗ 
Erw StG. betreffend. 


Greift hiernach, wie das FincGer. zutreffend bemerkt, die 
Steuervergünſtigungsvorſchrift des §8 Nr. 9 Satz 1 GrErwStG. 
nicht Platz, ſo bleibt noch zu unterſuchen, ob für eine Vergünſti⸗ 
gung aus Satz 3 des 88 Nr. 9 a. a. O. hier Raum iſt. Das hat 
das FinGer. rechtsirrtümlich augenommen, indem es den Be⸗ 
griff des Eigenheims verkannt hat. Das Fincher. fieht das an 
den Beſchwerdegegner verkaufte Haus als Eigenheim an un⸗ 
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geachtet des Umſtandes, daß in ihm eine zweite Wohnung als 
ſog. Einliegerwohnung eingebaut iſt. Das FinGer. beruft ſich 
für feine Anſicht zu Unrecht auf das 2. Geſetz zur Verminde⸗ 
rung der Arbeitsloſigkeit v. 21. Sept. 1933 (RG Bl. I, 651). Nach 
Abſchn. IV Abſ. 1 Nr. 4a, b dieſes Geſetzes gelten als Eigen⸗ 
heime Wohngebäude, deren nutzbare Wohnfläche 150 qm (hier 
handelt es ſich im ganzen um eine ſolche unter 150 qm) nicht 
überſteigt, ſofern der Eigentümer das Haus in vollem Umfange 
oder mindeſtens zur Hälfte ſelbſt bewohnt; ein Wohngebäude, 
das mehr als zwei Wohnungen enthält, iſt kein Eigenheim i. S. 
dieſes Geſetzes. Dieſe Begriffsbeſtimmung des Eigenheims iſt 
— auch unter dem Geſichtswinkel der Vorſchriften des StelupG. 
— auf die Grunderwerbſteuer nicht anwendbar. Denn die in 
dem vorerwähnten Abſchn. IV vorgeſehenen Steuerbefreiungen 
beſchränken ſich ausdrücklich auf die Einkommenſteuer, die Ver 
mögenſteuer und Grundſteuer. Die Grunderwerbſteuer iſt daher 
nach der klaren unzweideutigen Faſſung der vorerwähnten Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift von der Steuervergünſtigung ausgeſchloſſen. Das 
2. Geſetz zur Verminderung der Arbettsloſigkeit v. 21. Sept. 
1933 iſt daher im vorl. Falle, abgeſehen von ſeiner zeitlichen 
Abgrenzung, weder unmittelbar noch mittelbar anwendbar. Das 
gleiche gilt von der auf dieſem Geſetz beruhenden Durchf BO. 
über die Steuerbefreiung für neu errichtete Kleinwohnungen 
und Eigenheime v. 26. Okt. 1933, insbeſ. $5 (RGBl. I, 773), 
und dem zugehörigen Runderlaß des RF M. „über die Steuer⸗ 
befreiung für neu errichtete Wohngebäude“ v. 30. Okt. 1933, 
8 1900 II 1 A — 250 II (RStBl. 1126). Für den Begriff des 
Eigenheims i. S. 88 Nr. 9 Satz 3 GrErwStG. find vielmehr 
nach wie vor die hierzu vom RF. entwickelten Grundſätze 
maßgebend. Bereits in dem mehrfach erwähnten Urt. v. 11. Jan. 
1924 (RF. 13, 146) hat der Senat betont, daß ein Haus, das 
mehrere Wohnungen enthält, nicht als Eigenheim bezeichnet, 
hierunter vielmehr nur ein Einfamilienhaus verſtanden wer⸗ 
den kann. In einer weiteren Entſch. II A 475/30 v. 8. Okt. 1930 
(Kartei, Rechtsſpruch 1 zu 88 Nr. 9 Abt. V) hat der Senat 
entſchieden, daß unter einem Eigenheim nur ein Haus ver? 
ſtanden werden kann, das im weſentlichen nur einer einzigen 
Familie Unterkunft gewähren ſoll, zumal dies der natürlichen 
Auslegung des Wortes „Eigenheim“ entſpricht. Die nutzbare 
Wohnfläche darf die einer anderen Kleinwohnung nicht über⸗ 
ſchreiten (Ott a. a. O. S. 268 Aum. 17). Dieſe Vorausſetzungen 
eines Eigenheims ſind aber hier nicht erfüllt. Demnach iſt auch 
für die Steuervergünſtigung des Satzes 3 des 88 Nr. 9 Gr⸗ 
ErwStG. hier kein Raum. 


(RS§H., 2. Sen., Urt. v. 8. Jan. 1937, II A 126/36.) 


Anmerkung: Die Rechtsausführungen des Urteils entſpre⸗ 
chen bei der Auslegung des 88 Ziff. 9 Satz 1 GrErwStG. bis⸗ 
herigen Rechtsgrundſätzen; die vom Senat gewählte Auslegung 
des Eigenheimbegriffes nach 88 Ziff. 9 Satz 3 GrErwStG. er- 
gibt fi, wie Ott: StW. 1937, 222 ff. dargelegt hat, zwangs- 
läufig aus den Vorſchriften der Gemeinnützigkeits BO. 


Sachlich befriedigend erſcheint das Urteil aber im Ergeb⸗ 
nis kaum. 


1. Zunächſt erſcheint die gegenwärtige Rechtslage, wonach 
die Veräußerung von bebauten Kleinwohnungsgrundſtücken 
durch eine gemeinnützige Körperſchaft nur dann nach 88 Ziff. 9 
Satz 1 ſteuerfrei iſt, wenn der Erwerber als Bauherr anzuſehen 
iſt oder wenn es ſich um Veräußerung an Mitglieder der Kör- 
perſchaft handelt, während die Veräußerung eines ſolchen 
Grundſtücks an einen fremden Grundſtückserwerber ſteuerfrei 
iſt, ſachlich wenig gerechtfertigt. Es dürfte gerade im Intereſſe 
der Bebauung mit Kleinwohnungsbauten liegen, möglichſt viele 
Grundſtücke in den Privatbeſitz zu überführen und dadurch das 
Privatkapital zur Finanzierung von Kleinwohnungsgrundſtük⸗ 
ken heranzuziehen. Dieſem Geſichtspunkt iſt bisher vom Geſetz⸗ 
geber nicht ausreichend Rechnung getragen worden. 


2. Das Eigenheim darf im Grunderwerbſteuerrecht nur 
75 qm (früher 90 qm) groß fein (vgl. Art 9 AusfO. zur Ge⸗ 
meinnützigkeits O. v. 20. März 1931 [RG Bl. I, 73] i. Verb. m. 
dem Gef. zur Sicherung der Gemeinnützigkeit im Wohnungs⸗ 
weſen v. 14. Juli 1933, Art. 3 [RG Bl. I, 484], während es im 


ſonſtigen Steuerrecht, um Steuervergünſtigungen zu erlangen, 
150 qm groß fein darf. Eine Angleichung des grunderwerb⸗ 
ſteuerrechtlichen Eigenheimbegriffs an den im ſonſtigen Steuer⸗ 
recht benutzten Eigenheimbegriff, wofür ſich Seldis: „Steuer⸗ 
Warte“ 1936, 96 eingeſetzt hat, erſcheint ein dringendes Gebot. 
RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 
* 


x 50.812 Um [St G. 1934; § 17 Um StG. 1932. Der 
St Pfl. darf auch das nach § 17 Umſ StG. 1932 (8 12 
Umſ StG. 1934) vom Entgelt abſetzen, was er 
nicht dem unmittelbar Belieferten, ſondern 
einem andern Glied in der Reihe der Belie⸗ 
ſerten zurückgewährt. f) 

Die ſteuerpflichtige GmbH. ſtellt Backpulver her. Sie lie 
fert uur an Wiederverkäufer. Jedem Päckchen Backpulver liegt 
ein Gutſchein bei. Der Verbraucher erhält von der Geſellſchaft 
für 50 Gutſcheine 0,50 2. in bar vergütet. Die Geſellſchaft 
bedient ſich bei der Einlöſung der Gutſcheine nicht der Ver 
mittlung der Kleinhändler, ſondern löſt ſie ſelbſt oder durch 
Vermittlung ihrer Großabnehmer ein. 

Die Geſellſchaft hat in ihrer Umſatzſteuererklärung für 
1934 die vergüteten Beträge an den vereinnahmten Entgelten 
abgezogen. Das Fin A. hat den Abzug nicht zugelaſſen. Die 
Sprungberufung der Geſellſchaft iſt erfolglos geblieben. Ihrer 
RBeſchw. iſt aber ſtattzugeben. 

Nach § 17 UmſStG. 1932 (unn: § 12 UmſStG. 1934) darf 
der Stpfl. Entgelte, die er zurückgewährt hat, von der Ge— 
ſamtheit der vereinnahmten Entgelte abſetzen. Das Fincer. 
glaubt den Wortlaut dieſer Vorſchrift dahin auslegen zu 
müſſen, der StPfl. dürfe nur das abſetzen, was er vom Ent— 
gelt an ſeinen Vertragsgegner herausgegeben habe; denn 
man könne nur dem etwas „zurückgewähren“, von dem man es 
erhalten habe. Schon rein ſprachlich iſt dieſe Auffaſſung nicht 
haltbar. Man kann eine Sache nicht nur dem „zurückgewähren“ 
oder „zurückgeben“, aus deſſen Händen man ſie erhalten hat, 
ſondern auch dem, von dem man ſie durch die Hände eines 
andern erhalten hat. Wenn B. von A. ein Buch entleiht und 
an C. weitergibt, und wenn ſodann C. das Buch dem A. gibt, 
ſo kann man ohne Verſtoß gegen den Sprachgebrauch ſagen, 
daß C. dem A. das Buch „zurückgibt“. Aber auch die Anwen⸗ 
dung der Auslegungsregeln in $ 1 StAnp®. führt zu keinem 
anderen Ergebnis als die Prüfung des Wortlauts der Vor⸗ 
ſchrift. Auch nach der Volksanſchauung oder nach der wirt— 
ſchaftlichen Bedeutung des § 17 UmſStG. 1932 wird man dazu 
kommen müſſen, einen Preisnachlaß auch dann als eine nach 
dieſer Vorſchrift beachtliche Entgeltsrückgewähr anzuſehen, wenn 
er unter Umgehung eines oder mehrerer Glieder der Lieferer⸗ 
kette gewährt wird. So iſt es aber im vorl. Fall: Der Her⸗ 
ſteller der Ware gewährt durch die Einlöſung der Gutſcheine 
unter Umgehung der Zwiſchenhändler unmittelbar dem Ver⸗ 
braucher einen Preisnachlaß. Er „gewährt“ dem Verbraucher 
einen Teil des Entgelts „zurück“, das er von ihm — nicht un⸗ 
mittelbar, ſondern auf dem Wege über einen oder mehrere 
Zwiſcheuhändler — erhalten hat. Damit find aber die Voraus 
N für eine Anwendung des § 17 UmſStG. 1932 ge⸗ 
geben. 

Wegen der Höhe des abſetzbaren Eutgelts iſt zu beachten, 
daß die beſchwerdeführende Geſellſchaft an den vereinnahmten 
Entgelten nicht etwa einen Pfennig für jeden ausgegebenen 
Gutſchein abſetzen darf, ſondern nur den für die eingelöſten 
Gutſcheine tatſächlich ausgegebenen Geldbetrag. So iſt aber 
offenbar auch verſahren worden. 

(RS., 5. Sen., Urt. v. 8. Jan. 1937, V A 104/36 8.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

Die Umſatzſteuer iſt grundſätzlich nur zu entrichten, wenn 
der StBÄL. für feine Lieferung oder ſonſtige Leiſtung ein Ent⸗ 
gelt erhält. $ 12 UmſStG. 1934 bzw. 8 17 UmſStch. 1932 be⸗ 
ſtimmt, daß der Unternehmer, der vereinnahmte Entgelte für 
ſteuerpflichtige Umſätze zurückgewährt, ſie von anderen ſteuer⸗ 
pflichtigen Entgelten in Abzug bringen kann. Die Steuerpflicht 
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ſoll alſo hiernach inſoweit in Wegfall kommen, als die Höhe 
des Entgeltes gemindert wird. Irgendeine Einſchränkung ent⸗ 
hält die Beſtimmung nicht. Insbeſ. ift aus ihr nicht, wie der 
RIO. zutreffend ausführt, zu entnehmen, daß die Abſetzung 
zurückgewährter Entgelte nur dann zuläſſig iſt, wenn die Zu⸗ 
rückgewährung ſich zwiſchen dem Stcßfl. und ſeinem unmittel⸗ 
baren Abnehmer vollzieht. 

Um jeden Zweifel darüber auszuſchließen, daß Entgelte, 
die abweichenden Steuerſätzen unterliegen, voneinander abge⸗ 
zogen werden können, beſtimmt § 12 Umſ StG. 1934, daß der 
Abzug nur bei Entgelten, die dem gleichen Steuerſatz unter⸗ 
liegen, vorgenommen werden kann. Wenn in dem Voranmel⸗ 
dungszeitraum Entgelte, für die der gleiche Steuerſatz gilt, wie 
für die Umſätze, für welche die Entgelte zurückgewährt worden 
ſind, nicht vereinnahmt worden ſind, ſo muß der StPfl. gemäß 
§ 61 UmſSt DurchfBeſt. nicht die Entgelte von den zu ver⸗ 
ſteuernden Beträgen, ſondern die Steuerbeträge, die er ent⸗ 
richtet hat, von dem errechneten Steuerbetrag in Abzug bringen. 
Dasſelbe gilt für die Steuererklärung. Ergibt ſich hierbei, daß 
die abzuſetzende Steuer die geſchuldete Steuer überſteigt, ſo iſt 
der unterſchiedliche Betrag gegen andere Steuern aufzurechnen 
oder zurückzuzahlen. 

RA. Dr. Thieſing, Berlin. 
* 


* 51. 87 Abſ. 2 Satz 2 Erbſch StG. 1925. Bean⸗ 
tragt der Nacherbe die Verſteuerung nach ſei⸗ 
nem Verhältnis zum Erblaſſer, ſo iſt die 
Steuerklaſſe anzuwenden, die dem Verhält⸗ 
nis des Nacherben zum Erblaſſer entſpricht. 
Die Anwendung dieſer Steuerklaſſe erſtreckt 
ſich auf alle Vorſchriften, in denen die 
Steuerklaſſe für die Berechnung der Steuer 
eine Rolle ſpielt, insbeſ. auch auf die Vor- 
ſchriften über die Freibeträge und Frei⸗ 
grenzen. 


Der im Jahre 1907 verſtorbene Vater des Beſchwerde⸗ 
gegners hatte die Schweſter des Beſchwerdegegners als Vorerbin 
und den Beſchwerdegegner als Nacherben berufen. Die Nad)- 
erbſchaft iſt dem Beſchwerdegegner im Jahre 1927 beim Tode 
der Schweſter angefallen. Da aber die Schweſter auf Grund 
einer ihr im väterlichen Teſtament gegebenen Ermächtigung 
ihrem Ehemann den lebenslänglichen Nießbrauch am Nachlaß 
vermögen zugewendet hatte, wurde die Verſteuerung des Anfalls 
der Nacherbſchaft bis zum Erlöſchen des Nießbrauchsrechts aus⸗ 
geſetzt. Im Herbſt 1935 gab nun der Ehemann der Schweſter 
des Beſchwerdegegners, der das Nacherbſchaftsvermögen im Be⸗ 
ſitz hatte, dem Beſchwerdegegner Wertpapiere unter Verzicht auf 
den weiteren Nießbrauch heraus. Der Beſchwerdegegner be⸗ 
antragte, gem. §7 Abſ. 2 Satz 2 ErbſchStG. der Verſteuerung 
ſeines Erwerbs ſein Verhältnis zum Erblaſſer zugrunde zu 
legen. Das Find. ſtellte darauf den Wert des Erwerbs auf 
5360 RA feſt und erhob unter Anwendung des Tarifs der 
Steuerklaſſe J eine Steuer in Höhe von 107,20 . Mit der 
Sprungberufung begehrte der Beſchwerdegegner Freiſtellung, 
weil ihm der in § 17 b Abſ. 1 Nr. 1 ErbſchStG. i. d. F. vom 
16. Okt. 1934 vorgeſehene Freibetrag von 30 000 . gewährt 
werden müſſe. Das FinGer. trat der Auffaſſung des Beſchwerde⸗ 
gegners bei, gab der Berufung ſtatt und ſtellte den Beſchwerde⸗ 
gegner von der Erbſchaftſteuer frei. 

Mit der RBeſchw. die das Finßer. wegen der grundſätz⸗ 
lichen Bedeutung der Streitſache zugelaſſen hat, verlangt das 
Fin A. Wiederherſtellung feines Steuerbeſcheids, da der Frei⸗ 
betrag zu Unrecht gewährt ſei. Die RBeſchw. iſt unbegründet. 

Für die Verſteuerung eines erbrechtlichen Erwerbs iſt in 
erſter Linie die jeweils anzuwendende Steuerklaſſe von Bedeu⸗ 
tung. Wenn daher beim Erwerb eines Nacherbſchaftsvermögens 
gem. 87 Abſ. 2 Satz 2 ErbſchStG. auf entſprechenden Antrag 
der Verſteuerung das Verhältnis des Nacherben zum Erblaſſer 
zugrunde zu legen iſt, ſo kann nicht zweifelhaft ſein, daß bei 
der Verſteuerung die Steuerklaſſe anzuwenden iſt, die dem Ver⸗ 
wandtſchaftsverhältnis des Nacherben zum Erblaſſer entſpricht. 
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Die Anwendung dieſer Steuerklaſſe erſtreckt ſich dann aber nicht 
nur, wie das Fin A. meint, auf den Tarif (810 des Geſ.), ſon⸗ 
dern auf alle Vorſchriften, in denen die Steuerklaſſe für die 
Berechnung der Steuer eine Rolle ſpielt, insbeſ. alſo auch auf 
die Vorſchriften über die Freibeträge und Freigrenzen des § 17 b 
ErbſchStcßh. Der Nacherbe verdankt den Erwerb der Nacherb⸗ 
ſchaft nicht dem Vorerben, ſondern dem Erblaſſer. Das Geſetz 
will ihm deshalb, wenn er mit dem Erblaſſer näher verwandt 
iſt als mit dem Vorerben, für dieſen Erwerb die Möglichkeit 
geben, in den Genuß derjenigen Vergünſtigungen zu gelangen, 
die auf der Anwendung der niedrigeren Steuerklaſſe beruhen. 
Weder die Faſſung noch der Zweck des Geſetzes rechtfertigen 
die vom Fin A. vertretene engere Auslegung der Vorſchrift. 
Die Auffaſſung des Fin A. ſtützt ſich im weſentlichen auf die 
Erwägung, daß ein Nacherbe, der gleichzeitig mit dem Erwerb 
eines geringfügigen Vorerbſchaftsvermögens noch erhebliches 
freies Vermögen des Vorerben erwerbe, und für den Erwerb 
des Vorerbſchaftsvermögens den Antrag aus $7 Abſ. 2 Satz 2 
ErbſchStG. ſtelle, ungerechtfertigt begünſtigt werden könnte, 
wenn ihm für dieſen Erwerb ein hoher Freibetrag zugebilligt 
werden würde; denn da in ſolchem Falle beide Erwerbe als ein 
einheitlicher Erwerb zu behandeln ſeien, würde der Freibetrag 
u. U. auch Teile des vom Vorerben zugewendeten Vermögens 
der Beſteuerung entziehen. Über einen Fall dieſer Art iſt hier 
nicht zu entſcheiden. Immerhin ſei bemerkt: Wenn ein Nach⸗ 
erbe gleichzeitig mit dem Vorerbſchaftsvermögen auch freies Ver⸗ 
mögen des Vorerben erwirbt und der Wert der Nacherbſchaft 
niedriger iſt als der Freibetrag nach der Steuerklaſſe, die dem 
Verhältnis des Nacherben zum Erblaſſer entſpricht, ſo wird es 
i. S. des Geſetzes liegen, daß die Nacherbſchaft ſteuerfrei bleibt, 
und der Erwerb freien Vermögens des Vorerben für ſich allein 
verſteuert wird unter Berückſichtigung des Freibetrags oder der 
Freigrenze, die ſich aus dem Verhältnis des Nacherben zum 
Vorerben ergibt. 


Hiernach iſt der Vorentſcheidung beizutreten. 
(Ri., 3. Sen., Urt. v. 10. Dez. 1936, III C A 74/36 8.) 


* 
x 52. 88 107 a, 202, 208, 413 R A bg O. 


1. Das Fin A. kann, erforderlichenfalls 
unter Anwendung von Zwangsmitteln und 
Ordnungsſtrafen, dem St Pfl. unterſagen, 
ſich der geſchäftsmäßigen Hilfe eines vom 
Fin A. zurückgewieſenen Stundenbuchhalters 
zu bedienen. 


2. Eine Buchführung, die einer ſolchen Un⸗ 
terſagung zuwider auch weiterhin durch den 
Stundenbuchhalter erfolgt, hat nicht unbe- 
dingt die Vermutung ordnungs mäßiger Buch ⸗ 
führung für ſich (& 208 R Abg Oh, ift aber nicht 
be OR als nicht vorhanden zu betrad- 
Bee 


l. Der REM. hat um ein Gutachten des Großen Senats 
des REG. gemäß § 63 RAbgO. über den folgenden Sachverhalt 
erſucht: 


„Ein Stpfl. bedient ſich in ſeinen Steuerangelegenheiten 
(insbeſ, bei Erfüllung der Buchführungspflichten, die auf Grund 
von Steuergeſetzen beſtehen) der geſchäftsmäßigen Hilfe eines 
ſogenannten „Stundenbuchhalters“, der dazu nach § 107 a 
RAbgO. i. Verb. m. $ 1 DurchfVO. v. 11. Jan. 1936 (RG Bl 
J, 11 und RStBl. 65) der allgemeinen Erlaubnis des Fin A. 
bedarf, dieſe Erlaubnis aber nicht erhalten hat.“ 


„Der Stundenbuchhalter hat ſich ſtrafbar gemacht, da er 
den Vorſchriften des § 107 2 RAbgO. zuwidergehandelt hat 
(S 107 a Abf. 8 i. Verb. m. § 413 RAbgO.). Das Fin A. kann 
auch, ſtatt auf Ordnungsſtrafe (§ 107 a Abſ. 8 i. Verb. m. 8 413 
RAbg O.) zu erkennen, Zwangsmittel (8 202 R Abg.) gegen 
den Stundenbuchhalter anwenden. Mit Geldſtrafe iſt jedoch 
dem Stundenbuchhalter nicht beizukommen, da er unpfändbar 
iſt. Es würde ſich alſo letzten Endes darum handeln, eine Er⸗ 


66. Jahrg. 1937 Heft 19) 
ſatzfreiheitsſtrafe gegen den Stundenbuchhalter vollſtrecken zu 
laſſen. Das aber will das Fin A. vermeiden.“ 


„Infolgedeſſen fragt es ſich, ob das Fin A. (erforderlichen- 
falls unter Anwendung von Zwangsmitteln) dem Stpfl. unter 
ſagen kann, ſich auch fernerhin der geſchäftsmäßigen Hilfe des 
Stundenbuchhalters zu bedienen, und ob eine Buchführung, die 
einer ſolchen Unterſagung zuwider auch weiterhin durch den 
Stundenbuchhalter erfolgt, trotzdem als ordnungsmäßige Buch⸗ 
führung in Betracht kommen kann.“ 


„Meines Erachtens iſt das Fin A. in Ausübung der 
Steueraufſicht befugt, nicht nur gegenüber dem Stundenbuch⸗ 
halter, ſondern auch gegenüber dem Stpfl. alle Maßnahmen 
zu ergreifen, die geeignet ſind, geſchäftsmäßige Hilfeleiſtung 
durch nicht zugelaſſene Perſonen zu verhindern.“ 


II. 1. Perſonen, die geſchäftsmäßig Hilfe in Steuerſachen 
leiſten, insbeſ. geſchäftsmäßig Rat in Steuerſachen erteilen, be⸗ 
dürfen dazu der vorherigen allgemeinen Erlaubnis des Fin A. 
(§ 107 a Abſ. 1 RAbgO.). Zuwiderhandlungen find nach 8 413 
RAbgO. ſtrafbar (Abſ. 8 a. a. O.); die Zuwiderhandlung gilt 
alſo als geſetzliche Vorſchrift, die im Intereſſe der Beſteuerung 
erlaſſen iſt; ihre Verletzung wird mit einer Ordnungsſtrafe bis 
zu 10 000 %% beſtraft. Nach 8 1 VO. zur Durchführung des 
8 107 a RAbgO. v. 11. Jan. 1936 (RStBl. 1936, 65) umfaßt 
der Begriff Hilfeleiſtung in Steuerſachen i. S. des § 107 a auch 
die Hilfeleiſtung bei Erfüllung der Buchführungspflichten, die 
auf Grund von Steuergeſetzen (3. B. §§ 160, 161 RAbgO. u. a.) 
beſtehen. Der Erlaubniszwang gilt daher auch für die foge- 
nannten Stundenbuchhalter, die Stpfl., insbeſ. Minderkauf 
leuten, ihre Bücher und Aufzeichnungen führen, ohne im Be⸗ 
trieb des StPfl. angeſtellt zu fein. 


Das Geſetz, damit auch die Strafdrohung, richtet ſich dem 
Wortlaut des Geſetzes nach zunächſt gegen denjenigen, der ohne 
Erlaubnis Hilfe in Steuerſachen, insbes. durch Stundenbuch⸗ 
haltung, leiſtet. Das Geſetz hat ſeinen Grund in der Sicherung 
des ordnungsmäßigen Steueraufkommens unter Verhinderung 
aller Maßnahmen, die geeignet ſind, das Steueraufkommen zu 
gefährden, mag dabei der Beteiligte abſichtlich oder unabſicht 
lich, vorſätzlich, fahrläſſig oder ſchuldlos gehandelt haben. Das 
Geſetz greift daher zur Sicherung der Belange der Volksgemein⸗ 
ſchaft in die gewerbliche Freiheit der durch Steuerhilfe eine 
gewinnbringende Beſchäftigung ausübenden Perſonen ein. 
Seine Bedeutung geht aber weiter. Es regelt nicht bloß die 
Tätigkeit der Helfer in Steuerſachen, ſondern es wendet ſich, 
als Steuergeſetz ſogar hauptſächlich, an denjenigen, der als 
Stqpfl. die öffentlich⸗rechtliche Pflicht zu eigener Hilfe bei der 
Einziehung öffentlicher Abgaben hat. Der Stpfl. hat, worauf 
der Riß. ſchon mehrfach hingewieſen hat, nicht bloß die Pflicht, 
Steuer zu zahlen, ſondern es trifft ihn auch eine eigene Hilfs⸗ 
pflicht bei den Maßnahmen der Behörde zur Vorbereitung, 
Sicherung und Nachprüfung der Beſteuerung. Kraft dieſes Ge⸗ 
waltverhältniſſes der Steuerbehörde zu dem Stpfl. kann ihm 
vorgeſchrieben werden, was er zur Erfüllung des Zweckes 
dieſer Maßnahmen zu tun und zu unterlaſſen hat; es können 
ihm auch im Einzelfall beſondere Befehle gegeben werden; die 
Verwaltungsbehörde iſt dabei nur an, den Rahmen des de 
ſetzes und an ihr pflichtmäßiges Ermeſſen gebunden (vgl. Gut⸗ 
achten des RH. v. 9. April 1934, Gr SD 1/34: Rh. 36, 28 = 
IW. 1934, 1261). Dieſe Befehlsgewalt des Fin A. gilt auch 
hier; ſie bleibt im Rahmen des genannten Geſetzes. Es handelt 
ſich daher bei dem Verbot nicht zugelaſſener Hilfe in Steuer 
ſachen allgemein um eine rechtspolizeiliche, hier fteuerpoligei- 
liche Maßnahme, die ſich nicht nur an den als Helfer in Steuer- 
ſachen Zurückgewieſenen, ſondern ebenſo auch an den Stpfl. 
ſelbſt richtet. Das Fin A. iſt daher berechtigt und in der Lage, 
mit ſteuerpolizeilichen Zwangsmaßnahmen nicht nur gegen den 
verbotswidrig handelnden Buchhalter, ſondern auch gegen den 
Stqpfl. ſelbſt vorzugehen. Sind zur Beſeitigung einer ſteuer⸗ 
polizeilichen Gefahr mehrere Mittel geeignet, ſo darf das Fin A. 
alle geeigneten Mittel ergreifen, die zur Beſeitigung der Ge⸗ 
fährdung des Gemeinwohls durch unerlaubte Handlungen ein⸗ 
zelner nötig und angemeſſen ſind. Der ſteuerwidrige Eigennutz 
des Stpfl. kann und muß auch hier erforderlichenfalls durch 
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Zwangsmaßnahmen gebrochen werden, um den Sinn und Zweck 
des Geſetzes zum Durchbruch zu verhelfen, die dahin gehen, 
die Volksgemeinſchaft vor der Wirkung von Schädlingen zu 
ſchützen und das ordnungsmäßige Steueraufkommen zu ſichern. 
Wenn dem Fin. die ſteuerpolizeiliche Aufgabe geſtellt iſt, 
dieſen geſetzwidrigen Eigennutz des Stpfl. und feines Gehilfen 
zu brechen, ſo muß es auch die Möglichkeit haben, ſeinen Wil⸗ 
len da durchzuſetzen, wo der Eigennutz durch Benützung zurück⸗ 
gewieſener Helfer Auswege und Umwege ſucht, um im Er⸗ 
gebnis das Geſetz außer Wirkung zu ſetzen. Das Fin A. muß 
daher das Recht haben, den durch die Inanſpruchnahme eines 
zurückgewieſenen Buchhalters dem Geſetz widerſprechenden 
ſteuerpflichtigen Volksgenoſſen dem Willen der Gemeinſchaft zu 
unterwerfen. Es ordnet das Geſetz nicht etwa bloß das beſon⸗ 
dere Rechtsverhältnis zwiſchen dem Staat und den als Steuer⸗ 
helfer zurückgewieſenen Volksgenoſſen, ſondern es regelt auch 
allgemein die Stellung eines ſolchen Helfers in der Volksge⸗ 
meinſchaft und wendet ſich hierwegen auch an andere Volks⸗ 
genoſſen, denen wie dem Stpfl. beſondere Hilfspflichten ob⸗ 
liegen. Auch der Stpfl. muß ſich daher dem im Geſetz und der 
auf ihm beruhenden Zurückweiſungsverfügung des Fin A. zum 
Ausdruck gebrachten Willen der Volksgemeinſchaft fügen und 
nötigenfalls zwangsweiſe dazu geführt werden, dieſen Willen 
zu beachten. Das Recht des Stpfl., ſich zur Führung feines Be⸗ 
triebs beliebiger, von ihm für geeignet gehaltener Volksgenoſſen 
zu bedienen, findet da feine Grenze, wo zum Schutz des Ge⸗ 
meinwohls dem Geſetz gemäß das Fin A. ihm verbietet, ſich be⸗ 
ſtimmter Perſonen zur Dienſtleiſtung zu bedienen. 


Das Fin A. kann daher auch dem Stqpfl. ſelbſt die Be⸗ 
ſchaftigung eines zurückgewieſenen Stundenbuchhalters durch 
beſondere Verwaltungsverfügung verbieten und die Befolgung 
einer ſolchen Verwaltungsverfügung mit den geſetzlichen 
Zwangs- und Strafmitteln — Zwangsſtrafe, unmittelbarer 
Zwang, Ordnungsſtrafe (88 202, 413 RAD.) — durchſetzen. 

Dieſer Regel ſteht nicht entgegen, daß 8 413 RAbgdO. keine 
Vergehensſtrafe, ſondern nur eine Ordnungsſtrafe androht, und 
daß die Vorſchrift in § 107 a Abſ. 8 RAbgdO. ſich zunächſt nur 
gegen den Zurückgewieſenen ſelbſt richtet. Nach den Grundſätzen 
über die Ordnungsſtrafen im Verwaltungsrecht ſind zwar auf 
die Zuwiderhandlungen gegen $ 107 a Abſ. 1 und 8 RAbgoO. die 
Strafdrohungen für Anſtiftung und Beihilfe nicht anwendbar, 
ſoweit nicht das Geſetz ſelbſt eine Ordnungsſtrafe auch gegen. 
den Anſtifter zuläßt (nal. auch M eeske: Da. 1936, 1321 und 
die dort angeführte Preisfeſtſetzungs O. v. 4. Mai 1936 [RGBl. 
I, 435], § 1). Die Strafdrohung in § 107 4 Abſ. 8 richtet ſich 
daher allerdings nicht ohne weiteres gegen den Stpfl. ſelbſt. 
Das ſchließt aber nicht aus, daß das Fin A, durch eine dem 
Stpfl. beſonders bekanntgemachte Verwaltungsverfügung die⸗ 
ſem zur Sicherung ordnungsmäßiger Beſteuerung beſondere 
Befehle erteilt und die Verletzung eines ſolchen Finanzbefehls 
mit einer beſonderen Ordnungsſtrafe bedroht. Wie oben be⸗ 
merkt, iſt das Fin A. zu einer ſolchen Anordnung i. S. der 
SS 202, 413 Relbg O. befugt. 

Daß der Geſetzesbefehl gemäß § 107 a RAID. auch an 
den Stpfl. ſelbſt gerichtet werden kann, ergibt ſich auch aus 
Abſ. 4 Satz 1 dieſer Beſtimmung. § 4 Satz 2 iſt keine Ein⸗ 
ſchräukung der Vorſchrift in Satz 1, ſondern zieht nur eine 
beſondere Folgerung aus dem allgemeinen Verbot des Satzes 1. 
Dieſes Verbot richtet ſich auch an den Stpfl. ſelbſt. 


Solange ein ſolches Verbot an den Stpfl. nicht ergangen 
iſt, darf er den zurückgewieſenen Stundenbuchhalter beſchäftigen. 
Der Stpfl. braucht ſich alſo nicht zu vergewiſſern, ob einer 
von ihm zur Hilfe herangezogenen Perſon die Erlaubnis er⸗ 
teilt iſt; ja er darf ſich ſogar, ſolange ihm das Fin A. das nicht 
unterſagt hat, einer Perſon bedienen, von der er weiß, daß ihr 
die Erlaubnis nicht erteilt iſt. 

2. Nach § 208 RAbgOO. haben Bücher und Aufzeichnungen, 
die den Vorſchriften des § 162 entſprechen, die Vermutung ord⸗ 
nungsmäßiger Führung für ſich. Das gilt aber nur, wenn nach 
den Umſtänden des einzelnen Falles kein Anlaß iſt, ihre ſach⸗ 
liche Richtigkeit zu beanſtanden. Für die Frage nach der Ord⸗ 
nungsmäßigkeit einer Buchführung kommt es im Endergebnis 
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darauf an, ob ſie im Ergebnis ſach lich richtig iſt, d. h. das 
den handelsrechtlichen und ſteuerrechtlichen Vorſchriften ent- 
ſprechende Ergebnis aufweiſt. Vorausſetzung für die Vermutung 
der Ordnungsmäßigkeit iſt ſomit, daß keine Umſtände vorliegen, 
die dem Fin A. Anlaß geben, die Ordnungsmäßigkeit der Grund⸗ 
lagen dieſer Buchführung zu bezweifeln. Zu ſolchen Zweifeln 
wird das Fin A. namentlich dann Grund haben, wenn es weiß, 
daß die Buchführung von einem Volksgenoſſen geführt iſt, dem 
das Fin A. die erforderliche Zuverläſſigkeit und Sachkenntnis 


abſpricht. Dieſe Zweifel geben aber dem Findl. nur Anlaß, das 


Buchführungsergebnis beſonders nachzuprüfen und zu ermitteln, 
ob es tatſächlich, trotz der Bedenken gegen ſeinen Verfaſſer, 
ſachlich zutrifft. Die Zweifel des Find. werden aber dann nicht 
ohne weiteres durchgreifen können, wenn ein tatſächlich fach— 
kundiger und einwandfreier Berater nur etwa deswegen nicht 
zugelaſſen worden iſt, weil kein Bedarf für die Zulaſſung wei⸗ 
terer Helfer in Steuerſachen beſteht. Bei ſolchen tatſächlich ſach 
kundigen und einwandfreien Beratern kann es keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob der Stpfl. ſich zur Führung feiner Bücher 
eines arbeitsrechtlich angeſtellten Buchhalters bedient, der nach 
§ 107 a Abſ. 3 Ziff. 8 RAbgO. keiner Erlaubnis bedarf, oder 
ob er, weil ihm die Haltung eines beſonderen Angeſtellten 
entbehrlich erſcheint, einen ſelbſtändigen oder einen bei einem 
anderen Betrieb angeſtellten Stundenbuchhalter damit betraut. 
Es kommt alſo auf den einzelnen Fall an, ob genügende Gründe 
beſtehen, die Ordnungsmäßigkeit eines von einem zurückgewie⸗ 
ſenen Stundenbuchhalter geführten Rechnungswerks in Frage 
zu ſtelleu. 

Es kann aber nicht anerkannt werden, daß allgemein die 
Buchführung, die der zurückgewieſene Stundenbuchhalter auf: 
geſtellt hat, in erweiternder Anwendung von § 107 Abſ. 6 
RAbg O. (vgl. Entſch. des RF. v. 20. Okt. 1936, IA 208/36: 
RStBl. 1936, 1077) ohne weiteres als nicht vorhanden zurück⸗ 
gewieſen werden könnte. Auch für die allgemeine Rechtsbera⸗ 
tung it davon auszugehen, daß das AG. das Mahngeſuch einer 
Partei nicht deshalb zurückweiſen kann, weil die Partei ſich 
das Mahngeſuch von einem nicht zugelaſſenen Winkelkonſulenten 
hat ſchreiben laſſen (vgl. DJ. 1935, 1818). 

Auch die Möglichkeit, zur Durchführung des ſteuerpolizei⸗ 
lichen Zwecks im Wege der Steueraufſicht alle Maßnahmen zu 
ergreifen, die geeignet ſind, eine unzuläſſige Hilfeleiſtung zu 
verhindern, gibt dem Fin A. nicht das Recht, eine von dem 
Zurückgewieſenen aufgeſtellte Bilanz ohne weiteres als nicht 
vorhanden anzuſehen. Es kann die Tatſache, daß eine ſachlich 
richtige und einwandfreie Buchführung und Bilanz da iſt, daß 
alfo der Stpfl. feinen Gewinn oder Vermögensſtand richtig 
errechnet hat, nicht unbeachtet laſſen und an Stelle einer ſach⸗ 
lich richtigen Steuerfeſtſetzung eine etwa auf abweichender 
Schätzung beruhende, aber ſachlich im Ergebnis falſche 
Steuerfeſtſetzung ſetzen, gewiſſermaßen alſo ſtrafweiſe den Stpfl. 
höher beſteuern, als es bei ſachlich richtiger Feſtſetzung auf 
Grund ſachlich richtiger und rechtlich nicht zu beanſtandender 
Unterlagen dem Steuergeſetz entſprechen würde. Das Ergebnis 
der Buchführung des zurückgewieſenen Buchhalters kann alſo 
nur dann verworfen werden, wenn feſtgeſtellt werden kann, 
daß es fachlich falſch oder unglaubhaft iſt, nicht ſchon wegen 
der bloßen Tatſache verbotswidriger Buchführung durch den 
Zurückgewieſenen, insbeſ. dann nicht, wenn der Buchführer 
nicht als ſachlich unzuverläſſig oder unzureichend angeſehen 
werden muß. 

(R., Groß. Sen., Gutacht. v. 19. Dez. 1936, Gr SD 10/36 8.) 


Anmerkung: 1. Das Gutachten des Großen Senats des 
RFH. bringt einen begrüßenswerten Beitrag zur Beurteilung 
der Zuläſſigkeit des Umfangs ſteuerpoltzeilicher Maßnahmen 
und damit gleichzeitig einen Beitrag zur Förderung der An⸗ 
ae des Steuerverfahrens an nationalſozialiſtiſche Geſichts⸗ 
punkte. 


Auszugehen iſt mit Recht davon, daß die Befehlsgewalt 
des Fin A., ſich widerſpiegelnd in der öffentlich⸗rechtlichen Pflicht 
des Stpfl. zur Mitwirkung am Steuerermittlungsverfahren, 
die Steuerbehörde berechtigt, mittels ſteuerpolizeilicher Zwangs⸗ 
maßnahmen ſteuerpolizeiliche Gefahren zu beſeitigen. 

Vorausſetzung des ſteuerpolizeilichen Eingreifeus iſt das 
Vorhandenſein oder das Bevorſtehen einer unerlaubten Hand⸗ 
lung zur Beſeitigung der Gefährdung des Gemeinwohls. Ziel 
des ſteuerpolizeilichen Eingreifens iſt die Beſeitigung dieſer 
Gefährdung. Hierbei können die Steuerbehörden diejenigen 
Wege ergreifen, die nach Lage des Einzelfalles zweckmäßig er⸗ 
ſcheinen. 

In der Regel dürfte eine beſondere Verwaltungsverfügung 
auf Grund der SS 202, 413 RUbgD. ausreichend ſein. 

Freilich liegt die Grenze ſteuerpolizeilichen Eingreifens in 
der Benutzung ausreichender Mittel. Das Gewaltverhältnis der 
Steuerbehörde zu dem Stcffl. darf nicht dazu benutzt werden, 
in Einzelfällen beſondere Befehle zu erteilen, die über die Ver⸗ 
pflichtung des StPfl. zur Erfüllung feiner unmittelbaren ſteuer⸗ 
lichen Pflichten oder zur Erfüllung der Hilfspflichten hinaus⸗ 
gehen. Dieſe Grenze hat das Gutachten des Großen Senats 
unbedingt innegehalten. 

2. Die Tatſache, daß ein Stundenbuchhalter als „Helfer in 
Steuerſachen“ zurückgewieſen iſt, braucht nach den Gründen des 
Gutachtens den Stpfl. nicht davon abzuhalten, ſich dieſer Per⸗ 
ſon zu bedienen. Im erſten Augenblick erſcheint dieſe Feſt⸗ 
ſtellung befremdlich, weil anſcheinend hierdurch der Stpfl, 
einer ſteuerpolizeilichen Maßnahme gegenüber dem Stunden— 
buchhalter zuwiderhandelt. In der Regel wird der Stpfl. ſich 
eines ſolchen Stundenbuchhalters auch nicht bedienen, weil er 
Gefahr läuft, durch die Tatſache der Beſchäftigung eines ſolchen 
Stundenbuchhalters in den Verdacht ſteuerlichen Eigennutzes zu 
geraten. Andererſeits könnte der Stpfl. unbedenklich dieſen 
Buchhalter trotz Nichtzulaſſung als Helfer in Steuerſachen da⸗ 
durch unbeanſtandet beſchäftigen, daß er dieſen Buchhalter ſtän⸗ 
dig, wenn auch nur z. B. etwa auf die Dauer von zwei Monaten, 
zur Aushilfe einſtellt. Allerdings darf dieſe Art der Einſtellung 
keine Umgehung darſtellen. 

3. Der RH. hat im zweiten Teil feines Gutachtens ſich 
mit der Frage befaßt, inwieweit zur Beurteilung der Ord⸗ 
nungsmäßigkeit einer Buchführung die Beurteilung der Perſon 
des Buchführers heranzuziehen iſt. 

Ausgehend von dem Grundſatz, daß im Endergebnis die 
Ordnungsmäßigkeit einer Buchführung von dem fachlichen Er⸗ 
gebnis, d. h. von einer Beachtung der haudelsrechtlichen und 
ſteuerrechtlichen Vorſchriften abhängt, kommt das Gutachten zu 
der Überzeugung, daß die Perſon des Buchführers für die Be⸗ 
urteilung der ſachlichen Richtigkeit vollkommen belanglos iſt. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Steuerbehörden, die Kennt⸗ 
nis davon erlangen, daß ein ihrer Auffaſſung nach unzuver⸗ 
läſſiger Buchführer tätig geweſen iſt, ſich daraufhin die Buch⸗ 
haltung beſonders anſehen werden. Es ſpiegelt ſich hier der 
gleiche Erfahrungsſatz wieder, daß anläßlich von Betriebsprü⸗ 
fungen nach Feſtſtellung der mangelnden Vorbildung eines 
Buchführers die Finn. beſonders die Buchführung auf ihre 
ſachliche Richtigkeit hin unterſuchen. 

4. Aus den vorſtehenden Geſichtspunkten ergibt ſich die 
Schlußfolgerung, daß es unzuläſſig iſt, durch ſteuerpolizeiliche 
Maßnahmen vorbeugender Art Perſonenkreiſe, die nach Auf⸗ 
faſſung der Steuerbehörde perſönlich oder ſachlich nicht genügend 
vorgebildet ſind, von der Buchführung auszuſchließen oder um⸗ 
gekehrt den Stpfl. aufzugeben, geeignete Buchhaltungskräfte 
einzuſtellen. Freilich wird in dem Verlangen nach ſachlicher 
Ordnungsmäßigkeit der Buchhaltung eine mittelbare perſöuliche 
Betriebskontrolle liegen. 

RA. Dr. Dr. Mego w, Küſtrin. 
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